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(A) Präsidentin Dr. Laurien eröffnet die Sitzung um 13.04 Uhr. seiner in Dankbarkeit und mit Trauer. - Meine Damen und Her- (C) 
ren! Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen erhoben. Ich 
danke Ihnen! 

(B) 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren! Ich 
eröffne die 86. Sitzung des Abgeordneten~::iUses vo.n Berlin. _l_ch 
begrOße Sie, unsere Gäste und Zuhörer sehr herzlich. [0.2] 

in bezugauf die Akt u e II e Stunde liegen als Themen vor: 
[0.1] 

Ich bitte Sie, sich von den Plätzen zu erheben l 

1. Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD zum 
Thema "Planung und Finanzierung der BerlinerS-Bahn", 

[Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.J 

Ich möchte zu Beginn unserer Sitzung eines Mannes geden
ken, der dem Abgeordnetenhaus elf Jahre lang angehört hat. Am 
15. Mai 1995 ist im Alter von '75 Jahren Wern er J an nicke 
verstorben. Er wiiv0r1 März 1963 bis Februar 1974 Mi tg I i e!=f 
d er S PD ~Fra k t i o n des Abgeordnetenhauses von Berlin. ln 
der 5. Wahlperiode war er stellvertretender Fraktionsvorsitzen
der. Werner Jannicke war ein Politiker, der dle Schwerpunkte 
seiner Arbeit in den Gremien des Parlaments setzte. ln den Aus· 
schüssen für Planung und Stadtentwicklung sowie für Wirt
schaft waren seine Beiträge stets ein wichtiger Faktor der Bera
tung. ln die Diskussionen konnte er damals immer wieder seine 
umfangreichen Erfahrungen als Kommunalpolitiker einbringen, 
denn er war von 1949 bis 1963 in der Bezirksverordnetenver
sammlung Wedding. 

2. Antrag der Fraktion der POS zum Thema "Neues Millionen
loch - große Koalition vor dem haushaltspolitischen Offen· 
barungseid?", 

3. Antrag' der Fraktion Bündnis 90/Grüne zum Thema nMiet· 
steigerungen und Mietervertreibung, insbesondere in Ber
lins Mitte", 

4. Antrag der Fraktion der FDP zum Thema "der Rechnungs· 
hof Berlin bestätigt~ Berlin ist pleite". 

Die jüngste Information, die ich habe, lautet, daß man ohne 
. Debatte dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne zustimmen 

möchte. Besteht dennoch Redebedarf zur Aktualität? - Das ist 
nicht der Fall. Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 

Werner Jannicke hat sich in einer schwierigen Zeit für die 
Bevölkerung unserer Stadt eingesetzt Er hat mit seinen parla
mentarischen Bemühungen Anteil an der Gestaltung und der 
Förderung des westlichen Teils unserer Stadt. Wir gedenken 

· möchte, ist um das Handzeichen gebeten. -· Danke schön I 
Gegenprobel - Damit angenommen. Somit ist klar, daß wir unter 
Tagesordnungspunkt 1 A dieses Thema behandeln werden. 

[0.3] 

Ich vetweise auf die Konsensliste: 

Der Ältestenrat _empfiehlt, nachstehende Tagesordnungspunkte ohne Aussprache wie folgt zu behandeln: 

TOP 5 1215554 u. GeSetz zur Änderung _des Berliner Datenschutzgesetzes 
12/5554-1 

TOP 7 12/5586 Änderungsgesetz über die Errichtung des Jugendaufbauwerkes Berlin 

TOP 8 1215589 Vermögensrechtsdatenverarbeitungsgesetz 

TOP 10 12/5602 Viertes Änderungsgesetz zum Allgemeinen Zuständigkeitsgesetz 

TOP 11 12/5603 Gesetz zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften 

TOP 12 12/5606 Änderung des LGG 

TOP 13 12/5611 

TOP 14 12/5622 

TOP 15 12/5625 

TOP 19 12/5627 

TOP 22 12/5517 

TOP 23 12/5588 

TOP 24 12/5596 

TOP 25 12/5597 

TOP 29 12/5559 

TOP 31 12/5561 

TOP 33 12/5577 

TOP 35 12/5579 

TOP 36 12/5580 

TOP 37 12/5581 
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Gesetz zur Änderung deS Gesetzes Ober die Deutsche Klassenlotterie 

Erstes Änderungsgesetz zum Gesetz über das Landesschulamt 

Zentralbibliotheksstiftungsgesetz 

Wahl einer Richterin des Verfassungsgerichtshofs 

Große Anfrage über "Wo braucht eine Hauptstadt und zukünftige 
Dienstleistungsmetropole Rughäfen?" 

GrOBe Anfrage über ·lntegraiionspolitik des Berliner Senats 

Große Anfrage über Technologiepolitik in Berlin 

Große Anfrage Ober MedienwirtschaftSstandort Berlin 

Verlängerung der Straßenbahn zum Alexanderplatz 

Verbesserung der Verkehrssicherheit im Haltestellenbereich von 
Straßenbahnen -

Einrichtung eines Aufbauzuges für leistungsstarke Realschüler 

VerkehrsberUhigte Zonen 

BUsspur "in Mittellage der Schöneberger Rheinstraße 

Einleitung des Planfeststellungsverfahrens für die Verlängerung der 
Straßenbahnlinie 50 

bereits vorab 
an lnn 

bereits vorab 
an JugFam 
u. Haupt 

bereits vorab 
an lnn 

an lnn <n 
Recht, BauWohn 
u. Haupt 

bereits vorab 
an Haupt 

an Frau 

an Haupt 

an Schul 

an Kult 
u. Haupt 

vertagt 

vertagt 

vertagt 

vertagt 

vertagt 

abgelehnt 

angenommen 

angenommen 

angenommen 

angenommen 

angenommen 
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(A) TOP38 1215582 Wiederaufstellung der Denkmäler im Bereich der Neuen Wache angenommen (C) 

TOP 39 12/5583 Wiederaufbau des Kommandantenhauses Unter den Linden angenommen 

TOP 40 1215584 Jährliche Gedenkveranstaltungen zum 8. Mai 1 945 angenommen 

TOP 41 12/5604 Gutachten "Förderstrategien und -instrumente einer frauen- und abgelehnt 
familienfreundlichen Wirtschaftspolitik in Berlin" 

TOP 42 a) 12/5607 Schritte- zu einer -ökologischen Wasserpolitik 1 abgelehnt 

b) 12/5608 Schritte zu einer ökologischen -Wasserpolitik 2 angenommen 

TOP 43 1215609 Übertragung der Gewässer zweiter Ordnung in die ·Kompetenz der abgelehnt 
Bezirke 

TOP 43 A 12/5633 Angemessene Aufarbeitung der Geschichte der Alliierten angenommen 
(unter Anerkennung der Dringlichkeit) 

TOP45 12/5552 Straßen- oder Platzbenennung nach Franklin D. ROosevelt an VuB 

TOP 46 1215555 Städtepartnerschaften Berlins an BundEuro 

TOP 47 12/5568 Rücknahme der Freistellung für Aluminium-Verpackungen an Umwelt 

TOP 48 1215569 Auslobung eines Berliner Preises "Der frauenfeindliche Betrieb" an Frau W 
·u. WiTech 

TOP 50 a) 12/5594 Umfassende Information der Bürger zum Neugliederungs-Vertrag {1) an BlnBra 

b) 1215595 Umfassende Information der Bürger zum Neugliederungs-Vertrag (2) bereits vorab 
an Haupt, 
zusätzlich 
an BlnBra 

TOP 52 12/5610 Sanierung des Grunewalds an Umwelt 

TOP 53 1215612 Berufsausbildung für jugendliche Flachtlinge an Ausl (f) 
u. Jugfam 

TOP 54 1215613 VBB-Semesterticket für die Berliner Studierenden an VuB 
u. Haupt 

TOP 55 1215614 Absicherung der Projekte des Programms "Jugend mit Zukunft" an Jugfam 
u. Haupt 

(B) TOP 56 12/5615 Entlastung der Bezirke von pauschalen Personalminderausgaben als an Schul (D) 
Folge der Einrichtung des Landesschulamtes u. Haupt 

TOP 57 12/5616 Markierung des Mauerverlaufs an Stadt (f) 
u. Kult 

TOP 58 1215617 Finanzierung von als ErsatZschulen genehmigter Sonde"ischulen für bereits vorab 
Geistigbehinderte an Schul 

u. Haupt 

TOP 59 121561 B Zusammenführung und Erweiterung von Hochschulsonderprogrammen an WissForsch 

TOP 60 1215619 Erweiterung der Teilzeitarbeit für ärztliches Personal in Krankenhäusern an Ges 

TOP 61 a) 12/5620 Neufassung de·r 2. Zweckentfremdungsverbot-Verordnung II an BauWohn 

b) 1215621 2. Zwecke_ntfremdungsverbot-Verordnung 111 an BauWohn 

TOP 62 1215623 Bioethik-Konvention an WissForsch (n 
u. Ges 

TOP 64 12/5626 Kein Großflughafen Berlin-Brandenburg-lnternational an VuB 

TOP 65 12/5572 Entlastung der Einnahmen und Ausgaben des Rechnungshofs im Haus- an Haupt 
haltsjahr 1994 

TOP 66 12/5574 Finanzierung von drei Geisteswissenschaftlichen Zentren an WissForsch 
u. Haupt 
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(A) [0.4] 

(B) 

und die Liste der eingegangenen Dringlichkei
ten: 
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1. Beschlußempfehlungen des _AusS!chusses für die Zusammenarbeit der Länder Berlin und 
Brandenburg vom 19. Mai 1995 und des Rechtsausschus~!3S vom 1. Juni 1995 zur Vor
lage - zur Beschlußfassung - über Dreißigstes Gesetz zur Anderung der Verfassung von 
Berlin 
- Drs 12/5632 -

2. Beschlußempfehlungen des Rechtsausschusses vom 18. Mai 1995 und des Hauptaus
schusses vom 7. J.uni 1995 zur Vorlage - zur Beschlußfassung - Ober Neunundzwanzig· 
stes Gesetz zur Anderung der Verfassung von Berlin 

- Drs 12/5650.-

in Verbindung mit 

Beschlußempfehlungen des Rechtsausschusses vom 18. Mai 1995 und des Hauptaus
schusses vom 7. Juni 1995 zur Vorlage -zur Beschlußfassung- über Fünftes Gesetz zur 
Änderung des Landeswahlgesetzes 

- Drs 12/5651 -

3. Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses vom 1. Juni 1 995 zum Antrag des Abge· 
ordneten Knut Herbst und anderer über Achtundzwanzigstes Gesetz zur Änderung der 
Verfassung von Berlin 

- Drs 12/5637 -

4. Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses vom 1. Juni 1995 ZJ,Jm Antrag der Fraktion 
der SPD Ober Fünftes Gesetz zur Änderung des Landeswahlgesetzes 

- Drs 12/5638 -

in Verbindung mit 

Beschlußempfehlung des Ausschusses rur Inneres, Sicherheit und Ordnung vom 15. Mai 
1995 zum Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Änderung der Landeswahlordnung 

- Drs 12/5639 -

5. Beschlußempfehlungen des Rechtsausschusses vom 18. Mai 1995 und des Hauptaus
schusses vom 7. Juni 1995 zur Vorlage- zur Beschlußfassung - über Gesetz über Durch
führung der Volksabstimmung nach Artikel 88 Abs. 2 der Verfassung von Berlin 

- Drs 12/6652-

6. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Soziales vom 15. Mai 1 Q95 und des Haupt· 
ausschusses vom 7. Juni 1995 zur Vorlage - zur Beschlußfassung - über Gesetz zum 
Abkommen über die Zentralstelle der Länder ffir Sicherheitstechnik und über die Akkredi· 
tierungsstelle der Länder für Maß· und Prüfstallen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts 

- Drs 12/5655-

7. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Verkehr und Betriebe vom 3. Mai 1995 und 
des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion der SPD und der Frak· 
tion der CDU über Gesetz über die Aufg~ben und die Weiterentwicklung des öffentlichen 
Personennahverkehrs im Land Berlin (OPNV·Gesetz) 

- Drs 12/6658 -

und 

Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Verkehr und Betriebe vom 3_. Mai 1995 und 
des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion der POS über Nahver
kehrsabgsbe·Gesetz 

- Drs 12/5663 -

und 

Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Verkehr und Betriebe vom 3. Mai 1995 und 
des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion der POS über ÖPNV~ 
Gesetz 

- Drs 12/5664 -

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

nach Anerkennung 
der Dringlichkeit* 
zu behandeln 

alsTOP 3A 

als TOP 3 B 

als TOPS C 

als TOPS D 

als TOP 3 E 

alsTOP 3 F 

alsTOP 3 G 

(C) 

(D) 
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8. Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses vom 1. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über Konzept zur Bekämpfung der Korruption: Mani pulit9 in Berlin (I} 

- Drs 12/5640 -

und 

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses vom 1. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über Konzept zur Bekämpfung der Korruption: Mani pulite in Berlin (tl) 
- Bundesratsinitiativen - -

- Drs 12/5641-

9. Beschlußempfehlung des Ausschusses für Schulwesen vom 1. Juni 1995 zum Antrag der 
Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD über angemessene Aufarbeitung der 
Geschichte der Alliierten in der Berliner Schule 

- Drs 1215633 -

10. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie vom 22. Mai 
1995 und des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne 
Ober Änderungen zum Entwurf des Jahressteuergesetzes 1996 (II); hier: Keine Aushöh" 
lung der Gewerbesteuer 

- Drs 12/5653 -

in Verbindung mit 

Beschlußempfehlun.9 des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über Anderung zum Entwuri·des Jahressteuergesetzes 1996 (111); hier: Frei" 
stellung des Existenzminimums und Verbesserung des Kinderlastenausgleichs in einem 
integrierten- Reformprojekt 

- Drs 12/5654 -

11. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Jugend und Familie vom 10. Mal't 995 und 
des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über 
bedartsgerechte Personalausstattung von Kindertagesstätten und Sicherui1g der Integra-
tionsprogramme ~ 

- Drs 12/5656 -

12. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Gesundheit vom 18. Mai 1995 und des 
Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion der FDP über verbesserte 
Eigenfinanzierung gemeinnütziger Träge~ von Krankenhäusern 

- Drs 12/5657 -

13. Beschlußempfehlungen des Hauptausschusses vom 7.Juni 1995 zu Vorlagen -zur 
Beschlußfassung - gemäß § 38 der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von 
Berlin (Nrn. 12 bis 15/1995 des Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

- Drsn 12/5659 bis 12/5662 -

14. Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Kulturelle Angelegenheiten vom 24. Mai 
1995 und des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zur Vorlage- zur Beschlußfassung
Ober Zustimmung zum Erlaß über die Verordnung Ober die Errichtung der Stiftung "Stadt
museum Berlin - Landesmuseum für Kultur und Geschichte Berlins" zugleich Mitteilung 
- zur Kenntnisnahme - über Zusammenwachsen von Märkischem Museum und Berlin 
Museum 

- Drs 1215665-

15. Zwischenbericht de_s Ausschusses für Gesundheit gemäß § 27 Abs. 5. GO Abghs vom 
1. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion 80 90/Grüne über Vergabe von Kondomen und Ein" 
wegspritzen an Gefangene zur Aids"Prophylaxe (Drs 12/1224) 

- Drs 12/5634 -

16. Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Sommersmog"Verordnung Berlin-Erandenburg: 
Gemeinsam in der Region die Abgasnebel lichten 

- Drs 12/5646 -

17. Antrag der Fraktion der FDP Ober Sofortmaßnahmen zur Haushaltskonsolidierung 

- Drs 12/5647-

nach Anerkennung 
der Dringlichkeit* 
zu behandeln 

in Verbindung mit 
der Große Anfrage 
unter TOP 20 

als TOP 43 A 
- siehe Konsensliste -

als TOP 43 B 

als TOP 43 C 

als TOP 43 D 

als TOP 43 E 

als TOP 43 F 

als TOP 44A 

als TOP 64A 

als TOP 64 B 
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18. Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne Ober zusätzliche Förderung von Ausbildungsplätzen 
1995 

- Drs 12/5648 -

19. Antrag der Fraktion der POS über Protest gegen Todesurteil und Hinrichtungsbefehl 
gegen Mumia Abu-Jamai 

- Drs 12/5649 -

20. Antrag der Fraktion der FDP Ober Erhalt der Rosinenbomber 

- Drs 12/5666 -

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

nach Anerkennung 
der Dringlichkeit* 
zu behandeln 

als TOP 64 C 

als TOP 64 D 

alsTOP 64 E 

.. Über die Anerkennung der Dringlichkeilen wird am Schluß der entsprechenden Untergliederung auf der Tagesordnung entschieden werden. 

Zur Konsensliste erhebt sich kein Widerspruch, sie gilt damit 
als angenommen. 

Zu 1: Der Senat verWendet große Aufmerksamkeit darauf, daß 
Scientology oder ähnliche Gruppen nicht in den Berliner Justiz~ 
vollzugsanstalten Fuß fassen können und daß Inhaftierte, die dort 
entsprechenden Indoktrinationen schlecht ausweichen könnten, 
nicht entsprechend beeinflußt werdeh. Der Artikel "Ein gänzlich 
anderes _interview" - von Ihnen eben noch einmal erwähnt - in 
der Gefangenenzeitung "Lichtblick" vom Januar/März 1995 läßt 
keinen gegenteiligen Schluß zu. Zwar gibt das Interview platten 
Werbesp~Ochen im Sinne der Scientology Raum, indessen ist 
die_s nicht_ der Anstaltsleitung zuzurechnen. Der Besuch des 
Herrn Dr. S. wurde seitens der Redaktion des "Lichtblicks" mit 
dem Hinweis beantragt, es handele sich um einen freien Journali-

(C) 

Ich möchte schon zu Beginn der Sitzung mitteilen, daß mit 
zwei namentlichen Abstimmungen zu rechnen ist, und zwar hat 
die Fraktion der SPD zum Tagesordnungspunkt 3 C- das ist die 
Aussprache und Beschlußfassung über unsere neue Berliner 
Verfassung - eine namentliche Abstimmung beantragt. Das 
dürfte etwa gegen 18 Uhr sein. Zudem hat die Fraktion BOnd~ 
nis 90/Grüne zu ihrem Antrag über Durchfahrt für den Pkw-Ver~ 
kehr durch das Brandenburger Tor- Tagesordnungspunkt 34 -
namentliche Abstimmung beantragt. Ich kann Ihnen hierzu auf~ 
grund der vielen Unwägbarkeiten keine Uhrzeit mitteilen. Sobald 
wir dies aber genauer Obersehen, werden wir Ihnen mitteilen, 
wann mit der namentlichen Abstimmung zu rechnen ist. 

Bei den Beratungen über die Dauer der heutigen Sitzung sind 
wir jetzt etwa bei 0 Uhr - so weit haben wir es heruntergehan~ 
delt. Drücken Sie uns bitte die Daumen, daß es uns gelingt, die 
Sitzung vor 0 Uhr zu beenden, und daß die entsprechenden 
Gespräche produktiv verlaufen! 

sten, der ein Gespräch mit den verantwortlichen Redakteuren 
führen wolle. Zu diesem Zeitpunkt, als Herr Dr. S. diesen Antrag 
stellte, gab es keinerlei Hinweise, die auf eine Verbindung zur (D) 
Scientology hätten schließen lassen. So wurde deshalb auch der 
Besuch genehmigt. 

Ich ruie auf 

lfd. Nr. 1: 
Fragestunde gemäß §51 der Geschäftsordnung 

[1.1] 

Das Wort hat die Frau Abgeordnete Toepfer zu ihrer Münd~ 
Iichen Anfrage über 

Scientology in Justizvollzugsanstalten 

Frau Toepfer (CDU): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich frage den Senat: 

1. Wie beurteilt der Senat Versuche der Scientology Church, 
in den Berliner Justizvollzugsanstalten Fuß zu fassen, hier insbe
sondere den Artikel: 11Ein gänzlich anderes Interview" im "Licht· 
blick" von Januar/März 1995, Seite 11? 

2. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, gegen solche Ten· 
denzen vorzugehen, und was wird konkret im Hinblick auf den 
genannten Artikel gescheh_en? 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Justizsenaterio Peschei~Gut~ 
zeit - bitte I 

Frau Dr. PescheJ .. Gutzeit, Senatorin für Justiz: Frau Präsi
dentin! Meine Damen und Herren! Frau Abgeordnete Toepferl 
Im Namen des Senats beantworten ich die Mündliche Anfrage 
wie folgt: 
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Auf Grund des Artikels im- "Lichtblick" hat seitens der Anstalts· 
Ieitung ein Gespräch mit dem neuen Chefredakteur der Zeitung 
stattgefunden. ln diesem Gespräch ist der Redakteur darauf hin· 
gewiesen worden, die Anstaltsleitung künftig in Fällen der vorlie· 
genden Art vor Veröffentlichung zu konsultieren. Von weiteren 
Maßnahmen ist im Hinblick darauf abgesehen worden, daß vor 
kurzer Zeit mehrere maßgebliche Mitarbeiter der Redaktion -
darunter auch der besagte Chefredakteur - gewechselt haben 
und die neue Mannschaft offensichtlich noch nicht hinreichend 
problembewußt war1 wie in derartigen sensiblen Fällen sachge~ 
recht zu verfahren ist. Entgegen der äm Ende des Interviews aus~ 
gesprochenen Erwartung im "Lichtblick" wird die Zeitung nicht 
noch einmal ein Forum für Scientology darstellen. 

Im übrigen sind Versuche von Scientology, in den Berliner 
Justizvollzugsanstalten Fuß zu fassen, bisher kaum registriert 
worden. In den anderen Justizvollzugsanstalten sind derartige 
Bemühungen nicht bekannt geworden. Im Rahmen der Beant~ 
wortUng dieser Anfrage haben die Anstaltsleitungen ihre Sensi~ 
bilität zu erkennen gegeben und berichtet, daß sie bei Gruppen~ 
angeboten oder sonstigen Maßnahmen von Externen sich der 
Beratung sachkundiger Instanzen - etwa der Sek.tenbeauftrag~ 
tEJ:n - bedienen, wenn sie über den gesellschaftlichen Hinter· 
grund der die Angebote Unterbreitenden im Zweifel sind. ln der 
Justizvollzugsanstalt Tegel hatte einige Zeit nach dem Interview 
besagter Dr. S. beantragt, eine Gesprächsgruppe für Gefan~ 
gene anbieten zu dürfen. Das ist ihm selbstverständlich nicht 
gestattet worden. 

Zu 2: Den sicherlich noch nicht aufgegebenen Absichten von 
Scientology oder anderen Gruppen, auch in den Justizvollzugs~ 
anstalten Fuß zu fassen, Wird dort durch fortwährende Sensibi!I
sierung der Mitarbeiter begegnet. Diesem Ziel dient auch ein 
für August 1995 geplantes Seminar Ober neue religiöse/weit~ 
anschauliche Bewegungen und sogenannte Psycho~Gruppen, 
in dem den Vollzugspraktikern Arbeit und Vergehensweise dieser 



(A) 

(8) 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Frau Sen Dr. Pesehel-Gutzeit 

Gruppen und die Präventionsmöglichkeiten ausfÖhrlich darge· 
legt werden sollen. ln bezug auf den im "Lichtblick~ e~schienenen 
Artikel wird erwogen, eine aufklärende Darstellung über Sciento· 
logy der Redaktion des "Lichtblicks" zur Veröffentlichung zuzulei
ten, damit die Aussagen des Dr. S. in dieser Zeitschrift nicht 
unwidersprochen stehenbleiben. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Toepfer,lhre Nachfrage, bitte 
schön! 

Frau Toepfer {CDU): Es freut mich zu hören, daß einerseits 
ein richtigstellender Artikel-erscheinen wird und sie andererseits 
inzwischen offensichtlich sensibilisiert sind. Die Frage ist natUr
lieh: Die weltanschaulich-religiösen Gruppen-- Die Entschei· 
dung des Verwaltungsgerichts war ja1 daß e_s s_ich_nicht um eine 
religiöse GruPpe handelt. Insofern muß hier die Betonung darauf 
liegen, daß es sich um eine Psyche-GrUppe h3.ndeJt. Meine 
Frage jetzt: Sind auf diesen Artikel Reaktionen der Gefangenen 
gekommen, die an solchen Gruppen oder Treffen teilnehmen 
wollten, die da indirekt angeboten worden sind? - Also dieses 
Criminion oder andere ähnliche Veranstaltungen der Sciento· 
logy! 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorin! 

Frau Dr. Peschei~Gutzeit, Senatorin für Justiz: Frau Präsi· 
dentin! Frau Abgeordnete Toepferl Wie ich eben schon ausge
führt habe, hat dieser Dr. S. selbSt relativ kurze Zeit danach 
beantragt, eine solche Veranstaltung durchführen zu können, 
was wir ihm versagt haben. Reaktionen oder Anfragen aus 
Gefangenenkreisen sind uns nicht bekannt 9eworden, und ich 
denke, sie wären uns bekannt geworden. Ich selbst bekomme 
jeden Tag eine erhebliche Menge von Gefangenenpost Ich habe 
selbst so etwas nicht gehört, und es ist mir auch nicht berichtet 
worden. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Toepfer, haben Sie eine Wei
tere Rückfrage? - Nein, dann Herr Cornelius, bitte! 

[Cornelius (FDP): Nein I] 

- Sie haben gedrückt! Wenn das Ihre lebhafte Gestik war, daß 
Sie den Knopf berührt haben, dann streichen wir das. - Herr 
Eckart hat sich aber gemeldet, und das wird kein Irrtum von ihm 
sein, bitte schön I 

Eckert (Bü 90/Grüne}: So ist es, _Frau Präsidentin l - Frau 
Senatorinllch frage Sie, ob Sie die_ Ansicht teilen, daß- selbst 
wenn ein derartiger Artikel über Scientology, der allerdings ten
denziös ist und den ich auch ziemlich mißraten finde, in dieser 
Zeitschrift erschienen iSt - es dennoCh kein Anlaß ist, künftig· 
etwa eine Zensur dieser Gefangenenzeitschrift vorzunehmen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorin I 

Frau Dr. Peschei-Gutzeit, Senatorin für Justiz: Frau Präsi· 
dentin! Herr Abgeordneter Eckart J Sie haben meinen Worten, 
die ich eingangs zur Beantwortung der Anfrage sagte, entnom
men, daß weder das Wort "Zensur" gefallen ist noch ein 
umschreibender Begriff. Wir haben ~isher keinerlei Anlaß ge
sehen, auch nur in die Nähe solcher Überlegungen einzutreten. 

[1.2] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich rufe nun die Mündliche Anfrage 
Nr. 2 Ober 

mangelnde Fördermittel für Solaranlagen 
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Dr. Rogall (SPD): Frau Präsidentin I Ich frage den Senat: 

1. Wie viele thermisChe Solaranlagen mit welcher Farder
summe hat der Senat im Durchschnitt der letzten vier Jahre jähr· 
lich gefördert, und wie viele Anlagen mit welcher Fördersumme 
wurden in den ersten drei Monaten dieses Jahres bewilligt? 

2. Trifft es zu, daß die Investitionsbank Berlin - IBB -
bereits seit März diesen Jahres allen Antragstellern mitteilt, daß 
für 1995 keine Mittel mehr für die Förderung von Solaranlagen 
vorhanden sind? -

Präsidentin Dr. Laurien: Wer gibt die Antwort? - Herr 
Nagel, bitte I 

Nagel, Senat~r für Bau~_und Wohnungswesen: Frau Präsi
dentin! Meine Damen und Herren I Herr Abgeordneter Dr. Ro· 
gall! 

Zu 1: Die Fördersumme der Jahre 1991 bis 1994 für solarther
mische und Photovoltaikanlagen beträgt 12,3 Millionen DM, ent~ 
sprechend durchschnittlich 3,1 Millionen DM pro Bewilligungs
jahr. Eine Trennung der Bewilligungen nach Photovoltaik- und 
thermischen Solaranlagen liegt nur für die Bewilligungsjahre 
1993 und 1994 vor. ln diesen beiden Jahren wurden 332 thenni
sche Solaranlagen gefördert. Die bewilligte Fardersumme 
betrug 4,49 Millionen DM, entsprechend 2,25 Millionen DM pro 
Bewilligungsjahr. ln den ersten fünf Monaten des Jahres 1995 
hat die lnvestiti6i1sbank Berlin bereits Bewilligungen für 63 ther
mische Solaranlagen mit einer Bewilligungssumme von 
827 000 DM ausg_espro9hen. 103 Anträge mit einem überschlä
gig geschätzten Fördermittelbedarf von 1 ,4 Millionen DM befin
den sich bei der Investitionsbank Berlin in der Bearbeitung. 

Zu 2: Nein! Die lBB teilt vielmehr im Bestätigungsschreiben 
des Antragse_ingangs allen Antragsteilem im Progiamm "Stadt~ 

· weite Maßnahmen" routinemäßig mit,. daß sie eine Förderung 
noch in diesem Jahr nicht mehr in Aussicht stellen könne. Diese 
Vorsichtsmaßnahme ist geboten, weil das Antragsvolumen des 
Programms "Stadtweite Maßnahmen" insgesamt das verfOgbare 
Bewilligungsvolume~ weit überschreitet. Im Rahmen der vom 
Senat beschlossenen Energiekonzeption Berlin ist für 1995 
ein Kontingent von 2,5 Millionen DM und fLir 1996 ein Kontingent 
von 3 Millionen DM aus dem Programm "Stadtweite MaßnahM 
man_" fOr die. Solarenergieförderung reserviert worden. Dieses 
Kontingent wird - wie oben dargelegt - von der IBB im Rahmen 
ihrer Bewilligungstätigkeit zweckentsprechend und zUgig ausge· 
schöpft. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Dr. Rogall, Ihre RUckfrage, 
bitte schön! 

Dr. Ragall {SPD): Das ist eine sehr positiv zu bewertende 
Antwort. Wären Sie darOber hinaus bereit, Herr Bausenator 
Nagel, diese positive Entwicklung weiter zu befördern, indem Sie 
durch ein klärendes Gespräch mit den zuständigen Mitarbeitern 
der IBB die zahlreichen kleinen und größeren Hemmnisse, die 
bei der Antragsbearbeitung von den Solarbauherren immer 
wieder beklagt werden, aus dem Weg räumen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Frau Präsi
dentin I Meine Damen und Herren I Herr Abgeordneter Dr. RoM 
galll Wenn Sie mir Ihre Detailkenntnisse übermitteln, bin ich gern 
bereit, die bürokratischen Hemmnisse abbauen zu helfen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Haben Sie darauf noch eine wei· 
tere Frage, Herr Dr._ Ragall? 

Dr. Rogall (SPD): Sind Sie darüber hinaus bereit, Ihre begril-
auf. Herr Abgeordneter Dr. Ragall von der SPD-Fraktion hat das Banswerten Schritte zur Förderung der Solaranlagen in Berlin 
Wort I durch eine Informationskampagne öffentlich bekanntzumachen? 
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(A) Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnun_gswesen: Ich denke 
schon, daß wir insgesamt genügend Öffentlichkeitsarbeit 
betrieben haben. Sie müssen natürlich wissen, daß wir mit einer 
erneuten Informationskampagne eine Antragsflut auslösen, der 
wir dann möglicherweise aus finanziellen Gründen nicht entspre
chen könnten. Wenn Sie als Mitglied des Abgeordnetenhauses 
dazu beitragen, die entsprechenden Mittel a_ufz_ustocken, soweit 
das im Rahmen der Haushaltslage des Landes Berlin überhaUpt 
möglich ist, dann begrüße ich das I 

Präsidentin Dr. Laurien: Die nächste Frage geht an Herrn 
Berger! 

Berger (80 90/Grüne): Herr Senator, sind Sie im Rahmen 
dieser Frage nach den thermischen Solaranlagen auch bereit, 
den Antrag der Mehrheitsfraktionen zu unterstützen, der den Ein~ 
bau solcher Solarkollektoren bei Neubauten für die Warmwas
serversorgung zur Pflicht macht? Der Antrag liegt dem Parla
ment vor. Sind Sie in dem Zusammenhang tätig geworden und 
bereiten Sie eine entsprechende Rechtsverordnung schon vor, 
so daß wir diese Neuregelung zügig in Berlin einfUhren können? 

Präsidentin Dr. Laurien: Das geht wohl nicht mehr in Ihre 
Zuständigkeit, Herr Senator Nagel?- Wollen Sie dies dennoch 
beantworten? 

[Wieland (Bü 90/GrOne): Herr Nagel kann auf alles 
antworten\] 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Ich fühle mich 
zuständig, Frau Präsidentin I 

(B) [Heiterkeit des Abg. Wieland (80 90/Grüne)] 

Zu Ihrer ersten Frage: Ja I Ich unterstütze diesen Antrag selbst
verständlich. Und zu Ihrer zweiten Frage: Ich unterstütze auch, 
daß der Kollege Hassemer eine entsprechende Rechtsverord
nung erarbeitet. 

[Heiterkeit] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Ziemer hat die letzte Frage zu 
diesem Komplex! 

Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne}: Herr Nagel, wie wollen Sie 
dafür sorgen, daß sich in der Investitionsbank Berlin qualifizier
tes Personal um die Entscheidung ökologischer Anträge küm
mert? Das scheint dort ein großes Defizit zu sein. Wie wollen Sie 
dafür sorgen, daß solche Anträge _in der Investitionsbank Berlin 
mit besonderer Aufmerksamkeit behclildelt,- befördert und nicht 
weggeschoben werden - entsprechend dem Verlautbarungen 
des Senats im Umfeld des Weltklimagipfels? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator I 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Frau Präsi
dentin I Meine Damen und Herren I Frau Abgeordnete Or. Zie
mer! Mir ist nicht bekannt, daß die Investitionsbank über in dieser 
Hinsicht unqualifiziertes Personal verfügt. Sollte es dort Klagen 
geben, bin ich selbstverständlich gerne bereit, dem nachzu
gehen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Bevor ich die nächste Anfrage auf
rufe, will ich die nun aktualisierte Liste der E n t s c h u I d i g u n
g e n d e,s Senats bekanntgeben: 

Herr Dr. Heckelmann war so fair, für nur eine Stunde abends 
Urlaub zu erbitten. Der Ältestenrat hat das mit SChmunzeln 
genehmigt, del'!n wenn jeder Abgeordnete bei einer Stunde 
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Abwesenheit einen Antrag stellen würde, würden wir an Überla- (C) 
stung zusammenbrechen. 

[Wieland (Bü 90/Grüne) : Er hatte die Stunde aber 
falsch berechnet!] 

Herr Dr. Hassemer verläßt uns um 19 Uhr, denn der Regie
rende Bürgermeister, der uns nicht verlassen will, hat ihn gebe
ten, den Senat zu vertreten bei einer Veranstaltung mit internatio
nalen Journalisten aus Anlaß der Reichstagsverhüllung. 

Herr Senator Pieroth hat eben telefonisch - deshalb die ver
spätete Mitteilung - Nachricht gegeben, daß er sich verspätet 
Die Gründe können Sie sich vorstellen. Doch er wird kommen. 

IWieland (Bü 90/Grüne): Der steht wie immer im Staut
Zuruf der Frau Abg. Künast (80 90/Grüne)] 

- Manchmal gibt es Staus, die man nicht auflösen kann, auch 
hier im Parlament I 

[Allgemeine Heiterkeit] 

Ganztägig ist Herr Senator Dr. Meisner abwesend, weil er in 
Stockholm die Berlinpräsentation vornimmt. 

[1.3] 

Ich rufe nun die Mündliche Anfrage Nr. 3 über 

Hilfestellung des Senats für Scientologen? 

auf. Frau Abgeordnete Dr. Ziemer von Bündnis 90/Grüne hat 
das Wort! 

Frau Dr.Ziemer (Bü90/Grüne): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu,- daß der Senat entgegen dem Standpunkt 
bezirklicher Bau- und Wohnungsämter der Meinung ist, daß man (D) 
Abgeschlossenheilsbescheinigungen für Wohnungen nach 
Aktenlage und ohne Ortsbesichtigung auch dann zu erteilen hat, 
wenn die Wohnung gar nicht abgeschlossen ist - z B. weil sie 
eine Außentoilette besitzt - und der Bgentümer nur seinen Wil-
len bekundet, die Toilette in die Wohnung zu verlegen? 

2. Ist sieb der Senat darüber im klaren, daß er nicht nur die 
Wohnungsumwandlung damit erheblich erleichtert, sondern 
auch Spekulanten, wie den Scientologen, die ohne weitere 
Sanierungsmaßnahme aufgekaufte Häuser sofort umwandeln 

. und mit Gewinn weiterverkaufen, enorme Hilfestellung leistet? 

[0.5] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ehe ich dem Senator das Wort 
gebe, möchte ich einen bemerkenswerten G a s t b e g r 0 ß e n : 
Der Finanzm-inister des Landes Brandenburg, 
H e r r K ü h b a c h e r, ist auf der Besuchertribüne I 

[Beifall] 

Er ist übrigens nicht gekommen, um die Fragestunde zu genie
ßen, sondern weil er der Verfassungsdebatte nachher beiwoh
nen möchte. 

[Beifall bei der SPD und bei 8ü 90/Grüne -
Wieland (Bü 90/Grüne) : Wenn Herr Pieroth nicht da ist, kann 

er sich doch gleich auf die Regierungsbank setzen !1 

[1.3.1] 

Nun zur Antwort der Anfrage Herr Senator Nagel! 

Nagel, Senator für Bau· und Wohnungswesen: Frau Präsi
dentin! Meine Damen und Herren l Frau Abgeordnete Dr. Zie
mer! Zu Ihrer ersten Frage: Abgeschlossenheitsbescheinigun
gen für bestehende Wohnungen, die eine Außentoilette besitzen 

-ui1d unveiändert bleiben sollen, können nicht erteilt werden, da 
durch Nr. 5 a der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift für die Aus-

------------------------
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(A) stellung von Bescheinigungen gemäß§ 7 Abs. 4 Nr. 2 und § 32 
Abs. 2 Nr. 2 des Wohnungseig~ntumsgesetzes bestimmt wird, 
daß unter anderem das WC innerhalb der Wohnung liegen ri1uß. 

(B) 

[Schiela (FDP): Sehr richtig I] 

Bei zu errichtenden Gebäuden oder geplanten Umbaumaßnah· 
men in bestehenden Gebäuden ist die bauaufsichtliche Geneh· 
migungsfähigkeit der Wohnungen summai-isch anhand der dem 
Antrag auf Abgeschlossenheitsbescheinigung beizufügenden 
Bauzeichnung - vergleiche Nr. 2 der vorgenannteri Vorschrift -
sowie dem vorliegenden Bauantrag zu prüfen. Au(eine Ortsbe· 
sichtigung kann in diesen Fällen verzichtet werden, da sie keine 
neuen Erkenntnisse ergeben kann und die beabsichtigten Ände· 
rungenaus den Bauvorlagen erkennbar sind. Ergänzend ist fest· 
zustellen, daß die Maßnahme, diese Abgeschlossenheitsbe
scheinigung auf der Grundlage der Antragsunterlagen und der 
Aktenlage ohne Ortsbesichtigung zu beB.rbeiten, der zügigen 
Durchführung von Vorbescheids- und Baugen-ehmigungsverfah· 
ren dient. 

Zu 2: Aufgrund der vorgetragenen Vergehensweise wird die 
Wohnungsumwandlung keineswegs erlei911tert. Das be~ährte 
Verfahren stellt di~ Grundlage für die _Anlage von Wohnungs· 
grundbuchblättern dar, ohne die die Finanzierung privaten Woh· 
nungseigentums nicht möglich ist, da die hierfür meist nötigen 
Fremdmittel ohne dingliche Sicherung nicht gewährt werden. 
Eine Hilfestellung speziell für Spekulanten ist in dieser Verfah
rensweise nicht erkennbar. 

Ich möchte allerdings abschließend darauf hinweisen, daß die 
Umwandlung_, von Miet- in Eigentumswohnungen nur durch ent
sprechende Anderungen des Bundesrechts erschwert werden 
kann. Dafür tritt der Senat ein. Dafür beriötigt man allerdings 
auch die notwendigen politischen Mehrheiten. 

Prä~ldentin Dr. Laurien: Frau Dr. Ziemer, Ihre Rückfrage! -
Bitte schön! 

Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne}: Herr Nagel, Sie haben dar~ 
auf hingewiesen, daß man WOhnungen, die Außentoiletten 
haben, nicht in Eigentumswohnungen umwandeln kann. Aber 
sind Sie nicht meiner Meinung, daß Sie dies erleichtern, wenn 
Sie die Anweisung an die Bezirke geben, Abgeschlossenheits
bescheinigungert zu erteite_n 1 einfach aufgrund deSsen, daß die 
Eigentümer den Willen· bekunden, Außen- in Innentoiletten zu 
verwandeln? Damit erleichtern Sie - ohne Ortsbesichtigung -
einfach aufgrund des bekundeten Willens der Eigentümer - die 
Umwandlung! 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Nagel, Senator für Bau~ und Wohnungswesen: Frau Präsi· 
dentin! Meine Damen und Herren! Frau Abgeordnete Dr. Zie· 
mer! Auf Ihre Meinung kommt es leider in diesem Falle gar nicht 
an. Es kommt darauf an, wie die einschlägigen bundesrecht· 
Iichen Vorschriften und -ihre AuSflihrungsbestimmungen und die 
Rechtsprechung aussehen. Die einschlägige Rechtsprechung 
läßt uns- ich sage: leider1 weil wir in der politischen Zielsetzung 
durchaus Obereinstimmen - keine andere Interpretation zu. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Ziemer! 

Frau Dr. Ziemer (BO 90/Grüne): Herr Nagel, wie erklären 
Sie sich dann, daß nicht nur icii der Meinu~g bin, daß Sie hier die 
Wohnungsumwandlung erleichtern, sondern auch die Berliner 
Bezirke und der Berliner Mieterverein, die ebenfalls Unverständ~ 
nis gegenüber Ihrer Anweisung--geäußert haben? _Können Sie 
mir denn das Gesetz oder die Verordnung - was immer - zitie
ren, das Ihnen angeblich keinen Spielraum läßt, um ohne Orts
besichtigung und nur aufgrund von Versprechungen der Eigen
tümer Abgeschlossenheitsbescheinigungen zu erteilen? 

[Landowsky (CDU): Geht doch gar nicht!] 
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Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! (C) 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Frau Präsi
dentin l Meine Damen und Herren 1 Frau Abgeordnete Dr. Zie· 
mer 1 Es ist nicht ungewöhnlich, daß Sie als Abgeordnete, die 
Berliner Bezirke und auch der Mieterverein eine Rechtsauffas· 
sung vertreten, die dennoch falsch ist. 

[Landowsky (CDU): Richtig!] 

Die richtige Interpretation von Rechtsvorschriften ergibt sich in 
der Regel aus der einschlägigen Rechtsprechung beziehungs· 
weise aus den eindeutigen Ausführungsvorschriften, die in 
diesem Fall zum Wohnungseigentumsgesetz seitens des Bun
des- ergangen sind. 

Ich bedaure selbst, daß dies so ist. Wir werden nichts unver
sucht lassen - vielleicht auch mit Ihrer Hilfe -, um in der näch
sten Legislaturperiode einen erneuten Vorstoß zu unternehmen, 
um die sich durchaus spekulativ vollziehende Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen zumindest zu erschweren, ersatz~ 
weise den_ Kündigungsschutz an di~ser Stelle auszubauen. 

[1.4] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich rufe die Frage Nr. 4 auf über 

Verhaftungen von Vietnamesinnen und 
Vietnamesen 

Frau Abgeordnete Dörre von der POS-Fraktion hat das Wort! 

Frau Dörre (POS): Frau Präsidentin l Meine Damen und Her
ren! Ich frage den Senat: 

1. Wie viele VietnameSirlnen und Vietnamesen sind aufgrund 
der Vorfälle - Razzia in der Rhinstraße 105 - am Donnerstag, (D) 
dem 4. Mai 1995, festgenommen und danach dem Haftrichter 
.vorgeführt worden? 

2. Gegen wie viele von ihnen wurde Haftbefehl erlassen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Dr. Heckelmann! 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren 1 Frau Abgeordnete Dörre! Zu 1 und 2: 
jeweils vier. - Danke! 

Präsidentin Dr. Laurien: Haben Sie eine Rückfrage? -
Bitte schönt 

Frau Dörre (POS): Herr Senator! Ihr Bestreben und auch das 
Ihrer Verwaltung geht doch dahin, insbesondere straffällig 
gewordene Vietnamesinnen und Vietnamesen - wie Sie sagen: 
- "möglichst schnell aus Berlin abzuschieben". ln diesem 
Zusammenhang nimmt schließlich auch die Senatsinnenverwal
tung an· den _Verhandlungen zwischen Sonn und Hanoi teil, wie 
wir von- Herrn Staatssekretär Dr. Böse erfahren haben. 

Inwieweit bemUht sich der Senat bei diesen Verhandlungen, 
die noch nicht abgeschlossen sind, um Erkenntnisse, wo in Vlet~ 
nam Strafverfahren wegen Vaterlandsverrat vorbereitet wer· 
den, was zurOckgeführte Vietnamesinnen und Vietnamesen 
durchaus in Gefahr bringen kann? Ist Ihnen bekannt, daß solche 
Verfa~ren in Nam Dinh bereits vorbereitet werden? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Dr. Heckelmann, Senatorfür Inneres: Frau Präsidentin! Frau 
Abgeordnete! Dem Senat sind Vorbereitungen der vietnamesi~ 
sehen Staatsregierung über Verhaftungen dort vor Ort nicht 
bekannt. 
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(A) Präsidentin Dr. Laurien: Sie haben noch eine Ruckfragel 

(B) 

Frau Dörre (POS): Meine Frage war aber, inwieweit Sie sich 
darum bemilhen, hier Einfluß zu nehmen und auch solches in 
Erfahrung zu bringen. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator! 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres: Solange man keinen 
konkreten Hinweis auf irgend etwas hat, kann man nicht bei 
Gesprächen, die ohnehin schwierig sind, von vomherein dem 
Verhandlungspartner unterstellen, daß er rechtswidrig mit seinen 
eigenen Landsleuten umgeht. Hierzu brauchen wir Unterlagen. 

[Beifall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Die nächste Frage geht an Herrn 
KrUg er! 

Krüger, Ulrich (CDU}: Herr lnnensenator! Könn_en Sie uns 
mitteilen, ob Ihrer Behörde unter den straffällig gewordenen Viet
namesen Mehrfachtäter bekannt sind? Wird insbesondere 
dieser Personenkreis unter die Rückführungsmaßnahmen 
fallen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter Krüger I Ich halte 
es für einen ausgesprochenen Erfolg, daß es gerade durch die 
Berliner Initiative, die ich mir und meinem Staatssekretär im 
Sicherheitsbereich zurechne ..., dem frü_heren wie dem gegen
wärtigen -, gelungen ist, zwischen der Bundesregierung und 
der Republik Vietnam eine Vereinbarung über die Rückfüh
rung von VIetnamesen, die hier kein Aufenthaltsrecht haben, 
zustande zu bringen. Wesentlicher Inhalt dieser Abrede ist, daß 
primär und zeitlich vorrangig diejerifgen abgeschob~~- werden 
- und zwar komplett-, die sich hier in der Bundesrepublik straf
fällig verhalten haben; diese Personen gehören hier nicht _in 
unser Land hinein, sondern gehören nach geltendem Recht 
zur!lckgeführt. 

[Beifall bei der CDU] 

Gerade durch die Teilnahme des Berliner Staatssekretärs an den 
direkten Gesprächen des Staatssekretärs im Bundesinnenmini
sterium und des vJetnamesischen Vizeaußenministers ist es 
gelungen, zu den Resultaten zu kommen, die der besonderen 
Berliner Problematik hierbei gerecht werden. 

Wir haben selbstverständlich in der Ausländerbehörde und 
bei der Polizei die Sachverhalte so aufgelistet, daß wir dann auch 
handlungsfähig sein ~erden. Ich will aber ausdrücklic_!l darauf 
hinweisen, daß nicht sofort mit den Abschiebungen begonnen 
werden kann, weil noch weitere Konkretisierungen erforderlich 
sind; insbesondere sind noch Identitätsprobleme zu lösen. Hier 
haben sehr schwierige, aber kooperative Gespräche mit der viet~ 
namesischen Regierung zu einem Ergebnis geführt. 

[Beifall bei der CDU] 

[1.5] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich rufe die Frage Nr. 5 auf über 

Berlin Tourismus Marketing GmbH (BTM) 

Herr Abgeordneter Hoffmann von der FDP-Fraktion hat das 
Wort! 

Hoffmann (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen und Her
ren! Ich frage den Senat: 

1. Treffen Informationen zu, wonach die BTM vor dem finan
ziellen Kollaps steht, da die Dial-Gruppe ihre freiwillige Finanzie
rungszusage in Höhe von 1,9 Millionen DM zurilckgezogen hat, 
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die Mitglieder des Förderkreises ebenfalls nicht mehr zahlungs· (C) 
willig sind und die BTM daher lediglich noch aus den bereits 
gezahlten und verbrauchten Landesmitteln in Höhe von 5,0 Mil
lionen DM finanziert wird? 

2. Kann der Senat verbindlich versichern, daß der BTM weder 
direkt noch indirekt - z. 8. auch durch das Einbringen von Lei
stungen oder die Finanzierung von Gutachten etc. - weitere 
Landesmittel zur Verfügung gestellt wurden und werden, auch 
nicht im Zusammenhang mit dem Betreiben von Auskunftstellen 
oder der Entwicklung und Einführung eines neuen Bettenres.er
vierungssystems? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Staatssekretär Kremendahll 

Dr. Kremendahl, Staatssekretär in der Senatsverwaltung für 
Wirtschaft und Technologie: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Herr Abgeordneter Hoffmann I Die Berlin Tourismus 
Marketing GmbH steht keineswegs vor dem Kollaps, sondern 
leistet für unsere Stadt und für die Tourismuswirtschaft unserer 
Stadt eine hervorragende Marketingarbeit 

[Kammholz (FDP): Das merken wir ja I] 

Die BTM GmbH erhält von Berlin 1995 Zuwendungen in Höhe 
von 4,75 Millionen DM, nicht 5 Millionen DM; davon wurden bis
her erst 1, 7 45 Millionen DM ausgezahlt. Zusätzlich finanziert sich 
die BTM durch erhebliche Eigeneinnahmen, die fOr dieses Jahr 
auf 2,9 Millionen DM veranschlagt sind. 

Bedauerlicherweise hat insbesondere die Hotelgruppe Dial -
bis auf eines ihrer Mitglieder - ihre diesjährige Finanzierungs
zusage noch nicht eingehalten. Dies ist deshalb überraschend,-
weil es gerade die großen Hotels waren, die den Senat zur Gran
dung einer partnerschaftlieh finanzierten Gesellschaft gedrängt 
haben. Es bestätigt sich der Eindruck, daß es sich bei dieser 
Gruppierung um keine in sich geschlossene Gruppe handelt, 
deren Wort Gewicht hat. Dennoch finden weitere Verhandlun· (D) 
gen zwischen der BTM, auch unserem Hause und der Dial
Gruppe statt. Der Förderkreis der kleineren und mittleren Hotels 
hat gegenüber der BTM seine Finanzierungszusage bekräftigt. 

Ergänzend möchte ich berrierken, daß der Landeshaushalt 
durch die Übertragung des toUristischen Marketings vom frühe
ren Verkehrsamt auf die BTM bereits jetzt Mittel in Höhe von 
4 Millionen DM jährlich effektiv einspart. Diese Einsparung wird 
i(i den kommenden Jahren noch größer werden, und zwar genau 
in derri Umfang, in dem es uns gelingt, Mitarbeiterinnen und Mit
arbeiter des frOheren Verkehrsamts mit kw-Vermerk in neue 
Arbeitsplätze zu vermitteln. 

Zu 2: Bisher sind keine _ Landesmittel an die BTM Ober die 
unter 1 genannte Zuwendung hinaus geleistet worden. Zur Über
nahme der Auskunftsstellen, die nach Beschluß des Abgeord· 
netenhauses und auch nach dem Gesellschaftervertrag der BTM 
zum 1. Januar 1996 erfolgen soll, hat die BTM auf der Grundlage 
einer Statusanalyse ein Konzept vorgelegt, das geeignet ist, die 
Wirtschaftlichkeit bei gleichbleibender Qualität der Touristenin
formation zu verbessern. Es soll ein flächendeckendes, in seinen 
Leistungen variables Angebot zur Verfügung gestellt werden. 
Gedacht ist an drei verschiedene Typen von Auskunftsstellen: 
zunächst eigene Servicecenter der BTM mit der kompletten 
Dienstleistungspalette, die von der Gesellschaft selbst betrieben 
werden; dann Info-Points, die von der BTM gemeinsam mit 
Kooperatlonspartnern- und mit dem Personal dieser Partner 
betrieben werden; drittens Lotsendienste fOr Autotouristen an 
den Hauptverkehrsachsen in die Stadt hinein. Ober die näheren 
Einzelheiten der Übernahme der Auskunftstellen durch die BTM 
wird zur Zeit verhandelt. Ich erwarte durch einen erfolgreichen 
Abschluß dieser Verhandlungen weitere erhebliche Einsparun
gen vor allem im Personalbereich, gemessen an den. Kosten des 
bish_erigen Verkehrsamtes. 

Die BTM prüft den Anschluß an ein bundeseinheitliches tou
ristisches Informations- und Reservierungssystem, das zur 
Zeit noch in der Entwicklung ist. Die EinfOhrung eines bundes
einheitlichen Systems wird vom Bundesministerium für Wirt-
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Dr. Kremendahl 

(A) schaft unterstützt. Die entstehenden Kosten für den Anschluß 
sind noch nicht bekannt. Entscheidungen sind noch nicht gefal
len. Es liegt auch seitens der BTM für diesen Zweck bisher kein 
Antrag für zusätzliche Mittel aus dem Landeshaushalt vor. 

(B) 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Hoffmann, Ihre Rückfrage -
bittel 

Hoffmann (FDP): Herr Staatssekretär! Sie haben gesagt, der 
Förderkreis habe die Zahlungswilligkeit bekräftigt. Wieviel hat er 
denn gezahlt? Und teilen Sie niCht meine Auffassung, wonach 
die Personalüberlassung für das Betreiben der derzeitigen Aus
kunftstellen, die laut Hauptausschußvorlage 12/2854 vereinbart 
ist, mindestens eine indirekte Mittelbereitstellung flir· die BTM ist, 
wie erfolgt die Finanzierung dieser Beschäftigungsstellen, und 
wie viele sollen es insgesamt sein? Sie haben grundsätzlich über 
das Konzept gesprochen, daß es etwas geben soll. Wie viele 
sollen es werden? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Staatssekretär! 

Dr. Kremendahl, Staatssekretär in der Senatsverwaltung fili
Wirtschaft und Technologie: Das waren zwei Fragen in einer!
Zum ersten: Der Förderkreis hat noch nicht gezahlt, aber seine 
Finanzierung für dieses Jahr fest zugesagt. Es ist bei der schwie
rigen Klientel, die Gesellschafter der BTM ist, häufig so, daß 
einer erst einmal wissen will, was der andere tut Das kennen wir 
aus den schwierigen Verhandlungen. Ich bin sicher, daß wir auch 
angesichtsder allseits anerkannten erfolgreichen Startphase der 
Gesellschaft zum positiven Abschluß kommen. 

Wenn, wie wir in der Hauptausschußvorlage dargestellt 
haben, wir unsere Beteiligung an der Finanzierung von Aus
kunftstellen der BTM in der Weise erbringen, daß beim Land Ber
lin, sprich beim bisherigen Verkehrsamt beschäftigtes Personal 
für die BTM diese Arbeit dort wahrnimmt, dann ist dies zvvar ein 
Kostenfaktor für das Land Berlin, aber dieser entstünde 
genauso, wenn sich die entsprechenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auf der Überhangliste befänden, noch nicht in ent
sprechende andere Positionen im öffentlichen Dienst' vermittelt 
wären und die BTM die Auskunftstellen mit zusätzlichem Perso
nal und zusätzlichen Personalkosten betriebe. Ich sehe darin 
einen Weg, die Dinge rational voranzubringen und den Über
gang von einem öffentlich-rechtlichen in ein privates Arbeitsver
hältnis zu erleichtern. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Hoffmann, Ihre zweite ROck
fragel 

Hoffmann (FDP): Die andere Frage bezieht sich auf das 
Reservierungssystem, das offensichtlich doch geplant wird. 
Es gibt in Berlin die hervorragend laufende, auf Btx basierende 
Bettenbörse, die bereits weltweit mit -anderen Systemen ver
netzt ist. Wieso wird hier Arbeitszeit und damit Geld verschwen
det, um ilber neue Dinge nachzudenken, die niemals besser sein 
können als das, was schon jetzt hervorragend funktioniert? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Staatssekretär! 

Dr. Kremendahl, Staatssekretär in der Senatsverwaltung für 
Wirts_chaft und Technologie: Herr Hoffmann! Ich hatte davon 
gesprochen, daß ein bundeseinheitliches Reservierungssystem 
in der Planung ist und daß noch keinerlei Entscheidungen gefal
len sind. Ich teile Ihre positive Einschätzung der privatwirtschaft
lieh betriebeneo Berliner Bettenbörse. Entscheidungen werden 
in Kenntnis der Berliner Bettenbörse und in einem Vergleich der_ 
Leistungsfähigkeit der_ Systeme fallen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Siewald hat die nächste 
Frage hierzu l 
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Dr. Siewald (CDU): Herr Staatssekretär Kremendahl! Mehr- (C) 
fach darauf angesprochen, frage ich Sie: Trifft es zu, daß Touri-
sten, die-in einer unserer Touristeninformationsstellen in Berlin 
um eine Barlinkarte bitten, abschlägig beschieden werden? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Staatssekretär, bitte I Die Ant
wort interessiert mich auch sehr! 

Dr. Kremendahl, Staatssekretär in der Senatsverwaltung für 
Wirtschaft und Te-chnologie: Herr Abgeordneter Biewaldl Ich 
kann dies so nicht bestätigen, weil de_r Vertrieb der Berlin·Wel· 
come-Card, die übrigens eine der Haupteinnahmequellen für die 
Eigeneinnahmen der BTM ist und an der auch erfreulich viele 
Berliner Unternehmen und Institutionen teilnehmen, einer der 
Bestandteile der Vereinbarung zvvischen unserem Referat nBer
lin-Touristeninformation" und der BTM ist. Das heißt, es ist die 
Pflicht unserer Auskunftstellen, die Welcome-Card nicht nur vor
rätig zu haben, sondern auch aktiv anzubieten. Ich werde den 
Hiweise-n, daß dies in einigen Auskunftstellen nicht der Fall sein 
soll, nachgehen und Sie unverzOglich informieren. 

Pl-äsidentin Dr. Laurien: Die letzte Fra'ge zu diesem Kom
plex geht an Herrn Helms. 

Helms (Bil 90/Grüne) : Herr Kremendahl! Ich frage Sie: Ist 
Ihnen noch erinnerlich, daß die von Ihnen genannten 4, 7 5 Millio
nen DM, die an die Tourismus GmbH gehen, nur unter der Vor
aussetzung vom Abgeordnetenh9-us zur Verfügut:~g gestellt wor
den sind, daß sich auch die anderen Gesellschafter an die zuge
sagten Beteiligungen halten? lst den anderen Gesellschaftern 
deutlich gemacht worden, daß dann, wenn sie sich in Zukunft 
vermindert beteiligen wollten, auch das Land Berlin nur vermin
derte Zu schOsse geben wird? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Staatssekretär! 

Dr. Kremendahl, St~atssekretär in der Senatsverwaltung fOr 
Wirtschaft und Technologie: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Herr Abgeordneter Helms! Es ist richtig, daß das 
Land Berlin die unvermindert gültige Zusage gemacht hat, 40 % 
des Etats der Berlin-TourisiTius Marketing GmbH zu finanzieren; 
das heißt, in Höhe von 60 % dieses Etats bestehen klare Erwar
tungen an Eigenbeiträge der Gesellschafter und Eigeneinnah
men der Gesellschaft. Ich Vermute allerdings nicht, daß Ihre 
Frage auf den Vorschlag hinausläuft, für den Fall, daß sich die 
Verhandlungen mit den privaten Gesellschaftern weiterhin 
schwierig gestalten, das Verkehrsamt in staatlicher Regie wie
dereinzutichten. 

[1.6] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Ich rufe die Frage Nr. 6 über 

Freistellungen von den Belegungsricht
linien des sozialen Wohnungsbaus 

auf. Herr Abgeordneter Pistor von der CDU-Fraktion hat das 
Wort. 

Pistor (CDU): Frau Präsidentin 1 Meine Damen und Herren I 
Ich frage den Senat: 

Treffen Äußerungen des Senators für Bau- und Wohnungs
wesen_vom 31. Mai 1995 zu, denen zufolge Freistellungen von 
den Belegungsrichtlinien des sozialen Wohnungsbaus und dem 
Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionierung möglich und 
für deren ordnungspolitische Ausgestaltung die jeweiligen 
Bezirke zuständig wären? 
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(A) Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Nagel - Sie sind heute oft 
dran! 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Nicht nur 
heute, Frau Präsidentin! - Frau Präsidentin I Meine Damen und 
Herren! Herr Abgeordneter Pistor! Es trifft zu, daß aufgrund des 
§ 7 des Wohnungsbindungsgesetzes Vermieter von der Bin
dung freigestellt werdeiJ können, eine Sozialwohnung nur an 
wohnberechtigte Wohnungsuchende mit passendem Wohnbe
rechtigungsschein überlassen zu dürfen. Zuständig für die Ent· 
scheidung für einen Freistellungsantrag ist das örtlich zustän
dige Wohnungsamt, das die vom Gesetz geforderte Interessen
abwägung unter Beachtung der von der Senatsverwaltung für 
Bau- und Wohnungswesen erlassenen Ausführungsvorschriften 
zum Wohnungsbindungsgesetz vorzunehmen hat, da es sich um 
eine Bezirksaufgabe unter Fachaufsicht handelt. Allerdings sind 
Freistellungen, die über den EiilZelfall hinausgehen und Wohnun
gen bestimmter Art oder bestimmte Gebiete betreffen, vorab der 
Senatsverwaltung für Bau· und Wohnungswesen zur Kenntnis 
zu geben. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Pistor, Ihre Rückfrage! 

Pistor (CDU}: Herr Senator Nagel! Darf ich Ihren Äußerun
gen entnehmen, daß Sie kUnftig solchen Anträgen von Bezirken, 
die mit besonderen sozialen Problemen zu kämpfen haben, 
zustimmen werden? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator I 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen ~ Das können 
Sie so sehen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Haben Sie dennoch eine weitere 
(B) Rückfrage? 

Pistor (CDU}: Herr Senator! Ich danke Ihnen erst einmal für 
diese Bereitschaft. Aber können Sie ·uns viellelclit erkfären, 
welche Beweggründe Sie hatten, jetzt - im Gegensatz zu frOher 
- darauf einzugehen? Ich erinnere nur an die Aktivitäten meines 
Kollegen Liepelt und die vielen Aktionen der CDU·Fraktion zu 
diesem Thema, die Sie immer kommentierten: Mit mir und meiner 
Verwaltung nicht! 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Frau Präsi· 
dentin! Meine Damen und Herren I Herr Abgeordneter Pistorl 
Die Frage ist mir leider etwas unverständlich. in dem, was ich hier 
noch einmal deutlich gemacht habe, können Sie keine Änderung 
der bisherigen Verfahrensweise sehen. Was die diversen Aktivi
täten des Kollegen Liepelt betrifft, so finderi sie_ so 'inflationär 
häufig statt, daß ich sie nicht alle jetzt kommentieren kann. 

[1.7] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich rufe die Frage Nr. 7 zum Thema 

Gebäude· und Wohnraumzählung 
im September 1995 

auf. Herr Abgeordneter Hillenberg von der SPD-Fraktion hat das 
Wort. 

Hillenberg (SPD): Frau Präsidentin! Ironie des Schicksals
wahrscheinlich wird der Herr Bausenator wieder antworten müs
sen! Ich frage den Senat: 

1. Wie ist der Stand der Vorbereitungen für die im September 
1995 stattfindende Gebäude- und Wohnraumzählung im Ostteil 
der Stadt? 
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2. Werden für die Zählung ehrenamtliche Helfer eingesetzt, (C) 
und wenn ja, welche Voraussetzungen müssen diese erfUHen, 
und wo können sie sich filr diese Tätigkeit bewerben? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr lnnensenator, Sie haben das 
Wort! 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter Hillenberg! Ich 
darf entgegen Ihrem Wunsch für Herrn Kollegen Nagel die Ant
wort zuständigkeitshalber geben. 

Zu 1: Die Vorbereitungsarbeiten für die Zählung sind in vollem 
Gang. ln ArbeiT sind die Festlegung der zu erhebenden 
Gebäude, die Ermittlung der Auskunftspflichtigen und der 
Abschluß von Sondervereinbarungen mit Großeigentümern Uber 
die Lieferung der Angaben auf Datenträgern. 

Noch nicht abgeschlossen ist die Vorbereitung der Arbeits
abläufe in organisatorischer, personeller und auch technischer 
Hinsicht. 

Zu 2: Ehrenamtliche Helfer werden als Erhebungsbeauftragte 
ausschließlich rur Klärungsfälle und zum Zweck der freiwilligen 
Befragung von Mietern eingesetzt. Voraussichtlich werden ca. 
100 Erhebungsbeauftragte in den Monaten Januar und 
Februar 1996 benötigt werden. 

Zur Übernahme einer Tätigkeit als Erhebungsbeauftragter gel
ten die üblichen Voraussetzungen. Die Person muß die Gewähr 
für Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit bieten. Es darf auf
grund der beruflichen Tätigkeit kein Anlaß zu Besorgnis beste
hen, daß Erkenntnisse aus dieser Tätigkeit zu Lasten der Aus
kunftspflichtigen genutzt werden. Darüber hinaus sind Verständ
nis -fUr die komplizierten definitorischen und inhaltlichen Zusam
menhänge einer Gebäude- und Wohnungszählung sowie 
Geschick im Umgang mit Menschen für die Mieterbefragung 
erforderlich. 

(D) 
Das Statistische Landesamt wird zu gegebener Zeit die benö-

tigte Zahl der Erhebungsbeauftragten werben. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Hillenbergl Haben Sie eine 
Rückfrage? - Bitte schön J 

Hillenberg (SPD): Herr Senator! Das läuft auf Vertrauensba
sis hinaus. Man wird irgendwann an der WohnungstUr klingeln. 
Man stellt sich sicherlich dann vor. Meine Frage diesbezUglieh: 
Wie wird denn die Bevölkerung auf diese Wohnraumzählung 
vorbereitet? Haben die Erheber einen Ausweis, kündigt man 
das vorher in der Presse an? Wie läuft das eigentlich? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Dr. Heckelmann, Senator für Inneres: Frau Präsidentin I Herr 
·Abgeordneter! Ich hatte bereits eingangs gesagt,_ daß noch nicht 
alle organisatorischen und technischen Details geklärt sind. Sie 
können aber davon ausgehen, daß jeder, der sich an einer Tür 
meldet und Auskunft erbittet, sich entsprechend vemOnftig und 
ordnungsgemäß auszuweisen hat und die Fragen auch korrekt 
stellen wird. Aus meinem Verständnis heraus gehört selbstver
ständlich vorher eine öffentliche Information über diese Gesamt
veranstaltung hinzu. Dies ist eine blanke Selbstverständlichkeit. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Hillenberg! Haben Sie eine 
weitere Frage? - Bitte! 

Hillenberg (SPO}: Was mich verwundert, ist, daß dieses 
Bundesgesetz erst 1995 - und nicht schon früher - von der 
Bundesregierung auf die Tagesordnung gesetzt worden ist. 
Meine Frage an den Senat: Welche Erkenntnisse erhofft man 
sich eigentlich von dieser Wohnraumzählung insbesondere in 
bezug auf Wohnungsnot und Verteilung von Sozialwohnungen 
usw.? 
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Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Nagel! 

Nagel, Senator für Bau· und Wohnungswesen: Frau Präsi· 
dentin! Meine Damen und Herren! Wegen der f~chlichen 
Zusammenhänge erlaube ich mir, Ihnen dazu folgenden Hinweis 
zu geben: Die BauminiSterkonferenz, deren Vorsitzender ich der
zeit bin, hat diese Wohnungszählung für Ostdeutschland emp
fohlen, um Ober die subjektiv geprägten Erkenntnisse von Ver
mieterseite einerseits und Mieterseite andererseits sowie Ober 
die mehr oder weniger zufälligen Erkenntnisse von Behörden hi6-
aus eine systematisch begründete, wissenschaftlich fundiertere 
Aussage treffen zu können über die Schlußfolgerungen, die woh
nungswirtschaftlich aus Anzahl und Qualität der vorhandenen 
Wohnungsbeständen z;u ziehen sind. 

Das Vorhaben ist auch nicht unüblich. Auch die Volkszählung 
bzw. Wohnungs· und Gebäudezählung, die zuletzt im alt~n 
Bundesgebiet und im Westteil Berlins stattgefunden hat, hat 
wichtige wohnungspolitische Erkenntnisse erbracht. Die Schluß
folgerungen sind dann daraus im Hinblick auch auf die von Ihnen 
gestellten Fragen - Bedarf an SoZialwohnungen und bestimm
ten Wohnungsgrößen- anschließend durch die Politik zu ziehen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Nun erhält Frau Pickert das Wort! 

Frau Pickert (SPD): Ich denke, daß meine Frage Herr Sena· 
tor Nagel beantworten kann. Es werden bei einer Wohnraumzäh
lung nicht nur dje bewohnten Wohnungen gezählt, sondern es 
wird sicher einen neuen Erkenntnisstand Ober leerstand geben. 
Könnte eine aktuelle Leerstandssituation im Ostteil de.r Stadt ein 
Abfallprodukt dieser Wohnraumzählung sein? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

(B) Nagel, Senator für Bau· und Wohnungswesen: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Frau Abgeor~nete Pickert! 
Hier in Ber!in haben wir eigentlich eine detaillierte Ubersicht Ober 
den Leerstand in den einzelnen Bezirken und bei .den ~inzelnen 
Vermietern und Gesellschaften. lnsq_fe[n d(Jrftgn sich keine 
neuen Erkenntnisse ergeben. Es ist allerdings immer gut, wenn 
das, was man weiß, noch einmal verifiziert wird. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Wieland hat zu diesem Kom
plex als letzter das Wort I 

Wieland (Bü 90/Grüne): Ich habe eine Frage an den Senator 
fOr Inneres: Herr Prof. Dr. Heckelmann! Bei der letzten im West· 
teil der Stadt durchgeführten Volkszählung fiel der Staats· 
sekretär der lnnenverwaltung, Dr. Conen, dadurch auf, daß er 
freiwilliger ehrenamtlicher Zähler war _und sich durch. eine Art _ 
Frühstart _sogar den Namen "Speedy Gonzäles" erwarb. Ich 
frage: Wollen Sie und Ihre Staatssekretäre bei der Gebäudezäh· 
lung zur Erhöhung der Akzeptanz als besonders vertrauenerwek
kende Personen diesmal auch als ehrenamtliche Zähler tätig 
werden? 

[Beifall des Abg. Eckert (Bü 90/Grüne)] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Dr. Heckelmann, Senatorfür Inneres: Ich kann Ihren Sewer
tungen zu früheren Staatssekretären nicht folgen. Ich kann Ihnen 
nur eines sagen: Die derzeitige 'Spitze der Innenverwaltung
Senator und beide Staatssekretäre - sind jederzeit in time und 
on time. - Danke! 

[Heiterkeit- Wieland (Bü 90/Grüne): Nein, out o! timeil 

Präsidentin Dr. Laurien: Ach, Herr Wieland, Sie schließen 
sich doch sicher an ! 
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Wir schaffen noch eine Frage. Die Fragesteller haben gebe· 
ten, statt Frage 8 des Herrn Eckart Frage 12 des Herrn Berger zu 
nehmen, der auch schon neben dem Redepult steht. Ich rufe die 
Frage über 

Wo bleiben die Angelscheine für die 
Jugend? 

auf. Herr Berger, Sie haben das Wort! 

Berger (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren 1 Ich frage den Senat: 

1. Warum hat der Senat es versäumt, rechtzeitig die formalen 
Voraussetzungen zur Ausgabe des neu vorgesehenen "Jugend~ 
Fischereischeins" zu regeln, obwohl doch der notwendige 
Erlaß efnes Fischereischeingesetzes fOr Berlin seit langem allen 
damit befaßten Senatsbehörden bekannt sein muß und die Ver· 
Wartung deshalb längst die erforderliche Gebührenordnung vor
bereiten konnte? 

2. Wie rechtfertigt es der Senat, sein Versagen im Ver· 
waltungshandeln jetzt auf dem Rücken der betroffenen Jugend
lichen auszutragen, also diese zu zwingen, entweder zum dreifa
chen Preis einen Fischereischein mit entsprechender Abgabe fOr 
Erwachsene zu erwerben, oder auf das Recht zum Angeln über
haupt zu verzichten oder das Angeln illegal an den märkischen 
Gewässern zu versuchen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Bitte schön, Herr Senator Dr. Has
semer! 

(C) 

Dr. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt· 
schUtz: Frau Präsidentin! Herr Kollege Berger! Meine Damen (D) 
und Herren! Der neu- eingeführte Jugend-Fischereisehein ist fOr 
_Personen im Alter zwischen 12 und 17 Jahren vorgesehen, um 
diese,n unter restriktiven Bedingungen die Möglichkeit des Erler· 
n~ns des Angelns zu eröffnep. Dies bedeutet: Es darf dann nur 
geangelt werden mit einem_Erwachsenen zusammen, der seiner-
seits über einen Fischereischein verfügt und deswegen in der 
Lage ist, den Jugendlichen anzuleiten, damit der anschließend 
das Fischen ausüben kann. 

Wir können deshalb nicht davon ausgehen, daß in großen 
Mengen dieser Jugend-fischereisehein nachgefragt werden 
wird. Wir haben nach jetzigem Überblick 30 Anmeldungen. 
Dieses ist vor allem deshalb erklärlich, weil der normale Fische· 
r9fSChein bei Vorlage der entsprechenden Voraussetzungen 
schon ab 14 Jahren ausgestellt werden kann._ Dieser Fische
reischein ermöglicht dann, nach den normalen Bedingungen zu 
fischen, ohne die Restriktionen, die ich eingangs genannt habe. 

Ich habe darauf hingewiesen, daß dieser Jugend-Fischerei· 
schein eine neue Einrichtung ist. Die zuständige Senatsverwal
tung für Finanzen, die die erforderlichen Schritte zur Einführung 
dieses Scheins vorzunehmen hat, kann nicht davon_ ausgehen, 
daß noch in diesem Sommer der Jugend-Fischereisehein verteilt 
werden kann, also noch in dieser Saison. Ich glaube allerdings, 
daß sich die Einführung dieses neuen Ausweises auch ange· 
sichts der Hintergründe, die ich Ihnen erläutert habe, verschmer· 
zen läßt. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Bergerl Haben Sie eine 
Rückfrage? - Bitte schön! 

Berger (Bü 90/Grüne}_: Ihre Antwort ist ein kaum verhülltes 
Zugeständnis an die Tatsache, daß der Senat die Versäumnisse 
zu verantworten hat. Die Formalien fOr den Jugendfischerei
sehein hätten längst vorliegen können. Warum zieht der Senat 
aus dem eklatanten Versäumnis der eigenen Verwaltung nicht 
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Berger 

(A) die Folgerung, den Jugendlichen, die den Fischereischein beanM 
tragen, die Fischerlaubnis für dieses Jahr kostenlf?S zu gewäh
ren, statt sie zu zwingen, den dreifacheil Pr9is der Erwachsenen 

(B) 

zu zahlen? -

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Senator l 

Dr. Hassemer, Senator fOr Stadtentwicklung und Umwelt
schutz: Herr Kollege Berger! Ich höre den Vorschlag; der Senat 
würde sich jedoch weigern, gegen die Vorschriften eines gerade 
von Ihnen mitbeschlossenen Gesetzes zu verstoßen - selbst bei 
gütiger Ermahnung I Ich glaube, daß wir den Fischern durch die 
Einführung des neuen Fischereischeingesetzes und durch das 
Einstellen auf eine neue Situation im Augenblick vfeles zumuten. 
Die Verabschiedung dieses Gesetzes ~ar richtig, weil dadurch 
erstmalig eine gerrieinsame Rechtsgrundlage für das Fischen 
in Berlin hergestellt und dadurch Berliner Fischern _ermöglicht 
wird, außerhalb Berlins problemlos zu angeln. Das halte ich für 
die wichtigere Angelegenheit. Daß wir, nachdem in meiner 
Verwaltung die Vorbereitungen bereits Ende des vergangeneo 
Jahres abgeschlossen wurden, mit dem Jugendfischereischein, 
mit dieser konkreten Erlaubnis, noch nicht so weit gekommen 
sind, läßt sich für dieses Jahr verschmerzen. Im nächsten Jahr 
wird es den Jugendfischereischein geben. Die neue Sitüation 
im Fischereischeinrecht bereitet den Fischern derzeit genug 
Schwierigkeiten. Eine weitere Komplizierung hätte aus_ meiner 
Sicht auch nachteilige Folgen. Deswegen sollten wir gemei~:tsam 
auf die Saison 1996 wirten. 

[Edel (SPD): Sind Sie bereit, e"ffiafzweise Fischstäbchen an 
den Schulen verteilen zu· lassen?] 

Präsidentin Dr. Laurien: Wenn Sie etwas sagen wollen, 
bitte ich Sie, sich zu melden 1 - Herr Berger möchte bestimmt 
eine weitere Frage stellen. - Bitte I 

Berger (Bü 90/Grüne): Selbstverständlich! - Ich hatte mit 
meinem Vorschlag nicht auf eine Komplizierung, -sondern auf 
eine Vereinfachung gedrungen. Weil Sie nun doch bei Ihrer alten 
Aussage bleiben, muß ich Sie noch e!nmal fragen. Halten Sie es 
vor der angelnden Zunft in Berfin für gerecht, wenn in Berlin 
angelnde Jugendliche im Jahr - sje müssen de_n Erwachsenen~ 
schein erwerben, wenn sie es wollen_- 93 DM zahlen müssen, 
während sie 2 km entfernt, in Eichwalde etwa, nur 15 DM bezah
len müssen, wenn sie das gleiche beantragen? Glauben Sie die 
angelnde Zunft von dieser Situation überzeugen zu können? 

Präsidentin Dr. Laurien: Der Wert dieser Frageangesichts 
der Anwesenheit eines brandenburgischen Ministers in natürlich 
besonders hoch zu schätzen. 

[Frau Kilnast (Bü 90/Grane): So sind wir !I 
- Herr Senator, Sie haben das Wort I 

Dr. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt
schutz: Mit diesem Hinweis fällt es mir leicht zu sagen, daß es für 
die Verwaltung insgesamt nicht von vomherein falsch ist einzu
gestehen, daß wir nicht alles auf einen Schlag schaffen können. 
Wir haben besonders im Fischereirecht in den letzten Monaten 
gemeinsam mit dem Parlament einS wirklich neue Rechtsgrund
lage geschaffen. Das war eine enorme Anstrengung und noch 
vor dem Abschluß der Legislaturperiode erfolgreich. 

Ich gestehe ein, daß wir nicht alles gleichzeitig tun konnten. 
Dazu haben wir nicht ausreichend Mitarbeiter und nicht die not
wendigen Ressourcen. Ich bin unter ROckgriff auf meine soeben 
geäußerten Argumente der Auffassung, daß der wichtigere Teil 
geschafft worden ist. Den weiferenTeil werden wir für die näch
ste Saison eireichen. Jugendliche können mit der Erlangung des 
normalen Fischereischeins angeln. Sie können di.es sogar ohne 
Restriktionen tun; sie müssen allerdings auch die erforderlichen 
sachlichen Voraussetzungen erfüllen. Es handelt sich nicht um 
einen Ausschluß einer Bevölkerungsgruppe vom Fischen, son-

7378 

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

dem ist nur die besondere Chance des angeleiteten Fischens, (C) 
die wir, nachgefragt von 30 Personen, in diesem Sommer noch 
nicht zur VerfUgung stellen konnten. 

Präsidentin Dr. Laurien: Damit ist die Fragestunde beenM 
det. Die nicht beantworteten Fragen werden, wie Ublich, schriftM 
lieh beantwortet. 

Wir kommen dann zur 

Spontanen Fragestunde 

Sie erfolgt in der ersten Run~e nach der Größe der Fraktionen. 

[S1] 

Die erste Wortmeldung der CDUMFraktion liegt von Herrn MarM 
dus vor! · 

Mardus (CDU): Ich habe eine Frage an Herrn Senator 
Dr. Hassern er l Wie weit sind Ihre Verhandlungen mit der branM 
denburgischen Landesregierung gediehen, zu einer einvernehmM 
Iichen und gemeinsamen Verordnung bezüglich des sage· 
nannten Sommersmogs zu kommen? 

Präsid~~tin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Dr. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt
schutz: Frau Präsidentin! Herr Kollege Mardus! Die Verhandi!JnM 
gen sind bis zum Pfingstfest etwas in Stocken geraten. Die um 
das Klima sehr engagiert bemühten Kollegen der SPD haben 
eine gemeinsame Reise 911 einen zentralen Ort in Hessen am 
Pfingstmontag verabredet. Sie waren in der Zeit davor nicht in 
der Lage, Gespräche mit Kollegen der anderen Seite zu führen. 
Ich bin froh, daß der Kollege aus Brandenburg, zurückgekehrt (D) 
von der- wie wir alle wissen - ohne Neuigkeiten versehenen SitM 
zung, sehr offen und sehr kooperativ über die gemeinsame mögM 
liehe SommersmogMVerordnung in Berlin und Brandenburg 
sprechen kann. Wir haben derzeit die gemeinsame feste 
Absicht, uns für den Fall einer nicht bundesweiten Regelung 
auf eine BerlinMbrandenburgische Regelung zu einigen und auch 
noch alle erforderlichen Bedingungen abzuschließen, damit eine 
solche Verordnung nicht nur beschlossen, sandem auch prakti-
ziert Wird. Dazu gibt es seit Montag eine Zusammenarbeit mit 
den Beamten sowie zwei Telefonate mit Herrn Platzeck. Ich bin 
im Augenblick eher optimistisch. 

Präsidentin Dr. Laurien: Eine kurze Rückfragel 

Mardus (CDU): Glauben Sie, daß Sie dies no_ch vor der Par
lamentsSommerpause schaffen werden? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Dr. Hassemer, Senator für Stadtentwicklung und Umwelt~ 
schutz: Sie haben damit den 22. Juni angesprochen. Die letzten 
Beratungen im Rahmen des Bundesrats zur Erlangung einer 
bundesweiten Verordnung werden nach dem 22. Juni liegen. Wir · 
wären schlecht beraten, würden wir den zweitbesten Weg ver~ 
einbaren, bevor wir nicht jede Chance fLir den besten Weg - die 
bundesweite Verordnung - ausgelotet hätten. Ich kann leider 
nicht zusagen, daß dies vor dem 22. Juni geschehen wird. Die 
gute Nachricht ist allerdings die, daß es in keinem Punkt ein Ver
säumnis Berlins dazu gibt. 

[S2l 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die Fraktion der SPD hat sich 
niemand gemeldet. Deshalb hat Frau Dr. Schreyer von der Frak
tion Bündnis 90/GrDne das Wort! 



; 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperlode 

(A) Frau Dr. Schreyer (Bü 90/Grüne): Ich habe eine Frage an 

(B) 

den Regierenden Bürgermeister zu der Feststellung des Rech
nungshofes, daß die 15 Millionen DM teuren Erfolgsprämieri, 
die sich die Wasserbetriebe mit Zustimmung des Aufsichtsrats
vorsitzenden Herrn Senator Haase auf Kosten der Gebührenzah
ler gegönnt haben, eindeutig rechtswidrig waren. Wie, stehen 
Sie zu der Einschätzung der Senatsverwaltung für Finanzen, der 
Senatsverwaltung tar Inneres, der Rechtsabteilung aus der Ver
kehrsverwaltung sowie des Verbandes der Arbeitgeber des 
öffentlichen Dienstes, daß dieser Selbstbedienungsgriff in die 
Gebührenkasse von __ 1_5 Millionen DM eindeutig rechtswidrig 
war? 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Regierender Bürgermeistert 

Diepgen, Regierender Bürgermeister: Frau Präsidentin 1 Frau 
Abgeordnete! Meine Damen und Herren! Ich habe den Vorgang 
der Presse und weiteren Unterrichtungen jeweils entnommen. 
Ich werde die Frage mit dem Kollegen im einzelnen erörtern und 
gegebenenfalls auch mein Justi_tiariat um eine ergänzende 
Stellungnahme bitten. 

Präsidentin Dr. Laurien: Haben Sie eine Rückfrage? Sie 
muß kurz sein! 

Frau Dr. Schreyer (SO 90/Grüne): Wie wird der Senat, wie 
wird der Regierende BOrgermeister der eindeutigen Aufforde
rung des Rechnungshofs nachkonlmen, ·daß der für sein fehler
haftes Verhalten und für diesen Selbstbedi_enungstrip verant
wortliche Senator, Herr Haase, zur Rechenschaft zu ziehen iSt? 

Diepgen~ Regierend_er Bürgermeister: Frau Präsidentin! Frau 
Abgeordnete! Erstens habe ich eben schon deutlich gemacht, 
daß ich_ mir den Vorgang im einzelnen noch einmal vorlegen las
sen werde. Zweitens ist. de_r Vorgang in den vergangeneo Jahren 
mehrfach erörtert worden, und zwar zwischen verschiedenen 
Senatsverwaltungen. Und drittens teile ich nicht immer von vorn
herein die Meinung des Rechnungshofs, auch nicht in den 
Fragen der Kritik an einzelnen Maßnahmen. 

[83] 

Präsidentin Dr. Laurien: Inzwischen hat sich ein SPD-Mit
glied gemeldet. Frau Schermer, "Sie haben das Wort! 

Frau Schermer (SPD): Ich frage Herrn Senator Pieroth. 
Welche Auffassung, Herr Pieroth, vertreten Sie zur Abschaffung 
der Gewerbekapitalsteuer, die derzeit im Bundesrat behandelt 
wird, für das Land Berlin? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Pieroth, Senator für Finanzen: Die Gewerbekapitalsteuer iSt 
eine Besteuerung der Arbeitsplätze im industriellen Bereich. Sie 
muß bekanntlich auch gezahlt werden, wenn ein Unternehmen 
Verluste macht, geht also in die Substanz der bedrohten Unter
nehmen genau wie in das Vermögen der gut florierenden Unter
nehmen. Sie sollte nach meiner Vorstellung schon längst abge
schafft sein. 

[Beifall des Abg. Landowsky (CDU)] 

Wir haben jetzt die Notwendigkeit, sie im Westteil der Bundesre
publik Deutschland und im Westteil der Stadt abzuschaffen, um 
sie nicht im Ostteil der Stadt einführen zu müssen. Und ich 
denke, ich bin mit Ihnen, Frau Kollegin, in voller Übereinstim
mung, daß gerade in der Anlaufphas_e der Ost-Berliner Industrie, 
wo die Arbeitsplätze im Ostteil der Stadt noch längst nicht gesi-
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chert sind, eine Besteuerung jedes dieser Arbeitsplätze durch (C) 
Einführung der Gewerbekapitalsteuer in Höhe von 3 900 DM 
pro Jahr überhaupt nicht in Frage kommen kann. 

[Beifall bei der CDU und der FDPI 

·Präsidentin Dr. L_aUr-len :-Frau 'Schermer, Ihre weitere.Rück
frage - bitte schön I 

Frau Schermer (SPD}: Herr Pieroth! Ich möchte Ihnen mittei
len, daß ich nicht Ihrer Auffassung bin; ich bin also gegen die 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer. Ich weiß, das das auch 
die SPD-Position ist. Ich möchte Sie also deshalb fragen, ob Sie 
sich mit Herm Kühbacher aus Brandenburg abgestimmt haben 
und ob Sie das als Senatsmeinung vertreten. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator I 

Pieroth, Senator für Finanzen: Im Senat hatten wir ein 
Gespräch darüber - in voller Übereinstimmung mit dem Wirtw 
schaftssenator. Wir werden vor der Schlußabstimmung ein wei
teres Gespräch haben. Denn die Bedingung ist- vielleicht ist die 
bei Ihnen nicht angekommen -,daß, wie von der Bundesregie
rung zugesagt und vom Bundesfinanzminister ausdrUcklieh 
bestätigt, für die Gemeinde Berlin - im Übergang fUr das Land 
Berlin - ein voller Ausgleich in voller Höhe der wegfallenden 
Gewerbekapitalsteuer gegeben wird, so daß Berlin überhaupt 
keine: Nachteile_ haben wirdt aber es zu einer Gleichstellung, zu 
einem einheitlichen Wirtschaftsbereich Berlin kommen wird, den 
wir natürlich auf zwei Arten haben können: dadurch, daß wir im 
Ostteil - wie vorhin von mir. befürchtet - die Steuer einführen 
oder daß wir sie im .. Westteii_ abschaffen. Wenigstens stehen wir 
doch insoweit in Ubereinstimmung, daß wir gleiche Förder
bedingungen für beide Teile der Stadt wollen. Es würde mir 
sehr leid tun, wenn die SPD diese Linie verlassen würde. 

[Beifall bei der CDÜ und der FDP] 

[84] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Pohle hat die nächste Fragel 

Frau Pohle (POS): Ich frage Frau Senatorin Stahmer. Frau 
Senatorin, wie stehen Sie zu der Forderung des Deutschen Pari
tätischen Wohlfahrtsverbandes, unter anderem. vorgetragen von 
q~r Vorsitzenden des Berliner Landesverbandes des DPW auf. 
der Jahresversammlung, die Regelsätze für Sozialhilfe um 
wenigstens 9% zu erhöhen? Und wie betrachten Sie das im 
Verhältnis zu Ihrer dem Senat vorgelegten Verordnung zur Fest
setzung der Regelsätze nach BSHG, die siCh bei 1,1 % bewe
gen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorin Stahmer! 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziale_s: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren I Frau Pohle l 

Präsidentin Dr. Laurien: Aber bitte kurz, liebe Frau Stah
mer! 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: Sie ahnen das schon, 
ja!- Ganz kurz kann ich dazu sagen, daß ich es erheblich un.d 
verschärft begrüßen würde, wenn wir diesen Wunsch der DPW
Vorsitzenden erfüllen könnten. Wir können nur leider nicht, da wir 
durch Bundesgesetz gebunden sind. Länder dürfen nicht mehr 
allein dte Sozialhilferegelsätze erhöhen. Sie müssen es so 
machen, wie der Bund es vorschreibt. Es ist korrekt, daß etwa 
ein Nachholbedarf von 8,4 o/o bei Sozialhilfeempfängern ent
standen ist gegenüber den Kostensteigerungen der letzten 
Jahre, seitdem die Bundesregierung durc~ die verschiedenen 
Spargesetze die Regelsätze der Sozialhilfe gedeckelt hat. 
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(A) Präsidentin Dr. Laurien: Ihre Rückfrage - bitte schön I 

(B) 

Frau Pohle (POS): Frau Senatorin J Was werden Sie außer 
der Äußerung des Wunschs und Ihrem allgemeinen Bedauern 
noch tun, um diese Situation im Interesse der Sozialhilfeempfän· 
gerinnen und ·empfänger zu ändern, auch möglicherweise im 
Widerstand gegen die geltende Bundesgesetzgebung? 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorinl 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: Außer Gesetzesbre· 
chen kann man ungefähr alles machen, das heißt mit dem steten 
Tropfen den Stein in Sonn zu höhlen, in Bundesratsbesprechun
gen immer wieder darauf hinzuweisen, daß das es schwierig ist, 
mit einem Existenzminimum in dieser Höhe zu leben. Aber des
halb als Land Berlin hinzugehen und ein Gesetz zu brechen, das 
wird sicher auch das Berliner Parlament nicht von mir verlangen. 

[85] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Tiedt, Sie haben die nächste 
Fragel 

Tledt (FDP): Sie richtet sich an den Herrn Regierenden Bür
germeister. 

Präsidentin Dr. Laurien: Würde der Herr Franke Herrn 
Regierenden BOrgermeister das Ohr frefgeben I 

[Franke (CDU): Aber gern!] 

Tiedt (FDP) : Danke schön, Frau Präsidentin! - Ich frage Sie, 
Herr Regierender Bürgermeister: Wie bewerten Sie die Aus
sage des nTagesspregels11 vom 3. Juni, Stichwort ist die Verwe[
gerung weiterer Leihgaben durch den Münchener Kunstsammler 
van de Loo, demzufolge es in Berlin, das sich so sehr danach 
sehne, doch Kulturmetropole zu sein, immer·noch am wichtig
sten, nämlich an ziv~en Umgangsformen fehle, daß es eines 
Gespürs fUr die Menschen bedürfe, die diese Stadt bereicherten 
und daß es ein bezeichnendes Licht auf die kulturelle Verfassung 
Berlins werfe, daß sich ausgerechnet der Kultursenator diese 
Peinlichkeit leiste? Wie gedenken Sie, Herr Regierender BUrger· 
meister, den für die Kultur der Stadt entstandenen Schaden wie· 
dergutzumachen? 

Präsidentin Dr. Laurlen: Also· Leute! Ich Jasse die Frage 
trotzdem zu. 

Diepgen, Regierender Bürgermeister: Frau Präsidentin I Herr 
Abgeordneter! Meine Damen und Herren I Eigentlich müßte ich 
jetzt mit Gegenfragen antworten. Ich lese_ natUrlieh den "Tages
spiege111, weil er meine Leib- und Magenzeitung ist, -

Präsidentin Dr. Laurien: 0 1 jetzt gibt es gleich Beschwer· 
den von anderen I 

Diepgen, Regierender Bürgermeister: - und ich mich jeden 
Tag in besonderer Weise über diese Zeitung freue, in allen jewei· 
Iigen Tendenzen und der Chance jeden Tag eine andere Emotion 
zu haben. Aber ich kann mich nicht an jeden Artikel erinnern. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Nein! Jetzt ist keine Lesestunde! 

Diepgen, Regierender Bürgermeister: Wenn Sie eine kon
krete Frage um einen konkreten Sachverhalt haben, dann bitte 
ich, die zu formulieren. Und dann werden Sie eine Antwort von 
mir dazu bekommen. Ansonsten bemühe ich mich, jede Peinlich· 
keit zu vermeiden. 

[Gelächter bei der PDS] 
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Ich ernfinde es allerdings auch als peinlich, wenn in dieser Stadt (C) 
aus jedem Thema eine Riesenaufgeregtheit gemacht wird, 

[Beifall bei der CDU] 

in dieser Stadt bei jeder Petitesse am besten gleich der Rücktritt 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen gefordert wird. 

[Beifall des Abg. Hapel (CDU)] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Tiedt! Laut Geschäftsord· 
nung sind jeweilS Sachfr8.gen aus dem Ressort gemeint. Wollen 

. Sie dennoch eine Rückfrage stellen? - Nein, lieber nict'tt. 

[Allgemeine Heiterkeit] 

[86] 

Dann gehen wir in der Reihenfolge der weiteren Wortmeldun
gen vor. Herr Cramer hat das Wort! 

Cramer (Bü 90/Grüne): Ich frage die Sozialsenatorin, Frau 
Stahmer. Sie haben in Ihrer etwas neueren Funktion am 28. Mai 
an der Eröffnung der $-Bahnstrecke Lichterfelde Ost-Tegel teil
genommen und konnten sich bestimmt davon Oberzeugen1 daß 
am $-Bahnhof Tegel die Behinderten ausgegrenzt waren, 
obwohl dort fUr relativ wenig Geld ein behindertengerechter 
Zugang hätte realisiert werden können, der auch für die nichtbe
hinderten Menschen zur Gorkistraße hin wunderbar gewesen 
wäre. Deshalb frage ich Sie: Wie konnte es kommen, daß, 
obwohl Sie die Behinderten immer Ihrer besonderen Fürsorge 
versichern1 dieser Zugang, der 100 000 DM kosten würde, vom 
Senat nicht bestellt worden ist? Und was gedenken Sie zu tun, 
diese Scharte schnellstmöglich -und wann -wieder auszuwet
zen. 

_Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorin_ Stahmerl 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: ln der wichtigen Frage 
der Integration, der Eingliederung von Behinderten, ist die Sozi
alverwaltung zwar eine Verwaltung, die überall darauf achtet, daß 
die Dinge für Behinderte richtig geschehen. Sie ist aber keine 
Verwaltung, die deshalb die Verantwortung für den Bau von Ver· 
kehrsanlagen und Theatern; von Schulen oder von irgendwel
chen anderen Bereichen übernehmen kann. Wir haben durch die 
Leitlinien des Senats zum behindertengerechten Berlin alle 
Verwaltungen daran gebunden, ihre Bauten, ihre Anlagen so zu 
gestalten, daß Behindertengerechtigkeit und Integration entste· 
hen. Wenn es der Verkehrsverwaltung nicht gelungen ist, dieser 
Verpflichtung zu entsprechen, dann muß sie entweder gute 
Grande dafür gehabt haben, oder Herr Senator Haase wird als
bald für Änderungen sorgen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Habe~ Sie eine Rückfrage, Herr 
Cramer? 

Cramer (Bü 90/Grüne): Trotzdem frage ich Sie, Frau Stab· 
mer, weil die Leitlinien für ein behindertengerechtes Berlin unter 
Ihrer Federführung entwickelt worden sind und weil gerade Sie 
die Aufgabe haben, darauf zu achten, daß sie'. auch durchgesetzt 
werden. Daß der Verkehrssenator das nicht bringt, wissen wir 
alle. Deshalb frage ich nochmal: Was tut der Senat, dessen Mit
glied Sie sind, um hier eine schnellstmögliche Abhilfe zu schaf
fen, die wirklich weniger als Peanuts kostet, aber für die Behin
derten eine enorme Verbesserung darstellt? 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorinl 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: Eine Aufsichtsbe· 
hörde, um in jeder Ecke dieser Stadt festzustellen1 was 
geschieht oder nicht geschieht, können wir nicht sein. Wir haben 
eine Landesbeauftragte für Behinderte, die Beschwerden entge
gennimmt, die zum Beispiel auch eine solche Sache verfolgen 

(D) 
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(A) wird. Allerdings höre ich gerade in kollegialer Zusammenarbeit, 
daß es hier nicht um eine verpflichtete Senatsbehörde ging, son
dern um die S-Bahn, die dafür zu sorgen gehabt hä~te, und die 
müssen wir in vielen Fragen noch mehr in die Stadt hereinziehen, 
die wir behindertengerechter machen wollen als anderswo. 

[S7] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Die nächste Frage hat Herr Wie-
mann! · 

Wiemann (Bü 90/Grüne)": Danke, Frau Präsidentin 1 - Ich 
frage den Verkehrssenator, Herrn Haase! Hält er seinen Plan, die 
Clara-Zetkin·Straße in "Dorotheenstraße" umzubenennen, 
für einen Beitrag zur Stärkung des Rechtsbewußtseins in dieser 
Stadtangesichts der Tatsache, daß in den_ Vorschriften über di_e 
Straßennamen im- Land Berlin eindeutig steht, daß Doppelbe
nennungen zu vermeiden sind, und es schon zwei Dorotheen
straßen gibt? Oder was kann er dem Eindruck entgegensetzen, 
daß damit auch ein Senatsmitglied ein Beispiel für jene Beliebig
keit liefert, Rechtsvorschriften nur dann anzuerkennen und zu 
achten, wenn sie in das eigene Konzept passen? 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator Haase I 

Dr. Haase, Senator für Verkehr und Betriebe: Frau Präsiden
tin! Herr Abgeordneter! Selbstverständlich halte ich an diesem 
Vorschlag fest, der von einer unabhängigen Kommission entwik
kelt worden ist. Ich darf Sie darauf hinweisen, daß es nur eine 
Dorotheenstadt gibt. 

Präsidentin Dr. Laurien: Haben Sie eine Rückfrage, Herr 
Wiemann?. 

(B) Wiemann (Bü 90/Grüne}: Es gibt aber ganz eindeutig schon 
zwei Dorotheenstraßen, und in den Vorschriften steht, daß Dop
pel- und Mehlfachbenennungen vermieden werden sollen. Sie 
haben also auf meine Frage nach dem Rechtsbewußtsein nicht 
geantwortet. Ich frage deshalb - da Sie bei früheren Umbenen
nungen zum Beispiel gesagt haben, Sie seien beim Frankfurter 
Tor dafür, um Verwechslungen zu vermeiden-: Wie wollen Sie 
die Verwechslung von drei Dorotheenstraßen vermeiden? 

[Frau Künast (Bü 90/Grüne}: Und wie soll sich der Kanzler 
zurechtfinden?] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Senator! 

Dr. Haase, Senator für Verkehr u.nd Betriebe: Frau Präsiden
tin! Herr Abgeordneter I Ich glaube, daß es nur eine Dorotheen~ 
straße in der Dorotheenstadt gibt. Was die Verwechslung bei 
Bahnhöfen anlangt, so war das eine EmPfehlung der Verkehrsbe
triebe, der wir seinerzeit gefolgt sind, um damit die Verkehrsfüh
rungen zu erleichtern. Zu der angesprochenen Frage über Stra
ßennameo denke ich, daß wir in diesem Teil der Dorotheenstadt 
keine Probleme haben. 

[SS] 

Präsidentin Dr. Laurien: Die nächste Frage hat Herr Eckert! 

Eckert (Bü 90/Grüne}: Ich frage den Regierenden Bürger
meister! Sehr geehrter Herr Diepgen! Das Valfahren über die 
Besetzung der Generaldirektion der Stiftung Stadtmuseum 
befremdet ein wenig. Weshalb wird , ein Auswahlgespräch 
durch den Kultursenator und den Regierenden Bürgermeister 
mit Bewerbern und Bewerberinnen geführt, die bereits vorher 
von einer Bewerbungskommission angehört worden waren, und 
diese Kommission hat ein Votum abgegeben? Und wann sind 
Sie so_ weit, daß Sie - nachdem der Kultursenator das a[le;s. . 
offenbar verzögert hat - eine Entscheidung mitteilen können? 
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Präsidentin Dr. Laurien: Herr Regierender Bürgermeister! (C) 

Diepgen, Regierender Bürgermeister: Frau Präsidentin! Herr 
Abgeordneter! Es handelt sich wiederum um eine Frage, die ein 
anderes Ressort betrifft, aber ich beantworte Ihre Frage geme: 
Es gab eine Auswahlkommission, das Ergebnis der Auswahl~ 
kommission gab zu Diskussionen Anlaß. Das ist so, und eine 
Auswahlkommission hat nicht die primäre Verantwortung. Das 
war die Position sowohl des Kultursenators als auch im Prinzip 
meine. Darauf aufbauend gab es weitere notwendige Gesprä· 
ehe. Ich vermute- wie ich Ihre Informationsstränge einschätze-, 
daß .Sie wissen, daß es vor kurzem eine weitere Gesprächsrunde 
ge_geben hat. Ich gehe davon aus, daß wir in kOrzester Zeit 
zumindeSt über das Procedere - vielleicht sogar über die Person 
- Einvernehmen herstellen und eine Entscheidung treffen wer
den. 

Präsidentin Dr. Laurien: Eine kurze Rückfrage? 

[Eckert (Bü 90/Grüne): Voller Rührung verzichte ich darauf!] 

- Das ist sehr gut. 

[S9] 

Darm kommt noch Frau Engler an die Reihe - bitte schön I 

Frau Engler (80 90/Grüne): Frau Senatorin Stahmerl Sie 
vertreten die Position, daß man bei der Sozialhilfe in einem 
wesentlich stärkeren Maß nicht Verwandte heranziehen soll, 
um für alte Menschen Kosten für S_oz:ialhilfe oder Heimplätze zu 
übernehmen, damit das Verhältnis in der Familie nicht weiter 
belastet wird. Nun haben Sie still und heimlich in Ihrer Verwal
tung eine Verordnung erlassen, mit der Sie Leute in verstärktem 
Maß zur Unterhaltspflicht heranziehen. Können Sie erläutern, (D) 
ob sich Ihre Pos-ition grUndsätzlich verändert hat, oder wie 
begrü~den Sie !hr Verhaltet:~? 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Stahmer! 

Frau Stahmer, Senaterio für Soziales: Meine grundsätzliche 
Position, daß erwachsene Kinder g~r~d~ ~~'1.• :vvenn ihre alten 
Eltern in einem Heim untergebracht werden müssen oder Sozial
hilfe brauchen, nicht herangezogen werden sollten, beste.ht nach 
wie vor, nur ist unsere gesetzliche Lage eine andere. Wir werden 
noch bis zum Einsetzen der Pflegeversicherung im Juli 1996 
die Verwandten bei entstehenden Sozialhilfekosten heranziehen 
müssen; das geht nicht anders. Es ging leider auch nicht anders, 
als in. .Serlin eine Verordnung darüber zu erlassen, weil es ein 
Bundesgesetz gibt, das dies jetzt vorschreibt. Früher konnten 
die Länder da~ selbst gestalten, und das Berliner Parlament wie 
auch de:r Berliner Senat hatten eine Sßhr. großzügige Hand~ 
habung insbesondere bei der Heimunterbringung älterer Men· 
sehen, so daß jemand ~rst ab einem durchschnittlichen Netto» 
einkommen von etwa 5 000 DM herangezogen wurde, um tar 
seine alten Eltern etwas zu bezahlen. Inzwischen ist es bundes
gesetzlich anders geregelt worden, und deshalb müssen wir es 
schon bei geringeren Einkommen tun. Das heißt, auch wenn man 
4 000 DM netto hat, wird man unter Umständen etwas dafür 
bezahlen müssen, daß Mutter oder Vater im Heim sind. 

Es trifft aber nicht zu, daß arme Menschen, die ganz wenig Ein
kommen und selbst Schwierigkeiten haben, ihren Lebensunter
halt zu bestreiten, herangezogen würden, um Sozialhilfekosten 
zu begleichen. Das wird gelegentlich in der Stadt diskutiert, weil 
es diese Verordnung gibt, die von jemandem, der etwa 
5 000 DM Nettoeinkommen hat, nicht mehr wie früher 96 DM, 
sondern inzwischen 600 DM verlangt. Dieses ist aber bundesge
setzlich geregelt, und es bezieht sich auf Einkommen, die über 
der Schwelle desse;n liegen, was man als bedürftig bezeichnen 
kann. Auch alle Miet~ und Schuldverpflichtungen, die jemand hat, 
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(A) und ein ordentlicher Selbstbehalt werden -b"erücksichiigt. Des
halb kann die Grenze bei Familien, die mehr als zwei Personen 
umfassen, deutlich höher liegen als die von mir genannte. 

(B) 

Präsidentin Dr~ Laurlen: Sie haben noch eine Rückfrage? 

Frau Engler (Bü 90/GrUne}: Frau Stahmerl Nun bezieht sich 
ihre Verordnung nicht nur auf die Bewohner von Heimen, son
dern offensichtlich auch auf alle anderen Sozialhilfebetroffenen. 
Es gibt eigentlich keinen Grund -wenn Sie sich auf die Pflege
versicherung beziehen -, daß Sie den gesamten Bereich der 
Sozialhilfe verstärkt zu solchen Unterhaltszahlungen heranziehen 
wollen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Senatorin! 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: Liebe Frau Engler! Es 
war ja leider so, daß das Bundesgesetz geändert ~erden ist und 
wir in jedem Bereich Stärker zum Unterhalt heranziehen müssen, 
aber die Verstärkung ist im Bereich der normalen Sozialhilfe 
lange nicht so hoch wie im Bereich der Heimunterbringung,'weil 
Berlin bei der Heimunterbringung bisher eine _konkurrenzlos 
niedrige Beteiligung hatte; in den anderen Bereichen handelt es 
sich um Veränderungen zwischen 50 DM und 70 DM, nicht um 
so hohe Änderungen. Aber wir sind durch Bundesgesetz 
gezwungen, hier jetzt andere Maßstäbe anzulegen als früher. Wir 
müssen auch daran denken, daß wir jetzt eine andere Situation 
im Bund-Länder-Finanzausgleich haben, und daß manche Dinge, 
die wir -uns früher" JeiSfen-KO-nOten, als über 50 % unsereS Raus
halts aus Sonn finanziert wurde und wir durch Auslegungen -
um so etwas handelt es sich hier, mein Vorgänger Senator Fink 
hatte dies so gemacht, um Familien zu. SchütZen - heute nicht 
mehr leisten können. Wir mO:ssen uns -an -die Bundesregelung 
halten, und deshalb konnte ich nicht anders entscheiden als mit 
dieser Verordnung. 

Präsidentin Dr. Laurien: Die Spontane Fragestunde ist 
beendet 

[1A] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr.1 A: 
Aktuelle Stunde zum Thema "Mietsteigerungen 
und Mietervertreibung, insbesondere in Berlins 
Mitte" 

Die Fraktion Bündnis 90/Grüne hat als erste das Wort, Frau 
Dr. Ziemer! - Ich erinnere 8ft die" Redezeit von zehn Minuten. -
Wo ist sie? - Frau Dr. Ziemer! 

[Zurufe: Hol doch einmal jemand Frau Ziemer]] 

- Sehen Sie, Sie sind manchmal so unbafinherzig, wenn Leute 
aus anderen Fraktionen nicht rechtzeitig da sind, jetzt passiert es 
auch einmal bei Ihnen I Unsere Großmut ist gar nicht zu über
bieten, sorgen Sie doch bitte daflir, daß Frau Dr. Ziemer flott her:
beikommt, denn ich kann schlecht die_ Redereihenfolge verän
dern - aber ich mache auch das. - Da wir eine unglaublich 
gefOIIte Tagesordnung haben, frage ich Bündnis 90: Haben Sie 
Bedenken, wenn ich zuerst den zweiten Redner herannehme? 

[Wieiand [Bü 90/Grüne): Überhaupt keine I] 

- Gut, dann hat Herr Niedergesäß das Wort! 

[RBm Diepgen: Eigentfich wollte 9r die Uriterbrechung der 
Sitzung beantragen!] 

- Herr Niedergesäß, dann kommen Sie, Sie machen die Pre
miere! Das bringt Stimmung, lieber Herr Niedergesäß. - Sie 
kommt! Sie kommt! - Ich nehme das Jacke-Ausziehen als ein 
fröhlich, symbolisches Zeichen und erteile Ihnen das Wort, Frau 
Dr.Ziemer! 
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Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Entschuldigen Sie bitte die (C) 
Verspätung I 

[Heiterkeit] 

Ich muß mich erst einmal sortieren! - Die Sache, um die es heute 
geht, schlägt erhebliche Wellen. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Heute wird in der 
Bezirksverordnetenversammlung Mitte über einen Vorgang 
abgestimmt, zu dem wir den politisch Verantwortlichen dieses 
Bezirks nur zurufen können: "Glückwunsch, hoffentlich trägt, 
was Ihr da gerade eintütet, auch die erhofften Früchte I" Ich 
spreche von dem bisher noch kaum irgendwo in der Stadt ange
wandten Instrument, in Sanierungsgebieten - und davon hat 
der Bezirk Mitte unter der hervorragenden Ägide der Baustadträ-
tin Oorothee Du brau zwei erkämpft, nämlich die Spandauer und 
die Rosenthaler Vorstadt, die fast die ganze Altbauwohnsub· 
stanz des Bezirks umgreifen - eine Konkretisierung der Sanie
rungsziele unter sozialen Aspekten anzuwenden. Die Ver
drängung der Bewohnerinnen und Bewohner zu verhindern, 
ist grundsätzlich in Sanierungsgebieten das vorrangige Ziel und 
muß es um so mehr hier sein, in der Berliner Mitte, auf der ein 
vielfältiger VerWertungsdruck lastet - der Druck internationaler 
Konsortien, der Druck von Grundstücksrittem, der Druck mega
lomaner Metropolenvorstellungen, der Druck des Hauptstadtum
baus. Bisher hat es der Bezirk Mitte verstanden, durch eine 
geschickte, flexible, Gegenleistungen vertraglich festschrei· 
bende und dabei äußerst effektive Verhandlungspolitik seine 
Bewohner nicht erdrOcken zu lassen. Das ist ein Erfolg, der 
heute durch die sozialen Grundsätze für die zwei Sanierungsge
biete nachhaltig gesichert werden solL Mietobergrenzen, Aus
schluß vOn Luxusmcidernisierungen, behinderten- und senioren
gerechtes Sanieren, Sicherung von Infrastruktur und Freiflächen 
sind dabei einige der Stichworte-, die verhindern sollen, daß die 
Bewohnerinnen und Bewohner ihr Wohngebiet verlassen, weil 
sich ihre Lebensbedingungen durch unerträgliche Verkehrsbela
stungen, ·durch fehlendes Grün, unverträgliche Verdichtung, (D) 
durch Verdrängung der normalen Infrastruktur verschlechtem 
oder weil drastische Mietsteigerungen nicht mehr gezahlt wer-
den können. 

Auch das Mietenüberleitungsgesetz, zu dem der Senat im 
Bundesrat erst kUrzlieh s_eine Zustimmung gegeben hat, kann 
durch diese Festschreibungen etwas abgefedert werden. Denn 
so unsauber formuliert, wie dieses Gesetz ist, mit derartig vielen 
Mietsteigerungsmöglichkeiten -neben den immer im Vorder-. 
grund stehenden 15 % -, die sich auf 30 bis 40 % summieren, 
wird es die Mietervertreibung zusätzlich in dieser Stadt 
beschleunigen. Dieses Gesetz ist nichts anderes als ein einzigar
tiges Arbeitsbeschaffungsprogramm für Juristen, was nun end
lich auch der _Bausenator - leider erst nach seiner Zustimmung 
im Bundesrat - zugegeben hat, indem er kürzlich im "Landes
pressedienst" den Verband der Berlin·Brandenburgischen Woh
nungsunternehmen einen "politischen Geisterfahrer" nannte. 

[Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grün_e] 

Dabei nimmt der Verband tatSächlich nur das Gesetz beim Wort 
- und nicht seine Interpretation - und kündete eine Senator 
Nagel baß erstaunende und viele Altbauten betreffende zusätz
liche Mieterhöhung von 5 o/o an. Herr Nagel, weshalb haben Sie 
den Text nicht korrigieren lassen -oder hat das Gesetz in Ihrem 
Hause mal wieder niemand gelesen? 

Theorie und Praxis - das, was man den Wählern in Berlin 
erzählt, und das, was man dann tut - klaffen in dieser Stadt offen
sichtlich Äonen auseinander. Noch im Januar dieses Jahres ver
kündete die SPD stolz ihre Ziele für die Hauptstadt Berlin: Zeit
gemäße Verkehrspolitik, Leerstand beseitigen, solares Neu
bauen fördern - einen entsprechenden wortgleichen Antrag 
meiner Fraktion haben Sie soeben abgelehnt, aber auch die übri
gen Versprechungen harren noch der Erfüllung - und die Mitte 
Berlins1 die Mitte der Mitte zu einem Ort urbaner Lebendigkeit, zu 
einem Ort der Begegnung machen. So lauteten die Ziele der 
SPD. 
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(A) Eine Begegnung der besonderen Art konnten wir nun in den 

(B) 

letzten Tagen verfolgen. Der Stadträtin;- die m"it ihrem Engage· 
ment die Mitte lebendig erhält, weil sie die Bevölkerung in die 
Planungen einbezieht, weil sie als erste auf einen 20prozentigen 
Wohnungsanteil an allen Dienstleistungstandorten bestand, weil 
sie die Kleingewerbestrukturen erhält, historische Bausubstanz 
schützt, soziale Infrastruktur fördert, Mietobergrenzen in den 
Sanierungsgebieten einführt, das Denkmal ftir die jüdischen Bür· 
ger am Koppenplatz durchgesetzt hat, 9ie Transparenz_bei den 
Wohnungsverkäufen in Mitte über den Privatisierungsbeirat 
zusammen mit der Wohnungsbaugesellschaft gesichert hat -
übrigens gegen den _ monatelangen Boykott dieses BW· 
Beschlusses durch BezirkSbürgermeister Keil-, dieser Stadtra
tin werden nun im Handstreich, auf Betreiben desselben SPD
Bezirksbürgerr:neisters ihre wichtigsten Ämter entzogen und 
einem in diesem Bereich völlig Uf!erfahrenen CDU-_Gesundheits· 
stadtrat überlassen. Das ist .eine unglaubliche Provinzposse! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und des Abg. Edel (SPD) -
Niedergesäß (CDU): Wie heißt denn das Thema überhaupt?] 

Aber mehr als das: Es ist ein alarmierendes Signal, Herr Nieder
gesäß, daß man die bisherige erfolgreiche Politik mit und im 
Interesse der Bevölkerung umkehrt und nun sein Mäntelchen 
offen in den Wind der Investoren hängt. Denn diese Entschei
dung war verbunden mit einem weiteren schwerwiegenden 
Fehler. 

[Zuruf des Abg. Sirnon (CDU)] 

Herr Keil hat die dreitägige Abwesenheit von Dorothee Dubrau 
dazu benutzt, einem GrundstUckseigentümer, der ihn schon 
lange bekniet, eine Baugenehmigung für eine von der BW und 
der Bevölkerung nicht gewünschte Bebauung des Volksparks 
am Weinbergweg zu erteilen, die Rechtsgrundlage dafür zu ver-
schaffen. -

[Niedergesäß (CDU): Sie haben das falsche Manuskript!] 

Nun hatte es für eine abgespeckte Variante des Investors auf 
Druck von Herri1 Keil ohnehin schon einen Bezirksamtsbeschluß 
gegeben. 

Präsidentin Dr. Laurien: Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Niedergesäß? 

Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne); Nein I - Frau Dubrau 
bestand aber im Gegenzug für den erheblichen Wertzuwachs 
des GrundstOcks auf einen auch den Investor bindenden städte
baulichen Vertrag. Der reagierte darauf nicht, da beendete Herr 
Keil das Warten und ließ heimlich den Bauvorbes_cheid erteilen. 

[Simon (CDU): Was hat das alles mit dem Thema zu tun?} 

Dadurch ist _dem Land Berlin nicht nur ein erheblicher Schaden 
zugefügt - denn es gibt keine Gegenleistung dafür -, sondern 
auch der Investor außerordentliCh begünstig worden, der das 
Gurndstück für 8 Millionen DM erwarb und es mit dem Hinweis 
auf die -von Herrn_ Keil in_zw_i_scb_en beschiedene - Bebaubarkelt 
inzwischen für 16 Millionen DM auf dem _Markt anbietet. Ich bio 
außerordentlich froh, daß die Landes-SPD und einzelne Senato
ren und Senatorinnen den politischen Schaden, den Keil damit 
angerichtet hat, erkannt und versucht haben, die Scherben ein
zusammeln. Denn bleibt es bei dieser Entmachtung, wird der 
dubiose Grundstücksvorgang nicht aufgeklärt und rechtlich 
auf seine Haltbarkeit überprüft, dann haben wir in der Mitte Ber· 
!ins bald nur noch die Lebendigkeit der Investoren und Spekulan
ten, über der der _faulige Geruch von Bausumpf lastet 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Für die Rolle der POS, die übrigens einen Posten mehr im 
Bezirksamt besetzt als die SPD, fehlen mir bei dieser Hand
streichpolitik schier die Worte. Die Partei, die sich immer als 
Rächerio der Enterbten aufspielt, die vertritt, daß sozialpolitische 
Forderungen keine Utopie sind, sondern nur politisch gewollt 
sein mOssen, die BasiSdemokratie einforcjert, als ob sie sie erfun
den hätte, und die .in ihrer Broschüre "Blickpunkt Wohnen" aus
führt: 

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

Auch für_ lnvestoren hat e_s sich als vorteilhaft erwiesen, (C) 
bereits bei lnvestitionsabsichten, also vor Bauvoranfrage 
und Projektbearbeitung, die Bürgerinnen und Bürger, vor 
allem aber die unmittelbar Betroffenen zu informieren. 

- Diese POS kippt nicht nur durch ihre drei Stadträtinnen diese!· 
be Baustadträtin aus ihren Ämtern, die alle Programmpunkte der 
POS so glanzvoll und effektiv in die Praxis umsetzt, sondern sie 
hat ihr auch noch, als das Ober die Presse ruchbar wurde, am 
letzten Dienstag einen Maulkorb verpaßt 1 

[Frau Stötzer (SPD): So sind sie eben!] 

Mit der Presse darf Dorothee Dubrau nur noch reden, wenn The
men und Inhalte vorher im Bezirksamt abgesprochen worden 
sind. Diese. drei Stadträtinnen haben mit einem Federstrich das 
gesamte, mühsam erarbeitete Bild der POS als sozial gerecht 
und demokratisch ins Wanken gebracht und das häßliche Bild 
der Intrige, der völligen Ignoranz gegenüber der Bevölkerung 
und des Stalinismus enthüllt. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der SPD] 

Ich weiß, daß Teile der POS hier im Abgeordnetenhaus und auf 
Landesebene dieses Verhalten scharf kritisieren. Diese Stadträte 
sind aber aufgrund politischer Anschauungen und Programme 
gewählt worden. Wer sie in politische Ämter gehievt hat, ist auch . 
für ihre Politik mitverantwortlich I 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der SPD] 

Insofern zeigt sich hier, daß der Entwicklungsprozeß der POS zu 
einer sozialen und demokratischen Partei noch sehr lang ist. Tra
gisch ist allerdings, daß das nicht im Reagenzglas zu beobach
ten ist1 sondern in der Berliner Mitte stattfindet. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Ziemer, bitte beachten Sie 
die Redezeit! 

Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Ich komme zum Schluß. 

Präsidentin Dr. Laurien: Es ist nur noch ein Satz: möglich. 

Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): ln Zukunft soll eine Mehr
heit des Bezirksamts sozusagen am Küchentisch des Bezirks
amts Ober die großen Projekte der Berliner Mitte entscheiden, 
und die vom Bausenator angekündigte verstärkte Fachaufsicht 
und Rechtskontrolle wird zwar die Schäden eingrenzen, die 
durch diese Küchentischpolitik entstehen, aber sie wird die 
Blockaden und falschen Entwicklungen nicht aufhalten können. 
Wer noch nicht einmal weiß, was ein städtebaulicher Vertrag ist, 
darf nicht über Berlins Mitte entscheiden! Aber dies reicht nicht. 
Wir müssen zu demokJ:'?tischen Spielregeln und zur Kompetenz 
zurückkehren, damit die soziale Stadtentwicklung der Berliner 
Mitte nicht dem Kleinkrieg polit"ische~ Dilettantinnen und.Dilettan
ten zum Opfer fällt 1 

. [Beifall bei Bü 90/Grüne und der Frau Abg. Stötzer (SPD)] 

Dorothee Dubrau - das ist mein letzter Satz - muß ohne Ein~ 
schränkungen und ohne Maulkorb ihre erfolgreiche Arbeit in der 
Berliner Mitte weiterführen können! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die CDU~Fraktion hat Herr Nie· 
dergesäß das Wort! 

{Simon (CDU): Jetzt wollen wir endlich einmal etwas zum 
Thema hören 1] 

Niedergesäß (CDU): Frau Präsidentin I Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Frau Ziemerlieh habe mich auf ein ganz an
deres Thema vorbereitet1 nämlich auf das, was Sie auf Ihrem 
Antrag stehen haben. Ich wußte nicht, daß Sie heute eine 
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(A) Oubrau-Rede halten wollen, mit der Sie das Parlament miß
braucht haben, um Ihren innerparteilichen Streit in Mitte vor dem 
Abgeordnetenhaus auszutragen. 

(B) 

[Beifall bei der CDU] 

Ich finde das wirklich verfehlt, weil ich das Thema, daß Sie 
zunächst vorgeschlagen haben, für sehr wichtig halte, L,J_nd dazu 
wollen wir als CDU auch eine Stellungnahme abgeben. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Herr Niederg_esäß, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? ,-

Niedergesäß (CDU): Nein danke I Ich will meinen Redefluß 
so unterbringen, wie ich ihn auf meinem Konzept stehen habe. -
Ich möchte also daran erinnern, daß die CDU als wichtigstes 
Argument in der Wohnungspolitik ansieht, daß die Menschen, 
die in den Wohnungen wohnen, eine absolute Sicherheit haben 
und nicht auf die Straße fliegen. Danach muß die Wohnungspoli
tik ausgerichtet sein und nicht nach irgendwelchen innerpartei
lichen Streitigkeiten, 

[Lehmann (Sü 90/Grüne): Das hat sie doch eben gesagt!] 

wie Sie, Frau Ziemer, das eben hier mißbräulicherweise vorgetra
gen haben! 

Die Elemente zur Herstellung gleicher Verhältnisse in Ost 
und West betreffen natUrlieh nicht nur den Lohn und das Gehalt, 
sondern auch die Mieten und alles, was an Kosten mit einher
geht. Wir kommen also nicht daran vorbei, den Bürgern klarzu
machen, daß - wenn mehr Lohn und Gehalt verdient wird - die 
Mieten denen im Westteil der Stadt anzugleichen sind. Wir 
haben im Westteil ja chaotische Verhältnisse, ich weiß gar nicht, 
nach welchen Regeln da überhaupt Miete bezahlt wird. Wir müs
sen uns zumindest den Durchschnittsmieten nähern und können 
nicht bei 60 oder 70% hängenbleiben. Wir haben dabei nicht 
nur den Vergleich in Berlin, sondern auch den mit den anderen 
0-Ländern und mit der Bundesrepublik insgesamt. 

Aus meiner Sicht hat der Buildestag einen sehr guten Kom
promiß gefunden, indem er beispielsweise die Forderungen, die 
wir im Bauausschuß - Frau Ziemer, Sie haheri Oem nlclit wider
sprochen und ihm Jetztendlich zugestimmt, genauso wie die 
FDP, die SPD und die PDS- als Antrag hatten, aufgenommen 
hat. Wir wollen also die Kappungsgrenze und die Fortführung 
des Sonderwohngelds. Diese Bedingüngen sind in die Rege
lungen eingegangen, die _der Bundestag beschlossen hat, und 
darüber können wir alle erst einmal sehr fröhlich sein. Ich bin der 
Meinung, daß der Bundestag damit eine sehr gute, soziale Rege
lung gefunden hat, das sehr komplizierte Problem der Mieten im 
Osten Deutscf1Jands überhaupt auf den Weg zu bringen. 

Es ist ja nicht so, daß die Leute nicht bereit sind, eine anstän
dige und angemessene Miete zu bezahlen, wenn sie ordentlich 
Geld verdienen. 

{Frau Her er (POS): Wenn sie Geld verdienen 11 

-Frau Hererl Sie kann ich wahrscheinlich nie belehren. Sie wer
den den Leuten noch in 20 Jahren eintrimmen, daß jede Mark 
Miete überhaupt zuviel ist. Das ist auch klar, das ist ja das Feld, 
auf dem Sie agieren. 

[Frau Herer (PDS): Es- geht um die Arbeitslosen und 
Sozialhilfeempfänger!] 

- Die Sozialhilfeempfänger zahlen überhaupt keine Miete, denn 
die Obernimmt die Stadt. Das wissen Sie doch ganz genau! Sie 
fangen doch mit der Polemik und dem Verbreiten von LOgen an, 
nur um die Leute aufzuputschen! 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Wir haben also hier einen Kompromiß gefunden, der sich wirk
lich sehen lassen kann und den Intentionen entspricht, die 
dieses Haus vor zwei Monaten beschlossen hat. Die POS, die 
immerhin eine große Polemik in Sachen Miete macht- wir hören 
von Großyeranstaltungen und sehen die Plakate, die Sie aufhän
gen -, hat einen Antrag eingebracht - Drucksache 12/5189 -, 
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der sich nicht generell gegen Mieterhöhungen ausspricht, son- (C) 
dem 3,3 %jährlich haben möchte, was in drei Jahren auch 9,9 % 
ausmacht. 

[Frau Michels (PDS): Das sind Mindestforderungen!] 

Sie liegen also von uns nur 5 % entfernt, gaukeln den Leuten 
aber draußen vor, daß Sie Oberhaupt keine Mieterhöhungen 
haben wollen I Damit fängt der ganze Schwindel an, und Sie ver
anstalten mit Ihren polemischen Veranstaltungen, die Sie dort 
draußen machen, eine Hetzkampagne, mit der Sie den Leuten 
aus dem Osten eintrimmen wollen, daß das alles nur von irgend
welchen bösen Leuten gewollt wird, die sich die Geldbündel in 
die Tasche schieben! ln Berlin werden 70 o/o der Wohnungen 
von städtischen Wohnungsbaugesellschaften oder von 
-genosserischatten bewirtschaftet. Da steckt sich Oberhaupt 
keiner Geldbündel in die Taschen, das wissen Sie ganz genau! 
Gewinne werden dort nicht gemacht, und wenn eine städtische 
Wohnungsbaugesellschaft dennoch 4 % Gewinn macht, dann 
hat sie ihn an die Stadt abzufahren. So einfach ist das! Aber Sie 
gaukeln den Leuten vor, da säßen irgendwo die großen Multis, 
die sich das Geld in die Taschen schieben! 

Das ist eine verlogene Kampagne, die wir bekämpfen müssen. 
Wir müssen die Leute aufklären, daß es kein Verbrechen an der 
Menschheit ist, eirien angemessenen Beitrag - bis zu 25 % des 
Familieneinkommens halten wir fUr realistisch - zu leisten. 

[Frau Herer (POS}: Bei vielen Mieten liegt das aber schon 
drüber!] 

Was aus billigen Mieten geworden ist, haben Sie ja im Sozialis
mus gesehen. Die Ruinen können Sie heute noch Oberall besich
tigen, die Ihre Politik hinterlassen hat. 

[Zuruf von der POS: Die Sie gebaut haben!] 

- Ich habe Brücken, Straßen, U-Bahntunnel und sonstwas 
gebaut, kein Haus! Das wäre auch wOhl noch besser geworden 
als das, was Sie uns hinterlassen haben. Damit kriegen Sie mich (D) 
nicht! 

Unser Bauminister Töpfer, der vor einigen Tagen bei uns in der 
Fraktion war, hat noch einmal klipp und klar zu den Kompromis
sen Stellung genommen,- die hier gefunden worden sind. Wir 
haben für die Ost-Länder wirklich eine Regelung gefun'cien. Es 
ist ja keine ganz einfache Sache, das Vergleichsmietensystem 
einzuft.ihren. Die eingeführte Kappungsgrenze verhindert Aus
wüchse. Nur 4 o/o der Wohnungen im Ostteil können frei vermie
tet werden, weil sie die sogenannten Nach-Wende-Wohnungen 
sind. Damit kann überhaupt keine große Bewegung reinkommen. 
Damit kann keinem das Fell Ober die Ohren gezogen werden. 

Letztendlich kommt es darauf an, daß wir den Menschen ehr
lich gegenübertreten und ihnen sagen, was sie erwartet. Wir 
sagen ganz ehrlich: Mietsteigerungen sind unerläßlichl Dies ist 
erfordei-lich, da die Kosten gedeckt werden, der marode Woh
nungsbestand in den östlichen Ländern saniert werden und der 
Wohnungsbau weitergehen muß. Mit nichts ist an dieser Stelle 
nichts zu machen I Der Schrei nach dem Staat, der von ihnen 
immer laut zu hören ist, ist an dieser Stelle verfehlt. Der Staat 
kann diese Probleme allein nicht lösen, so daß der Mieter einen 
Teil mitzutragen hat. 

Wir verteidigen diese Regelung auch im Hinblick auf die_ Alt
baugebiete, wo den Menschen wirklich Angst gemacht wird. Ich 
meine, daß wir als Mitglieder in den zuständigen AusschOssen 
diesbezüglich sehr aufpassen müssen. 

[Zuruf von der PDS] 

Ich zitiere aus dem Schreiben von Klaus Töpfer, das alle Mit· 
gliederdes Bauausschusses bekommen haben: " Eine Mieterhö
hung ist nur zulässig, wenn an dem Gebäude mindestens drei 
der fünf folgenden Bestandteile keine erheblichen Schäden auf
weisen: Dach, Fenster, Außenwände, Hausflure, Treppenräume, 
Elektro-, Gas-, Wasser- und Sanitärinstallation.11 

-

[Zuruf der Abgn. Frau Michels (PDS) 
und Frau Steinborn (POS)] 
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(A) Wenn diese Voraussetzungen nicht vorliegen, können die festge· 
schriebeneo Mietsteigerungen ·nicht vorgenommen werden. Sie 
dürfen dann nur mit den bekannten Abschlägen erfolgen. Es ist 
also völlig verfehlt, in die Altbaugebiete zu gehen und den Men
schen dort Angst und Schrecken einzujagen. Man muß sie bera
ten, anstatt ihnen Bange zu machen. Es kommt darauf an, daß 
wir bei diesem Thema eine gemeinsame Linie finden und die 
Betroffenen nicht verschrecken. - Ich bedanke mich für ihre Auf
merksamkeit! 

(B) 

[Beifall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Michels von der POS-Fraktion 
hat jetzt das Wort! 

Frau Michels {POS): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren 1 Skandalale oder auch vermeintliche Skandale, Frau Zie~ 
mer, sind in der Regel immer interessanter als die Sachpolitik. Da 
ich vorhabe, mich in meiner Rede letzterem zu widmen, will ich 
mit einer kurzen Vorbemerkung zu den Vorgängen um die 
Bezirksstadträtin in Mitte beginnen. 

[Beifall des Abg. Cramer (Bü 90/Grüne)] 

Es handelt sich nach meiner Meinung eindeutig um ein Problem 
-das werden Sie sicher nicht bestreiten -, das in Mitte entstan~ 
den ist, und dort liegt auch die Verantwortung für die Klärung. 

Frau Ziemer, Sie können doch nicht ernsthaft vor Stalinismus 
warnen und gleichzeitig verlangen - diese Intention hatte Ihre 
Rede-, daß die Klärung dieses Problems, möglicherweise sogar 
per Dekret, von der Landesebene den Bezirksvertretern oktroy· 
iert wird. 

[Frau Dr. Klotz (Bü 90/Grüne): Das ist doch Unsinn; man darf 
doch wohl eine Meinung haben I] 

So etwas gibt es in der POS nicht. 

Ich möchte wiederholen - das habe ich auch bereits öffentlich 
gesagt -, daß die baupolitischen Anliegen, filr die Frau Dubrau 
streitet, also eine soziale und behutsame Stadtentwicklung in 
Mitte, in der Vergangenheit von der POS mitgetragen wurden 
und auch zukünftig mitgetragen werden. 

Bisher sind aus Mitte lediglich die Kritikpunkte des Bezirksbür
germeisters Keil, SPD, öffentlich bekannt geworden. Diese 
sprechen allerdings eher für Frau Dubrau, zum Beispiel, den 
Denkmalschutz nicht Verwertungsinteressen auszuliefern und 
harte Verhandlungen mit Investoren zu führen statt vorschnelle 
Bauvorentscheide zu erteilen. 

[Vereinzelter Beifall bei 80 90/Grüne] 

Wenn es jedoch darüberhinaus Kritikpunkte an der Amtsführung 
von Frau Dubrau gibt- und dazu gibt es Hinweise-, so halte ich 
es für unverzichtbar, daß diese öffentlich gemacht werden. Das 
halte ich allerdings für dringend geboten. Dies ist eine elemen~ 
tare Voraussetzung für eine durchschaubare Politik, das vertrete 
ich öffentlich und dazu stehe ich auch. - So weit zu diesem Pro
blem an dieser Stelle. 

[ Sirnon (CDU): Was ist denn das Thema der Aktuellen 
Stunde?] 

Die Mietenentwicklung, und das ist unser Thema, ist aber ein 
gesamtstädtisches Thema und berührt vor allem die Politik des 
Senats. Es beschäftigt das Abgeordnetenhaus latent oder akut 
schon über die gesamte Legislaturperiode. Manchmallohnt sich 
sogar ein Blick in die Protokolle der ersten Sitzung. Herr Edel, ich 
habe vor, mit einem Zitat zu beginnen, mit dem Sie mir sehr aus 
dem Herzen gesprochen haben. 

Präsidentin Dr. Laurien: Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Cramer? 

Frau Michels (POS): Nein, danke! 

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

Im März 1991 haben sie zu Beginn der Legislaturperiode sehr (C) 
treffend gesagt: 

Dieses Haus muß das soziale GewisSen der Mieterinnen 
und Mieter in der Stadt sein. Vor allen Dingen die Berlinerin· 
nen und Berliner im Ostteil der Stadt werden sehr genau 
darauf achten, wie dieses erste frei gewählte Parlament der 
ganzen Stadt für sie- arbeiten wird. Sie werden auch mit 
gutem Recht sehr genau darauf achten, was die erste frei 
gewählte Landesregierung für die ganze Stadt tun und las
sen wird. Wir werden an unserer Mietenpolitik 

- also Ihrer, Herr Edel -

gemessen werden, wenn wieder Neuwahlen anstehen. 

Herr Edel, das klingt hervorragend, aber es ist lange her. Ich 
betrachte es gewissermaßen als ernst zu nehmenden politischen 
Anspruch eines Vertreters der Regierungskoalition. 

Die Le-gislaturperiode neigt sich dem Ende zu, und es ergibt 
sich für mich die Frage, welches Erbe die große Koalition durch 
die von ihr praktizierte Mietenpolitik 1995 hinterläßt Gerade in 
diesen Wochen ist die öffentliche Diskussion über Mietsteige
rungen und akute Wohnungsnot in Berlinerneutin die negativen 
Schlagzeilen geraten. Oie Einkommensentwicklung hält mit der 
der Mieten in Berlin nicht mehr Schritt, und so sind immer mehr 
Mieter und Mieterinnen durch die steigenden Wohnkosten sozial 
unzumutbar belastet. 

!Zuruf von der COU: Das ist gelogen - umgekehrt ist es I] 

- Herr Niedergesäß, Sie konnten ihre Märchen gerade erzählen, 
jetzt rede ich! 

Herr Nagel, auch wenn Sie in den Medien derzeit gerne ein an
deres Bild zeichnen möchten - nämlich jenes aus ihren Glanz~ 
broschüren, neuen Ausstellungen oder den Zahlen aus zusam
mengeschusterten Statistiken -, Sie können Ober die derzeitige 
dramatische Lage auf dem Wohnungssektor und die wachsende 
Unzufriedenheit der Mieter nicht hinwegtäuschen. Sie haben in 
diesem Hause, wie das für Sie üblich ist, mehrfach deutliche Kri
tik an der Banner Politik geUbt. Dennoch ist jetzige Situation 
auch und vor allem das Ergebnis der Wohnungspolitik dieses 
Berliner Senats. Mit dem Setzen auf die Privatisierung von 
Wohnungen haben Sie nicht nur die Möglichkeit aus der Hand 
gegeben, aktiven Einfluß auf eine sozialverträgliche Wohnungs
politik zu nehmen. Mit der Zustimmung zum damaligen sog. Alt
schuldenhilfegesetz beispielweise, haben Sie u. a selbst den 
Grundstein für die jetzige Situation der Mietenentwicklung 
gelegt. 

Dieser Fakt allein ist bereits schwerwiegend. Gemessen an 
ihrem eigenen Anspruch, den ich oben bereits zitierte, ist aber 
ihre Argumentation hierzu nun wirklich bodenlos. Sie ändern sie 
jeweils so, wie Sie es brauchen. Während Sie im Abgeordneten· 
haus auf meine Anfrage zur Verteidigung des Altschuldenhilfege· 
setzes beteuerte_n, daß es keine Umlage der Restschulden auf 
die Miete geben wird, erklären Sie heute allen Ernstes, die Miet
erhöhung sei notwendig, weil das Altschuldenhilfegesetz den 
Wohnungsunternehmen die Restschulden abverlangt. Und Ihr 
Staatssekretär Bielka sagt dann dazu sogar noch vor laufenden 
Kameras zu den betroffenen Bürgern, daß Ihnen hinsichtlich der 
jetzigen Mieterhöhung durch die gesetzlichen Grundlagen die 
Hände gebunden seien, als gäbe es für diese Entscheidungen 
keine politisch Verantwortlichen.- Nein, Herr Nagel, Sie und der 
Senat verlieren mit derartigen fadenscheinigen Argumentationen 
in der Öffentlichkeit ihre Glaubwürdigkeit. Auch das Altschul~ 
denhilfegesetz iSt nur ein Baustein ihrer eigenen konzeptionellen 
Unie, bei der die Wohnungsprivatisierung einen wichtigen Teil 
darstellt. Ihr Senatsbeschluß zur 15prozentigen Privatisierung 
des kommunalen Wohnungsbestandes in Berlin-West in den 
nächsten Jahren macht dies deutlich. 

Oie andere Komponente ihrer fatalen Wohnungspolitik wird 
deutlich, wenn man Ihr Agieren hinsichtlich des sozialen Woh~ _ 
nungsbaus betrachtet. Ost-Berlin hat bis heute - und das wird 
leider auch so bleiben - trotz Belegungsbindungsgesetz keinen 
Bestand an Sozialwohnungen und im Westteillaufen die Sozial
bindungen für viele Wohnungen sukzessive aus. - Ich erinnere 
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an ein Beispiel. Es geht diesmal nicht um Kreuzberg - darüber 
haben wir oft schon geredet -, sondern um die Gropiusstadt. 
Durch den Wegfall der Sozialbindungen bei mehreren tausend 
Wohnungen drohte dort eine drastische Mietexplosion. 

[Zuruf des Abg. Niedergesäß (CDU)] 

-Jetzt hören Sie mal gut zu, Herr Niedergesäßl 2700 Haushalte 
hatten dort nämlich bereits Mieterhöhungen um bis zu 35 OJo 
erhalten.- Dies hat mit dem maroden Zustand der Ost-Wohnun
gen nun wirklich nichts zu tun. - Erst der berechtigte Mieterpro
test führte dazu, daß der Senat reagieren mußte, indem er durch 
eine Subventioriiehmg die Erhöhung auf 1,50 DM pro Quadrat
meter begrenzte. Hier drängt sich mir nun die Frage auf, ob der 
~enat beabsichtigt, für alle Mieter, denen in den nächsten Jahren 
Ahnfiches droht, ähnliche Maßnahmen zur Abfederung zu ergrei
fen. Oder ist der Senat etwa in der Gropiusstadt vor allem des
halb aktiv geworden, weil sich dort Direktwahlkreise von sehr 
prominenten Berliner Politikern befinden? 

[Zurufe von der CDU] 

Zumindest jedoch ist dieses Beispiel ein Alarmzeichen für die 
zunkünftige Mietenentwicklung auch in zentralen Stadtbereichen 
im Westteil der Stadt. 

Eine Trendwende im Hinblick auf diese Entwicklung ist keines
wegs in Sicht, sondern das ganze Gegenteil, und dies vor allem 
gemessen an Ihren eigenen Zielstellungen, Herr Nagel. Ich erin
nere Sie an Ihre Koalitionsvereinbarung, in der Sie sich zum Vor
rang des 1. Förderwegs vor dem 2. bekannt haben. Ihre kon
krete Politik geht aber in eine andere Richtung: Durch das vor
rangige Setzen auf den 2. Förderweg drehen Sie nicht nur weiter 
an der Mietenspirale, sondern bauen an den Interessen der Mie· 
terinnen und Mieter vorbei. 

Auch die Entwicklung der Bestandsmieten nimmt solche 
Konturen ar1, daß sie zwangsläufig dazU- fUhren wird, daß eine 
Mieterverdrängung aus dem Jnnenstadtbereich stattfinden wird 
und heute bereits stattfindet. Zunehmende Modernisierungen 
treiben das Mietniveau zusätzlich nach oben. 

[Schiela (FDP): Also keine Modernisierung!l 

Für den Pranzlauer Berg beispielsweise belegt eine unabhän
gige Untersuchung, Herr Schiela, daß in privat modernisierten 
Häusern über ein Drittel der alten Mieterinnen und Mieter die 
neuen Mietforde_rungen nach der Sanierung nicht mehr tragen 
konnte und ausziehen mußte. 

Vor diesem Hintergrund gewinnt die gegenwärtige Diskussion 
um das beschlossene MietenOberleitungsgesetz und die 
geplante Einführung der Vergleichsführung eine besondere 
Schärfe. Herr. Nagel, Sie wissen ganz genau,_ daß Ihre Beteue
rungen, es werde alles nicht so schlimm kommen, nicht der Rea
lität entsprechen. Die Mieterhöhungen im Rahmen des Mieten
Oberleitungsgesetzes werden die Bürgerinnen und Bürger 
schon hart treffen. Aber der eigentlic~e Einschnitt, um den Sie 
sich in Ihren Argumentationen in der Öffentlichkeit immer noch 
herumzurnageln versuchen, beginnt doch erst mit dem Jahr 
1998, bei vollem Wirken des VerfileichsmietenSystems in Ost
Berlin. 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Michels, achten Sie auf die 
Redezeitl Sie ist beendet! 

Frau Michels (POS): Ja!- Die Mieterverdrängungsprozesse, 
die heute schon begonnen haben, w~rden nämlich dann erst voll 
zur Wirkung kommen. 

Gemessen an Ihren eigenen Forderungen zur Nachbesserung 
des MietenOberleitungsgesetzes ist der jetzt verabschiedete 
Gesetzestext nicht nur ein fauler Kompromiß, sondern eine 
Farce. -

Präsidentin Dr. Laurien: Bitte be_enden Siel 
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Frau Michels (PDS): Ich komme zum Schluß: Sie haben 
weder die Einführung der 10prozentigen Kappungsgrenze 
noch andere wesentliche, g r u n d 1 e g e n d e Verbesserungen 
erreicht. Das müss_en Sie tragen, und dafll:r tragen Sie auch die 
volle Verantwortung. Alternativen und Bürgerproteste - und zwar 
massive; 20 000 Petitionen liegen z. B. dem Petitionsausschuß 
vor- wurden von Ihnen ignoriert. Dafür tragen Sie die Verantwor
tung, und Sie werden auch die Verantwortung dafür übernehmen 
müssen, daß dies alles Mosaiksteine Ihrer eigenen wohnungspo
litischen Konzeption in der Stadt sind und Sie sich nicht aus
schließlich darauf berufen können, die Verantwortung an die 
Bundesregierung wegzudelegieren. 

[Beifall bei der PDS] 

Präsidentin Dr. Laurien: Jetzt ist nun wirklich Schluß! 

Meine Damen und Herren, ehe ich das Wort weitergebe, 
möchte ich zur Geschäftsordnung einiges bemerken. Sie wis
sen, daß wir schon beim Tagesordnungspunkt 3 A abzustimmen 
haben. Da es sich dabei um eine Verfassungsänderung handelt, 
werden dafür die berühmten 161 Stimmen benötigt. Das wird 
etwa kurz vor 16 Uhr sein. Ich mache darauf aufmerksam, damit 
die Herbeischaffungsaktionen aus den umliegenden Räumen 
rechtzeitig einsetzen.-Gegen 16 Uhr müßte hier die volle Präsenz 
gesichert sein. Das hat mit der namentlichen Abstimmung nichts 
zu tUn, die gegen 18 Uhr zu erwarten ist, was sich auch etwa eine 
halbe Stunde früher darstellen. Deshalb meinen Sie bitte nicht, 
das Kaffstrinken und die Bürgergespräche draußen intensivieren 
zu können. Ich bitte, dafür Sorge zu tragen, daß gegen 16 Uhr 
wirklich alle Gespräche draußen abgebrochen werden und alle 
Abgeordneten hier im Saal sind. 

Das nächste Wort geht an Herrn Edel für die SPD~Fraktion. 

Edel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Frau Kollegin Michels, Ihrem Zitat aus meiner Rede am Anfang 
oder am Ende der letzten Legislaturperiode 

[Frau Michels (PDS): Anfang dieser I] 

habe ich nichts hinzuzufügen, und ich könnte es auch heute hier 
wiederholen. 

[Beifall bei der SPD - Vereinzelter Beifall bei der CDU -
Frau Michels (PDS): Ja, das erklären Sie mall] 

Das iSt urld bleibt unsere Auffassung. 

Aber wir reden über die Mietenentwicklung in Berlin-Mitte -so 
war ja das Thema, und deshalb habe ich mir den Geschäftsbe
richt der Wohnungsbaugesellschaft Mitte angesehen. Die 
Ergebnisrechnung aus dem Jahre 1993 hat mit Altschulden
bedienuns noch nichts zu tun, und die Zahlen, die ich Ihnen jetzt 
vortragen möchte, Frau Kollegin Michels, und den anderen im 
Hause, die glauben, an einer Mieterhöhung hätte man auch vor
beikommen können, wenn man nur gewollt hätte, 

[Frau Michels (POS): Herr Niedergesäß hat doch unseren_ 
Antrag vorgelesen!] 

- Das ist doch völlig Wurscht, was der Herr Niedergesäß vorge
lesen hat;- wir beide setzen uns jetzt auseinander. - Aus der 
Kostenrechnung der Wohnungsbaugesellschaft Mitte möchte 
ich Ihnen vier Zahlen näherbringen. Der Eigenanteil dieser 
Gesellschaft pro Monat für Modernisierung und Instandset
zung der Wohngebäude lag bei 14 Millionen DM. Die Mietein
nahmen aus Wohnungsbeständen - also die gleiche Sachein
heit, auf die sich das bezieht -lag im Monat bei 10 Millionen DM. 
Und nun können Sie versuchen, uns zu erklären, daß man an 
einer Mieterhöhung vorbeikommen könnte, wenn man es nur 
wollte. 

[Frau Michels (PDS): Das habe ich hier nie erklärt!] 

Qie Umsatzerlöse dieser Gesellschaft beliefen sich im Jahre 
1993 aus der Hausbewirtschaftung - das sind meist Mieteinnah
men - filr Wohnungsmieten auf 118 Millionen DM, und die Auf
wendungen für die Hausbewirtschaftung - das sind eben auch 

(C) 

(D) 
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Edel 

(A) zum größten Teil die Wohnungen - beliefen sich auf 185 Millio
nen DM. Das heißt, selbst ohne Taschenrechner nachzuprüfen: 

(B) 

Es bleibt ein Minus bei der Hausbewirtschaftun-g von fast 60 Mil
lionen DM. 

Deshalb hat die SPD-Fraktion in diesem Hause, auch im 
Bundestag und auch auf der Straße - auch in der Gethsemane
Kirche - niemals behauptet, wir brauchten keine Mieterhöhun
gen, sondern wir brauchen sie. 

[Frau Michels (POS): Für die Altschulden I] 

Die Frage ist nur: ln welcher Form wollen wir sie haben? Die 
SPD-Fraktion hat angekündigt, wenn es zUm Seispiel keine Kap
pungsgrenze bei Wiedervermietung gibt, wird es den Vermitt
lungsausschuß geben. Es gibt nun eine Kappungsgrenze bei 
Wiedervermietung, und ich sage all denen, die nun erwarten, wir 
würden den Gesetzentwurf im Bundesrat ablehnen und den Ver
mittlungsausschuß damit befassen: Da warne ich Neugierige! 
Den VermittlungsausschuB mit diesem Gesetz zu befassen, 
hätte unter Umständen auch zum Ergebnis haben können, daß 
weniger herausgekommen wäre als das, was herausgekommen 
ist. Jeder, der die Verhandlungsweise im Vermittlungsausschuß 
Bundesrat-Bundestag kennt - Sie kennen sie vielleicht noch 
nicht so richtig-, weiß das. Und deshalb sage ich klipp und klar: 
Das Ergebnis ist nicht das, was wir uns gewünscht haben. Wir 
halten es aber für ein vertretbares, für ein akzeptables Ergebnis 
und stehen deshalb auch dahinter, obwohl wir nicht vergessen 
haben, was wir am Anfang gefordert haben. Wenn man etwas 
fordert und einen Kompromiß eingeht, erhält man am Ende nie 
das heraus, was man am Anfang gerne gesehen hätte. 

Ich will mich aber, da die Bündnis 90-Fraktion diese Aktuelle 
Stunde beantragt hat, Frau Kollegin Ziemer, und Sie den größten 
Teil Ihrer Rede mit dem Problem Bezirksamt Mitte verbracht 
haben, nicht vor diesem Thema drücken. 

!Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Ich muß Ihnen ganz offen gestehen - das sehe nicht nur ich 
so; ich habe nicht mit aiJen gesprochen, aber das sehen viele in 
meiner Fraktion so: Das, was sich dort abgespielt hat, da man 
mit der Politik einer Stadträtin nicht zufrieden ist, zu einem 
solchen Mittel greift, sie praktisch mit wesentlichen Inhalten ihres 
Verantwortungsbereichs entmachtet und noch elne"n Maulkorb
erlaß hinterherschickt, ich finde das eine Ungeheuerlichkeit! 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Aber es ist nun mal so; Ungeheuerlichkeiten finden in man
chen politischen Gremien statt, und die haben sie zu verantwor
ten. Die Personen, die dafür verantwortlich zeichnen, sie betrei
ben, sie dulden, sie mitniachen, 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Tolerieren!] 

sie tolerieren, die haben sie auch als Person zu verantworten. 
Und deshalb können wir hier nur unsere Meinung dazu sagen. 
Die haben Sie gesagt, die habe iCh gesagt, andere sagen sie 
auch oder verschweigen sie. Aber egal, das Bezirksamt Mitte 
muß damit zu Rande kommen. Und die Fraktionen, die diese Poli· 
tik dort entweder beantragt haben, oder die Bezirksamtsmitglie· 
der, müssen das erklären. Daß im Bezirk Mitte vielleicht an der 
einen oder anderen kommunalpolitischen Entscheidungspunkt
beispielsweise bei dem Grundstück, das Sie genannt haben -
Nachfragebedarf besteht, kann ich mir sehr gut vorstellen. 

[Beifall bei der CDU] 

Aber ich möchte eines nicht: daß wir hier Bezirksverordnetenpo
litik machen. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Dafür sind nämlich die Bezirksverordneten gewählt, und ich 
hoffe, daß s_ich die Bezirksverordnetenversammlung Mitte mit 
diesen Vorgängen der letzten Tage aucb__befaßt._Meine W~r:_tun-
gen haben Sie_ gerade gehört. - -

Frau Kollegin Ziemer I Eine letzte Bemerkung, zu der Auffas
sung, die Sie in bezug auf die Problematik in diesem Innenstadt
bezirk vertreten haben - Sanierungsgebiet einerseits, Haupt-
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Stadtentwicklung andererseits. Den sagenhaften Investoren- (C) 
druck oder, wenn man es positiv nimmt, ein großes Investorenin
teresse- aber das haben Sie auch nicht gesagt- sehe ich erst 
einmal eher positiv. Investoren haben natürlich immer ein Inter
esse, ein GrundstOck, das sie vielleicht fGr 8 Millionen DM 
gekauft haben "" das war Ihre Angabe, in der Zeitung stand 
etwas von 3 Millionen DM; ich weiß es nicht -, gegebenenfalls 
für 16 Millionen DM weiterzuverkaufen. Das ist nun einmal das 
Geschäft dieser Unternehmen. Das müssen wir nicht gutheißen. 
Ich teile Ihre Auffassung: Es ist notwendig, daß politisch Verant
wortlic\le ihren Teil dazu beitragen, diese Auswüchse zu verhin
dern, denn eine solche Grundstückswertsteigerung in so kurzer 
Zeit halte ich nicht für etwas Normales, sondern für einen Aus
wuchs. 

!Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grün~] 

Das gilt vot allen Dingen dann, wenn der Investor Oberhaupt 
nichts dazu beigetragen hat, als vielleicht nur eine Baugenehmi
gung etwas näher an die Unterschrift zu bringen und zwei oder 
drei Jahre abzuwarten und die Ergebnisse des Booms in die 
eigene Kasse fließen zu lassen. 

Deshalb finde ich es richtig, daß die Baustadträtin und in 
Zukunft hoffentlich das ganze Bezirksamt darauf achten, daß 
solche Wertsteigerungen abgeschöpft werden. Das Instrument, 
das dafür an dieser Stelle in Frage kommt, ist Qie vertragliche 
Vereinbarung. Da kann ich nur in jedem Fall gratulieren, wo das 
gelingt. ln dem vorliegenden hätte es auch gelingen sollen, und 
vielleiCht gelingt es auch noch. - ln diesem Sinne: Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der SPD und bei BO 90/Grüne -
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Herr Schiela - bitte! 

Schiela (FDP): Herr Präsidenil Meine sehr verehrten Damen 
und Herren I Soll ich Ihnen einmal sagen, warum die Bürger in 
die:;>er Stadt so politikverdrossen sind? 

[Zurufe: Oh. ja I -Wolf (SPD): Eigentor! -Weitere Zurufe-
Heiterkeit] 

Nach dieser Veranstaltung mit der falschen Überschrift und den 
falschen Beiträgen kann ich nur sagen: Die. Bürger haben das 
nicht verdient 

!Beifall bei der FDP und der CDU] 

Ich kann mir vorstellen, daß einige heute zugeschaut und nicht 
gewußt haben, daß hier eine Dubrau-Wahlveranstaltung stattfin~ 
det, sondern erwartet haben, daß tatsächlich etwas über die Mie
ten, die Bauwirtschaft und die Wohnungswirtschaft in dieser 
$tadt von den kompetenten Vertretern dieses Parlaments in die 
Öffentlichkeit gebracht wird. 

[Cramer (Bil 90/Grüne): Das können Sie doch jetzt machen I] 

Was haben sie aber in die Öffentlichkeit gebracht? - Einen 
Wahlkampf auf- niedrigstem Niveau! 

Frau Ziemer I Ihnen hätte ich nicht zugetraut, daß Sie mit dem 
falschen Thema den falschen Esel schlagen. Das hätte ich nicht 
geglaubt. 

[Frau Michels (POS): Das Thema war doch richtig I] 

Liebe Frau Ziemer, Sie haben aber einen Satz gesagt, den ich 
prima finde: Theorie und Praxis klaffen weit auseinander. - Das 
hat man an Ihrem Vortrag gemerkt. Deswegen möchte ich noch 
ein paar Worte zu diesem Thema sagen, das in dieser Stadt so 
besonders wichtig ist, weil deren Einwohner zu 90 % Mieter 
sind. 

Ich hätte mir gewünscht, daß über dieses Thema tatsächlich 
ausfOhrlich, umfassend und mit etwas Wahrheit im Beitrag 
gesprochen würde. Herr Edel hat das anfangs versucht und 
meiner Auffassung nach aucb geschafft. Er hat anhand einiger 
Zahlen dargestellt, wie es sich mit der Modernisi_erung in der 
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Schiela 

(A) Wohnungsbaugesellschaft Mitte verhält und was dort so herein
kommt. Wir haben gemerkt, daß ein ziemlich großes Loch 
besteht. Wenn ich mir aber die Wahlplakate der SPD ansehe, so 
lese ich stets: Wir sind flir bezahlbare Mieten! - Aber keiner 
sagt, was bezahlbar ist. 

(B) 

[Zurule von der POS] 

- Wir kommen gleich zur POS. Nicht, daß Sie denken, Sie wür
den hierbei ausgespart! 

[Frau Michels (POS): Wir bitten darum!] 

Was ich für unverantwortlich halte, ist Ihr so nett dahergeplau
derter Slogan: Die Mieten explodieren, wir Mieter auch!- nWir 
Mieter" finde ich besonders schlimm, weil Sie nicht mit jedem 
Mieter gesprochen haben. 

[Frau Michels (POS): Da steht: ,die Mieter" I] 

Zur Ehrenrettung der mejsten Bewohner dieser Stadt, die ja Mie
ter sind, hebe ich hervor: Die meisten Bewohner in dieser Stadt 
wollen eben oicht dieses Horrorszenario, das Frau Ziemer 
beschrieben hat. Das hätte aus dem Staatsbürgerunterricht der 
7. Klasse in der DDR direkt übernommen sein können- ich kann 
mich daran noch gut erinnern. Sie sprach von den Investoren, 
aber das waren sofort die Spekulanten. Spekulant ist gleich 
Investor, und umgekehrt, und die legen sich wie ein Mehltau über 
die blühende Mitte von Berlin, die noch gar nicht blüht, und 
machen alles kaputt. - Das ist Ihre Aussage, und das finde ich 
schlimm. Wir sollten als Stadt Berlin förderlich mit den Investo
ren umgehen, die in dieser Stadt investieren und sie dahin brin
gen, wo wir sie alle haben wollen, nämlich zu einer blühenden 
europäischen Metropole. Das aber bitte nicht mit diesem Szena
rio, das Sie hier abgelassen haben und das sich letztendlich auf 
die Person von Frau Dubrau konzentriert. Das ist doch abenteu
erlich. 

[Frau 1-f,erer (POS): Sie wollten zum Thema sprechen!] 

Wissen Sie, was ich aus dieser Debatte mitnehme?- Die Ver
treter von Bündnis 90/Grüne fischen jetzt im Becken der POS 
und wollen dort die Stimmen holen. 

[Cramer (Bü 90/Grüne): Eure haben wir schon!] 

Prima, kann ich ja verstehen I Die POS sagt: Wir holen uns jetzt 
die Stimmen von der SPD. - Dfe SPD wiederum beginnt seriös, 
wie das Otto Edel in seinem Beitrag versucht hat Aber zum 
Schluß war dann auch wieder der Alt-Sozialist am Ruder, der 
sagte: Und dann müssen wir das anders machen! 

[Edel (SPD): Nehmen Sie das ,Alt·" bi!!e zurück! Das lasse 
ich nicht auf mir sitzen!] 

Zuerst hat er gesagt: Wir schauen mal,_ wie die Zahlen der Woh
nungswirtschaft in Mitte aussehen, und zum Schluß sagt er uns 
nicht, wie auf der einen Seite die bezahlbaren Mieten gestaltet 
werden sollen und wer die gestaltet und woher auf der anderen 
Seite das Defizit kommt. Das ist eine althergebrachte Politik von 
der alten Insel der GIUckseligkeit. Da kam das Geld immer aus 
Bann, jetzt aber nicht mehr. Deshalb, lieber Herr Edel, l)lÜssen 
Sie den Mietern sagen: 

[Dr. Zotl (POS): Nun sagen Sie doch einmal etwas zu sich I -
Wieland (Bü 90/Grüne): Was wollen Sie eigentlich sagen?] 

Wollen wir Instandsetzung, ModernisiE;lrung, Wohnungsneubau, 
und wollen wir dann auch über die Mieten reden, und zwar dar
über, was man den Menschen zumuten kann? 

[Fechner (SPD): Wir fragen nach bezahlbaren Mieten!] 

Ich bin nach wie vor davon überzeugt, daß die Kappungs
grenzen nicht nötig sind, weil es nach oben eine Schmerzgrenze 
gibt und an einem bestimmten Punkt auch für den Mieter Schluß 
ist, was die Höhe der Miete angeht. Diese Schmerzgrenzen sind 
auch fo::iert, und deshalb ist alles .das, was mit Kappung einher
geht, eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme. Ich frage mich nur, 
wie viele Leute aufgeboten werden, das zu kontrollieren. Viel 
wichtiger wäre es, ein erweitertes Angebot an Wohnraum zu 
schaffen. 

[Abg. Klein (POS) meldet sich zu einer Zwischenfrage.] 
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Herr Nagel, ich habe letztens von meinem Freund Blümmel (C) 
wieder Zahlen gehört, nach denen Berlin im Wohnungsneubau 
an letzter Stelle stand. Baden-Württemberg baut dreimal so viele 
Wohnungen wie wir - pro Kopf der Bevölkerung natürlich. Es ist 
gar nicht so schlimm, daß Sie das versprochene Wohnungsbau
programm nicht einhalten konnten. 

Stellv. Präsident Führer: Herr Abgeordneter! Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Klein? 

Schiela (FDP): Ich habe ja keine Zeit! -Wir haben gestern -
und damit sind wir wieder bei dem Verhältnis von Theorie und 
Praxis - fachkompetente Leute im Ausschuß begrüßt, die etwas 
Ober Wohnungswirtschaft sagen konnten, weil sie davon etwas 
verstehen. Von ihnen haben wir gehört, daß der Druck in der 
Stadt gar nicht so da ist. Er ist auch nicht da. Reden Sie einmal 
mit der Wohnungswirtschaft, mit Genossenschaften und Gesell
schaften! - Wenn Sie jetzt sagen, es gehe um das untere MietR 
segment, entgegne ich Ihnen, daß wir dazu lange Vorschläge 
gemacht und gesagt haben, daß die Subjektförderung nötig ist, 
um den Menschen auch eine vergleichbare Wohnung zu bieten. 

Zum Abschluß möchte ich sagen: Wir sollten uns in dieser 
Stadt davor hüten1 zu den glückseligen Zeiten der Insel zurückzu
kehren. Wir sollten uns auch sehr davor hüten, zu der Staatswirt
schaft der DDR zurückzukehren, wo alles so schön billig war. 
Wenn wir die Instandsetzung und Modernisierung einer Stadt 
ernst nehmen und das wirklich wollen und wenn wir nicht wollen, 
das Städte verkommen, wie das gerade in Osteuropa gesche
hen ist, weil das Geld für notwendige lnstandsetzungen und 
Modernisierungen nicht da war, dann müssen wir ehrlich über 
Mietensteigerung reden und uns ehrlich über Kosten und 
Nutzen auseinandersetzen. Und das fehlt mir in dieser Politik in 
Berlin sehr, und ich fordere Sie auf: Wenn Sie Wahlkampf 
machen, dann reden Sie bitte Ober beide Seiten und nicht nur 
über eine, und lassen Sie diesen brandstiftarischen Satz von den 
Mietenexplosionen. Diese Nummer - - (0) 

[Frau Michels (POS): Das haben wir doch gemacht auf 
unseren Veranstaltungen I] 

-Ja, sicher! Ich habe zwei Veranstaltungen bei Ihnen erlebt, Frau 
Michels! Die eine war schlimm, da ging es darum, daß man über
haupt keine Miete mehr bezahlt Die andere Veranstaltung durch 
den Mieterverein, die ging gerade noch I 

[Frau Michels (POS): Bei der ersten Veranstaltung sind Sie 
früher gegangen I] 

Lassen wir den Wahlkampf sein, und reden wir Ober die Sache f 

[Frau Michels (POS): Über die Menschen!] 

Das wird vom Bürger sicher akzeptiert werden. - Herzlichen 
Dank! 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsident Führer: ln der Aktuellen Stunde hat nun 
He~r Senator Nagel das Wort I 

Nagel, Senator für Baua und Wohnungswesen: Herr Präsi
dent! Meine Damen und Herren! Ob das mit der Politikverdros
senheit in Berlin so zutrifft, das vermag ich nicht zu sagen. Eines 
ist jedenfalls registrierbar: Es gibt eine Verdrossenheit an der 
~P, und das nicht nur in Berlin, sondern im ganzen Lande I Das 
können Sie an Ihren Zahlen nachmessen. 

[Beffall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Zuruf des Abg. Schiela (FDP)] 

Ansonsten möchte ich auf Ihren Beitrag, Herr Schiela, nicht wei
ter eingehen. Ich möchte mich allerdings bemühen. die beiden 
Themen auseinanderzuhalten, auch wenn man hier- etwas müh
sam - versucht hat, sie miteinander zu verbinden. Das eine ist 
das ja durchaus ernste Thema: Gibt es eine Mietervertreibung 
über die Mietenentwicklung? - Und das andere ist die Frage: 
Was geht in Mitte kommunalpolitisch vor? 



(A) 

(B) 
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Sen Nagel 

Zum ersten Thema - Mietsteigerung und Mietervertrei· 
bung - eine kurze Bemerkung in Ihre Richtung, Frau Michels: 
Es hat keinen Zweck, im alten Zettelkasten nachzugucken, die 
'Reden, die Sie schon gehalten haben, heute noch einmal a~szu
breiten und uns hier zu demonstrieren, daß Ihr ganzer Be1trag 
von solchem Maß an politischer Heuchelei geprägt ist, daß das 
dem Faß den Boden ausschlägt. 

[Beifall bei der SPO, der COU und bei BU 90/GrUne -
Zuruf der Frau Abg. Michels (POS)] 

Erst sorgen Ihre Vorgänger dafür, daß diese Stadt im Altbaube· 
stand verrottet wie keine andere Stadt in Europa, und heute 
stellenSie sich hin und verweigern die Instrumente, um die Stadt 
in Ordnung zu bringen. 

[Zuruf der Frau Abg. Michels (POS)]. 

Das durchschauen die Bürgerinnen und Bürger. Sie mOssen die 
Leute nicht für so dumm halten, wie Sie sie- 40 Jahre lang gehal
ten haben! 

[Beifall bei der SPO, der COU und bei BU 90/GrUne] 

Es gibt niemanden im Ostteil der Stadt, in den Altbauquartieren 
der Stadt - jedenfalls habe ich keinen getroffen -, der den 
Zusammenhang zwischen dem Zustand der Häuser und der 
Wohnungen und der Miete, die vorher gezahlt worden ist, nicht 
begreift Diesen Zusammenhang muß man auch ehrlich beim 
Namen nennen, und dann muß man sich auch zu den Instrumen
ten bekennen, um dieses zu beseitigen. 

[Zuruf der Frau Abg. Michels (POS)] 

ln ähnlicher Weise gilt das auch für das, was an Notwendigkeiten 
in den großen Neubaugebieten besteht. 

Dennoch ist die Frage natürlich emst zu nehmen: Gibt es Ver
treibungen Ober Mietsteigerungen? - Ich darf daran erinnern, 
welche rechtlichen und letztendlich politischen Instrumente uns 
zur Verfügung stehen. Da gibt es zunächst generell d~ soziale 
Mietrecht, das eine Reihe hinreichender Schutzbestimmungen 
enthält, die ich hier im Detail nicht referieren will, weil wir nicht 
eine reine wohnungspolitische Debatte führen. Und dann gibt es 
das Instrument des Mletenüberleitungsgesetzes, das wir jetzt 
in Bann mit unserer Stimme im Bundesrat beschlossen haben. 
Um es hier noch einmal deutlich zu sagen: Wenn eine Landes
regierung wie der Senat von Bedin und wenn sechs ostdeutsche 
Landesregierungen an dieser Stelle durchgesetzt haben, daß 
80% ihrer Forderungen in einem Kamprarniß - und es ist das 
Wesen ein Kompromisses, daß nicht beide Seiten 100 °/o errei
chen können - zugunsten der Mieter durchgesetzt haben, dann 
stehen wir auch dafür, einer solchen Regelung im Bundesrat 
zuzustimmen. 

[Beifall des Abg. Niedergesäß (COU)] 

Das, was wir jetzt in Sonn erreicht haben, sowohl bei der Kap
pungsgrenze bei Wiedervermietung als auch bei den Abschlä
gen insgesamt, die gemacht werden können und müssen, wie 
auch dabei, daß bestimmte Bestände von Mieterhöhungen Ober
haupt ausgeschlossen sind, wie auch bei der __ Kappungsgrenze 
von Modernisierungen, alldas sind Punkte, di_e wir durchsetzen 
mußten, durchaus auch gegen· andere und - ich verschweige 
das nicht - auch gegen verständl_iche Interessen der Wohnungs
wirtschaft. Es ist keine Frage, daß die relativ geringfügigen- von 
einzelnen möglicherweise durchaus als hart empfundenen -
Mieterhöhungen nicht ausreichen werden, um die Wohnungsbe
stände in kürzester Zeit in Ordnung zu bringen. Deshalb machen 
wir Programme zur öffentlichen Förderung, deshalb macht 
der Bund Programme zur öffentlichen Förderung von Mademi
sierungen und lnstandsetzungen, und beides zusammen wirkt 
dann letzten Endes auch. Aber eines wird diese Koalition nicht 
tun, und ich glaube, daß es auch die Fraktion von Bündnis 90/ 
Grüne im Deutschen Bundestag nicht tut: Den Mieterinnen 
und Mietern in Ostdeutschland versprechen, daß die Versäum
nisse der Vergangenheit ohne Mietsteigerungen z:u beseitigen 
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wären. - Gerade in Wahlkampfzeiten kommt es darauf an, nicht (C) 
den Leuten zu Munde zu r:eden, sondern zu sagen, was angesagt 
ist und was nicht angesagt ist. 

!Beifall bei der SPO und der COU -
Zuruf des Abg. Schiela (FDP)] 

Denn das, was bei entsprechender individueller Leistungsfähi~f 
keit - Für alles andere muß das Wohngeld herhalten, wo wtr 
auch eine Verbesserung erreicht haben, und zwar mehr, als wir 
jemals erwartet haben. Wenn bei entsprechender Leistungsfii:· 
higkeit von Mieterinnen und Mietern nicht ein angemessener Bel
trag für das Wohnen verlangt wird, was ist dann die Folge? -
Man greift dem Steuerzahler in die Tasche, und dieses anonyme 
Zugreifen auf den Steuerzahler, das ist das, was ich so miserabel 
finde, Frau Michels, an Ihrer Argumentation! 

!Beifall bei der SPO, der COU, bei Bü 90/Grüne 
und des Abg. Schiela (FDP)] 

Es ist immer leichter, Leuten zu sagen: Wir nehmen das alles 
vom Staat. - Wer ist der Staat? - Das ist die Summe der Steuer
zahler. Nein, Sie wollen den Mieterinnen und Mietern im Ostteil 
der Stadt hierein X fürein U vormachen! Und letzten Endes müs
sen Sie sich _auch einmal vorhalten lassen: Im Grunde existiert 
doch Ihre ganze Mietenkampagne riicht mehr. Die Leute interes
sieren sich nicht mehr dafür, und wenn Sie nicht die Organisati~ 
onskraft hätten, sie vor die Außenstelle des Bauministars zu trei· 
ben 1 dann bräche Ihre Kampagne zusammen! Die Mieterinnen 
und Mieter sind viel klUger, als Sie sie halten. 

[Beifall bei der SPO und der COU -
Zuruf der Frau Abg. Michels (POS)] 

Ein Punkt sei zu diesem Kapitel noch erwähnt - wir sind ja, 
wie gesagt, nicht bei der Beantwortung einer Großen Anfrage-: 
Gibt es hinreichend Instrumente, gerade in Mitte?- Frau Ziemer 
hat davon gesprochen, in den Sanierungsgebieten Vertreibun
gen zu verhindem.ln der Tat: Diese gibt es. Nun sagen Sie: Frau 
Du brau hat das erkämpft. - Ich bin immer froh, wenn wir zusam- (D) 
men kämpfen, vor Ort, gemessen an den Problemen, die dort 
sind. Und da ist e_s mir egal, ob das in Mitte Frau Dubrau ist, in 
Pranzlauer Berg Herr Klipp, in Friedrichshain Frau Albinus und in 
anderen Bezirken sozialdemokratische oder christdemokratische 
Stadträte. Wenn es um die Sache geht, dann machen wir ein 
Bündnis, und dann kämpfen wir gemeinsam. Und eher muß so 
etwas angesichts der schwierigen Haushaltslage gegen das 
durchgesetzt werden, was haushaltspolitisch womöglich ein
schränkend wirkt, und nicht gegen irgendwelche imaginären 
Kräfte, die verhindem wollen, daß es SanLerungsgebiete gibt. Die 
Instrumente von der Verordnung Sanierungsgebiet bis hin zum 
Milieuschutz, diese Instrumente gibt es, und sie greifen auch hin
reichend. Da, wo es im Einzelfall nicht greift, gibt es die individu-
elle Hilfe über das Wohngeld. 

Und nun zum zweiten Teil Ihrer Anfrage: Ich habe dazu eine 
Position, die ich auch öffentlich geäuß_ert habe. Ich möchte dem 
einiges hinzufügen. Ich halte das ganze keineswegs für eine rein 
bezirkliehe Angelegenheit und durchaus nich~ nur fOr einen loka
len Konflikt. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Es ist kein lokaler Konflikt, sondern es ist ein grundsätzlicher 
Streit über das Selbstverständnis politischer Mandatsträger in 
einem Bezirk im Umgang miteinander, ein Vorgang, von dem 
durchaus nicht a,u?geschlossen ist, daß er sich auf der Ebene 
von Senat und Abgeordnetenhaus wiederholt. 

[Edel (SPO): So duslig kann sich doch keiner anstellen I] 

Ohne Grund haben sich nämJLch die Kolleginnen und Kollegen 
von der CDU in der Bezirksstadträtesitzung nicht mit Frau 
Du brau solidarisiert. Der Grund ist ganz einfach: Wenn wir dahin 
kommen, daß wir jeweils nach pol.i~ischen Me~rhei.t~verhältn!s· 
sen in einem Bezirk die öffentliche Außerung, d1e Knt1k unterbm· 
den, dann kann ich Ihnen schon eröffnen, was das in jedem 
Bezirk - ob West oder Ost - bedeuten könnte. 

[Beifall bei der SPD, der POS und bei BO 90/Grüne] 
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Sen Nagel 

(A) Und wenn wir je nach Tagespolitik Zuständigkeiten be_schneiden, 
dann widerspricht das zutiefst unserem Verfassungsverständnis, 
das auf dem Kollegialprinzipien aufbaut. 

(B) 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Wir beraten hier heute die Reform der Verfassung, und_ nicht 
ohne Grund haben wir an dieser Stelle in der Verfassung auch 
das Kollegialprinzip im Senat aufrechterhalten gegen so manche 
Bestrebung. Wenn man s_ich in einer Sache fundamental nicht 
verständigt - und das sage ich in RiChtung POS, aber auch in 
Richtung CDU -, 

[Beifall bei Bü 90/Grünel 

wenn man sich in einer Sache nicht verständigt, dann- kann man 
entweder eine Mehrheitsentscheidung herbeiführen oder aber, 
wenn einem die grundsätzliche Richtung eines Bezirksamtsmit
gliedes nicht paßt, dann soll man so ehrlich sein, Abwahlanträge 
zu stellen, über die man sich dann politisch auseinandersetzt und 
für die man auch die im Gesetz vorgesehenen Mehrheiten 
braucht. Aber was Sie von der POS be_treiben, ist das, was Sie
belgebracht bekommen haben von Ihren Vorgängern. 

[Beifall bei der SPD, der CDU und bei BO 90/Grüne ~ 
ZuliJI der Frau Abg. Michels (PDS) 1 

Sie stellen keinen politischen Abwahlantrag, nein, sie arbeiten 
mit den Mitteln der kalten Administration. Welche Formulierun
gen hier gewählt wurden, muß m~ sich auf der Zunge zergehen 
lassen; ich werde Sie Ihnen hier gleich zitieren. Die Bezirksstadt
rätin für Wirtschaft und FinanZen, Frau Bartel Von der POS, bringt 
den Antrag ein, die Geschäftsordnung zu ändern. Das ist schon 
an sich ein bemerkenswerter Vorgang: Es wird nicht ein politi~ 
scher Beschluß gefaßt, nein, die Geschäftsordnung wird geän
dert. ln die Geschäftsordnung wird der Satz eingefügt; ftDie 
Bezirksstadträtin für Bauen und Wohnen --also nicht das für 
Bauen und Wohnen zuständige Bezirksamtsmitglied I - hat The~ 
men und Inhalt von Pressegesprächen vorab im Kollegium abzu
stimmen.u 

[Frau Stötzer (SPD): Ist ja unerhört!] 

Über eine Änderung der Geschäftsordnung wird das gemacht!
Da kann ich nur sagen: Honecker und Mielke lassen grüßen. Ihre 
Bezirksstadträtinnen sind richtig gelehrige· schülerinnen dieses 
Geistes! 

[Anhaltender Beifall bei der SPD, der CDU 
und bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsident Führer: Herr Senator, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Cramer? 

Nagel, Senator für Bau~ und Woho_ungswesen: Ja, gerne! 

Cramer (Bü 90/Grünet: Herr Senator Nagel, ich bin geradezu 
entzückt über Ihre letzten Außerungen. Nur ein Punkt fehlt mir da, 
die Rolle der SPD im Bezirk Mitte, die Rolle des Bezirksbürger
meisters Keil. Wenn Sie dazu auch ein paar Worte sagen wür
den, wäre ich absolut beglückt I 

[Beifall bei Bü 90!Grüne] 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Es zeichnet ja 
den Kollegen Cramer aus, daß er in manchen Dingen nicht nur 
der Zeit, sondern auch der Rede voraus ist. Ich war noch nicht 
fertig. -

[Heiterkeit bei Bü 90/GrOne -
Frau Michels (PDS): Allerdings!] 

Dann ist dieser Antrag--nicht nur von aer antragstellenden 
Stadträtin allein unterschrieben worden - was üblich ist -, son~ 
dern alle drei POS-Stadträtinnen unterZeichneten ihn, auch Frau 
Buch, Bezirksstadträtin für Soziales, und Frau Mendl, Bezirks
stadträtin für Jugend, Familie und KUltur. Das Ist der eigentliche 
politische Vorgang, den 11_1an ftinhalieren" muß. 

[Krause (Bü 90/Grüne): War nicht anders zu erwarten I] 
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Und ich sage - und da gebe ich Ihnen jetzt eine Antwort, Herr (C) 
Cramer -,mich beschämt, daß das in einem Bezirksamt möglich 
ist;- an deSsen Spitze ein sozialdemokratischer Bürgermeister 
steht. Das sage ich hier ganz offen. Das finde ich nicht in Ord· 
nung! 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Das Abstimmungsverhalten in der Sache ist übrigens auch im 
B~zirksamt bemerkenswert. Es ist doch eigenartig, wenn ein 
solcher Beschluß mit zwei Stimmen gegen eine zustandekommt, 

-das Bezirksamt hat sieben Mitglieder. Die anderen haben sich 
enthalten. 

[Heiterkeit bei der SPD, der CDU und 80. 90/Grüne] 

- Die CDU hat da auch mitgemacht, nicht daß Sie da an der fal
schen Stelle lachen I 

[Heiterkeit bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Sie könnten auch Opfer solcher Intrigen werden, wenn wir nicht 
alle gemeinsam einer solchen Vergehensweise grundsätzlich kri
tisch gegenOberstehen. 

[Beifall bei der SPD und bei BO 90/Grüne] 

Nun in der Sache noch einmal: Was ich bis jetzt gesagt habe, 
geht weit Ober meine Kompetenzen als Bausenator hinaus, aber 
als Politiker dieser Stadt sage ich Ihnen - und das sage ich ohne 
Schlitzohrigkeit -: 

[Frau Dr. Klotz (Ba 90/Grüne): Ach?] 

Noch ein paar solche Fälle, und es wird nicht nur Nagel geben, 
der sagt: Das mit der bezirkliehen Selbstverwaltung und ihrer 
gewachsenein Bedeutung, das führen die schon von ganz allein 
ad absurdum, wenn sie so weitermachen! - Das bitte ich zu 
beachten. 

[Zuruf des Abg. Kammholz (FDP)] 

Übrigens an die Kollegen von der CDU und von BOndnis 90/ (D) 
GrOne gewandt- erst mal zu BO:ndnis 90/Grüne: Frau Zieiner; 
Ihre Liebe zu Frau Dubrau ist natürlich jüngsten Datums I 

[Allgemeine Heiterkeit - Beifall bei der SPD und der CDU] 

Ich kann mich nur daran erinnern, daß Ihnen diese Frau lange 
Zeit viel zu investitiorisfreundlich war. Es gibt eine Fülle von Vor
gängen, da hätten Sie_ sie_- am liebsten n weggeputzt11 1 

[Frau Michels (PDS): Eben I] 

Sie wollten sie übrigens auch gar nicht von Anfang an. Wer die 
Geschichte kennt, - -

[Zuruf von Bü 90/Grüne: Stimmt nicht I} 

- Ich kenne die Nummer von vorne bis hinten I 

I Gelächter bei der SPD un.d bei SO 90/Grüne] 

Sie brauchen das jetzt. Die Sache die dahinter steckt, ist durch
aus richtig aufgegriffen, k~ine Frage. Aber tun Sie nicht so, als ob 
Sie sie liebten I 

·· [Wieland (Bil 90/Grüne): Es geht ja auch nicht um Liebeil 

Vor allem mit der Energiezentrale, da hatten Sie einen fachlichen 
Punkt zu sagen: Frau Dubrau, Ihre Entscheidungen als Bezirks
stadträtin, die akzeptiere ich nicht. 

Jetzt kommt noch eine Geschichte, lassen Sie mich einmal 
Charlottenburg ansprechen. Dort gibt es einen Stadtrat, der in 
ähnlicher Weise wie Frau Dubrau - das ist nämlich die Pflicht 
von politiSchen Mandatsträgern - öffentliche Interessen gegen 
Privatinteressen abwägt. Und per se ist zunächst einmal der 
Stadtrat dafür da, die öffentlichen Interessen zu vertreten und 
ihnen zum Durchbruch zu verhelfen. Wenn Sie dort aus kleinka
rierten politischen Machenschaften mit der CDU zusammen 
Abwahlanträge gegen Herrn Dyckhoff bringen, ist das im 
Grunde dasselbe Niveau, wie es hier im BeZirk Mitte herrscht 

[Beifall bei der SPD] 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

(A) Stellv. Präsident Führer: Herr Senator, gestatten Sie eine 

(B) 

weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Cramer? 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Nein. - Ich 
komme jetzt zum Schluß. Jetzt sage ich nOch etwas zu dem 
Anlaß, der zur Entmachtung von Frau Dubrau geführt hat. Ich 
wiederhole noch einmal: Frau Dubrau ist eine Stadträtin die inve
storenfreundlich ist, baufreundlich ist - deshalb hat sie auch die 
Schwierigkeiten mit einem Teil der BW - sie iSt keine schlech
tere Stadträtin eher eine bessere Stadträtin als_~manch andere 
oder anderer. Ich habe keine Veranlassung, an ihrer Kompetenz 
und auch nicht an ihrer Durchsatzungsfähigkeit zu zweifeln. 

Was die fachlichen Hintergründe betrifft, insbesondere zu 
dem Projekt, das jetzt den Ausschlag für diese Vorgänge gege
ben hat, darf ich hier folgendes sagen: Ich habe noch nie ge
sehen, wie sich in fast laienschauspielhafter Manier politisch Ver
antwortliche s_o Ober den Tisch haben ziehen lassen. Da wird 
zuerst einmal davon ausgegangen, daß es da öffentliche Woh
nungsbauförderung gibt. 

[Niedergesäß (CDU): Namentlich in Potsdam !] 

Ich kann hier heute sagen, für dieses Projekt, das den Anlaß 
gegeben hat, Frau Dubrau die Kompetenzen zu entziehen, wird 
es voraussichtlich überhaupt keine Wohnungsbauförderung 
geben. Danach hätte man sich auch erkundigen können. Ich will 
das hier zwar nicht abschließend sagen, mit ziemlicher Wahr
scheinlichkeit wird dort kein sozialer Wohnungsbau stattfinden, 
auch wenn man ihn wünschte - um das deutlich zu sagen. Aber 
so etwas in Aussicht zu stellen oder umgekehrt zu glauben, der 
Bauherr verspreche sozialen Wohnungsbau - sozusagen ohne 
öffentliche Förderung auf eigene Kosten -, das ist doch gera
dezu lachhaft. 

[Heiterkeit und Beifall bei der SPD und bei Bü ·go/GrOne] 

Die zweite Geschichte ist auch eigenartig. Das muß man sich 
richtig auf der Zunge zergehen lassen. Da könnte man sagen, 
das sei reif für eine Novelle oder _etwas ähnliches, für einen guten 
Kurzfilm! 

[Schiela (FDP): Aher diese Veranstaltung hier hat mit. Politik 
auch nichts mehr zu tun l] 

Da wird ein AufStellungsbeschluß für einen Bebauungsplan in 
der Veteranenstraße gefaßt. Die Gemeinde will also etwas 
Bestimmtes an dieser Stelle und beauftragt ein Büro mit der Auf
stellung des Bebauungsplans, das ist so üblich. 

Stellv. Präsident Führer: Herr Senator, ich will Sie nur dar
an erinnern, daß sich auch der Senat in etwa an die Redezeiten 
halten sollte, wie die Parlamentarier aUch. 

[Schfela (FDP): Ist doch hier nur noch ein Witz I] 

Nagel, Senator für Bau- und Wohnungswesen: Bin sofort fer
tig! - Da wird ein Bebauungsplanaufstellungsbeschluß gefaßt im 
öffentlichen Interesse. Das Büro arbeitet ihn aus. 6n Bauherr 
erstellt einen Antrag auf Baugenehmigung. Sie kann nicht erteilt 
werden, weil sie dem Bebauungsplan-Beschluß widerspricht -
ein vollkommen normaler Vorgang. Anschließend erfährt man, 
daß dasselbe Büro, das im öffentlichen Interesse den Bebau
ungsplan macht, für den nämlichen Bauherrn auch die Bauan
träge ausgearbeitet hat. Und nachdem dann Frau Dubrau sagt, 
das geht ja wohl nicht, das akzeptieren wir nicht, wird ein 
Bezirksamtsbeschluß mit einschlägigen Mehrheiten herbeige
führt, der diesen Bebauungsplan im Sinne des Investors ändert 1 
- Was muß ich denn hier noch erzählen, um zu zeigen, daß das 
ganze so windig i~t, daß man dazu auch von den Mitteln _d_er . 
Fachaufsicht Gebrauch machen muß. Und das werde ich tun!
Dankai 

[Beifall bei der SPD und bei Bü 90/Grüne -
Frau Dr. Zi.emer (Bü 90/Grüne): Den Rechnungshof 

einschalten!] 
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Stellv. Präsident Führer: Bevor ich in der zweiten Runde (C) 
Frau Ziemer das Wort gebe, möchte ich Poch noch einmal an die 
Überschrift der Aktuellen Stunde erinnern: "Mietsteigerung und 
Mieterv_ertreibung, insbesondere in der Mitte Berlins".- Frau Zie-
mer, Sie haben das Wort! 

[Beifall bei der CDU und der FDP -
Schiela (FDP): Um Gottes Willen, es könnte ja 

einer merken! -
Krause (Bü 90/Grüne): Das mußte gesagt werden!] 

Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Herr Präsident I Meine 
Damen und Herren! Herr Nagel! Ich. möchte Sie bitten, nicht nur 
von Ihrer Fachaufsicht Gebrauch zu machen. Der ganze Vorgang 
ist ja -eine Steilvorlage für Sie, die Bezirke weiter zu entmach· 
ten, und das sollte sich auch die PDS einmal überlegen. 

[Niedergesäß (CDU): Thema!] 

Denn das haben Sie eben schon angekündigt, noch mehr 
solcher Fälle, und man muß wirklich über eine Zentralisierung 
weiter nachdenken. 

[Wolf (SPD): Das hat er nicht gesagt!] 

Das nehme ich mit gespitzten Ohren zur Kenntnis. Das ent· 
spricht nicht meiner demokratischen Haltung. Und ich möchte 
auch alles _dazu tun, daß dies verhindert wird. 

[Beifall des Abg. Cramer (Ba 90/Grüne)] 

Aber Sie sollten auf jeden Fall den Rechnungshof einschalten, 
denn wie auch Sie es eben dargestellt haben, ist es eine äußerst 
dubiose Geschichte, einen solchen Bauvorbescheid zu erteilen. 

Was Sie über das Verhältnis unserer Fraktion aus dem Abge
ordnetenhaus zu Frau Dubrau gesagt haben, ist natürlich völlig 
absurd. Sie macht eine hervorragende Politik. Daß sie natürlich 
auch in ihrer Fraktion durchaus sehen muß, wie sie mit Investoren (D) 
und deren Interessen und Bauanträgen, die dann genehmigt 
werden, zurechtkommt, das ist eine Auseinandersetzung im poli
tischen Raum. Daß man sachliche Auseinandersetzungen führt, 
ist auch völlig richtig. Natürlich haben wir mit der Energiezentrale 
hier vor Ort eine andere Position gehabt, aber das tragen wir 
dann eben auch sachlich aus und nicht auf solche Weise, wie es 
in Mitte passiert ist. 

Hier ist wied~rholt gesagt worden, daß seien Vorgänge, die 
nichts mit der Uberschrift uMietsteigerungen und Mietervertrei~ 
bung" zu tun hätten. Dann muß ich Sie hier in diesem hohen 
Hause einmal fragen, wie Sie es mit der persönlichen Verantwor~ 
tung von Politikern und Po_litikerinnen halten. Diese Verantwor
tung scheint offenkundig völlig abgelehnt zu werden. Sie sehen 
Oberhaupt keinen Bezug zwischen den Personen, die Politik 
machen, und den Programmen, die irgendeine Partei aufstellt. 
Das sieht man auch an der Politik, wie -sie dann tagtäglich über 
die Köpfe der Bevölkerung hinweggeht. Es wird Oberhaupt keine 
persönliche Verantwortung wahrgenommen, es werden Ent
scheidungen getroffen, wobei man - wie hier die CDU - auf 
Gesetze hinweist, die im Bund gemacht werden, und behauptet, 
die anderen würden am Thema vorbeireden. - Herr Niederge
säß! Es ist doch ein peinlicher Schulterschluß der CDU mit der 
POS im Bezirk Mitte vorgekommen! Der Maulkorberlaß und die 
Aufteilung der Ämter ist mit der CDU zustandegekommen. Sie, 
die_ sich immer von der POS so distanzieren, sie als "rote Sok
kenu bezeichnen; Sie· haben SChulter an SchWter mit der POS 
hier Politik gemacht! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne -
Niedergesäß (CDU): Das ist doch Quatsch I] 

Sie haben auch dafür gesorgt, daß eine Politik für die BUrger in 
Berlin-Mitte gestoppt wird, die bisher funktioniert hat, wo heute 
die BW Richtlinien für die Stadterneuerung, für die Sailierung 
der beiden Gebiete beschließt, die Mietobergrenzen festsetzt -
dies richtet sich Obrigens gegen Mietervertreibung und eine Mie~ 
tentwicklung, die diese Bürger nicht mehr bezahlen können I Sie 
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Frau Dr. Ziemer 

(A) haben dafür gesorgt, daß dort Ämter umverteilt werden! "'f.ir wer
den sehen, was Ihr Parteikollege Zeller jetzt mit diesen Amtern 
machen wird. 

[Niedergesäß (CDU): Das ist nicht wahr! Das ist eine Lüge!] 

- Das ist keine LOge 1 Das hat auch Herr Nagel eben noch einmal 
so dargestellt I 

Die POS hat sich um eine eindeutige Stellungnahme leider 
etwas herumgedrückt; ich hätte da einige offene Worte erwartet. 
Die SPD hat hier sehr viel deutlicher Stellung bezogen. Dankens
werterweise hat auch Herr Nagel darauf hingewiesen, welche 
Auswirkungen dieser Vorgang für das politische Klima hat. Es 
geht nämlich nicht nur um Mitte, sondern um das gesamtpoliti
sche Klima in der Stadt, das dadurch beeinträchtigt und beein
flußt wird. Das hätten auch die anderen Kollegen deutlich 
machen mOssen. 

Der Redebeitrag der FDP von Herrn Schiela hat gezeigt, daß 
Sie überhaupt nichts verstehen, · 

[Schiela (FDP): Der war besser als Ihrer!] 

daß Sie nur Ihre Wohnungsaufkäufermentalität verbreiten, daß 
Sie nichts über Entwicklungen dieses spezifischen Bezirks Mitte 
wissen. 

[ Niedergesäß (CDU): Darüber haben ja auch Sie gar nicht 
geredet!] 

- Doch! Herr Niedergesäß! Vielleicht haben Sie geschlafen, 
aber ich habe über den heutigen Beschluß der BW Mitte über 
zwei Sanierungsgebiete gesprochen! - Herr Nagel I Wenn Sie 
sagen, wir wUrden alle gemeinsam für Mietobergrenzen, Sanie
rungsgebiete und so weiter kämpfen, daß sei nicht nur von einer 
Person vertreten worden, dann muß ich Sie fragen, was eigent
lich in den anderen Bezirken Berlins passiert. Das hängt also 
doch wohl von der politischen Be_setzung und von den Personen 

(B) in diesen Ämtern ab, was passiert. Auch im Senat ist das so, 
wenn man sich an die jahrelange Verhinderung von Milieu
schutzsatzungen durch den CDU-Senator Hassemer erinnert. 
Hätte er an der Spitze der Mieter und mit denen zusammen 
Milieuschutzsatzungen erlassen wollen, dann hätte er dies nicht 
jahrelang verhindert. 

Wenn über Mietobergrenzen debattiert wird, dann darf auch 
nicht vergessen werden, daß über die Mittel für Sanierungsge~ 
biete hier beschlossen wird. NatUrlieh ist das eine politische Ent
scheidung und hängt von den Personen ab, die hier beschließen, 
auch was man für Ordnungsmaßn8.hmengelder in diese Sanie
rungsgebiete - insbesondere in Mitte - gibt. Insofern hängt die 
Entscheidung immer Von Personen und- deren politisChen Auf
fassungen ab. Man kann das also nicht so trennen, wie Sie es 
hier so vielfältig gemacht haben. 

Ich hoffe, daß die Politik des Senats nicht nur darauf hinaus
läuft, die Bezirke weiter zu entmachten, ungeachtet des Rechts 
der fachaufsichtliehen Kontrollen. Wir sollten insgesamt unsere 
Einflußmöglichkeiten ausnutzen, um im BeZirk Mitte eine soziale 
Stadtentwicklung weiterhin möglich zu machen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne - Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Stellv. Präsident Führer: Das nächste Wort hat Herr Abge
ordneter Niedergesäß! - Herr Niedergesäß! Bevor Sie begin
nen, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, daß auch in der Zei
chensprache ZurOckhaltung gegenüber den Rednern zu üben 
ist! 

[Wie land (SO 90/GlrOne): Richtig! Er hat einen Vogel gezeigt!] 

Niedergesäß (CDU): Habe ich so gemacht? -

[Wieland (Bü 90/Grüne): Ja!] 

Dann bitte ich das zu entschuldigen - ich habe vielleicht einen 
Floh gehabt! 
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Herr PräSident[ Meine Damen und Herren! Frau Ziemer! Sie (C) 
haben auch in Ihrer zweiten Runde nichts zur Erhellung der Ein
führung des Vergleichsmietensystems beigetragen. 

[Zurufe von Bü 90/Grüne] 

Sie haben lediglich Ihren Frust über die rot-grünen oder auch die 
rot·schwarziJrünen Kungeleien in Mitte abgelassen. Das ist aber 
überhaupt nicht das Thema dieser Debatte. Deshalb muß ich 
meinen Vorhalt wiederholen, daß ich es fl.ir verfehlt halte und Sie 
mir nicht unterstellen können, daß ich mit diesem Vorgang in 
Mitte irgend etwas zu tun habe. 

Stellv. Präsident Führer: Herr Niedergesäß I Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Cramer? 

Niedergesäß (CDU): Nein, danke- ich möchte meiner Rede
zeit jetzt nutzen! 

Ich komme jetzt zu dem eigentlichen Thema der heutigen 
Debatte, dem Vergleichsmietensystem: Frau Michels hat hier 
beklagt, daß angeblich die Einkünfte hinter der Mietentwicklung 
herlaufen. 

[Frau M1chels (POS): Das sagen offizielle Vertreter - I] 

- Nein, das ist eben falsch, was die sagen. Ich weiß ja nicht, 
welche Presse Sie lesen, aber wahrscheinlich die falsche. -

[Frau Michels (POS): Die Zeitung nDas Grundeigentum"l] 

Es ist doch eine Tatsache, daß von 1992 bis 1994 das vertilg
bare Einkommen der Bevölkerung im Bereich der ehemaligen 
DDR um 38,7% gewachsen ist. Wenn Sie die Mieterhöhung 
abziehen, dann bleiben immer noch 22% realer Überschuß 
übrig. Die Mieten sind aber lediglich von 17 CA> auf 20% gestie
gen. Also können Sie doch nicht glaubhaft behaupten, daß die 
Bürger überfordert werden. Das ist doch Unfug I Da Sie selbst 
hier Anträge eingereicht haben - die habe ich Ihnen ja vorhin 
gezeigt -, müssen Sie darauf nicht herumreiten. (D) 

Sie kritisieren _auch weiterhin das Altschuldenhilfegesetz. 

[Frau Michels (POS) : Das werden wir auch weiterhin tun!] 

Daß diese Kritik völlig danebenliegt, hätten Sie schon vor drei 
Jahren begreifen mUssen, denn die nun _einmal vorhandenen 
Schulden, die auf die Kommunen und die Bestände umgelegt 
wurden, können von Ihnen nicht einfach weggepustet werden. 
Aber das war wohlihre Auffassung, auch von Ihrer Vorläuferpar
tei, die Ober 40 Jahre den Leuten so etwas vorgaukeln konnte. 

Wenn Sje Ober Gropiusstadt gesprochen haben, dann können 
Sie an diesem Beispiel die soziale Verantwortung des Senats so 
richtig wahrnehmen und erkennen. Der Senat hat hier nämlich 
reagiert und wird dies auch in weiteren Fällen solcher Größen
ordnung tun. Ich habe schon vorhin ausgeführt, daß unserer her
vorragender Bauminister Töpfer die richtige Linie gefunden hat 
und daß er beispielsweise mit der Sonderregelung beim Wohn~ 
geld, die für die neuen Bundesländer gefunden worden ist, 
diesen Crash, den Sie den Leuten einreden wollen, verhindert 
hat 

[Wolf (SPD): Aber nur auf Druck der SPD!] 

Damit haben wir eine Sicherheit erhalten, die wir letztendlich alle 
miteinander vertreten können. 

Herr Nagel_! Sie haben zwar auch etwas Ober Vergleichsmi&o 
ten erzählt, aber 90 % Ihrer Redezeit haben Sie sich ebenfalls 
mit dem Thema Mitte befaßt. Das ist aus meiner Sicht auch völlig 
daneben und darf so nicht stehen bleiben! 

Ich bleibe dabei: Mietenwahrheit und Mietenklarheit sind 
etwas, was den Menschen bewußt gemacht werden sollte. Vor 
allem im Westen unserer Republik sollte man sich dieser Thema
tik auch einmal annehmen. Was beispielsweise in Berlin West an 
Mietendurcheinander besteht, müßte wirklich endlich in Ord· 
nung gebracht werden. Daß es da Ungerechtigkeiten gibt, dar
über brauchen wir uns - insbesondere wir aus dem Osten kam· 
mend, die sich damit befaßt haben- wohl nicht mehr zu streiten. 
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Niedergesäß 

Das wäre doch einmal ein Thema - vielleicht für die nächste 
Legislaturperiode -, die Mieten in einer Stadt so zu gestalten, 
daß die Leute überhaupt verstehen, wie die Zusammenhänge
sind. Daß also wirklich dann die Deforrriationen aufgelöst werden 
und wir eine einheitliche Linie hineinbekommen! Für einen, der 
sich neu damit beschäftigt, ist erst ein jahrelanges Training erfor· 
derlich, um die Maßstäbe zu verstehen. 

Herr Schiela und auch_ Herr Senator Nagel haben es schon 
angeschnitten: Objektförderung war bisher Mode. Wir treten 
dafür eili, daß in Zukunft die Subjektförderung durchgeführt 
wird. Es kann nicht sein, daß die Besserverdienenden in der 
Leipziger Straße sich vom Arbeiter aus Neukölln die Miete 
bezahlen Jassen. Deshalb bin ich schon dafür, daß wir die Krite· 
rien neu bewerten. - Frau Michels! Da ist dann vielleicht Ihre Kli
entel ein bißchen angegriffen. 

[Frau Michels (POS): Das ist doch Unsinn I] 

- Das ist überhaupt kein Unsinn I -Wir wollen, daß das Einkam· 
men der Familien als Maßstab herangezogen wird, aber nicht, 
daß über die Steuer letztendlich der "kleine Mann" die Miete der 
Besserverdienenden bezahlen muß! - Ich danke für Ihre Auf· 
merksamkeit! 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Für die PDS·Fraktion hat der 
Abgeordnete Wolf das Wort! 

Wolf (POS}: Frau Präsidentin I Meine Damen und Herren I Zu 
den Ausführungen des Senators Nagel zum Vergleichsmietensy
stem und dem Vorwurf der Demagogie an uns zunächst eine 
Anmerkung und eine Vorbemerkung. 

[Frau Michels (POS): Der scheint ja gar nicht mehr 
zuzuhören I] 

(B) - Ja, er kann es dann im Protokoll nachlesen! 

Herr Nagel, Sie haben behauptet, wir wären nicht bereit, die 
Instrumente bereitzustellen, um die Modemisierung und lnstand~ 
setzung im Altbaubestand im Osten der Stadt durchzuführen. 
Sie tun so, als ob das Vergleichsmietensystem diese Instrumente 
bereitstellen würde und als ob dies die einzige Möglichkeit wäre, 
um die notwendigen Mittel zu mobilisieren. Erstens ist es so -
und das wissen Sie so gut wie alle anderen hier -, daß die Erhö
hungen der Mieten über das Vergleichsmietensystem ganz 
wesentlich dazu dienen, um die fiktiven Altschulden, also die 
Banken, zu bedienen. 

[Frau Michels (POS): Sehr richtig I] 

Das ist ein wesentlicher Punkt dabei, über den man nicht hin
wegreden kann. Man kann auch nicht darüber hinwegreden, daß 
die SPD ihre Möglichkeiten über den Bundesrat nicht genutzt 
hat, um für die Mieter _eio verträgliches System auszuhandeln. 

[Beifall bei der POS] 

Da beißt die Maus keinen Faden ab. 

Und zweiter Punkt: Sie sind do_ch selbst aufgetreten und 
haben vor einiger Zeit - völlig richtig -_erklärt, daß es Mietbe
grenzungen in Ballungszentren geben muß und daß das üb~ 
liehe Mietensystem in Ballungszentren mit den spezifischen 
Belastungen so nicht funktioniert. 'Ich kann Ihre Ausführungen 
nur so verstehen, daß Sie von dieser Position offensichtlich 
abgehen oder daß Sie in der PolerTiik mit uns Demagogie betrei~ 
ben. 

Der zweite Teilihrer Ausführungen war in wesentlichen Punk· 
ten viel erfreulicher, und ich teile vieles von dem, was Sie gesagt 
haben. Erstens daß der Umgang mit dem Bauressort in Mitte 
über den Bezirk Mitte hinausgeht1 weil es um zwef grundsätzliche 
Fragen geht, nämlich erstens die grundsätzliche Frage, wie mit 
Stadtentwicklungspolitik in Berlin und gerade in einem so neural
gischen Bezirk wie Mitte als Regierungsbezirk mit dem hohen 
Investorendruck umgegangen wird und ob eine_ Politik fortge-
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setzt wird, die wirklich mit Investoren hart verhandelt, Denkmal
schutz vor Verwertungsinteresse stellt und zu einem Aus~ 
gleich kommt. Da kann man an dem Bauressort nicht einfach her~ 
umschneidern und die zentralen Punkte herausnehmen1 der Bau· 
Stadträtin die formale Verantwortung belassen, ihr ihre eigent
lichen Kompetenzen wegnehmen und diese zum Gesundheits· 
ressortschieben und dann alle Bauanträge ab 50 qm Gewerbe· 
fläche und 10 Wohnungen im Bezirksamt behandeln. Das ist ein 

, absurdes Vorgehen. Da muß man sagen, wir kritisieren die Bau· 
stadträtin offen, formulieren offen die Kritikpunkte, stellen einen 
Abwahlantrag und sQhlagen eine bessere Person vor. Damit 
kann man sich politisch auseinandersetzen. Aber diese Ent· 
machtung auf kaltem Wege geht nicht. Ich bin auch der Meinung, 
daß hier kein Präjudiz für ähnliche Fälle geschaffen werden darf. 

[Beifall bei der POS] 

Der zweite Punkt ist, daß es nicht angeht, daß in Geschäfts· 
ordnungen von Bezirksämtern festgeschrieben wird, daß 
Bezirksamtsmitglieder Themen und sogar Inhalte ihrer Erklärun
gen gegenüber der Öffentlichkeit vorher abstimmen müssen, 
sondern ich bin der Meinung, daß es die Aufgabe von Stadträtin
nen und Stadträten ist, ihre Position auch bei abweichenden 
Meinungen in Bezirksämtern offen zu artikulieren und dies öffent
lich darzustellen und auch entgegen bestehenden Geschäfts~ 
ordnungen, wenn es notwendig ist, bestimmte Dinge öffentlich 
zu machen. 

[Beifall bei der POS tmd bei Bü 90/Grüne] 

Ein letzter Punkt: Ich kann es sehr gut verstehen, daß BUnd~ 
nis 90 diese Steilvorlage für den Wahlkampf nutzt. Ich finde aber, 
man sollte ein bestimmtes Maß einhalten. Denn mit dem Stalinis
musvorwurf wird bei weitem das Maß dessen überzogen, was 
angemessen ist. Ich will an einem Beispiel zeigen, daß es offen· 
sichtlich ein Unterschied ist, wenn zwei verschiedene Leute 
etwas Ähnliches tun. Vor einigen Wochen hatte Baustadtrat 
Klipp von Bündnis 90 in Pranzlauer Berg, nachdem er mit Stadt· 

(C) 

rat Schatz, POS, auf einer Bürgerversammlung war- wo es um (D) 
die Leerstandsbeseitigung ging, die Baustadtrat Klipp offen
sichtlich nicht energisch genug vorantreibt- und dort auch über 
Hausbesetzungen diskutiert wurde und nachdem Stadtrat 
Scholz erklärt hatte, er halte Hausbesetzungen für ein legitimes 
Mittel der Leerstandsbeseitigung, nichts Besseres zu tun, als zu 
seinem SPD-Bürgermeister zu rennen, -

[Sommer (FDP): Ist das hier eine BW oder was?] 

einen Aktenvermerk :z:u fertigen und zu petzen, der Stadtrat 
Scho\z_befinde Haus_b_esetzungen als legitimes Mittel. - So weit, 
so gut. Das Resultat war ein Abwahlantrag gegen Stadtrat 
Schatz in der BW Prenzlauer Berg. 

[Frau Stötzer (SPD): Nicht, weil der gepetzt hat, sondern weil 
er das gesagt hat !I 

- Frau Stötzer, jetzt mal eirien Moment ruhig I - Jetzt zeige ich 
das Bild einmal anders herum: Man stelle sich vor, Herr Klipp 
wäre nicht von Bündnis 90/Grüne, sondern von der POS nomi
niert worden. Dann würde folgendes Szenario eintreten: Kollege 
Wieland hätte erklärt: Das ist kein Wunder; die alten Kader der 
SED waren schon immer für law and order. - Die Kollegin Klotz 
würde erklären: Das ist kein Wunder, daß die so reagieren; mit 
diesem Spießetverein kann man so und so nichts anfangen. -
Der Kollege Crameir würde erklären: Das ist alles kein Wunder, 
weil diese Stasi-Partei es nicht lassen kann, Berichte zu schrei~ 
ben. -_Und die Kollegin Künast hätte erklärt: Daran sieht man1 

daß die POS keine linke, sandem eine konservative Partei ist. 

[Heiterkeit - Zurufe von Bü 90!Grüne -
Wolf (SPD): Gute Selbstbeschreibung I] 

Alles dieses hat aber der Stadtrat Klipp von Bündnis 90/Grüne 
gemacht und nicht der Stadtrat Klipp von der POS. Und insofern 
möchte ich doch appellieren, den Bogen nicht zu überspannen 
und auch einmal zu schauen, ob die Mängel und Fehler nicht 
auch bei einem selbst liegen, weil man sich sonst dem Vorwurf 
der politischen Heuchelei aussetzt - Danke! 

[Beifall bei derPDS] 
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Stellv. Präsident Führer: Frau Kollegin Stötzer, für Sie gilt 
der Hinweis auf die Zeichensprache auch I - Ich darf nun dem 
Abgeordneten Edel das Wort für die Fraktion der SPD geben. 

Edel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte zwei Anmerkungen machen - eine zum Kollegen Nieder
gesäß und eine zum Kollegen Wolf.- Herr Kollege Niedergesäß, 
Sie haben für Ihre Fraktion gesagt, Sie seien schon immer der 
Meinung gewesen, man sollte aus der Objektförderung, also 
dem klassischen sozialen Wohnungsbau, herausgehen und die 
Subjektförderung, also das Wohngeld, mehr oder vielleicht 
sogar ausschließlich als Wohnungsbauförderung betrachten. Ich 
und meine Fraktion halten das aus folgendem Grund für falsch: 

[ Niedergesäß (CDU): Weil ihr dabei einbüßt!] 

Die Objektförderung ist zwar sehr teuer und muß deshalb immer 
wieder auf ihre Bezahlbarkeit hin überprüft werden. Aber mit der 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus werden auch zwei wich· 
tige Dinge eingehandelt, die mit dem Wohngeld nicht einzuhan
deln sind. Das sind erstens die Belegungs· und zweitens die 
Mietbindungen über viele Jahre hin. Wenn wir uns über die 
Bezahlbarkelt von Mieten unterhalten, spielt das ja wohl eine 
Rolle. 

[Zuruf des Abg. Niedergesäß (CDU)] 

Was das Wohngeld betrifft, 1-lerr Niedergesäß, würden die 
erheblich steigenden Marktmieten - dies hat die Expertenkom· 
misslon der Frau Schwaetzer aufgeschrieben - vom Staat über 
das Portemonnaie--des Mieters in die Schatulle des Vermieters 
hineinsubventioniert. -- - -

[Schiela (FDP): Der dieses Geld zur Investition braucht!] 

Wenn man das für· die bessere Wohnungsbauförderung hält, 
kann man das tun; die SPD-Fraktion hält das nicht für besser. 
Deshalb sind wir der Überzeugung: Solange es kein besseres 
plausibles und mieterverträgliches lnstrurilenl gibt, bleibt der 
soziale Wohnungsbau auf der Tagesordnung und wird von uns 
nicht abgeschafft. 

[Beifall bei der SPD - Niedergesäß (CDU): Da sitzen die 
Reichen in den Sozialwohnungen !I 

Das heißt allerdings nicht, daß wir uns an der Haushaltskasse 
vorbeimogeln, die ja nun wirklich leer ist. Deshalb wollen und 
müssen wir in B.erlin nicht nur den 1. Förderungsweg~ sondern 
auch den 2. Förderungsweg der vereinbarten Förderung in 
Anspruch nehmen, denn damit konnten die hohen Kosten in Ber~ 
!in wesentlich reduziert werden. 

Zweite Bemerkung - zu Herrn Kollegen Wolf. Sie haben in 
Ihrem Beitrag wieder kritisiert, daß die SPD es nicht vermocht 
habe, ein Miethöhegesetz fOr die neuen Bundesländer herauszu· 
handeln, das mieterverträglich wäre. Ich mache Ihnen einen Vor· 
schlag, Herr Wolf. Es gibt eine ganze Reihe von Genossenschaf· 
ten - nicht Gesellschaften -; das Management in diesen Genos· 
sensehaften hat sich in den letzten Jahren personell nicht verän
dert. Ich nehme mal an, auf Ihren Strategiesitzungeil SitZt auch 
das Management der GenossensChaften. 

[Vereinzelter Beifall bei der SPDJ 

Deshalb mein Vorschlag: Die Geno·ssenschaftsversammlungen 
dieser Genassensthaften hätten es doch in der Hand, die Mie· 
ten so niedrig zu halten, wie sie es politisch für richtig halten, 

[Frau Michels (POS): Das ist doch Demagogie!] 

Das ist nicht Demagogie, s_ondem folgendes würde eintreten: 
Den auch betriebswirtschaftlich denkenden und handelnden 
Managern und Geschäftsführern dieser Genoss_enschaften wer
den Angstschweißperlen auf die Stim treten, wenn sie mit Ihren 
BeschKlssen konfrontiert werden. -

[Beifall bei der SPD - Frau Michels (PDS): 
Sie sind daran schuld durch Ihr Altschuldenhilfegesetz!] 
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Ich kann Ihnen nur raten: Wir werden uns die Mietenpolitik der 
Genossenschaften anschauen, und dann reden wir weiter. - Vie
len Dank! 

[Beifall bei der SPD -
Frau Michels (POS): Lesen Sie mal unsere Mieterzeitung!] 

Stellv. Präsident Führer: Für die FDP-Fraktion hat nun der 
Abgeordnete _Schiela das Wort I 

Schiela (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wir können froh sein, daß wir ein provinzielles Fern· 
sehen haben, das nicht in der gesamten Bundesrepublik 
Deutschland ·ausgestrahlt wird, denn dann würde ein Großteil 
unserer Nation endlich Bescheid wissen, wer in welchem Bezirk 
an welchen Uhren dreht und welche Parteien sich verbünden 
undwie gekungelt und geklüngelt wird. Das ist ausgeSprochen 
interessant, aber - wie gesagt - am Thema vorbei. 

[Beifall bei der FDP 
und des Abg. Liepelt (CDU) - Zurufe] 

Ich bin der Meinung, das ist eine s_chlimme Veranstaltung, die 
hier stattgefunden hat. Herr Nagel, ich habe Sie immer geachtet 
als den Fachmann, der weiß, worüber er redet, weil er das Fach 
versteht. Heute haben Sie aber 90 % Ihres Beitrags dazu 
genutzt, um diese Kungel· und Klüngelparteiengeschichte mit zu 
erörtern. Ich meine, das ist nicht in Ordnung. Es ist nicht ange
messen, und es ist vor allen Dingen den BUrgern in dieser Stadt 
nicht angemessen. Ich verstehe Sie nicht. 

Zu zwei Dingen möchte ich noch Stellung nehmen. Ich wollte 
das eigentli_ch nicht, aber Herr Edel reizt mich immer wieder zum 
Widerspruch: 

1. Herr Edel! Wa,s Sie vorhin zum sozialen Wohnungsbau 
gesagt haben, daß Sie den weiterfahren wollen - Sie wissen 
genau1 daß Sie das finanziell nicht können. 

2. Daß Sie den sozialen Wohnungsbau gut finden, mag Ihre 
Auffassung sein, aber Sie sprechen nicht über die Förderzeit· 
räume und vor allen Dingen über die Anschlußförderzeiträume, 
die Ihre und meine Kinder belasten mit Ausgaben, die diese jun
gen Menschen nicht zu verantworten haben. lrgendwo mOssen 
Sie doch auch einmal sagen: Mit dem sozialen Wohnungsbau in 
der Größenordnung würden wir am Generationenvertrag dre· 
hen. Glauben Sie etwa, daß die jungen Leute, die draußen vor 
der TOr stehen, die außerhalb der sozialen Wohnungsbauten 
stehen, weil sie keine Wohnung bekommen, weil die Sozialwoh· 
nungen von vielen Besserverdienenden blockiert werden, das 
gut finden? Glauben Sie, daß das Gerechtigkeit ist? - Das ist 
keine Gerechtigkeit. 

Wir haben vorhin über Verwerfungen vor allem auf Oem West· 
B~rliner Ma_rkt gesprochen, wobei ich das Wort "Markt" in AnfOh
rungsi:eichen setze. Es ist vieles auf diesem "Markt" verhunzt 
worden_ und sehr schwer gercidezubiegen. Es gibt die sozialen 
Ungerechtigkeiten, daß der Gutverdienende in der 140 qm 
großen Wohnung sitzt und der junge Mensch auf der Straße 
steht und keine Wohnung bekommt. Das kann doch nicht das 
Ergebnis von soZial verantwortlicher Politik sein. 

[Beifall bei der FDPI 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu den Genossenschaften 
sagen: Sie haben vorhin über die Genossenschaften und über 
alte Kader gesprochen. Sie haben sicher recht. Zum Teil sind 
dortdiejenigen in der Leitung, die schon früher dort saßen. Viel· 
leicht hängt es auch damit zusammen, daß sie das Geschäft 
beherrschen. Ich will das politisch nicht werten. Aber eines 
möchte ich werten: Der Zwischenruf der Frau Michels trifft die 
Sache genausowenig wie Ihre AusfQhrungen. Frau Michels, ich 
meine Ihren Zwischenruf "Aitschuldenhilfegesetz" - mit dieser: 

- 1,50 DM. Es geht doch um ein anderes Problem. Ich habe ver· 
sucht, es Ihnen vorhin schon beizubringen. 

[Frau Michels (PDS): Das schaffen Sie nicht!] 

(C) 

(D) 
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Schieta 

(A) Das Problem ist die Instandsetzung und Modernisierung 

(B) 

einer ganzen Stadt. Und es geht d31-um, diese Kosten, die in Milli
ardenhöhe aufuns zukommen, wenigstens zum Teil un-d- wie ich 
meine - zum größten Teil über Mieteinnahmen zu tragen. Das 
muß gestaltet werden. Darum geht es. Es kann nicht sein, daß 
Ihre selbsternannten Experten sagen: 2: DM ist zuviel, aber 
1,80 DM wäre richtig! - Ich weiß nicht, was Sie mit 1,80 DM 
machen wollen. Eine neue Heizung können Sie den Menschen 
dafOr nicht geben. - Herzlichen Dank! 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsident Führer: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit hat die Aktuelle Stunde ihre Erledigung gefun
den. 

[2] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 2, Drucksache 12/5516: 
111. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Berliner Landesfischereigesetz (LFischG), 
Dnucksache 12/5249, gemäß Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Umweltschutz vom 
13. April1995 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU -und-der 
Fraktion der SPD vor, Drucksache 12/5516-1: · 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Umweltschutz ~?m 13. April1995- Drs. 12/5516- wird 
mit folgenden Anderungen angenommen: 

1 . § 43 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,Nerwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes· über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 
1987 (BGBI. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBI. I 
S. 3186) geändert worden ist, ist die untereFische
reibehörde." 

2. § 4 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

"Oie obere Fischereibehörde entscheidet im förm
lichen Verwaltungsverfahren." 

Ich eröffne die 111. Lesung und schlage vor, die allgemeine B.era
tung Ober die Grundsätze der Gesetzesvorlage mit der Einzelbe
ratung zu verbinden. - Es erhebt sich kein Widerspruch. 

Ich rufe auf die§§ 1.bis 53, die Überschrift und die Einleitung 
in der Fassung der Beschlußei!Jpfehlung Drucksache 12/5516 
unter BerOc~ichtigung des Anderungsantrags Drucksache 
12/.5516-1.1m Ältestenrat ist ein Beratungsbedarf nicht angemel
det woTden, so daß wir sofort zur Abstimmung konimen l<.önnen. 

Ich lass.e zuerst über den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU und der Fraktion der SPD, Drucksache 12/5516-1, abstim
men. Wer diesem seine Zustimmung zu geben wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. -:- Gibt es Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen?- Bei einig'en Ge~·enstimmen und einigen 
Stimmenthaltungen mit groß.er Mehrhe1t angenommen I 

Dann kommen wir zur Schlußabstimmung. Wer dem Berliner 
Landesfischereigesetz im Wortlaut der BeschJußempfehlung, 
Drucksache 12f.5516, unter Berücksichtigung der soeben 
beschlossenen Anderung seine Zustimmung zu geben wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen.- Gegenprobe!- Stimment
haltungen? - Gegen die Stimmen der Fra~·tion Bündnis 90/ 
Grüne - wie ich gesehen liabe - und bei einigen Enthalh.lngen 
bei der Fraktion der POS ist das Gesetz angenommen. 
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Ich rufe auf. 

lfd. Nr. 3, Drucksache 12/5575: 
II. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Siebentes Gesetz zur Änderung des Geset
zes über die juristische Ausbildung, Drucksache 
12/5502, gemäß Beschlußempfehlung des Rechts
ausschusses vom 18. Mai 1995 

Ich eröffne die II. Lesung und schlage vor, die Einzelberatung der 
vier" Artikel miteinander zu verbinden. - Widerspr.uch wird nicht 
erhoben. Dann rufe ich auf die Artikel! bis IV, die Uberschrift und 
die Einleitung im Wortlaut der Vorlage Drucksache 12/5502. 
Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Dann schließe ich diE;! Einzel
beratung und verbinde die Einzelabstimmungen mit der Schluß
abstimmung. Der Ausschuß empfiehlt die Annahme der Vor
lage. - Wer dem Siebenten Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die juristische Ausbildung, Drucksache 12/5502, seine 
Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzei
chen. - Gibt es Gegenstimmen? - Strmmehthaltungen? - Bei 
mehreren Stimmenthaltungen ist das Gesetz beschlossen. 

[3A] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 3 A, Drucksache 12/5632: 
II. Lesung· der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Dreißigstes Gesetz zur Änderung der Verfas
sung von Berlin, Drucksache 12/5520, gemäß 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für die 
Zusammenarbeit der Länder Berlin und Branden
burg vom 19. Mai 1995 und des Rechtsausschusses 
vom 1. Juni 1995 (D) 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? - Das ist nicht der Fall. 
Ich eröffne die II. Lesung und schlage vor, die Einzelberatung der 
zwei Artikel miteinander zu verbinden. Gibt es Widerspruch?
Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe auf die Artikel I und II, die Überschrift und die Einlei· 
tung gemäß Vorlage Drucksache 12/5520 unter Berücksichti
gung der Beschlußempfehlung Drucksache 12/5632. Der Älte
stenrat empfiehlt für die Aussprache eine Redezeit von bis zu 
fünf Minuten pro Fraktion. 

Mir liegt bis jetzt die Wortmeldung der Frau Künast für die 
Fraktion Bündnis 90/Grüne vor. Sie haben das Wort! 

[Frau Künast (Bü 90/GrUne): Wir warten noch ab!] 

- Sie ve-rzichten vorerst! 03.nn eihält Frau Dr. Lötzsch für die 
Fraktion der POS das Wort. 

Frau Dr. Lötzsch (POS): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren l Heute soll nun mit dem 30. Gesetz zur Änderung der 
Verfass_ung endgültig der Weg dafür geebnet werden, daß am 
22. Juni 1995 einer derwenigen parlamentarischen HÖhepunkte, 
zumindest in den Augen der großen Fusionskoalition in diesem 
Haus, in dieser Legislaturperiode stattfinden kann. 

Fast wäre es noch schief gegangen. Die FusionsbefOrworter 
müßten der Frau Präsidentin eigentlich vi.el herzlicher danken, als 
es bisher geschehen ist. Ohne ihre mütterliche Erinnerung 
hätten die Verfechter von geordneten Verfahren glatt übersehen, 
daß man noch so eine "Kleinigkeit" wie eine Verfassungsände· 
rung bewerkstelligen muß~ 

[Gram (CDU): Ihr wollt doch die DDR-Verfassung!] 

Es wird Sie sicher nicht verwundern, daß wir sehr skeptisch sind. 
Wir glauben nicht daran, daß die Abstimmung über den Fusions
vertrag zu einer Sternstunde des Parlaments werde.n wird. Wir 
werden keine Hilfestellung dafür leisten, daß am 22. Juni dieser 
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(A) Vertrag das Parlament passieren kann. Dieses "Augen zu und 
durch" machen wir nicht mit; darum werden wir auch die Verfas· 
sungsänderung ablehnen I 

(B) 

Allerdings beantragen wir hier im Plenum, so wie wir es auch 
im AusschuB taten, die absatzweise Abstimmung, oder zumin
dest die gesonderte Abstimmung zu Artikel 85 a Absatz 1. Dem 
Absatz 1 - Berlin und Brandenburg "können" ein gemeinsames 
Land bilden - die Betonung liegt auf können - wolleil wir unsere 
Zustimmung nicht verweigern. Wir lassen uns nicht in die Ecke 
notorischer Nein-Sager und prinzipieller Fusionsgegner stellen. 

[Zuruf] 

- Ich glaube, als Pressesprecher sind Sie, Herr Heußen, nicht 
dazu berechtigt, Zwischenrufe im Parlament vorzunehmen. Da 
ich Sie persönlich aber gut leiden kann, lasse ich das durch
gehen.-

[Unruhe] 

Uns geht es um die Bedingungen für ein gemeinsames land 
sowie die Art und Weise, wie es entstehen soll. Das haben auch 
die Stadtverordneten von Potsdam verdeutlicht. Darin unter
scheiden wir uns von der Fraktion Bündnis 90/Grüne und deren 
Spitzenkandidatin Sibyll Klotz, die in einem Interview der "tazu 
vom 26. Mai eirierseits den Abbau von Arbeitsplätzen im öffent
lichen Dienst als Etikettenschwindel bezeichnet hat und anderer· 
seits auf die nächste Bemerkung des Interviewers, daß der 
Abbau im Fusionsvertrag stehe, antwortete: "Richtig, das ist 
natürlich auch eine Chance, eine effektive und bürgernahe Ver· 
waltung für Berlin und Brandenburg aufzubauen." Was ist es 
denn, Frau Dr. Klotz, Etikettenschwindel oder Chance? 

[Frau Dr. Klotz (Bü 90/Grüne): Was wollen Sie denn? 
Wollen Sie Personal im öffentlichen Dienst ausbauen?] 

Sagen Sie lieber "Nein" zu dieser Verfassungsänderung und zu 
diesem Vertrag, zumindest so lange, bis Sie wissen, was Sie 
wollen. 

Am Dienstag hat die SPD auf ihrer wirtschaftspolitischen Kon
ferenz Berlin-Brandenburg offenbaren müssen, wie unklar und 
unkonkret ihre Vorstellung von der Entwicklung der Region sind. 
Wenn Sie uns fragen, was wir wollen, können Sie zum einen 
unsere Parlamentsreden nachlesen und zum zweiten auch 
unsere Papiere zu diesem Thema studieren. Sie werden sehen, 
daß die POS mit ihren Vorstellungen zur Fusion und zur Entwick
lung der Region schon ein Stück weiter -ist. Gestern hat sich die 
Potsdamer Stadtverordnetenversammlung auf Antrag der POS, 
aber nicht nur mit ihren Stimmen, gegen den Neugliederungs· 
Staatsvertrag ausgesprochen - __ das hat für_ viel Aufregung 
gesorgt. Wenn immer wieder und auch vorhin von Herrn Edel auf 
der Sofarunde behauptet wird, die POS Potsdam hätte gegen 
die Fusicin an sich gestimmt, sage ich Ihnen, daß dies nicht 
stimmt Es ging um dieses konkrete Vertragswerk und nichts an
deres. 

Wenn sich das Parlament der Stadt, die nach Ihren Plänen die 
Hauptstadt eines gemeinsamen Bundeslandes werden soll, 
gegen die Art und Weise der Fusion ausspricht, dann dürfte das 
auch von dem verbissensten Fusioniere_r nicht ignoriert werden. 
Wenn der SPD Fraktionschef Wolfgang Birth[er, wie dem 
"Tagesspiege\11 zu entnehmen war, bereits vorab erklärt, daß ihn 
eine EntSCheidung der Potsdamer Stadtverordnetenversamm
lung nicht interessiert, ist es ein schlechtes Omen für ein neues 
demokratisches Gemeinwesen. 

ln der Gesetzesbegründung wird unter der Rubrik Auswirkun
gen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanurig angegege
ben, "Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: keine; Per
sonalwirtschaftliche Auswirkungen: keine. u Das ist formal ge
sehen sicherlich richtig, andererseits ist diese Begründung aber 
unehrlich, zumindest geht sie an den Realitäten vorbei. Dieses 
Gesetz soll nichts anderes tun, als einem bereits fertigen Vertrag 
den Weg zu ebnen. Dann werden dessen ~uswirkungen auf Ein· 
nahmen und Au~aben sowie die Personalwirtschaft enorm sein .. 
Formal ist das Änderungsgesetz _sicher nicht zu beanstanden. 
Nicht nur von mir wurde allerdings beanstandet - ich halte es 
auch filr sehr bedenklich -, daß eine Verfassungsänderung die 
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Verfassung paßfähig für einen Staatsvertrag macht, der noch (C) 
nicht beschlossen ist und - siehe Beschluß der Potsdamer 
Stadtverordnetenversammlung von gestern - unter heftigster 
Kritik steht. Warum wir gegen diese Art und Weise der Vereini
gung auf der Grundlage dieses Vertrages sind, werden wir Ihnen 
in 14 Tagen bei der offenkundig auf Effekthascherei angelegten 
Parallelabstimmung der Vertragstexte noch einmal gründlich ins 
Stammbuch schreiben. Vielleicht finden die Stimmen der Ver· 
nunft, die sagen: Zusammen Ja, aber nicht so I, eine Mehrheit 
zumindest in Brandenburg. - Danke I 

[Beifall bei der POS] 

Stellv. Präsident Führer: Der nächste Redner ist Herr Lan· 
dowsky fOr die Fraktion der CDU I 

Landowsky (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und Her· 
ren! Normalerweise hätte ich zu dieser Verfassungsänderung 
nicht geredet, wenn nicht die Vertreterio der POS auf etwas ein
-gegangen wäre, was in diesem Parlament auch behandelt wer
den-sollte. Als Union und in dieser Koalition wollen wir den Weg 
zu einem gemeinsamen Land Berlin-Brandenburg mit dieser Ver
fassungsänderung ebnen. Wir wollen die Voraussetzungen 
schaffen,_ d<:!-ß wir am 22. Juni - jeder nach seinem Gewissen -
Ober diese Anderung abstimmen können. Gestern haben wir in 
der Tat erlebt, daß die Potsdamer Stadtverordnetenversamm
lung versucht, ein positives Votum für den 22. Juni zu sabotieren. 
Sabotieren tun es insbesondere die POS-Abgeordneten in 
Zusammenarbeit mit einigen Unabhängigen von den Grünen und 
einem flir dieses Amt völlig unfähigen Bürgermeister von Pots· 
dam. 

[Beifall bei der CDU -
Vereinzelter Beifall bei der SPD 1 

Ich halte es für einen Skandal erster Güte, daß durch die 
Anwesenheit dieses unsäglichen Herrn Gramlieh bei uns in Ber- (D) 
lin eine Diskussion ausgelöst wird, die die Fusion wieder grund
sätzlich in Frage stellt. Potsdam ist als Hauptstadt des gemein
samen Landes - so haben sie es gestern dokumentiert - haupt
stadtunfähig und eine Zumutung ft.ir jeden vernünftig gesonne-
nen Bürger! 

[Beifall bei der CDU] 

Wenn wir als Berliner mit diesem Abgeordnetenhaus entschie
den hätten, wir wollen nicht Hauptstadt der Republik werden, 
wären wir es _auch nie_ geworden. Deswegen ist es Sabotage 
gegen alle BemOhungen, einen vernünftigen Vertrag zwischen 
den Ländern Ober eine Fusion herbeizuführen. Daß Sie an der 
täte der Bewegung stehen zeigt, daß hier ein Prozeß - der auch 
ein Proze~ der Einheit sein kann - systematisch torpediert wird. 
Ich kann aber verstehen, daß Sie dies heute noch o_ffensiv vertei
.digen. Ich kritisiere es aber auch. 

Stellv. Präsident Führer: Gestatten Sie eine Zwischen
frage? 

Landowsky (CDU): Überhaupt nicht! - Wir müssen aufpas· 
sen, da.ß wir das Kind nicht mit dem Bad ausschütten. Meine 
ernsthafte Aufforderung geht jetzt an die Landesregieru"ng von 
Brandenburg zu prüfen, ob Potsdam wirklich ein geeigneter Sitz 
für Regierung und Parlament ist. Unabhängig vom Staatsver
trag und von der Abstimmung am 22. Juni müssen wir uns ernst
haft Oberlegen, ob das Parlament wirklich in eine Stadt ziehen 
soll und kann, in der es nicht gewollt ist. Brandenburg bietet an
dere Städte. Cottbus ist eine Stadt, die es auch wert wäre, dar
über nachzudenken, ob nicht dort die Regierung beheimatet 
werden sollte! 

!Beifall bei der CDU -
· Dr. Seitz (SPD): Wir haben doch verhandelt I] 

Ich fOhle mich außerordentlich miserabel und würde es als per· 
sö!lliche Zumutung empfinden, in eine Stadt als Parlamentssitz 
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Landowsky 

ziehen zu müssen, in der ich durch eine Entscheidung der Stadt· 
Verordnetenversammlung und durch die Unfähigkeit dieses Bür
germeisters als unerwünscht erklärt werde! 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Für die Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne hat Frau Künast das WOrt 1 

Frau Künast (Bü 90/Grüne): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren und insbesondere Frau Lötzsch! An der Rede von 
Herrn Landowsky haben Sie gerade gemerkt, weiCh grandioses 
Geschenk Sie als POS-Berlin und POS-Brandenburg der bran
denburgischen Bevölkerung mit der gestrigen Entscheidung 
gemacht haben I 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der SPD] 

Ich habe das, was gestern in Potsdam passiert ist, für ein Stück 
aus dem Tollhaus gehalten. Einmal halte iches-und das gilt jetzt 
für alle im dortigen Stadtparlament - schon für ein Stack aus 
dem Tollhaus, daß Parlamentarier, die dafür gewählt sind, nun 
schlicht den Saal verlassen, gar nicht hinreichend anwesend 
sind, den Saal verlassen. Ich darf einmal den_ Hinweis an Pots
dam geben: Sie leben nicht mehr in der DDR. Es ist möglich, die 
Meinung frei zu sagen. Und wer Angst hat vor Stolpe oder seiner 
eigenen politischen Karriere, der sollte den Hut nehmen und 
nicht bei der Abstimmung fehlen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und der CDU] 

Und insofern ist das, was gestern passiert ist, natUrlieh auch ein 
Ergebnis der Dummheit von Herrn Gramlich, 

[Gelächter bei der CDU] 

von dem man sich jetzt fragen kann: Wie und warum hat der 
Mann den Saal betreten?- Aber das richtige Verhalten- er war 
ja der, der es wieder zur Beschlußfähigkeit brachte -

[Gram (CDU): Schlimm genug I] 

wäre ja wohl gewesen, zahlreich anwesend zu sein und sich 
Gedanken über Ausschußüberweisungen zu machen, über 
Sachverständigenanhörungen, Gutachten und ähnliches. Wer 
Zweifel hat, findet zahlreiche parlamentarische Mittel. Wir alle 
kennen sie hier aus Oppositionszeiten und aus Regierungszei
ten, unterschiedlich gern von uns angewandt, wie Sie alle wis
sen. 

[Fechner (SPD): Und die zwei CDU·Abgeordneten?] 

Und ich finde es deshalb wirklich ein blamables Stock für Pots· 
dam, daß noch nicht einmal die Parlamentarier in der Lage sind, 
ihre Meinung offen zu sagen, und Karriereängste haben. 

Zum zweiten: Ich möchte daft.ir wetten, Frau Lötzsch, wenn in 
zwei Wochen hier und in Brandenburg - wenn es denn so 
kommt, was ich hoffe - Berlin-Brandenburg eine Mehrheit 
bekommt, wird doch die Brandenburger POS und die Potsdamer 
POS mit Ihrer Unterstützung die erste sein, die wieder die Ost
Nummer fährt. 

[Vereinzelter Beifall bei Bü.90/Grüne und bei der SPD] 

Was, Herr Landowsky kritisiert jetzt Potsdam als Regierungs
und Parlamentssitz? - Das muß jetzt aber her. Sie müssen sich 
entscheiden, dann sagen Sie bitteschön auch jetzt, daß Sie auf 
alles Weitere verzichten. Sie wollen die Vereiriigung nicht und 
wollen dann alles andere auch nicht. Das ist echt ein DanaergeK 
schenk, das Sie den Brandenburgern hier besorgt haben. Die 
Vereinigung kommt möglicherweise doch, aber nicht nach Pots
dam. Und Herr Landowsky steigt wahrscheinlich morgen schon 
in den !CE, um nicht zur BUGA, sondern zur Stadtbesichtigung 
nach Cottbus zu fahren. 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Frau Abgeordnete, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? -
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Frau Kilnast (Bü 90/Grüne): Nein!- Und weil wir jetzt schon 
einmal über dieses Thema reden: Ich finde es wirklich elend, 
wenn Herr Bisky ständig und immer wieder beharrlich Stimmung 
macht gegen Berlin-Brandenburg in bezug auf_die Verfassung. 
Mit einem bißchen demokratischem Gespür sollten sie dies 
unterlassen. - Sie wollen uns doch hier nicht anbieten, es sollte 
mehr aus der Brandenburger Verfassung im Staatsvertrag 
stehen l Wo sind wir denn? - Ich denke, Sie sind so demokra
tisch. Lassen wir uns als Parlamentarier von der Exekutive im 
Staatsvertrag - wo wir nur noch friß und stirb, Hand hoch oder 
runter sagen-: die Verfassung in allen Einzelheiten salVieren?
Mit mir nicht, Frau Lötzsch! Und ich dachte, Ihre Fraktion will das 
auch nicht. · 

[Beifall bei Bü 90/Grüne, SPD und FDP -
Vereinzelter Beifall bei der CDU] 

Für mich heißt - auch wenn ich die Brandenburger Verfassung 
an einigen Stellen noch schöner finden als unsere, die wir mög
licherweise heute ändern - Vereinigung Kompromiß. Und der 
Kompromiß liegt in der Mitte zwischen der Brandenburger und 
der demnächst geltenden Berliner Verfassung. Und wenn Sie 
glauben, Sie könnten, was Arbeitsplätze anbetrifft, etwas an
deres machen, Frau Lötzsch, dann stellen Sie doch bitte hier 
einen Antrag: Wir möchten gemeinsam losgehen und die 
Bundesdruckerei besetzen, weil da nämlich das Geld herkommt. 
Alle anderen Sachen, die_Sie hier losgelassen haben, was man 
all~s im öffentlichen Dienst an Beschäftigten behalten könnte--

[Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grüne und der SPD] 

Sie haben doch, die PDS hat doch ln Marzahn vorgemacht, wie 
das funktioniert, wie rrlan alle Bediensteten im öffentlichen 
Dienst behalten kann. Selbst die PFörtner, die am Ende mag
lieherweise Polizeigewalt ausüben, sind doch von der POS in 
Marzahn privatisiert worden. Also geben Sie nicht an, Sie könn
ten irgend etwas besser machen I 

[Beifall bei Bü 90/Grlfne, SPD und CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Für die SPD·Fraktion hat das 
Wort Frau Dr. Riedmüller-Seel! 

Frau Dr. Riedmüller-Seel (SPD): Ich hab mich die ganze 
Zeif gefragt, warum hier an diesem Punkt das Wort gewanscht 
wird. Inzwischen bin ich klüger geworden. Hier soll an einem Teil 
der Verlassungsänderung, die heute beschlossen wird, die Fusi· 
onsdebatte der nächsten Sitzung vorweggenommen werden. 
Dazu haben wir aber noch genOgend Zeit. Die Gelegenheit zu 
ergreifen ist natürlich jedermanns Recht. Die Position der POS 
zum Staatsvertrag ist ohnehin einer rationalen Diskussion wenig 
zugänglich. 

I Gram (CDU): Wie vieles bei denen!] 

Ich kann das nur unter dem Titel ,Nerfassung für Anfänger" 
zusammenfassen, weil das Verhältnis von Exekutive und Legisla
tive - das hat Frau Künast eben schon angesprochen - in einer 
verwirrten Position dargestellt wird. Hier sollen im Staatsvertrag 
Verfassungen gemacht werden, über die dann anschließend 
durch Plebiszit abgestimmt wird. 

[Krüger, Ulrich (CDU): Das war bei der POS auch soll 

Die POS scheint auch von einer parlamentarischen Beratung 
wenig zu halten, meint sie doch, daß eine Verfassungsänderung 
durch Volksabstimmung, wie wir sie in dieser Verfassungsände
rung zur Fusion Berlin-Brandenburg vorschlagen haben, nicht 
der richtige Weg ist. Also hier hat die PDS offenbar einen besse
ren Weg vor, den sie in ihrem 10-Punkte·Programm, das vielleicht 
einige kennen, zum Staatsvertrag ausführt. Daß die PDS den 
Staatsvertrag höher hängt als einen Parlamentbeschluß und eine 
Volksabstimmung~ spricht für sich. 

Nachdem aber Potsdam keine Vorstadt von Berlin ist, sollten 
wir auch, Herr Landowsky, die Potsdamer ihre Geschäfte selbst 
führen lassen. 

[Landowsky (CDU): Na!] 
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Frau Dr. Riedmüller-Seel 

(A) Aberwenn Sie es schon ansprechen, sollten Sfe mit Ihren Partei
kollegen in Potselam einmal ROcksprache nehmen. Wenn ich 
richtig informiert bin, war nämlich die CDU-Fraktion gestern nicht 
vollständig. Auch das hat wahrscheinlich Einfluß auf Abstim
mungsergebnisse. 

(B) 

[Landowsky (CDU): Die sind ausgezogen!] 

NatUrlieh ergreifen auch Sie, Herr Landowsky, die Gunst der 
Gelegenheit, wenn man schon so eine Debatte fahrt, di~ man 
eigentlich gar nicht fUhren s9llte und woJ!te, Ihre Abneigung 
gegen Potsdam als Hauptstadt zu artikulieren. Auch das ist Ihr 
gutes Recht, aber auch schon sehr gut bekannt. Alsq kurzum: 
Wir führen hier eine ziemlich sinnlose Debatte. 

[Beifall bei der SPD 1 

Stellv. Präsident Führer: F't.ir die FDP-Fraktion hat das Wort 
der Abgeordnete Tiedt I 

Tiedt (FDP): Herr Präsident I Meine sehr verehrten Damen 
und Herren I Liebe Fraü Lötzsch I Auch Ihre noch so feinsinnig 
vorgetragenen sophistischen Haarspaltereien werden uns nicht 
davon Oberzeugen können, daß Sie nicht schon längst in der 
Ecke der Nein-Sager stehen. Da stehen Sie nämlich, und zwar 
haben Sie sich schon längst selber dorthin gestellt Das haben 
Sie im Ausschuß getan, das haben Sie in der Offentlichkeit 
getan. Und nun tun Sie mal nicht so, als wollten Sie mit der 
Befürwortung einer Kann-Bestimmung, also dem ersten Absatz 
des Antrags, um den es heute geht, sich sozusagen noch mit 
einer gewissen staatsmännischen Aura umgeben. Nein, Sie wol
len das nicht. Die Gründe - das ist hier schon gesagt worden -
sind nicht nachvollziehbar. Darum brauche ich mir jetzt auch 
keine Gedanken zu machen, weshalb Sie das vielleicht nicht wol
J.'?n; allenfalls, weil Sie glauben, Sie könnten, weil es eir: paar 
Angste in der Bevölkerung hilben und dril_ben gibt, diese Ängste 
zusätzlich absahnen und dies ft.ir sich in klingende Wahlmünze 
umschlagen. So kann man mit einem solchen Thema, einem so 
wichtigen für uns alle, ftir dieses Land, für die Region, für Bran
denburg insgesamt wichtigen Zukünftigen Thema, nicht umge
hen. Das ist verantwortungslos. 

Es geht auch nicht darum, hier heute die Verfassung paßfähig 
- wie gesagt worden ist - zu machen. Das ist aus meiner Sicht 
ein richtig diskriminierender Begriff und paßt genau in Ihre Argu
mentationslinie. Es geht nicht darum, sie paßfähig zu machen, 
sondern darum, sie zu öffne_n, eine Chance zu öffnen ftir das 
gemeinsame Land Berlin-Brandenburg, über dessen Notwen~ 
digkeit wir heute in 14 Tagen erst im einzelnen diskutieren wer
den. Also darum geht es. 

Wir haben im Ausschuß für Berlin-Erandenburg vorsorglich 
auch noch einmal die Unberilhrbarkeit der Rechte dieses Parla
ments eingefUgt in diese Verfassungsänderung, damit das auch 
wirklich klar ist. Es geht um eine Kann-Bestimmung, und Ober die 
Inhalte werden wir heute in 14 Tagen dann beschließen; auch, 
Herr Landowsky, Ober die Hauptstadt. Das steht nämlich auch in 
dem Vertrag. - Wir wollten das nicht, nebenbei bemerkt. Und 
nach all dem wäre es vielleicht sinnvoller gewesen, dem Vor
schlag der FDP zu folgen und zu sagen: Laßt uns über diese 
Hauptstadt dann beschließen, wenn das gemeinsame Parlament 
gewählt ist. 

[Landowsky (CDU): Stimmt!] 

Denn es ist wirklich Aufgabe des Parlaments, -darüber zu 
beschließen, wo die Hauptstadt ist; im übrigen auch darilber, 
wie das Land heißt und wie das Wappen zu sein hat - um das an 
dieser Stelle dann auch noch einmal zu sageli. - Aber nein, es 
mußte ja unbedingt in den Vertrag hinein. Und nun hätten einige 
das vielleicht gern wieder draußen nach der gestrigen 
Geschichte in Potsdam. Dazu kann ich nur sagen: Hängen wir es 
ein bißchen niedriger! 
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Für mich ist die Zukunft der gemeinsamen Region Berlin·Bran- (C) 
denburg nicht abhängig von dem, was einige profilsOchtige 
Kommunalpolitiker in einer Stadtverordnetenversammlung be
schließen. 

[Beifall bei der FDP und der SPD -
Vereinzelter Beifall bei SO 90/Grüne] 

Für mich ist das eine Aufgabe, die auf Landesebene beschlos
sen werden muß, auch unter den Voraussetzungen grundgesetz
!icher Rahmenbedingungen, die inzwischen geschaffen worden 
sind. Aber vielleicht hat dieserunsägliche Beschluß- auch wenn 
ich ihn nicht für so bedeutend halte wie_ manche hier- doch 
einen Vorteil. Er macht nämlich die Fronten klar. Jetzt können sich 
am übernächsten Donnerstag, wenn wir Ober den FusionsstaatsM 
vertrag sprechen, alle genau überlegen, ob sie der Vernunft fol
gen oder sich auf die Seite der POS in Potsdam schlagen wol
len! - Vielen Dank! 

Stellv. Präsident Führer: Weitere Wortmeldungen liegen 
niGht vor. Wir kommen dann zur Abstimmung. Ich darf gemäß 
dem Antrag der Fraktion der POS zuerst abstimmen lassen Ober 
den Artikel85 aAbsatz 1. Wer dem seine Zustimmung zu geben 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen!- Gibt es Gegen
stimmen? - Stimmenthaltungen? - Dann ist der Artikel 85 a 
Absatz 1 einstimmig angenommen. 

Ich verbinde nun die Einzelabstimmung mit der Schlußabstim
mung. Wer dem Gesetz zur Änderung der Verfassut:~g von Berlin, 
Drucksache 1215520, unter Berilcksichtigung der Beschluß
empfehlung Drucksache 12/5632. seine Zustimmung zu geben 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen! - Oie Gegenprobe I 
- Stimmenthaltungen? - Bei einigen Gegenstimmen und einer 
Stimmenthaltung, soweit ich gesehen habe, ist diese Verfas
sungsänderung mit der notwendigen Mehrheit beschlossen. 

[3B] (D) 

Wir kommen dann zur 

lfd. Nr. 3 B: 

a) Drucksache 12/5650: 
II. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Neunundzwanzigstes Gesetz zur Änderung 
der Verfassung von Berlin, Drucksache 12/5498, 
gemäß Beschlußempfehlungen des Rechtsaus· 
schusses vom 18. Mai 1995 und des Hauptaus
schusses vom 7. Juni 1995 

b) Drucksache 12/5651: 
II. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Fünftes Gesetz zur Änderung des Landes· 
Wahlgesetzes, Drucksache 12/5499, gemäß 
Beschlußempfehlungen des Rechtsausschusses 
vom 18. Mai 1995 und des Hauptausschusses 
vom 7. Juni 1995 

Wird der Dringlichkeit widersprochen?- Das ist nicht der Fall. 
Dann eröffne ich die II. Lesung und schlage vor, die Einzelbera
tung der jeweils zwei Artikel miteinander zu verbinden. Gibt es 
dazu Widerspruch? - Das häre ich nicht. 

Ich rufe auf: die jeweils zwei Artikel, die Überschriften und die 
Einleitungen im Wortlaut der Vorlagen Drucksachen 12/5498 
und 1215499. Bei den jeweils einstimmig gefaßten Beschluß
empfehlungen auf Annahme der Vorlagen gehe ich davon aus, 
daß wir gleich abstimmen können. - Dazu höre ich keinen Wider
spruch. 

lc_h verbinde di~ Eim:elabstimmUJ:t.9 mit der Schlußabstim
mung. Zuerst lasse ich über di~ Anderung der Verfassung 
abstimmen. Wer dem Gesetz zur Anderung der Verfassung von 
Berlin gemäß der Vorlage Drucksache 12/5498 seine Zustim-
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mung zu geben wünscht, de_n bitte ich um das Handzeichen I -
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Dann ist diese Ver· 
fassungsänderung einstimmig angenom~en! 

Wer nun dem Fünften Gesetz zUr Änderung des Landeswahl· 
gesetzes in der Fassung der Vorlage Drucksache 12/5499 seine 
Zustimmung zu .geben wünscht, den bitte ich um das Handzei
chen! - Gibt es Gegenstimmen? ..;. Stimmenthaltungen? - Dann 
ist auch das einstimmig angenommen. -

[3C] 

Wir komrOen dann zur 

lfd. Nr. 3 C, Drucksache 12/5637: 
II. Lesung des Antrags des Abgeordneten Knut 
Herbst und anderer über Achtundzwanzigstes 
Gesetz zur Anderung der Verfassung von Berlin, 
Drucksache 12/4874, gemäß Beschlußempfehlung 
des Rechtsausschusses vom 1. Juni 1995 

Es liegt ein Änderungs3.11t~ag der Fraktion der POS vor, Druck-
sache 12/5637·1: · 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Der Antrag des Abgeordneten Knut Herbst und weite
rer Abgeordneter über Achtundzwanzigstes Gesetz zur 
Änderung der Verfassung von Berlin (Drs 12/4874) in der 
Fassung der dringlichen Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses (Drs 1.2./5637) wird mit folgenden 
Änderungen und ErgänzUngen angenommen: 

1. Artikel 3 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Oie vollziehende Gewalt liegt in den Händen der 
Regierung, der ihr nachgeor_flneten_ Verwaltung und 
der Organe der bezirkliehen Selbstverwaltung, die 
richterliche Gewalt in den Händen unabhängiger 
Gerichte." 

ln Absatz 2 werden die Wörter "einschließlich der" 
durch die Wörter "und die" ersetzt. 

2. Artikel4 Absatz 2 Sätze 2 und 3 erhält folgende Fas
sung: 

"Eine Änderung dei Zahl und der Grenzen der 
Bezirke kann nur durch ein Gesetz erfolgen, das 
durch Volksentscheid angenomm.en worden ist. 
Grenzänderungen von gei'ingerer Bedeutung, denen 
die beteiligten Bezirke zustimmen, werden durch 
Gesetz vorgenommen." · 

3. Artikel 6 wird durch einen Absatz 2 ergänzt. Dieser 
lautet: 

"(2) Jeder Mensch schuldet jedem die Anerkennung 
seiner Würde." 

4. Im Artikel 1 0 Absatz 2. werden nach "seines Ge
schlechtes" die Worte "des Alters" eingefügt. 

Die Worte "benachteiligt oder bevorzugt" werden 
durch das Wort 11diskriminiert" ersetzt. 

Im Absatz 3 wird ein· neuer 3. Satz eingefügt: 

"Insbesondere ist darauf hinzuwirken, daß. Frauen 
und Männer ln kollegialen öffentlich-rechtlichen Be
schluß- und Beratungsorganen zu gleichen Teilen 
vertreten sind." 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

5. Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Familie ist durch den Staat zu schützen und 
zu fördern und genießt die FOrsorge der Gesell· 
schaft. Der Staat achtet alle Lebensgemeinschaften 
und schützt sie vor Diskriminierungen. 

86. Sitzung vom 8. Junl1995 

(2) Wer Kinder aufzieht oder in häuslicher Gemein· 
schalt HilfsbedGrftigte pflegt und versorgt, hat 
Anspruch auf Schutz und Förderung durch den 
Staat sowie auf gesellschaftliche Rücksichtnahme. 

(3) Die Hausarbeit, die Erziehung der Kinder, die 
häusliche Pflege Bedürftiger und die Berufstätigkeit 
werden gleichgeachtet. 

(4) Der Staat fördert die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie. 

(5) Eltern sind zuvörderst berechtigt und verpflich
tet, für ihre Klnder zu_sorgei:n. Sie haben bei der Erzie
hung ihrer Kinder auf deren wachsende Einsichtsfä
higkeit und auf ihr Verantwortungsbewußtsein Rück
sicht zu nehmen. Bei der Erziehung ist die Würde 
des Kindes zu achten. Kinder sind gewaltfrei zu 
erziehen. 

(6) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten 
dürfen Kinder nur aufgrund eines Gesetzes von 
ihnen getrennt werden, wenn das Wohl des Kindes 
unmittelbar gefährdet ist und der Gefahr nicht auf 
andere Weise begegnet werden kann." 

6. Artikel 13 erhält folgende Fassung: 

.,(1) Kinder und Jugendliche haben als eigenstän
dige Persönlichkeiten das Recht auf Achtung ihrer 
Würde. Sie werden in besonderer Weise entspre
chend ihren wachsenden Fähigkeiten und Bedürfnis
sen in ihrer Persönlichkeitsentfaltung gefördert und 
zu selbständigem Handeln befähigt. Sie genießen 
den besonderen Schutz von Staat und Gesellschaft. 

(2.) Jedes Kind hat nach Maßgabe des Gesetzes 
einen Anspruch auf Erziehung, Bildung, Betreuung 
und auf Versorgung in einer Kindertagesstätte. Das 
Land fördert Kindertagesstätten und Jugendfreizeit
einrichtungen, unabhängig von ihrer Trägerschaft. 

(3) Kinder und Jugendliche haben unabhängig von 
ihrer Herkunft und wirtschaftlichen Lage das Recht 
auf eine ihren Fähigkeiten entsprechende unentgelt
liche Erziehung, Bildung und Ausbildung. 

(4) Kinder und Jugendliche sind vor körperlicher 
und psychischer Vernachlässigung, Züchtigung und 
Mißhandlung zu schützen. Wird das Wohl von Kin· 
dern und Jugendlichen gefährdet, insbesondere 
durch Versagen von Erziehungsberechtigten, hat 
das . Gemeinwesen die erforderlichen Hilfen zu 
gewährleisten. 

(5) Kinderarbeit ist verboten. 

(6) Das Land setzt sich für die rechtliche Gleichstel
lung ehelicher und -nichtehelicher Kinder ein." 

7. Artikel 1 4 erhält folgende Fassung: 

"(1) Jeder Mensch hat das Recht, seine Meinung in 
Wort, Schrift, Zeichen und Bild frei zu äußern und zu 
verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen oder 
anderen, rechtmäßig arschließbaren Quellen unge· 
hindert zu unterrichten. Er darf daran durch kein 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis gehindert werden. 

(2) Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichter
stattung durch Rundfunk, Fernsehen und Film wer· 
den gewährleistet Das Gesetz hat durch Verfah· 
rensregeln sicherzustellen, daß die Vielfalt der in der 
Gesellschaft vorhandenen Meinungen in den 
Medien zum Ausdruck kommt. 

(3) Die Rechte gern. Absatz 1 und 2 finden ihre 
Schranken in den allgemeinen Gesetzen. Diese 
Gesetze dürfen die Freiheit der Meinung und der 
Unterrichtung nicht wegen deren geistigen Inhalts 
oder geistiger Wirkung beschränken. Gesetzliche 
Einschränkungen zum Schutze der Jugend, zur Wah· 
rung der Würde der Frau und der Ehre sind zulässig. 
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Kriegspropaganda sowie die öffentliche Bekundung 
von Menschenwürde verletzender Diskriminierung 
sind verboten. 

(4) Die innere Ordnung der öffentlich-rechtlichen 
und der privaten Medien muß demokratischen 
Grundsätzen entsprechen. 

(5) Rechtmäßige journaliStisChe Tätigkeit darf durch 
Zeugnispflicht, Beschlagnahme und Durchsuchung 
nicht behindert werden. 

(6) Zensur ist verboten ... 

8. Artikel 18 erhält folgende Fassung: 

• (1) Jede und jeder hat das Recht auf Arbeit oder 
Arbeitsförderung. 

(2) Das Land ist v_erpflichtet und setzt sich dafür ein, 
durch eine Politik der Vollbeschäftigung und Arbeits· 
förderung die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit 
zu realisieren. 

(3) Jede und jeder hat im Falle von Arbeitslosigkeit 
oder drohender Arbeitslosigkeit ein Recht auf _öffent
lich finanzierte Maßnahmen der Arbeitsförderung, 
insbesondere der beruflichen Weiterbildung oder 
Umschulung. Unentgeltliche- Berufsberatung und 
Arbeitsvermittlung werden gewährleistet. 

(4} Für gleiche Arbeit besteht Anspruch auf glei
chen Lohn. 

(5} Lehrlinge, Schwangere, Alleinerziehende, Kran
ke, Werktätige mit Behinderung und ältere Werktä
tige genießen erweiterten Kündigungsschutz. 

(6) Das Streikrecht ist gewährleistet." 

9. Artikel 20 erhält folgende Fassung: 

n(1) Jede und jeder hat das Recht auf Bildung. 

(2} Der Staat garantiert die Freiheit und Vielfalt des 
öffentlichen Schulwesens. &--ist ·verpflichtet, öffent· 
liehe Bildungseini"ii:::htungen Zu schaffen und beruf· 
liehe Ausbildungssysteme zu fördern. 

(3) Jede und jedei" hat das Recht .iuf gleichen 
Zugang zu den öffentlichen Bildungseinrichtungen, 
unabhängig von der eigenen wirtsch3lftlichen und 
sozialen Lage und der politischen Uberzeugung. 
Sozial Benachteiligte und Menschen mit Behinde
rungen sind_ besonders zu fördern. 

(4} Der Zugang zu Offentliehen Schulen ist unent
geltlich. Rlr Weiterbildungseinrichtungen können 
Gebühren auf gesetzlicher Grundlage erhoben wer~ 
den. Schülerinnen und Schüler sowie Studentinnen 
und Studenten haben Anspruch auf Ausbildungsför~ 
derung nach Maßgabe des Gesetzes. Bei öffent· 
Iichen Schulen besteht Lernmittelfreiheit." 

10. Es wird folgender Artikel 20 a eingefügt: 

.(1) Es besteht allgemeine Schulpflicht. 
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(2} Die Schule fördert die Schülerinnen und Schüler 
entsprechend ihren Neigungen und Begabungen im 
Geiste freier Sefbstbestimmung und sozialer Verant· 
wortung. Die Durchlässigkeit der Bildurigswege, die 
pädagogische Freiheit der Lehrkräfte, das Recht der 
einzelnen Schule auf Selbstverwaltung nach Maß· 
gabe der Gesetze sowie die Mitbestimmung von 
Eltern und Schülerschaft in der Schule werden 
gewährleistet. 

(3} Das gesamte Schulwesen steht unter öffent
licher Aufsicht. Die Aufsicht des Staates ist auf die 
Rechtmäßigkeit des Schulbetriebs beschränkt. Sie 
ist so auszuüben, daß die Freiheit der Unterrichts 
und Erziehungsarbeit der Lehrerinnen und Lehrer 
und die· Eigenständigkelt der Schule nicht unnötig 
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oder unzumutbar eingeengt werden. Vertreterinnen 
und Vertreter der Eltern, Schülerinnen und Schüler, 
der Lehrerschaft sowie der Schulträger sind an den 
Aufsichtsgremien zu beteiligen. 

(4} Das Recht zur Errichtung von Schulen und Leh
rerbildungsstätten in freier Trägerschaft wird ge
währleistet. Das Nähere regelt ein Gesetz." 

11. Artikel 21 erhält folgende Fassung: 

n(1) Der Staat sichert freies Forschen, Lehren und 
Lernen und gewährleistet die Tätigkeit der Hoch· 
schulen und wissenschaftlichen Einrichtungen 
durch die Bereitstellung von Haushaltsmitteln . 

(2} Forschungen, die mit besonderen Risiken ver
bunden sind, sind öffentlich anzuzeigen. Sie können 
durch Gesetz beschränkt werden, wenn sie geeig
net sind, die Menschenwürde zu verletzen oder die 
natürlichen Lebensgrundlagen zu zerstören. Die 
Forschungsergebnisse dürfen nur für zivile Zwecke 
verwendet werden. 

(3) Staatliche Hochschulen sind Körperschaften 
öffentlichen Rechts. Sie verfügen über das Recht zur 
Selbstverwaltung, das nach demokratischen Grund· 
sätzen durch Mitbestimmung der Wissenschaftlerin
nen und Wissenschaftler, der Beschäftigten sowie 
der Studentinnen und Studenten ausgeübt wird." 

12. Es wird folgender Artikel 21 a eingefügt: 

"(1) Die Kunst ist frei. Sie bedarf der öffentlichen 
Förderung, insbesondere durch Unterstutzung der 
KOnstler. 

(2} Der Senat ist verpflichtet, das kulturelle Leben in 
seiner Vielfalt sowie die Bewahrung und Vermittlung 
des kulturellen &bes durch Bereitstellung von Haus
haltsmitteln zu fördern. 

(3) Das land sichert allen Einwohnerinnen und Ein
wohnern den Zugang zu Kunst und Kultur unabhän
gig von ihrer wirtschaftlichen und sozialen Lage. Für 
Kinder und Jugendliche wird der Zugang zu Kunst 
und Kultur besonders gefördert ... 

13. Artikel 22 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Jede Bürgerio und jeder Bürger hat Anspruch 
auf soziale Grundsicherung. Jede Bürgerin und jeder 
Bürger ist sozial so zu sichern, daß eine von Dritten 
unabhängige Lebensführung ermöglicht wird, auch 
wenn die Teilnahme an der Erwerbsarbeit nicht, nicht 
mehr oder nur eingeschränkt maglieh ist" 

14. Artikel 23 erhält folgende Fassung: 

n ( 1) Das Eigentum, das die Bürgerinnen und Bürger 
allein oder in Gemeinschaft mit anderen erworben 
haben, ihre Rentenansprüche und -anwartschaften 
und ihre eigentumsgleichen oder -ähnlichen Besitz
stände stehen unter dem Schutz der Verfassung. 
Das Erbrecht wird gewährleistet. 

(2} Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu· 
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. Er 
findet seine Grenzen an den Grundrechten und an 
den natürlichen Lebensgrundlagen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allge
meinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Aus
maß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung 
ist unter gerechter Abwägung der Interessen der All
gemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Spe
kulations· und Planungsgewinne durch Bodenwert· 
steigerung unterliegen einer besonderen Abgabe
pflicht. .. 

(C) 

(D) 
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15. Die Artikel 26 und 27 werden durch folgenden Arti· 
kel 26 ersetzt: 

"Alle Menschen haben das Recht, sich zu gesetzlich 
zulässigen Zwecken fr'ledlich und unbewaffnet zu 
versammeln sowie Vereinigungen, Gesellschaften 
und Bürgerbewegungen zu bilden," 

16. Artikel 28 Absatz 1 wird durch drei neue Abätze 
ersetzt. Diese erhalten folgende Fassung: 

"( 1 ) Jede Einwohnerio und jeder Einwohner Berlins 
hat Anspruch auf eine anQemessene _Wohnung. Es 
ist Aufgabe .des Staates, die Verwirklichung dieses 
Anspruchs zu fördern. Eine Räumung datf riur vollzo· 
gen werden, wenn Ersatzwohn raum zur Verfügung 
steht. Der soziale Wohnungsbau, die Wohnungser· 
haltung und ·sanierung sind staatlich zu fördern. 
Selbsthilfeeinrichtungen sind nach Maßgabe des 
Gesetzes zu beteiligen. Der Wohnungsbau muß den 
Grundsätzen der Stadtökologie entsprechen. Der 
Staat ist besonders zur Förderung familien·, alters
und behindertengerechten Wohnraums verpflichtet. 

(2) Der kommunale Wohnungsbestand ist in For· 
men der Gemeinwirtschaft, insbesondere in gemein
nützigen städtischen Gesellschaften und Genossen
schaften zu entwickeln. Der Erwerb vOn persön· 
lichem Eigentum an Wohnungen und Wohngrund
stücken sowie die Bildung genossenschaftlichen 
Eigentums werden gefördert. Maßnahmen der 
Wohnraumbewirtschaftung sind zeitlich befristet zur 
Behebung von Wohnungsmangel durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes zulässig. 

(3) Steigert sich der Wert von Boden auf Grund 
seiner planarischen Umwandlung in Bauland, so 
steht dem Staat nach Maßgabe der Gesetze ein 
Ausgleich für die Wertsteigerung zu." 

Artikel 28 Absatz 2 wird Absatz 4. 

17. Artikel 31 erhält folgende Fassung: 

11 (1) Die natorlichen Lebensgrundlagen, die Land· 
schaft sowie die Denkmale der Kunst, der 
Geschichte und der Natur genießen öffentlichen 
Schutz und sind der besonderen Fürsorge des Staa· 
tes und jedes einzelnen anvertraut. Es gehört zu 
deren Pflichten, 

a) Boden, Wasser und Luft als natürliche Lebens· 
grundJagen zu schützen, eingetretene Schäden 
zu beheben oder auszugleichen, 

b) mit Energie sparsam umzugehen, 

c) den -Wald zu schützen und eingetretene Schä· 
den zu beheben und auszugleichen, 

d) die heimischen Tier· und Pflanzenarten zu scho· 
nen und zu erhalten. Tiere sind als Lebewesen 
zu achten und vor varmeidbarem Leiden zu 
schützen. 

(2) Jeder Mensch, dessen Rechte und Belange 
durch die öffentliche Planung von Vorhaben, insbe· 
sondere von Verkehrswegen und -anlagen, Energie
anlagen, Produktionsstätten und Großbauten betraf· 
fen werden, hat das Recht auf Verfahrensbeteiligung 
nach Maßgabe der Gesetze. Dasselbe Recht haben 
Zusammenschlüsse von: Betroffenen. 

(3) Niemand darf durch nachteilige Veränderungen 
der natürlichen Lebensgrundlagen in seiner Gesund
heit verletzt oder unzumutbar gefährdet werden. 
Jede und jeder kann die Offenlegung der Daten über 
den Stand der Umweltbeschaffenheit seines Le· 
benskreises verlangen. 

(4) Der Staat ist verpflichtet, der Allgemeinheit die 
Zugänge zu Wäldern, Feldern, Seen und FlOssen 
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iflsoweit freizuhalten, als dadurch keine Umweltbe· 
lange beeinträchtigt werden, und soweit erforderlich 
durch Einschränkungen des Eigentumsrechts freizu
machen. FOr die Entschädigung gilt Artikel 25 Abs. 2 
Satz 3 entsprechend." 

1 8. Artikel 33 erhält folgende Fassung: 

"(1) Jeder Mensch hat das Recht, über die Preis· 
gabe und Verwendung seiner persönlichen Daten 
selbst zu bestimmen, auf Auskunft über die Speiche· 
rung seiner persönlichen Daten und auf Einsicht in 
Akten und sonstige amtliche Unterlagen, soweit sie 
ihn betreffen und Rechte Dritter nicht entgegenste· 
hen. Personenbezogene Daten dürfen nur mit freiwil· 
liger und ausdrücklicher Zustimmung des Berechtig· 
ten erhoben, gespeichert, verarbeitet, weitergege· 
ben oder sonst verwendet werden. Bei unzulässig 
oder unrichtig gespeicherten Daten besteht An
spruch auf Löschung- oder Korrektur. 

(2) Einschränkungen dieser Rechte sind aus
schließlich zur Verfolgung von Straftaten und Ord
nungswidrigkeiten sowie zum Schutze von Rechten 
anderer Menschen unter Wahrung strikter Zweck· 
bindung durch das Gesetz oder aufgrund eines 
Gesetzes· zulässig. 

(3) Personenbezogene Daten über politische Betä
tigung, die nicht gegen Straftatbestände verstößt, 
dürfen nicht erhoben, verarbeitet und gespeichert 
werden." 

19. ln Artikel 61 Absatz 1, Satz 2, ist an die Stelle von 
_"90 -ooo (neUnzigtausend)" "40 000 (vierzigtau
send)" zu setzen. 

20. ln Artikel 62 Absatz 1 Satz 1 wird der 2. Halbsatz 
gestrichen. ln Absatz 4 wird das Wort "zwei" durch 
das Wort "vier" ersetzt.ln Absatz 5 werden die Wör
ter "zur Verfassung" gestrichen. 

21. Artikel 63 Absatz 2 wird durch folgenden Satz 2 
ergänzt: 

"Ein verfassungsänderndes Gesetz ist angenom· 
men, wenn sich mindestens die Hälfte der zum 
Abgeordnetenhaus von Berlin Wahlberechtigten fOr 
seine Annahme ausgesprochen hat." 

22. Artikel 67 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

., (2) Die Bezirke nehmen alle anderen Aufgaben der 
Verwaltung wahr, Bezirkliehe Selbstverwaltungsauf· 
gaben sind insbesondere: 

a) die ausgewogene Gestaltung der Bezirksent· 
wicklung unter Beachtung der Umweltverträg· 
lichkeit und des Denkmalschutzes; 

b) die reale Gleichstellung und Gleichberechtigung 
der Frauen in allen Bereichen des öffentlichen 
Lebens; 

c) die Schaffung eines kinder· und jugendfreund
liehen Milieus und der Unterhaltung von Kinder· 
und Jugendeinrichtungen sowie Spiel· und 
Sportstätten; 

d) die Pflege des kulturellen Lebens und der Unter
haltung öffentlicher Bibliotheken und anderer 
bezirklicher Kultureinrichtungen; 

e) die Förderung der bezirkliehen Wirtschaft ein· 
schließlich der Erhaltung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen; 

f) die Gewährleistung der medizinischen Grundver· 
sorgung und der öffentlichen Hygiene; 

g) die Förderung des sozialen Wohnungsbaus und 
eine sozial gerechte Verteilung der Wohnungen; 
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h) die Schulentwicklungsplanung und die Grün
dung, Unterhaltung, Umwandlung und · Aufhe
bung von allgemeinbildenden Schu_len, Volks
hochschulen und Weiteren -SildUngseinrichtun
gen; 

0 die Sicherung menschenwürdiger Lebensver
hältnisse und ein_es selbstbestimmten. Lebens 
von Seniori~nen und Se_nibf'en; 

j) die DaseinsvorsOrge für Menschen mit Behinde
rungen; 

k) die Gewährleistung des Kinder-, Jugend- und 
des Mutters_c_butzes; 

I} die Sozialhilfe, die Förderung und Unterhaltung 
sozialer Einrichtungen; 

m) die Bereichsentwicklungsplanung und die Mit
sprache bei der Flächennutzungs- und Bebau
ungsplanung; 

n) die Landschaftspflege, der Natur- und Umwelt
schutz, die Erhaltung von Erholungseinrichtun
gen, Grünflächen und Parks; 

o) die Gewährleistung der Verkehrssicherheit und 
die Unterhaltung der Straßen in b~rklicher 
Zuständigkeit; 

p) das Personenstandswesen, die Einwohnermel· 
dungen und die Gleichstellungsangelegenhei· 
ten." 

Der bisherige Absatz 2 Sätze 2 und 3 wird Absatz 3. 

Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 
4 bis 6. 

23. Artikel 68 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Bezirke haben das Recht, zu den grund· 
sätzlichen Fragen der Verwaltung und Gesetzge
bung Stellung zu nehmen und Empfehlungen zu 
beschließen. 

(2) zu diesem Zweck finden mindestens einmal 
monatlich Basprechungen des Regierenden Bürger
meisters und des Bürgermeisters mit den Bezirks
bürgermeistern und den Vorstehern der Bezirksver
ordnetenversammlungen statt (Rat der Bürgermei
ster und Vorsteher). 

(3) Will der Senat einer ffiit Zweidrittelmehrheit 
beschlossenen Empfehlung des Rates der_ Bürger
meister und Vorsteher nicht folgen, hat er sie, mit 
einer Stellungnahme versehen, dem Abgeordneten» 
haus zur Behandlung und Entscheidung vorzulegen. 

(4) Alles Nähere wird durch Gesetz geregelt." 

24. ln Artikel 82 Absatz 2 wird folgender Satz 2 neu auf
genommen: 

nlhm ist mindestens der Betrag des Vorjahres -
abzOglieh im Vorjahr gewährter Sonderzuweisungen 
und zuzüglich 75 % des anteilig'en Zuwachses des 
Gesamthaushaltsplanes - zuzuweisen." 

Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 
und 4. 

25. Artikel 99 wird ersatzlos gestrichen. 

26. Durchgängig sind die männlichEm und weiblichen 
Bezeichnungen zu verwenden. 
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Der zweite Änderungsantrag - von der Fraktion der SPD und (C) 
der Fraktion der CDU - Drucksache 12/5637-2: 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Der Antrag des Abgeordneten Knut Herbst und weite· 
rer Abgeordneter über Neunundzwanzigstes Gesetz zur 
Änderung der Verfassung von Berlin (Drs 12/4874) wird 
in folgender Fassung angenommen: 

Beschluß des Abgeordnetenhauses über die überarbei
tete Verfassung gemäß Artikel 88 Abs. 2 der Verfassung 
von Berlin. 

Das Abge_ordnetenhaus von Berlin hat auf der Grund
lage des Artikels 88 Abs. 2 der Verfassung von Berlin 
vom 1. September 1950 in der Fassung vom _6. Juli 1994 
mit den ln diesem Gesetz beschlossenen Anderungen 
die Verfassung Oberarbeitet 

Mit der überarbeiteten Verfassung findet die durch das 
Abgeordnetenhaus und die Stadtverordnetenversamm· 
Jung 1990 mit der Mantelgesetzgebung der beiden Ein
heitsausschüsse begonnene Vereinigung Berlins im 
wichtigsten und grundlegenden BereiCh ihren Abschluß. 

Das Abgeordnetenhaus hat gemäß Artikel 88 Abs. 2 
der Verfassung von Berlin folgende überarbeitete Verfas
sung beschlossen. 

ist zurückgezogen worden. 

Wird der Dringlichkeit widersprochen? - Das ist nicht der Fall. 
Vor der Aussprache darf ich noch darauf hinweisen, daß nach 
dem letzten Redner die Abstimmung über die neue Berliner Ver
fassung auf Antrag der Fraktion der SPD namentlich erlolgt. 

Ich eröffne die zweite Lesung und schlage vor, die Einzelbera
tung der nunmehr 101 Artikel miteinander zu verbinden. Gibt es 
dagegen Widerspruch? - Das höre ich nicht I 

Ich rufe auf die Artikel1 bis 101, die Überschrift und die Einlei· 
tung im Wo:.flaut der Beschlußempfehlung Drucksache 12/5637 
sowie den Änderungsantrag der Fraktion der POS, Drucksache 
12/5637-1. Der Ältestenrat empfiehlt für die Aussprache eine 
Redezeit bis zu 15 Minuten pro Fraktion und fünf Minuten für die 
Gruppe. Gibt es dagegen Widerspruch? - Das höre ich nicht. 
Das Wort hat der Abgeordnete Rösler fUr die Fraktion der CDU! 

Rösler (CDU): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Nach diesem kleinen Vorgeplänkel, das etwas emo
tionsgeladen war, nehme ich an, daß wir dies_en Punkt der Tages· 
ordnung in einer sachlichen Atmosphäre abhandeln können. Ver~ 
fassungsfragen sollten in sachlicher Atmosphäre behandelt wer
den. 

[Beifall des Abg. Gram (CDU)] 

Allen Unkenrufen zum Trotz liegt uns heute die überarbeitete 
Verfassung vor. Dies ist die Stunde des Parlaments, aber dies· 
mal nicht nur des Parlaments, sondern aller Berlinerinnen und 
Berliner, die ihr Votum zur überarbeiteten Verfassung am 22. Ok
tober diesen Jahres abgeben sollen. Dieses Novum in Berlin 
zeigt - wie vieles andere heute --das Ende der Nachkriegszeit 
auf. Damit ist dann die Einheit Berlins verfassungsrechtlich voll
zogen. 

Pünktlich, gewissenhaft und in sehr harmonischer Atmosphäre 
hat der Rechtsausschuß des Abgeordnetenhauses den Auftrag 
des Artikels 88 der Verfassung erfüllt und wird auch heute das 
Plenum di_esem Auftrag nachkommen. Es war- um das noch ein
mal in Erinnerung zu rufen -der Wunsch der letzten frei gewähl
ten Stadtverordnetenversammlung, nach der Wiedervereinigung 
der Stadt dieVerfas_suog von Berlin zu überarbeiten. Mit großem 
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Rösler 

(A) Respekt anerkennen wir die Leistung der Stadtverordnetenver~ 
sammlung, die auf ihre Weise mit dazu beigetragen hat1 die Ein
heit Berlins herzustellen. 

(B) 

[Beifall der Frau Abg. Blankenburg (CDU)] 

Wir sind bei der Überarbeitung der Veriassu.ng auch von der 
Verfassung· ausgegangen1 die die Stadtverordnetenv.ersamm~ 
lung in der schwierigen Zeit der Wende erarbeitet hat. Diese Ver~ 
fassung hat unserer Arbeit ebenso zugrundegelegen wie di_e Ver· 
fassungen der anderen Bundesländer, insbesondere der neuen. 
Auszugehen war jedoch von unserer bewährten Verfassung von 
Berlin, mit der Berlin in den letzten 45 Jahren sehr gut gefahren 
ist. 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Es handelt sich also heute nicht um eine neue Verfassung, sen
dem um die überarbeitete Verfassung von· Berlin. 

[Gram (CDU): Die war gut!] 

- Sie war gut, Sie haben recht, Herr Kollege. Wenn Sie so wol· 
len, hat diese Verfassung ein neues Kleid bekommen. Es ist wie 
bei einer attraktiven, schönen Frau, die etwas in die Jahre gekom· 
men ist " 

[Protestrufe bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

und ein neues, modernes Kleid anzieht und nun noch viel schö· 
ner und attraktiver aussieht, obwohl sie dieselbe geblieben ist. 

[Herbst (SPD): Eine Frischzellenkur I-
Frau Künasl (Bü 90/Grüne): 

Das ist eine Verunglimpfung der Frauen 1] 

Daß sich die Fraktionen der Koalition ...: CDU und SPD - auf 
dieses neue Kleid, also auf die Verfassungsnovellierung, geeinigt 
haben, gehört ganz sicher zu den großen Pluspunkten dieser 
Koalition. Das sage ich _vor allem deshalb,_ weil sich alle anderen 
Fraktionen - von der POS einmal abges_ehen- unserem Vor~ 
schlag einstimmig angeschlossen haben. 

Der von mir sehr geschätzte Kollege Herbst und seine 64 Mit· 
streiterhaben es sich leicht gemacht, als sie völlig undifferenziert 
alle Vorschläge der Enquete~ Kommission für die Novellierung 
vorgesehen haben. Unsere Aufgabe war es daher, diese Vor~ 
schlägeauf ihre politischen und. juristischen Möglichkeiten hin 
abzuklopfen. Insofern unterschied sich unsere Arbeit von der 
Enquete-Kommission, die mehr wissenschaftlich gearbeitet hat. 
Deshalb konnten natürlich auch nicht alle Blütenträume reifen. 

Ein wesentlicher Kernpunkt der Überarbeitung ist die erwei
terte Beteiligung der Bürger unserer Stadt am politischen 
Geschehen. Dies trifft vorallem auf das Volksbegehren und den 
VolksentsCheid zu. Ich darf deshalb einmal Bezug nehmen auf 
die Artikel 62 und 63 der Vorlage. "Volksbegehren" und Jtolks
entscheld" gibt es bereits jetzt nach der geltenden Verfassung, 
allerdings nur mit dem Ziel der vorzeitigen Auflösung des Abge· 
ordnetenhauses. Wir wollen diese Rechte der BOrgerinnen und 
BOrger erweitern, indem sie im Wege des Volksentscheids und 
des Volksbegehrens beispielsweise auch Gesetze einbringen 
können. Natürlich bleibt es dabei, daß auch die vorzeitige Auf
lösung des Abgeordnetenhauses verlangt werden kann. Dabei 
sind für das Volksbegehren - der ersten Stufe - mindestens 
10 Prozent der wahlberechtigten Bevölkerung notwendig, die 
sich innerhalb von zwei Monaten zu etwas bekennen müssenj 
beim Volksentscheid -soll er Erfolg haben - müssen sich entwe
der die Hälfte der Wahlberechtigen daran beteiligen und von 
ihnen mehrmals die Hälfte dafür sein, oder - sollten weniger als 
die Hälfte der Wahlberechtitgen zur Abstimmung gehen - mUs· 
senein Drittel der WahlbereChtigten fUr die beim Volksentscheid 
zu entscheidende Frage stimmen. Daneben gibt es die_ neue 
Möglichkeit der "Volksinitlative", das ist der Artikel 61 der Vor
lage, eine Art Sammelpetition, m'1f der ein bestimmtes Thema 
zum Gegenstand der Beratungen des Abgeordnetenhauses 
gemacht werden kann. 

Uns ist es nicht unbekannt _geblieben, daß gegen diese Rege
lung verfassungsrechtliche Bedenken vorm:ltragen worden sind. 
Da jedoch diese Volksinitiative keine Gesetzeszuständigkeit, 
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sondern sich nur mit allgemeinen Fragen der politischen Willens- (C) 
bildung zu befassen hat, sehe ich hier keinen Konflikt in recht~ 
licher Hinsicht, halte auch diese Bestimmung für rechtlich ausge
wogen. 

Bei diesen neuen Möglichkeiten ist es darauf angekommen, 
durch die notwendigen Queren .:.. bei der Sammelpetition sind 
es 90 000 Unterschriften -, einen etwaigen Mißbrauch auszu~ 
schließen. Wir wissen, daß sich bei allen Fragen, die als Antwort 
nur Ja oder Nein zulassen, schnell Demagogen jeglicher Couleur 
finden, die damit ihr Geschäft machen wollen. Ich denke, dem 
haben wir durch die festgelegten Queren einen Riegel vorge~ 
schoben. 

Soweit es die Rechte der Abgeordneten angeht, wird weiter 
auf unser~_Geg;chäftsordnung verwiesen. Die Stärkung der Stel~ 
lung des- Regierenden Bürgermeisters haben wir bereits bei der 
Novellierung der Verfassung aus Anlaß der Stärkung der Rechte 
der Bezirke im Sommer letzten Jahres hier vorgenommen - übri
gens auch die Festregung der Anzahl der Senatsmitglieder. 

Was die Grundrechte~ und Staatszielbestimmung anlangt, 
konnte sich die. CDU mit ihrem Vorschlag, den Grundrechteka~ 
talog des Grundgesetzes _en bloc zu übernehmen, leider nicht 
durchsetzen. Wir haben jedoch einzelne Grundrechte wörtlich 
übernommen, andere Berliner Bestimmungen mit denen des 
Grundgesetzes ergänzt und damit die wesentlichen Grund
rechte des Bundes in der Berliner Verfassung festgeschrieben. 
Das betrifft vor allem die Bestimmungen über die Würde des 
Menschen, die freie Entfaltung der Persönlichkeit und die 
Gleichheit aller vor dem Gesetz. 

Ich darf einmal Bezug nehmen auf Artikel10, der bei der Dis~ 
kussion Jn meirier Fraktion eine nicht unwesentliche Rolle 
gespielt hat. Dort geht es um die Gleichheit aller Menschen vor 
dem Gesetz und in Absatz 2 heißt es dann, daß niemand wegen 
seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, Spra
che oder seiner "sexuellen Identität" benachteiligt oder bevor-
zugt werden soll._ Hier gibt es Abgeordnete in der CDU, die auf· 
gi'Lind -Ihrer sittlichen und religiösen Einstellung meinen, dies 
nicht unte~!Stützefl zu können. Ich denke, diese Haltung sollte bei 
uns allen Respekt finden. Wer sich dazu nicht bekennen kann, 
hat das Recht, dies zu sagen und sein Abstimmungsverhalten 
danach entsprechend auszurichten. Ich darf aber feststellen, daß 
wir davon ausgehen, daß der Begriff der 11sexuellen Identität" das 
selbstbestimmte, individuelle Verhalten eines einzelnen Erwach~ 
senen betrifft, soweit es nicht in die ~echte anderer eingreift. 
Deshalb meine ich, daß diese Bestimmung Zustimmung finden 
sollte. Es handelt _sich hier um Minderheitenschutz, und es gilt 
das Wort des Alten Fritz auch hier, wonach jeder nach seiner 

-- Fasson selig werden soll. 

ln diesem Zusammenhang erwähne ich noch den neuen Arti~ 
kel12, der Ehe und Familie- wortwörtlich wie im Grundgesetz
unter den besonderen Schutz der staatlichen Ordnung stellt, 
aber nun neu im Absatz 2 feststellt, daß auch andere, auf Dauer 
angelegte Lebensgemeinschaften Anspruch auf Schutz vor 
Diskriminierung haben. Noch immer stellen - ich sage Gott sei 
Dank - Ehe und Familie die Normalform des Zusammenlebens 
von Mann und Frau dar. 

[Frau KOnast (BO 90/Grüne): Vielleicht die Mehrheit, 
aber nicht das Normale!] 

Im Jahr 1995 wissen wir jedoch, daß wir nicht mehr die Verhält
nisse wie vor 40 oder 50 Jahren haben, Frau Künast, sondern 
daß es heute auch andere Formen des Zusammenlebens gibt. 
Auch hier ist der Schutz vo_r Diskriminierung für eine aufge
schlossene Gesellschaft eigentlich eine Selbstverständlichkeit. 

Wir haben die Rechte der Eltern, der alleinerziehenden Mütter 
und Väter sowie die Rechte der Kinder- auch der unehelichen
sowie der Behinderten im Sinne des Grundgesetzes und der 
Rechtssprechung des- Bundesverfassungsgerichts neu formu
liert, ohne den Menschen Steine statt Brot zu geben. Wir bleiben 
sachlich und völlig unpathetisch und unterscheiden uns damit 
wohltuend von anderen Verfassungen. Auch den Sport, die Kul
tur und den Tierschutz haben wir .:lls förderungswürdig beson~ 
ders in der Verfassung berOcksichtigt. 
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Bei dem Recht auf Wohn~n haben wir vor allem den Eig.en
tumsgedanken, die Begründugn von Wohnungseigentum, her
vorgehoben. Eigentum födert d~s Selbstwertgefühl, Eigentum 
schafft Bindungen, Eige"ntuni erhöht Oie Lebensqualität, und 
deshalb liegt es in unser aller Interesse,_ bei der Begründung von 
Wohnungseigentum mitzuhelfen unq dies als förderungswürdig 
anzusehen. -

[Beifall bei der CDU und der FDP] 

Diese Verfassuog ist ein Kompromiß im besten Sinne des 
Wortes, fair und ausgewogen. Wir konnten uns beispielsweise 
mit unseren Vorstellungen zum ruhenden Man9at oder zur 
Zusammenlegung von Bezirken jetzt noch nicht durchsetzen. 
Hinsichtlich der plebiszitären Regelungen ist die CDU bis an den 
Rand des Vertretbaren gegangen. Wir wollen den Versuch aber 
bewußt wagen. Beim Volksbegehren und Volksentscheid gehen 
wir - wie gesagt - ein eh neuen Weg. Wir kennen die Bedenken 
aus der Weimarer Zeit und wissen um die Verführbarkeit durch 
Demagogen. Deshalb haben wir die Ouoren hoch angese_tzt. Wir 
können deshalb davon ausgehen, daß diese neuen Möglichkei
ten der Mitwirkung an der politischen Willensbildung maßvoll 
und undernagogisch angewendet werden. ln einer Zeit der Poli
tik- und Wahlverdrossenheit wollen wir bewußt Möglichkeiten 
eröffnen, die Berlinerinnen und Berliner zum demokratischen Mit
tun zu ermuntern. Unsere _Demokratie gewinnt dadurch eine" 
direkte_ demokratische Kpmponente. Dabei bleibt ·die Regel der· 
repräsentativen Demokratie im Prinzip rl8.türliCh erhalten~ 

Wenn_ auch diese Verfassun-g - wie wir alle wissen - nur ftlr 
vier, sechs oder maximal acht Jahre _gelten soll, bevor wir oder an
dere eine ner,.~e Verfassung für das gemeinsame Bundesland 
Berlin·Brandenburg zu gegebener Zeit ausarbeiten müssen, bin 
ich sicher, daß diese Verfassung die Grundlage dafür sein wird. 

Meine Damen und Herren I Die CDU.~f:raktion stimmt dem Ver
fassungswerk zu. Ich darf mich persönlich als Vorsitzender des 
Rechtsausschusses bei allen F:raktionen fUr die. konstruktive 
Zusammenarbeit bedanken, insbesondere auch ft.ir die init den 
Assistentinnen und Assistenten de_r Fraktionen t,~nd mich auch 
bedanken bei c:t~r Vervyal~ng des Abgeordnetenhauses, insbe
sondere bei dem Assistenten _Reichardt. Schönen Dank l 

[Beifall bei der CDU und der SPD] 

Stellv. Präsident Führer: Für die Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne hat das Wort Frau Abgeordnete Künast I 

Frau Kilnast (Bü 90/Grüne): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! 

[Die Rednerin hält ein Buch hoch.] 

Keirie Angst, ich will nicht das ganze Buch vorlesen, sondern nur 
ein Zitat von Otto Suhr, aus einer Sitzung der Stadtverordneten
versammlung am 2. September 1_947. Die Situation, die er dort 
beschreibt, klingt mir sehr ähnlich der heutigen. Dort heißt es: 

Es wird, meine Damen und Herren, oft behauptet, die Berli
ner hätten kein Verständnis dafür, daß sich die Stadtverord
netenversammlung im gegenwärtigen Augenblick mit der 
Schaffung einer Verfassung beschäftigt, statt mit dem Her
einholen von Kohlen und Kartoffeln. Man sagt, Kohlenund 
Kartoffeln 

- heute hieße es wohl Wohnen und Arbeitsplätze -

seien dem Berliner wichtiger als eine Verfassung. Erstens 
einmal glauben wir nicht, daß die Berliner B:evölkerung, die 
als so hell bekannt ist, so blinQ ~~in sol\tß. _Denjenigen aber, 
die wirklich so wenig guten Willen zum Verständnis haben, 
muß erklärt werden, daß die Verfassung doCh erst die Mittel 
dazu schafft, Kartoffeln und Kohlen heranzuholen. Es han-_ 
delt sich dabei nicht nur um eine Transportfrage, sondern 
auch um die Möglichkeit, die Transporte - und damit die 
Wirtschaft_ - erst in Gang zu bringen. 

Viele fragen auch bei uns heute; Warum eigentlich eine neue 
Verfassung? Wir haben ja die Bundesverfassung. Die Bevölke
rung hat andere Sorgen, das interessiert die Leute nicht, insbe~ 
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sondere gibt es existenzielle Probleme. Wir meinen: Es gibt viele 
und sehr gute Gründe dafür, die Landesverfassung zu Oberarbei· 
ten. Die Frage ist dann natürlich: Was kann Landesverfassungs· 
politik Oberhaupt leisten, was kann sie sich unter dem Dach des 
Grundgesetzes le~sten? · 

FOr mii::h ist der erste Punkt, daß es nach sich ändernden Auf
fassungen, nach 40 Jahren Rechtsprechung zu Verfassungsfra
gen nötig ist, endlich die Verfassung auf einen aktuellen Stand zu 
bringen. Es gibt nämlich eine beträchtliche Differenz zwischen 
dem Grundgesetz und den Landesverfassungen und dem tat
sächlich geltenden Verfassungsrecht Eines der besten Bei· 
spiele hierfür ist das Grundrecht auf informationalle Selbstbe· 
stimmung, dasseit dem 15. Dezember1983 nach einer Entschei
dung des Bundesverfassungsgerichts gilt. Wenn Sie aber etwa 
in das Grundgesetz schauen, finden Sie darüber überhaupt 
nichts. 

Ein weiterer Grund ist, hierbei auch eine Komplattierung vor· 
zunehmen. Herr ROsler hat die Komplattierung des· Grundrechts
katalogs angesprochen. Das hat auch etwas damit zu tun, daß 
die Verfassung jetzt nicht mehr nur für Juristen geschrieben sein 
soll. Es ist also ein quasi anti-elitärer Akt, die Verfassung zu 
ändern, d'Emn jetzt können die Bürgerinnen und Bürger, wenn sie 
in die Verfassung. blicken, tatsächlich auch feststellen, was an 
Verfassungsrecht gilt. 

Ich glaube zudem, daß eine Landesverfassung auch innovativ 
sein kann. Was in den verschiedenen Bundesländern erfolgreich 
praktiziert Wird, hat auch im Bund in den nächsten Jahren einmal 
die Chance, realisiert zu werden. Warum soll nicht die direkte 
Demokratie, der Volksentscheid, der in Bayern seit 1946 gilt -
Schleswig-Holstein hat ihn als letztes altes Bundesland vor weni· 
gen Jahren eingeführt, alle neuen Bundesländer kennen ihn und 
nun auch Berlin - sich nicht endlich einmal im Grundgesetz 
durchsetzen, gegen Rupert Scholz, der immer große Gefahren 
u~d die Weimarer Republik sieht? 

Natürlich weiß ich, daß der Länderverfassungsgebung 
··Grenzen gesetzt sind. Der Artikel142 des Grundgesetzes sagt, 

daß die Länder nicht in die Grundrechte des Bundes inhaltlich 
eingreifen dürfen. Das hat Berlin nicht getan, und das hatte auch 
niemand vor. in Abgrenzung zu Brandenburg muß ich hier sagen: 
Dort sind zum Beispiel andere Lebensgemeinschaften als Ehe 
und Familie anerkannt worden, während Berlin sich ftlr die Auf· 
nahme eines Diskriminierungsschutzes in die Verfassung ent
schlossen hat. Die Debatte um die Gleichstellung von Ehe und 
anderen Lebensgemeinschaften ist zwar enorm wichtig. Sie muß 
aber in Sonn und nicht Ln Berlin gewonnen worden. 

Der letzte und simpelste Grund, warum wir hier stehen und 
eine Landesverfassung machen, ist der, daß wir es der Stadtver· 
Ordnetenversammlung im Jahr 1990 versprochen haben. Wir 
sind in der Reihe der neuen Bundesländer- und Berlin kann sich 
ja als fünfeinhalbstes bezeichnen - leider das Schlußlicht- zSit
lich, an manchen Stellen aber auch inhaltlich. 

Das Ergebnis, das wir heute diskutieren, können wir nicht als 
herausragend bezeichnen. Herausragend ist vielleicht eher ein 
formaler Akt: Diese Verfassung, Ober die wirjetzt und die Berline· 
rinnen und Berliner am 22. Oktober entscheiden, ist die erste 
gemeinsame Berliner Verfassung, die ·durch Volksentscheid 
entschieden wird und kein besatzungsrechtliches Ja und keine 
besatzungsrechtliche Genehmigung braucht. Darin liegt das 
Besondere dieses Tages, auch möglicherweise im gemeinsamen 
Versprechen aller Berlinerinnen und Berliner, sich an etwas zu 
halten, das nicht von außen oktroyiert' wurde. 

Die Stadt Berlin beschäftigt sich schon seit 1920 mit der 
Frage einer Landesverfassung. Sie hat in den ersten Jahren 
immer Verfassungen durch MiniSterien oktroyiert bekommen, 
später sogar eine, in der die Befugnisse der NSDAP geregelt 
wurden. Nach dem Krieg gab es die Auflage aller vier Alliierten 
an den Magistrat, eine Verfassung zu schreiben, die alle demo
kratischen Prinzipien enthalten sollte. Leider ist daraus keine Ver· 
fassung für die ganze Stadt geworden. Als am 22. April1948 in 
111. Lesung eine VerfassUng verabschiedet wurde, gab es die 
Genehn1;igung der Alliierten nicht mehr. Es gab dort Auseinan· 

(C) 

(C) 
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Frau Künast 

(A) dersetzungen, und wir alle wissen, daß der Auszug der sowjeti
schen Vertreter aus dem Allierten Kontrollrat und der Alliierten 
Kommandantur und die Spaltung der Stadt folgte. Deshalb hat 
die Verfassung vom 4. Au9Ust 1950, qie auch Grundlage unserer 
Arbeit war, nur in West-Berlin gegolten. Aber es war immerhin 
eine, die auch Grundrechte enthielt. 

Die Ost-Berliner haben sich erst im Jahr 1990 mit einer Verfas
sung beschäftigt, und ich muß anerkennend sagen: ge·gen den 
Widerstand der Volkskammer und des Ministerpräsidenten, die 
dem damaligen Ost-Berlin keine Landesbefugnisse zuerkennen 
wollten. S'1e haben sich im Juli 1990 eine sehr fortschrittliche-Ver
fassung gegeben und sich - was man anerkennen muß - dann 
mit dem Artikel 88 Absatz 2 zufrieden gegeben, nachdem die 
West~Berliner Verfassung nur in drei Punkten verändert wurde, 
nämlich beim Datenschutz, beim Umweltschutz und durch die 
Aufnahme des Satzes: "Die Opposition ist Bestandteil einer par· 
lamentarischen Demokratie." Durch diesen Artikel ist eine Über
arbeitung vorgeschrieben und die Ost-Berliner Verfassung - die 
durchauseine schöne war und an der die Herzen hingen- außer 
Kraft gesetzt worden. 

Jetzt stehen wir also vor der ersten gemeinsamen, für ganz 
Berlin geltenden und keiner Genehmigung unterlie9end-en Ver· 
fassung. Bündnis 90/Grüne Wird diesem Entwurf die Zustim· 
mung geben können, wobei die Betonung auf "können" liegt, 
denn dieser Entwurf, den CDU und SPD am Ende, nach dem 
Entwurf der Enquete-Kommission-, untereinander 'ausgehandelt 
haben, ist nicht unser ldealentwurf. Er ist nicht mehr identisch mit 
dem Entwurf der Enquete-Kommission, obwOhl dort einiges 
durch die Zähigkeit verschiedener Abgeordneter und Sachver~ 
ständiger zum Erfolg gebracht wurde. Wir werden auch zustim· 
men können, obwohl wir das Verfahren der letzten Wochen, das 
sich zwischen CDU und SPD abgespielt hat, einer Verfassung 
nicht für angemessen halten. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und des Abg. Dr. Kellner (PDS)] 

(B) Das hatte etwas von Ausgrenzung der-Opposition. Verfassungs
angelegenheiten sollten aber, wie ich denke, Herzensangelegen
heiten und Sache aller Abgeordneten sein, genauso, wie sich 
nachher angeblich alle Berlinerinnen und Berliner, egal, welche 
Parteizugehörigkeit sie haben oder wie sie wählen, daran halten 
sollten. Und wenn Sie, Herr Rösler, sagen, wir hätten es uns mit 
dem Knut-Herbst-Antrag, den auch ich unterzeichnet habe, 
leichtgemacht, muß ich Ihnen sagen: Ich habe es mir schwerge
macht. Ich hätte auch lieber, wie es die POS getan hat, einen Ide
alentwurf eingebracht. Ich habe aber das Mehrheitsergebnis der 
Enquete-Kommission mit eingebracht, weil ich wußte, daß man 
zwei Drittel braucht und daß dies die einzige Möglichkeit ist, die 
CDU im Wahljahr in Bewegung- zu setzen, überhaupt noch 
irgend etwas ändern zu wollen. 

Wir können dieser Verfassung zustimmen, weil das, was sie an 
Neuerungen enthält, durchaus noch als passabel zu bezeichnen 
ist, etwa der aktive Gleichstellungsauftrag, der das [and BefJin 
verpflichtet, die Gleichstellung in allen gesellschaftlichen Berei
chen herzustellen und zu sichern, und klarstellt, daß Maßnahmen 
zur Frauenförderung und zum Ausgleich von Ungleichheiten 
zulässig sind, womit die Debatte um die Frage been9et wird, ob 
Frauenförderung eine Benachteiligung all der vielen Männer in 
den Vorstandsetagen ist. 

Wir können auch desbalb zustimmen, weil bei der Förderung 
der Familie endlich einmal nicht nur an die Trauscheine ange
knüpft wird, sondern auch an die Erziehung von Kindern und an 
die Pflege von Alten und Kranken. Wir können zustimmen, weil 
sich dort auch ein Volksentscheid befindet, der- allerdings 
unserer Meinung nach zu hohe Quaren hat. 

Wir stimmen auch zu - und dabei möchte ich gern auf einen 
Artikel im heutigen "Tagesspiegel" eingehen-, weil dieBefasw 
sungsinitiative im Entwurf enthalten ist. Dort steht, dciß s'ich alle 
volljährigen Einwohner des Landes Berlin im Rahmen einer 
Befassungsinif1ative dazu beqUemen können, dem l.Gmdesparla
ment ein Thema - wohlgemerkt nur ein Thema, kein(:! Entschei
dung - aufzuzwingen. 
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Es ist ein Zeichen der Zeit, neben dem kommunalen Wahl- (C) 
recht für Angehörige .~us E~H-~ändern- das Sie gerade vor zehn 
Minuten unter irgendeiner Drucksachennummer verabschiedet 
haben - a_!len ausländischen Mitbürgern die Möglichkeit zu 
geben, ein· wenig mitzureden und uns dazu zu zwingen, uns mit 
einem bestimmten Thema zu befassen. leb finde es bedauerlich, 
daß Rupert Scholz heute im "Tagesspiegel" schreibt, daß er 
diese Regelung für verfassungswidrig hält. Dies ist auch deswew 
gen ärgerlich, weil er auf Vorschlag der CDU-Fraktion ordent
liches Mitglied der Enquete-Kommission war, zweieinhalb Jahre 
lang jeden Monat 300 DM bezogen hat und sich dafür nur drei-
mal hat sehen lassen. Er hätte gerne früher mit uns diskutieren 
dUrfen. 

[Beifall bei Bü 90/Griine] 

Seinen Drohungen,-daß notfalls eine Prüfung beim Bundesver
fassungsgericht erfolg~n werd~, sehe ich mit .Gelassenheit ent· 
gegen. Wenn das Grundgesetz sagt, daß alle Staatsgewalt vom 
Volke ausgeht und das Volk alle Deutschen sind, dann muß ich 
klarstellefl, daß die Befassungsinitiative nichts entscheidet, also 
keine Staatsgewalt ist. Sie zwingt uns nur dazu, uns mit einer 
Frage zu beschäftigen. Wie wir entscheiden, ist dann eine an
dere Sache. 

An anderen Stellen allerdings verwässert dieser Entwurf der 
großen Koalition und hat Mängel. Das gilt beispielsweise für das 
Recht auf !;lerufliche Erstausbildung. Es fehlen Beteiligungsre~ 
geln für die Bevölkerung. Hier ist der Entwurf der CDU-PDKKoali
tion nicht mehr zeitgemäß. Die Verbandsklage und das Aktenein
siChtsrecht fehlen ebenso wie eine wesentliche Stärkung der 
OppOsitionsrechte. Es fehlt zudem- da bin ich froh drüber- die 
Stärkung der Rechte des Regierenden Bürgenpeisters. Ich bin 
froh darüber, obwohl ich weiß, daß die Befugnis zur Ernennung 
der Senatoren von der CDÜ nicht deshalb gestrichen wurde, 
weil sie rechtlich davon Oberzeugt war, sondern letztlich nur, weil 
alle jetzigen Senatoren i.nTtll'ire Macht bangten. Es fehlen allerK 
dings auch die Unvereinbarkeitsregeln für Senatsmitglieder, 
die gleich~eitig Abgeordnete sind, und für Abgeordnete, die (D) 
bestimmte Berufe ausüben. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Ich sage das nicht nur, weil wir dies politisch für richtig halten, 
sondern auch im Hinblick auf Artikel § 88 Abs. 3. Hier wundere 
ich mich, daß ehemalige Mitglieder der Stadtverordnetenver
sammlung nicht früher darauf kamen. Dort steht nämlich eine 
"Lex Landowskyw. Dieser Artikel§ 88 Abs. 3- er lächelt schon -
ist 1990 auf Druck von Herrn Landowsky gestrichen worden, weil 
er sonst als Bankier bei der Wahl am 2. Dezember 1990 nicht 
hätte kandidieren können. Es ist hineingenommen worden, daß 
die Überarbeitung der Verfassung eine umfangreiche Unverein
barkeitsregel für mittelbare und unmittelbare Landesbedienstete 
vorsieht. Aufgrund der Mauseheleien bei der CDU ist diese 
Regelung, die die Enquete-Kommission noch vorlegte, gestri
chen worden. Das einzige, WM die KoalitiOn rettet, ist die Tat
sache: Dieser Satz ist nicht justitiabeL 

Wir stimmen diesem Verfassungsentwurf nicht aus grenzenlo· 
ser Begeisterung zu, sondern vielmehr deshalb, weiiBerlin damit 
zum ersten Mal eine Gesamtberliner Verfassung hat, bei der wir 
- wie in der Präambel formuliert - sagen können, daß die Berli
nerinnen und Berliner sich diese perYaksentscheid selbst gege
ben haben._ Wir wissen, daß - wie Ferdinand Lassalle sagte -
Verfassungsfragen keine Rechtsfragen, sondern Machtfragen 
seien, womit er dezent auf die Zweidrittelmehrheit hinwies. -
Man kann nicht alles durchsetzen, wofür man heute noch nicht 
die gesellschaftlichen Mehrheiten hat, aber wir sehen, daß in 
diesem Entwurf, der heute zur Abstimmung steht, einiges an Ver
besserungen enthalten ist. 

Lassen Sie mich schließen mit einer Drohung: Wir werden in 
zwei Wochen dem_ Staatsvertrag Berlin~Brand~nburg zustim
men, und dann werden wir eine neue Verfassungsdebatte über 
Umweltschutz, Bürgerbeteiligung und - zur besonderen Freude 
von Herrn Landowsky- wiederum über eine umfassende UnverK 
einbarkeitsregelung erleben_ 

!Beifall bei Bü 90/GrUne] 
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Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für die SPD-Fraktion hat 
jetzt Frau Dr. Riedmüller-Seel_ das Wort I 

Frau Dr. Riedmüller-Seal (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren I Bei Frau Künast hat mir eben der Satz gefa!~ 
Jen, daß man gesellschaftliche Entwicklungen auch abwarten 
muß - ich paraphrasiere es nur-; um für manche Verfassungsän
derungen gesellschaftspolitisch Zustimmungen zu erhalten.- Es 
tut gut, die Berliner Verfassungsreform rifcht als singuläres Ereig· 
nis der bundesrepublikanischen Verfassungspolitik zu betrach
ten. Was innerhalb des eigenen Tellerrandes, in dem wir uns in 
Berlin so gerne aufhalten, als einzigartig und innovativ oder als 
nicht weitreichend genug betrachtet wird, stellt sich im Vergleich 
mit anderen Bundesländern und im Verhältnis zur allgemeinen 
Fortentwicklung von Verfassungsnormen als Teil der geschieht· 
liehen Entwicklung, dar. Ich sage dies, weil viele Argumente 
gegen eine Reform der Berliner Verfassung ocler gegen einzelne 
Teile zu Beginn der Arbeit der EnquetekommisS_iOn_ den Rand des 
Tellers nicht überspringen konnten, weil man glaubte, an Be· 
währtem festhalten zu müssen. 

Die Berliner Verfassungsreform ist jedoch Teil einer Verfas
sungsbewegung,_ die die Bundesrepublik s_eit der deutschen Ein· 
heit begleitet. Alle neuen Bundesländer h-aben sich eine neue 
Verfassung gegeben, und es war selbstverständlich, daß ein 
Wiederinkraftsetze_n der alten Landesverfassungen aus den 
Jahren 1946 bis f950 nicht ernstbaft in :Set_racht kam. Die Verlas· 
sungsgebung in den neuen Bundesländern und in Berlin ist 
selbstverständlich einigungsbedingt O"ie nun als Gesetz vorlie~ 
gende Reform in Berlin war der erklärte Wille der Stadtverordne
tenversammlung und des Berliner Abgeordnetenhauses. ln Arti-.
kel 88 der Berliner Verfassu_ng wurdß festgehalten, daß die Ver
fassung während der ersten Wahlperiode des Ges.amtberliner 
Abgeordnetenhau_ses zu überarbeiten sei und diese Qberarbei
tete Fassung durch eine Volksabstimmung in Kraft zu setzen sei. 
Mit der Verabschiedung dieses Gesetzes erfüllt das Berliner Par
lament den Auftrag, die Einheit der Stadt auch verfaSsungs
mäßig herzustellen. 

Nun könnten wir einen Schlußstric_h unter dieses Kapitel der 
Geschichte ziehen, aber ich hoffe, daß Sie ebenso neugierig 
~.ind wie ich und erfahren möchten, warum dieser Auftrag zur 
Uberarbeitung der Verfassung so lange auf sich warten ließ. Ich 
kann mir gut vorstellen, daß es Kolleginnen und Kollegen in 
diesem Parlament gibt, die der Koalition einen solchen Vorwurf 
machen möchten. So_ begann die vom Parlament eingesetzte 
Enquete-Kommission ihre Arbeit verspätet. Die ersten Sitzun· 
gen waren der Vorsitzenden gewidmet, die es verstanden hat, 
jede Verschleppun9 der Arbeit durCh- Angriffe auf ihre Person 
und den widrigen Aufenthalt am Brandenburger Tor durch sach· 
kundige Arbeit abzuwehren. 

[Beifall des Abg. Eckert (Bü 90/Grüne)] 

Es konnte schließlich ·doch eine gemeinsame- Arbeitsbasis 
gefunden werden. Dazu haben sicher auch die Experten beige
tragen, die für das parlamentarische Gezänk wenig übrig hatten. 
Als nun endlich der Bericht de_r Koromission vorlag, war sofort 
die Versuchung groß, ihn mit dem Hinweis auf die bevorste
hende Länderfusion der Nachwelt zum Studium zu überlassen. 
Ein Gruppenantrag bezwang auc~ 9ieses erneut~ Hindernis. 
Letzlieh siegte die Vernunft der KOalition. Dies beweist der vorl[e· 
gende Ersetzung~antrag von CDU ':!~d SPD. 

Ich komme wieder auf de_n Tellerrrand zurück, der- wie Jeicht 
zu erkennen ist - durch diese Darstellung von Hindernissen 
noch nicht übersprungen ist. Den Horizont jenseits dieses Teller
randes gibt die Verfassungsbewegung auch der übrigen 
Bundesländer ab. Alle Länder, in denen eine Verfassungsrefom1 
stattgefunden hat - insgesamt sind es 11.-, haben eine weit· 
gehende Reform des Grundrechtsteiles vollz.ogen, haben Eie· 
mente direkter Demokratie in ihren Verfassungen eingebaut 
sowie die Rechte des Parlaments gestärkt. Sicherlich haben bei 
den Verfassungen der neuen Länder_ die .Erfahrungen der Ost· 
deutschen zum Zeitpunkt der Wende eine Rolle gespielt. Auch 
der Anspruch auf einen umfassenden Grundrechtskatalog wird 
mit aus der DDR-Vergangenheit gespeist. Aber es hat auch in 
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den alten Bundesländern eine Bewegung zu mehr Demokratie (C) 
gegeben - ich nenne hier Schleswig·Holstein, Harnburg und 
Bremen -, die sich aus dem Anspruch nach mehr Bürgerbeteili· 
gung und eines gesteigerten demokratischen Bewußtseins 
ableiten lassen. 

Viele der in den Ländern vollzogenen Reformen ....; insgesamt 
haben die Bundesländer 564 neue Artikel produziert - vollziehen 
in der Verfassung eine gesellschaftliche Entwicklung nach, die 
längst Eingang in die Rechtsprechung gefunden hat. Beispiele 
dafür sind die Gleichstellung der Frau und das Diskriminierungs
gebot gegenüber anderen Formen von Lebensgemeinschaften 
mit Kindern. Auch daß in der Verfassung die Kindererziehung als 
gesellschaftliche Aufgabe Anerkennung findet, vollzieht längst 
erkannte Notwendigkeiten nach. Die lnnovationsbe~eitschaft der 
Länderreformen ist beachtlich. Man kann hier auch von einer 
Pilotfunktion fOr die Bundesverfassung und Rechtsprechung 
sprechen, wenn man zum Beispiel die Bestimmungen über die 
Rolle der Opposition oder die Einführung einer Informations
pflicht seitens der Landesregierung betrachtet 

Nun, ich glaube, ich habe genügend Gründe genannt, um die 
Leistungen, die in dem heute vorliegenden Ersetzungsantrag von 
CDU und SPD zum Bericht der Enquete-Kommission zu würdi
gen. Diese Ergebnisse möchte ich konkretisieren. 

Zuerst Sei gesagt, daß es uns nach anfänglichen Verständi~ 
gungsproblemen über Ziele und Umfang der Reform der Berliner 
Verfassung gelungen ist, den Rahmen für eine Grundrechts
reform abzustecken. Wir haben die Grundrechte des Grund
geSetzes Obernammen - darauf ist bereits hingewiesen worden. 
Wir sind weder einem Verfassungsutopismus erlegen, der alles 
Wünschbare als Grundrecht oder als Staatsziel institutionalisie· 
renWill und damit den Menschen Versprechungen macht, die er 
nicht halten kann, was wiederum zu Enttäuschungen fuhrt. Wenn 
Sie heute den Antrag der POS studieren, sehen Sie, was man 
alles Schönes an Grundre_chten einführen kann, was zum Teil gar 
nicht Gegenstand einer Landesverfassung sein kann, zum Bei~ 
spiel die Grundsicherung für jedermann und vieles andere mehr. (D) 

[Gram (CDU): Haben ja auch 40 Jahre lang geübt!] 

- Das ist richtig. -

[Frau Herer (POS): Das war ja wieder ein heißer 
Zwischenruf!] 

Aber wir haben auch der Versuchung widerstanden -- dazu 
haben die Sozialdemokraten nicht unwesentlich beigetragen -, 
soziale Grundrechte deswegen nicht fortzuentwickeln, weil die 
Zeit dafür ungünstig ist, etwa die Rnanzlage oder andere Bedin· 
gungen. Wir haben in der Berliner Verfassung das Recht auf 
Arbeit um die Schaffung von Staatszielen um Erhalt von Arbeits~ 
plätzen erweitert. Ebenso wurde· der Auftrag a~ den Staat kon
kretisiert, zur sozialen Sicherung beizuträgen. Ahnfiches gilt fUr 
das Recht auf Wohnen. 

bie Oberarbeitete Berliner Verfassung leistet im Bereich der 
GIE!:ichstellungspolitik einen wesentlichen Beitrag, notwendige 
ge_sellsc~aftliche und rechtspolitische Entwicklungen nachzuho· 
Jen. Daß- CDU und SPD sich einigen konnten - ich möchte die 
Kontroversen an diesem Punkt nicht wegdefinieren -, die 
abstrakte Formel, daß- Frauen gleichgestellt sind, durch die kon
krete Verpflichtung des Landes auszugestalten, eine Gleichstel
lung herzustellen, das ist ein echter Erfolg. Ich danke meinen Kol
legen von der CDU, daß sie auch dem kleinen Satz in Artikel1 0 
Abs. 3 zugestimmt haben, daß zum Ausgleich bestehe!)der 
Ungleichheiten Maßnahmen zur Förderung zulässig sind. Uber 
diesen kleinen Satz haben wir sehr lange diskutiert. Sie sehen, 
meine Damen und Herren, gut Ding will Weile haben. Wer sagt, 
daß die Öffentlichkeit an einer solchen Verfassungsänderung
nicht interessiert ist, sei darauf verwiesen, daß zu diesem Punkt 
mehrere Tausend Unterschriften vorliegen, die heute der Präsi
dentin überreicht werden oder worden sind. 

Dort, wo wir im vorliegenden Entwurf gesellschaftliche Her· 
ausforderungen an die Rechtspo_litik in VerfassungsnOrmen 
gestaltet haben, war eine Verständigung nicht immer leicht. Die 
Diskussion über die Erweiterung des Diskriminierungsverbots 
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Frau Dr. Riedmüller-Seel 

(A) um den Begriff "sexuelle Identität" war für mi_ch persönlich sehr 
lehrreich, und ich respektiere diejenigen, die zum Beispiel aus 
religiösen Motiven ihre Sorgen artikuliert haben. 

(B) 

Es liegt auf der Hand, daß es zwischen den Parteien CDU und 
SPD auch unterschiedliche Auffassungen über Ehe und Familie 
gibt. Daß es uns gerungen ist, in Artikel 11_ neben dem Vorrang 
des staatlichen Schutzes von Ehe und Familie andere, auf Dauer 
angelegte Lebensgemeinschaften vor Diskriminierung zu schüt
zen, möchte ich hier besonders hervorheben. Wir_ traQBn tiier 
einer gesellschaftlichen Wirklichkeit Rechnung, daß Kinder viel
fach nur von Müttern, wenigervon Vätern allein erzogen werden. 

[Beifall bei der SPD I 

Auch sei hervorgehoben, daß Kindererziehung und häusliche 
Pflege für MännerundErauen Eingarig in die Verfassung gefun
den haben. Einen besonderen Schutz des Staates sollen .auch 
Menschen mit Behinderungen erhalten. Allen Vorurteilen zum 
Trotz hatten wir keine Verständigungsprobleme, die Umwelt und 
die natürlichen Lebensgrundlagen unter den besonderen Schutz 
des Landes zu stellen. Dies gilt auch für den Tierschutz. Auch 
hier haben wir gesellsc;::haftliche Bedürfnjsse an_ die Verfassungs
entwicklung aufgegriffen. 

Ich bin versucht, bezUglieh der vo_rgelegten Überarbeitung des 
Teiles "Staatsorganisation" meine alte Vorlage aus der 
Enquete-KommissiOn erneut vorzutragen, um Sie davon zu Ober
zeugen, daß noch vieles getan werden könnte, um den Kernbe
reich parlamentarischer Arbeit, näm-lich die RegierUng zu-kontre!~ 
lieren und gleichzeitig Ort der öffentliChen politischen Debatte zu 
sein, zu verbessern. Aber mein Kollege Rösler von 'der CDU hat 
mir damals schon gesagt, das sei zu wissenschaftlich. 

[Gram (CDU): Ein weiser Mann I] 

Das nehme ich mir _zu Herzen und verzichte darauf, meinen 
langen Wunschzettel vorzutragen, auch was das Stichwort 
"Richtlinienkompetenz" anbelangt, 

[Beifall der Abgn. Adler (CDU), Gram (CDU) und 
Dr. Staffelt (SPD)] 

und beschränke mich auf die in der Verfassung eingearbeiteten 
Resultate. 

Ich hatte anfangs bereits die Unterrichtungspflicht als Teil der 
Verfassungsreform der Länder hingewiesen. Der Senat muß 
künftig das Abgeordnetenhaus frühzeitig und vollständig über 
alle in seine Zuständigkeit fallenden Vorhaben von grundsätz
licher Bedeutung und Gesetzesvorhaben unterrichten. Die_s gilt 
auch für Gesetzesvorhaben des Bundes und für Angelegenhei
ten der Europäischen_ Union. Wrr haben damit _einen ersten 
Schritt zur Stärkung der Kontrollfunktion des Parlaments getan. 

Aber der wirkliche Höhepunkt der Beratungen war der Kon· 
sens über die Einführung- von mehr Bürgerbeteiligung in die 
Berliner Verfassung in Form eines dreistufigen Verfahrens von 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid. Die-Zahl der' 
Schatten, über die bei diesem Kapitel gesprungen wurde, ist lei
der bei diesem Licht nicht zu erkennen. Wer hier an den Ouore:n 
mäkelt, daß sie zu hoch seien, sollte bedenken, daß in einem 
$.tadtstaat Berlin und bei der hier üblicherweise politisierten 
Offentliehkelt eine hohe Beteiligung bei Bürgerbegehren zu 
erwarten ist. Diejenigen, die noch nicht über ihren Schatt~m 
gesprungen sind, möchte ich darauf hinweisen, daß auf jeder 
Stufe der Bürgerbeteiligung das Parlament der Adressat des 
Verfahrens ist, inderh es anhört oder im Falle von Volksbegehren 
und Volksentscheid einen eigenen Gesetzentwurf zur Abstim
mung vorlegt. 

Ich möchte auf das Kapitel Finanzwesen nur hii1wei_sen; das 
sicherlich die Spezialisten und vielleicht auch die Mitglieder des 
Hauptausschusses interessiert. --

Wir entscheiden über die Reform der Berliner Verfassung 
auch im Hinblick auf die geplante Fusion von Berlin und Bran
denburg. Berlin hat sich mit dieser Verfassungsreform eirien 
gleichwertigen Ausgangspunkt mit der Brandenburger Verfas-
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sung gegeben. Auf dieser Basis kann die Erarbeitung einer (C) 
gemeinsamen Verfassung von zwei gleichberechtigten Partnern 
vollzogen werden. 

Es erübrigt sich, sich jetzt noch einmal ernsthaft mit den Ein
wendungen, die die POS heute vorgetragen hat, zu befassen. 
Wir haben dazu no~h Gelegef!hei,t genug. Aber der Vorschlag, 
die verfassungsändernden Punkte in den Staatsvertrag zu 
schreiben, scheint mir - auch historisch betrachtet, wenn man 
verfassungsgebende Prozesse rekonstruiert -, aberwitzig ·zu 
sein. 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Frau Dr. RiedmOIIer·Seell 
Ich bitte Sie, zum Schluß zu kommen l 

Frau Dr. Riedmüller-Seel (SPD): Ich bin auch gleich fertig. 
- Es ist die erste Berliner Verfassung, die durch einen Volks
entscheid zusätzlich legitimiert werden soll. Mit diesem Volks
entscheid über eine Verfassung leisten wir nicht nur einen Bei· 

. trag zur öffentlichen Diskussion über Verfassungsinhalte, son-
dern wir stärken die Mitwirkung der Bürgerinnen und BQrger an 
unserem politischen Gemeinwesen.- Ich bitte Sie um Unterstüt· 
zung füi- diesen· Ersetzungsantrag. Danke! 

[Beifall bei der SPD] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Dr. Kellner - bitte I 

Dr. Kellner (POS): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her
ren! Es ist dieser Tage nahezu fUnf Jahre her, daß wir in der Ost~ 
Berliner Stadtverordnetenversammlung eine Verfassung ver
abschiedeten, die im Ergebnis zum Teil scharfer Auseinanderset
zungen den Geist des Umbruchs der Verhältnisse in der ehemali
gen DDR fixierte und zugleich die Hoffnungen der Bevölkerung 
im Hinblick auf die künftige Gestaltung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zum Ausdruck brachte. -

Diese Verfassung sollte bei der Überarbeitung der ursprüng
lich West-Berliner Verfassung Berücksichtigung finden. Sinn der 
Überarbeitung war es, die Verfassung von Berlin den veränder
ten Verhältnissen anzupassen und sie, was die Grundrechte und 
Staatszielbestimmungen anbelangt, modernen politischen und 
sozialen Vorstellungen von der Gesellschaft gemäß zu gestalten. 
Als besonders wichtig wurden Aspekte wie die demokratische 
Teilhabe der Bürger am gesamten politischen und staatlichen 
Leben sowie die Gewährleistung rechtsstaatlicher Verhältnisse 
betrachtet. 

Heute nun Soll das Abgeordnetenhaus über einen Verfas~ 
sungsentwurf entscheiden, der als Überarbeitung im genannten 
Sinne präsentiert wird. Auch wenn sich die etablierten Altpar
teien dieses Hauses darOber einig sind, diesen Verfassungsent
wurf verabschieden zu wollen, können wir nicht umhin, die Berli
ner Bevölkerung auf die tiefgreifenden Mängel und ernsthaften 
Gebrechen dieses Entwurfs aufmerksam zu machen. Wir, die 
POS, werden dem Verfassungsentwurf in der Fassung der dring
lichen Beschlußempfehlung des Rechtsausschuss_es nicht 
zustimmen. 

. [Frau Abg. Künast (Bü 90/Grüne) meldet sich zu einer 
Zwischei1frage.] 

Ich will ni_cht noch einmal die traurige Geschichte der Überar
beitung der Verfassung in der Enquete-Kommission "Verfas
sungs- und Parlamentsreform" Revue passieren lassen. 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Prof. Kellner! Ge
statten Sie eine_ Zwischenfrage der Kollegin ~ünast? 

Dr. Kellner (POS): Nein I -Als schließlich der Schlußbericht 
dieser Kommission vor etwa -einem Jahr vorgelegt wurde und 
damit zweieinhalb Jahre Destruktion seitens_ der COU-Fraktion 
ihr Ende fand und die Ergebnisse _als heiße Luft und Arbeit für 
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(A) das Archiv charakterisiert wurden, geschah zunächst weiter 
nichts. Die große Koalition konnte sich offenbar nicht darauf eini
gen, einen von CDU und SPD gemeinsam getragenen Entwurf 
vorzulegen. So kam es zu dem Antrag von Knut Herbst und wei
teren Abgeordneten. Mit ihm wurden im wesentlichen Resultate 
der Arbeit der Enquete-Kommission zur Beschlußfassung unter
breitet. Der Antrag war aber wohl mehr als Druckmittel gedacht, 
um die CDU an den Verhandlungstisch zu bringen. Zur gleichen 
Zeit liefen die Fusionsverhandlungen mit Brandenburg, und es 
ergab sich das Problem, daß eine weitere Weigerung, sich 
moderner Verfassungsgestaltung zu nähern, für diese Verhand
lungen hinderlich sein konnten. So setzte in den letzten vier 
Monaten hinter den Kulissen ein hektisches Treiben ein, das 
schließlich in den Entwurf mündete, der heute zur Beschlußfas
sung vorliegt. 

Man muß sich das einmal mit Ruhe durch den Kopf gehen las
sen I Wir entscheiden heute Ober einen Verfassungsentwurf, 
der den Parlamentariern praktisch als Tischvorlage zugegangen 
ist 

[Herbst (SPD): Sie betreiben Etikettenschwindel!] 

Nicht einmal die Mrtglieder des Abgeordnetenhauses - jeden
falls nicht die Mehrheit der Mitglieder des Abgeordnetenhau
ses -, geschweige denn die Öffentlichkeit hatten Gelegenheit, 
sich mit dem Entwurf inhaltlich ernsthaft auseinanderzusetzen 
bzw. an seiner Gestaltung mitzuwirken. Und dieser Entwurf 
bedarf der Auseinandersetzung, denn abgesehen von dem 
Gleichstellungsauftrag, dem Diskriminierungsverbot und dem 
Tierschutz- diese drei Aspekte finden unsere Zustimmung, auch 
wenn wir an der Art und Weise der Regelung im einzelnen 
einiges auSZusetzen haben - reflektierj: dieser Entwurf die prinzi
pielle Ablehnung der CDU, bei der Uberarbeitung der Verfas
sung von Berlin den Gefst der Verfassungen von Ost-Berlin und 
von Brandenburg mit in Betracht zu ziehen. Die SPD verhält sich 
dabei entspre-chend ihrer Tradition: Sie paßt sich an. 

Ich will nicht noch einmal detailliert auf die Grundrechte, die 
(B) Staatszielbestimmungen und auf die klii1ftige StellUng der Ber

liner Bezirke zu sprechen kommen. Nur soviel: Wir haben u. a. 
vorgeschlagen, folgende Punkte überhaupt bzw. wesentlich kon
kreter zu regeln: 

beim Recht auf Wohnraum die Förderung des Wohnungs
baus, die Entwicklung gemeinnütziger städtischer Woh
nungsgesellschaften und entsprechender Wohnungsge
nossenschaften, das Verbot der Wohnungsräumung ohne 
Bereitstellung von Ersatzwohnraum; 

beim Recht auf Arbeit die öffentlich finanzierte Arbeitsförde
rung, insbesondere die berufliche Werterbildung und 
Umschulung, weiterhin den Grundsatz: "gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit" und den erweiterten Kündigungsschutz für 
besonders schutzwürdige Gruppen; -

hinsichtlich der Kinder und Jugendlichen deren Rechte auf 
Förderung, Versorgung, Erziehung- und Ausbildung, den 
Grundsatz der gewaltfreien Erziehung sowie das Verbot von 
Kinderarbeit. 

Oie Gegenstände "Schulwesen", "Wissenschaftsfreiheit" und 
"Freiheit der Kunst" betrachten wir als so wichtig, daß Jeder von 
ihnen detaillierter Regelungen in der Verfassung würdig ist. Jn 
bezugauf die Wissenschaft sind wir z. B. der Meinung, daß For
schungen, die mit besonderen Risiken verbunden sind, öffentlich 
angezeigt werden müssen und durch Gesetz beschränkt werden 
können, wenn sie geeignet sind, die Menschenwürde zu verlet· 
zen oder die natürlichen Lebensgrundlagen zu zerstören. Wir 
haben no~.h weitere Vorschläge unterbreitet, die Sie im einzelnen 
unserem Anderungsantrag entnehmen können. Das mag inso- . 
weit genügen. 

Ich möchte nur noch etwas zu der sog. Volksgesetzgebung 
sagen. Politiker und Medien verschiedenster Couleur gefallen 
sich darin, die Oberarbeitete und demnächst zur Volksabstim
mung gestellte Verfassung deshalb zu loben, weil mit ihr - so 
wird jedenfalls behauptet - der Bevölkerung mehr Einfluß auf 
das politische Leben eingeräumt werde. Diese Politiker und 
Medien unterstellen, daß die Betroffenen den wohltönenden 
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Reden, deti Artikeln, Berichten und sonstigen Informationen (C) 
glauben und darauf verzichten werden; sich mit den angeblich so 
bedeutsamen' verfassungsrechtlichen Neuerungen gründlicher 
zu befassen. Wir können nur empfehlen, nicht zu glauben und 
nicht zu verzichten, sondern sich die Sache genauer anzusehen, 
um dann wissend zu entscheiden. 

[Beifall bei der POS -
Cramer (80 90/GrOne): Das sehe ich genauso!] 

Wie steht es also mrt der Einführung sogenannter plebiszitärer 
Elemente in die Verfassung von Berlin? -Alles in allem schlecht! 
Es werden zwar solche Rechtsinstitute wie die Volksinitiative, 
das Volksbegehren und der Volksentscheid in den Verfassungs
text eingeführt, allerdings nicht, ohne sie vorher hinsichtlich ihrer 
Wirksamkeit zu entschärfen. Genauere Betrachtung zeigt, daß 
von mehr Ein-fluß der Berliner Bürgerinnen und Bürger auf das 
politische Leben in Wirklichkeit nicht die Rede sein kann. 

[Zuruf des Abg. Gram er (Bil 90/Grüne) I 

1994 War von der Enquete-Kommission "Verfassungs- und 
Par!amentsreformu des Abgeordnetenhauses empfohlen wor
den, Elemente der Verfassungsgesetzgebung in die Berliner Ver
fassung aufzunehmen. Schon damals entbrannte der Streit vor
nehmlich um die Höhe der Queren, 

[Zuruf des Abg. Wiemann (Bü 90/Grilne) I 

das heißt um die Anzahl der Stimmen, die für wirksame Aktionen 
der verschiedenen Art notwendig sein sollten. Den einen war sie 
zu niedrig, den anderen zu hoch. Tatsächlich ist die Höhe der 
Ouoren von elementarer Bedeutung. Sind sie zu hoch, schließen 
sie faktisch aus, daß es zu einer Volksgesetzgebung kommt. Sind 
sie zu niedrig, besteht die Möglichkeit, daß Minderh~iten den 
GesetzgebUngsprozeß mit abseitigen Angelegenheiten belasten 
und ihn letztlich ernsthaft behindern können. Die Enquete-Kom
mission schlug im gegebenen Zusammenhang u. a. vor, daß 
Volksinitiativen von mindestens 40 000 Wahlberechtigten unter· 
zeichnet sein müßten, daß Volksbegehren zustande gekommen (D) 
sein sollten, wenn mindestens 10 % der Wahlberechtigten inner~ 
halb von vier Monaten dem Begehren zugestimmt hätten, und 
daß ein Gesetz durch Volksentscheid angenommen sei, wenn 
sTeh entweder die Hälfte der Stimmberechtigten am Volksent
scheid beteilige und die Mehrheit der Beteiligten für das Gesetz 
stimme oder bei geringerer Stimmbeteiligung mindestens ein 
Viertel der Stimmberechtigten für das Gesetz stimme. Es ist hier 
nicht möglich, zu alldiesen Quaren etwas zu sagen. Deshalb nur 
soviel: ln der Stellungnahme des Senats zum Schlußbericht der 
Enquete·Kommission - unterschrieben von den Herren Diepgen 
und Hecketmann - wurde erklärt: Die Quaren erscheinen teil
weise zu niedrig. Für die Volksinitiative sollte ein Quorum gefun-
den werden, daß deutlich unterhalb der Fünfprozentgrenze der 
Wahlberechtigten liegt, da auch die im Parlament vertretenen 
Fraktionen Anliegen aufgreifen können. Die Bürgerbeteiligung 
soll aber gerade auch nicht so großen Gruppierungen Gelegen-
heit bieten, sich am politischen Prozeß zu beteiligen und eine 
Diskussion der jeweiligen Anliegen in den politischen und parla
mentarischen Gremien zu bewirken. - Der Senat schlug demzu
folge ein Quorum von ca. 65 000 Stimmen der Wahlberechtig-
ten für die Volksinitiative vor. Enquete-Kommission 40 000, 
Senat 65 000, die nunmehr von CDU und SPD vorgeschlagene 
Verfassungsänderung fordert ein Quorum von 90 000 Wahlbe· 
rechtigten I Das ist etwa die Anzahl von Wählern, die erforderlich 
ist, um efne·r Partei den Sprung Ober die Fünfprozentklausel zu 
ermöglichen. Eine derart große Gruppierung wird demzufolge 
auch immer im Parlament repräsentiert seirl. Sie bedarf keiner 
Volksinitiative, um ihr Anliegen ins Parlament zu bringen. Nur dar-
um geht es im Ubrigen, nicht etwa um den Erlaß, die Änderung 
oder Aufhebung von Gesetzen. Die einzige unmittelbare Folge 
der Volksinitiative ist, daß die Vertreter der Unterzeichner das 
Recht haben, in den zuständigen Ausschüssen angehört zu wer-
den. Schon bei diesem bißchen Bürgerbeteiligung reagieren die 
etablierten Parteien verängstigt und abweisend. 

Es ist demzufolge gar kein Wunder, daß gegen Volksbegehren 
noch entschiedener Front gemacht wird. Hatte schon die 
Enquete·Kommission mit ihren Vorschlägen zu Volksbegehren 
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(A) eine hohe Barriere errichtet, haben sich CDU und SPD nun dar
auf geeinigt, diese Barriere noch weiter aufzustocken. Die Unter
schriften von 10 o/o der Wahlberechtigten sind erforderlich, um 
ein Volksbegehren zustande zu bringen. 

[Zuruf des Abg. Or. Riebschläger (SPO)] 

Und standen für die Sammlung der Unterschriften nach den Vor
schlägen der Enquete-Kommission noch vier Monate zur Verfü
gung, so ist dieser Zeitraum von CDU und SPD nunmehr auf die 
Hälfte zusammengestrichen worden. 

[Abg. Cramer (Bü 90/Grüne) meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.] 

Den Bürgerinnen und Bürgern, d. h. dem eigentlichen Souverän 
des Landes, -

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Professor Kellner, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Kellner (POS): Nein! - ist es überdies nach den Vorstel
lungen von CDU und SPD verwehrt, im Wege der Volksinitiative 
und des Volksbegehrens auf die Verfassungsentwicklung Berlins 
Einfluß zu nehmen. 

[Zuruf der Frau Abg. Volkholz (Bü 90/Grüne)] 

Das las sich im Schlußbericht der Enquete-Kommission. übri
gens noch ganz anders. Die Angst vor einer Volksbewegung, wie 
wir sie 1989 in der damaligen DDR erlebt haben, scheint das 
Sinnen und Trachten von CDU und SPD maßgeblich zu bestim
men. Vorbeugen lautet demzufolge wohl die Devise. 

[Lorenz (SPO): Herr Kellner!] 

Vom Mai 1994 über den Januar 1995 bis heute haben die Vor
schläge zur sogenannten Volksgesetzgebung eine beachtliche 
Negativentwicklung durchlaufen. Waren 1994 der Schlußbericht 
der Enquete-Kommission als Arb-eit Riis Archiv und die meisten 

(B) der Vorschläge als heiße Luft bezeichnet worden, s:o fragt man 
sich, mit welchen Prädikaten z. B. die Vorschläge zur Volksge
setzgebung, nachdem sie den Senat und die Fraktionen von 
CDU und SPD passiert haben, nunmehr belegt werden sollen. 
Passabel, wie sie Bündnis 90/Die Grüri9n bezeichnet haben, 
sind sie keineswegs. Wir betrachten sie als grobe Schweinerei, 
ausschließlich dazu bestimmt, die Bürgerinnen und Bürger Ber
lins an der Nase herumzufLrhren. 

[Beifall der Frau Abg. Dr. Lötzsch (POS) -
Widerspruch bei der COU, der SPO 

und bei Bü 90/GrOne] 

Ähnlich dubios ist schließlich auch das Herangehen der 
großen Koalition an den Regelungskomplex Verwaltung. Mit der 
sogenannten Verwaltungsreform des Senats -.Yerwaltuflgsrevo~ 
lution, muß man ja wohl sagen -

[Zuruf des Abg. Or. Riebschläger (SPO)] 

betrachtet die große Koalition die seit Jahren - man kann schon 
sagen: seit Jahrzehnten -:erhobene Forderung, die Bezirke in 
ihrer Stellung zu stärken, als erledigt. 

[Zuruf des Abg. Gram (COU)] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Professor Kellner, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte Sie, zum Schluß zü 
kommen. 

Dr. Kellner (POS): Einen kleinen Moment I - Das, was der 
Senat erstrebt, ist das genaue Gegenteil, d. h. die Stärkung der 
Zentrale, weitere Entfaltung des bürokratischen~ Zentralismus. 
Ich nenne nur das Stichwort Landesschulamt -

[Beifall bei der POS- Zurufe von der SPO] 

Ich will damit schließen. Aus unserer Sicht ist diese Verfas
sung nicht geeignet, angenommen zu werden. lt:h bitte jeden
fallsj unsere Vorschläge mit ins Kalkül zu ziehen. 

[Beifall bei der POS] 
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Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Für die FOP jetzt der Kol· (C) 
lege Cornelius, bitte schön I - Ich möchte nur darauf aufmerksam 
machen, nach der Rede des Kollegen Cornelius erfolgt die 
namentliche Abstimmung, so daß vielleipht einige der Kollegin-
nen und Kollegen zurück in den Plenarsaal finden sollten. 

Cornelius (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Nach den nachdenklichen, teilweise staats
und auch verfassungstragenden Reden der Kollegin RiedmOIIer
Seel und auch des Herrn Rösler - und streckenweise war auch 
Frau Künast heute gar nicht so polemisch - fällt es natürlich 
schwer, in der Runde der Letzten noch etwas Wesentliches auf
zuführen und anzuführen. Dennoch will ich mich diesem Versuch 
unterzieheo. Ich halte das auch für notwendig, denn die Verlas· 
sung ist Iex fundilmentalis. Sie ist das Fundament, auf dem wir 
stehen. Sie ist das Dach, unter dem wir leben. Sie markiert 
gewissermaßen die Säulen, auf denen unsere verfassungs· 
mäßige Ordnung ruht. 

Die Valfassung des Jahres 1950 hat uns im wesentlichen ein 
angenehmes Leben in diesem Haus ermöglicht. Die FDP war 
deshalb zunächst der Auffassung, daß sich die Berliner VerfasR 
sung in den letzten 45 Jahren ihrer Geltung bewährt hat und 
daß keine zwingende Notwendigkeit besteht, diese Verfassung 
in ihren Grundzügen zu überarbeiten. Das war auch unser Aus
gangspunkt in der Enquete-Kommission, und das haben wir dort 
auch vorgetragen, wenngleich wir uns dem Verfassungsauftrag 
des Artikels 88 der Verfassung verpflichtet gefühlt haben. lnsoa 
weit - und darauf darf ich mit allem Nachdruck hinweisen -
haben wir es heute mit einer Oberarbeiteten Verfassung und 
nicht mit einer neuen Verfassung zu tun. Bis vor kurzem stand auf 
dieser Anzeigetafel hier im Raum in Leuchischrift noch: "Neue 
Verfassung von Ber!in". Das ist tatsächlich falsch. Inzwischen hat 
das Präsidium - nehme ich an - das ändern lassen, denn wir 
sind hier nicht eine verfassunggebende Versammlung, die eine 
neue Veri~sung ausgearbeitet hat. 

Zurück also zum Ausgangspunkt. ln der Verfassungsenquete (D) 
hatten wir zunächst keine zwingende Notwendigkeit der Uber
arbeitung der bestehenden Verfassung gesehen. Wir waren der 
Meinung, daß einige Punkte, die bisher auch in der Kommentie-
rung nicht ausreichend geklärt waren oder nicht geklärt werden 
konnten, durchaus neu gefaßt werden konnten, aber es handelte 
sich dabei nicht um wesentliche Punkte. Das waren z. B. die 
Abwahl des Parlamentspräsidenten oder der Parlamentspräsi· 
dentin, die Senatsneubildung und damit im Zusammenhang 
stehend der Rücktritt des alten Senats. Im großen und ganzen 
konnten wir feststellen, daß die alte Verfassung auch in den 
Organisations- und Zuständigkeitsstrukturen auf das neue, auf 
das einheitliche Berlin paßte. Die Bezirksämter, die Bezirksver· 
Ordnetenversammlungen und auch die Bürgerdeputierten sind 
Einrichtungen, die auch in den Bezirken im Beitrittsgebiet durch· 
aus schnell Eingang fanden und keineswegs zu einem Bruch in 
der einheitlichen Berliner Struktur gef~hrt haben. 

Wir hatten in der Verfassungsenquete vor allem vor einer 
ÜberfrachtunQ der Verfassung mit Grundrechten und Staats
zielvorstellungen gewarnt. Unseres Erachtens wurden und wer
den damit bei dem BOrger Erwartungen geweckt, die im Endef
fekt durch die Verfassung nicht eriüllt werden können. Wir waren 
dagegen, die Verfassung so weit auszugestalten, daß es eine 
unübersicbtliche Zahl von Normen gibt. Wir waren eher dafür, 
eine Beschränkung in der Veriassungsgesetzgebung zu errei
chen. Aber wir hatten es -wiederum in Zusammenhang mit dem 
Artikel 88 - mit dem Auftrag aus der besonderen, singulären 
Situation des Jahres 1990 zu tun. Und wir hatten auch mit der 
Brandenburger Verfassung und der angestrebten Fusion zu tun. 
-Die Brandenburger Verfassung hat allein 52 Artikel, die sich mit 
Grundrechten und Staatszielbestimmungen befassen. Das ist 
zweifellos eine Überfrachtung. Dieser Überfrachtung werden wir 
uns in der Zukunft nicht stellen. 

Im Plebiszit ging die Brandenburger Verfassung viel weiter, 
als wir uns überhaupt jemals vorstellen konnten. Wir vertraten 
die Auffassung - und haben das auch in der Enquete-Kommis
Sion durch unser AbstimmVerhaften -zum Ausdruck gebracht -, 
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(A) daß die Volksinitiative, die Befassungsinitiative durchaus Ein· 
gang finden sollte in die Verfassung, daß es darüber hinaUs -
Ober die bestehenden Regelungen hinaus - aber keinen Rege· 
lungsbedarf gibt. 

Doch wiederum zum Auftrag· des Artikel 88 der Verfassung 
zurilck. der nicht einfach stillschweigend übergangen werden 
konnte. Wir sahen uos immer wieder vor die Frage gestellt: Was 
ist mit der ErfGIIung dieses Auftrages? Deshalb hab~n wir uns 
- ich selbst auch - nach dem Abschluß der Enquete und nach 
Feststellung der Tatsache, daß es fn der Berliner Parteii:mland· 
schaft, auch im Abgeordnetenhaus absolut keine Bewegung 
gab, uns mit einzelnen Abgeordneten der "Herbst-Initiative" 
anschließen. Damit haben wir, Herr Prof. Dr. Kellner, durchaus 
einen Anstoß zur Belebung der gesamten Situation" gegeben. 
Wir denken, daß durch diese "Herbst-lnitiätive"-die Großkoalitio
näre tatsächlich bewegt worden sind, sich nunmehr zu engagie
ren und zu einem Ergebnis zu kommen. 

Wir sind in einigen Punkten der Meinung, daß die Großkoali
tionära zu weit gegangen sind, aber - und das muß ich für die 
Mehrheit meiner Fraktion ·ausdrücklich und mit Nachdruck 
sagen -: Im Interesse der Schaffung einer modernen Verfas
sung, eines modernen Outfits, im Interesse der Iteration an die 
Brandenburger Verfassung und damit im Interesse der bevorste
henden Fusion der Länder Berlin und Brandenburg sind wir Ins
gesamt der Meinung, daß der überarbeitete Entwurf, so wre er 
heute zur Abstimmung steht, geeignet ist, unsere Zustimmung zu 
finden, wenngleich auch - und ic_h muß_ das ausdrUcklieh sagen 
- einige Abgeordnete uns'erer Fraktion- sich dieser Beschluß· 
empfehlung der Gesamtfraktion aus Gewissensgrilnden nicht 
angeschlossen werden. Insofern darf ich hier Zustknmung für dfe 
Fraktion signalisieren, auf abweichendes Abstimmverhalten hin
weisen. 

Nachdem ich das getan habe, sei mir noch ein Wort gestattet 
zur Parlamentskultur, zur Beratung des überarbeiteten Ent

(B) wurfes. 

[Cramer (BO 9'0/Grüne): Machen Sie mal Pause!] 

Herr Prof. Kellner hat das an einem Punkt hier festgemacht, Frau 
Kilnast ist auch kurz darauf eingegangen. Es kann bei allem 
BemUhen der Großkoalitionäre, eine weitgehende Übereinstim· 
mung unter ihnen herbeizuführen, nicht angehen, daß die Oppo· 
sitionsfraktionen völlig aus diesem Prozeß ausgeschaltet wer
den. Es geht nichf-an, daß die Oppositionsfraktionen während 
der Sitzung des Rechtsausschusses fünf Minuten vor der 
Abstimmung mit Tischvorlagen konfrontiert werden, die sie 
nicht einmal zu lesen die Zeit hatten. 

[Beifall bei der FDP .und bei Bü 90/Grüne] 

Ein solChes Verhalten ·der Großkoalitlonäre spricht nicht fClr sie, 
spricht nicht für die Verfassung und spricht nicht für dieses 
Haus. Dieser Hinweis sei mir gestattet. - Dennoch unsere 
Zustimmung! - Ich danke für die Aufmerksamkeit 1 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Einzelberatung und verbinde die 
Einzelabstimmungen mit der Schlußabstfmmuilg. Zuerst müssen 
wir über den Änderungsantrag der Fraktion der POS, Druck
sache :12/5637-1, abstimmen. Wer diesem se"ine Zustimmung zu 
geben wUnscht, den bitte ich um das Handzeichen! - Gagen
erobe! - Stimmenthaltungen? - Bei großer Mehrheit ist der 
Anderungsantrag abgelehnt worden. _ 

Es folgt nun die bereits zu Beginn der Aussprache eJWähnte 
namentliche Abstimmung. Bitte kontrolli~ren Sie, ob Sie Ihre 
Abstimmungskarte richtig eingeführt haben, dann müßte das 
gelbe Lämpchen brennen. Die Karte muß bis zum Abstimmungs
prozeß im Kartenleser verbleiben. Bitte erst nach dem Gong
Signal abstimmen. - Wer dem Gesetz zur Änderung der Verfas
sung von Berlin im Wortlaut der Beschluß~mpfehlung Druck-
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sache 12/5637 seine Zustimmung zu geben wünscht, der muß (C) 
die Ja-Taste drUcken, wer dagegen ist, die Nein-Taste, ansonsten 
kann man sich enthalten. 

[Gongzeichenl 

- Ich schließe die Abstimmung. 

[Gongzeichen] 

Ich hoffe, daß das Ergebnis gleich feststeht. - Nein, es wäre 
auch zu schön gewesen, wenn es bei einer so wichtigen Abstim
mung auf Anhieb funktioniert hätte. Es gab hier technische 
Schwierigkeiten. - Wir werden den Vorgang wiederholen müs
sen. - Wir stimmen noch einmal ab. 

[Gongzeichenl 

- Ich schließe die Abstimmung. 

[Gongzeichen} 

[Unruhe - Landowsky (CDU): So schnell rechne ich 
im Kopf!] 

Ich weiß, daß das einige als sehr unwürdig empfinden, 

[Landowsky (CDU): So ist es!] 

und mir geht es genauso. - Wir geben zu, daß uns heute eine 
te_chnische Panne passiert ist- Herr Schieta sagt gerade, daß er 
das auf sich nehme, aber wir nehmen es alle auf uns. Beim drit
ten Mal wird es bestimmt funktionieren. 

[Heiterkeit] 

Ich beginne die Abstimmung I 

[Gongzeichen] 

- Ich beende die Abstimmung! 

[Gongzeichen - Beifall] 

Ich lese das Abstimmungsergebnis vor: 

Ja-Stimmen 184, 

Nein-Stimmen 30, 

Stimmenthaltungen 1, 

nicht bediente 3. 

Damit ist die geänderte Berliner Verfassung mit der erforder
lichen Mehrheit vom Parlament angenommen. Sie bedarf noch 
der Zustimmung durch eine Volksabstimmung, die wir zusammen 
mit der Wahl zum neuen Berliner Parlament am 22. Oktober 
1995 durchführen werden. 

Der Kollege Krüger hat gebeten, gemäß § 72 unSerer 
Geschäftsordnung eine Erklärung zu seine·m Abstim
m u n g s ver h a I t e n abgeben zu dürfen. - Bitte schön, Herr 
Krüger! 

Krüger, Ulrich (CDU): Meine sehr verehrte Frau Präsidentin! 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen 1 Ich möchte hiermit 
eine persönliche Erklärung abgeben, die mein Abstimmungsver
halten erklärt, das im Gegensatz zum überwiegenden Votum 
meiner Fraktion steht. Als Mitglied der Enquete-Kommission und 
als Mitglied in den beratenden Ausschüssen habe ich meinen 
Standpunkt deutlich gemacht, den ich auch hier vor dem Hohen 
Haus vortragen möchte: 

Ich stehe zu unserer Verfassung und begrüße es, daß im Rah
men der ZusammenfUhrung beider getrennten Teile unseres Lan· 
des, die nun_vefeint sind, dem Auftrag nach Artikel 88 Absatz 2 
der Verfassung von Berlin nachgekommen wurde, den Bürgern 
und Bürgerinnen eine neue Verfassung oder eine Oberarbeitete 
Verfassung vorzulegen. Ich hätte es begrüßt, wenn der Grund~ 
rechtskatalog des Grundgesetzes in seiner jeweils gültigen 
Form Bestandteil unserer Landesverfassung geworden wäre 
un(j sie~ dieselbe dann den zu regelnden Angelegenheiten zuge
wandt hätte. Meine Zustimmung wäre mir erleichtert worden. 

(D) 
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Krüger, Ulrlch 

Nicht, um jemanden zu verletzen, auch nicht, um jemanden zu 
diskriminieren, sondern wisserid um meine eigene Fehlbarkeit, 
um meine Fähigkeit, Irrtümer auch selbst zu erliegen, erkläre !eh, 
daß ich aufgrund meiner GewiSsensentscheidung, geprägt 
durch die Erkenntnisse meines Glaubens, gestützt durch das 
Evangelium -zum Beispiel nach Römer 1, 24 und folgende Verse 
- und den Gesetzen Und Geboten des Moses sowie der Lehr
weisheit aller übrigen Weltreligionen, der neuen Verfassung 
wegen der folgenden Artikel nicht zustimmen kann: 

1 . Artikel 10 Absatz 2 wegen der dort besagten "sexuel
len Identität'\ die nach der Psychologie gleichzusetzen ist mit 
"einer unveränderlichen Triebstruktur", einer Thematik, daß die 
Betreffenden - eigentlich - bereits durch die Artikel 6 und 10 
Absatz 1 -auch Rahmenvorschrift für Absatz 2 des vorliegenden 
Verfassungsentwurfs - geschützt sind, sowie 

2. Artike112, weil hier unter dem Stichwort "Familie", die im 
Grundgesetz eine hervorragende Stelle einnimmt, im Absatz 2 
andere "auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaften" ihrem 
Wert gleichgestellt werden - mit allen daraus sich ergebenden 
weiteren Folgen -; 

3. ferner kann ich mich dem Wortlaut des Artikels 61 Absatz 1 
nicht anschließen, soweit es hier über die jedem zustehende Ein
zelpetition hinausgeht, weil Wahlvolk un~ Einwohner hier -
nach meiner Auffassung -verfassungswidrig und damit unzuläs· 
sig vermengt sind. · · 

Im übrigen gestatten Sie mir den Hinweis, daß diese Verfas
sung -anders als das_Grundgesetz- keinen Hinweis einer Ver
antwortung vor Gott in der Präambel bietet und damit dem Zeit· 
geist unterliegt, der es zuläßt, daß jahrhundertealte Wertvorstel· 
Iungen zur Beliebigkeit gestellt werden. 

Mit meiner Stimme wollte ich etwas von d~m kundtuii, woran 
ich glaube, was ich füi wahr halte. Sollte ich iiren, so möge. mir 
verziehen werden I Gleich Luther sage ich: Hier stehe ich, ich 
kann nicht anders! 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Der Kollege Eckert 
möchte ebenfalls nach § 72 unserer Geschäftsordnung eine 
persönliche Erklärung zu seinem Abstim
m u n g s v e r h a I t e n abgeben. - Bitte beziehen Sie sich aber 
nur auf Ihr Abstimmungsverhalten, nicht auf die Erklärung des 
Kollegen Krüger - darum bitte ich Sie! 

Eckert (Bü 90/GrUne): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Sie wissen·, daß gerade der Punkt der sexuellen Identi
tät ausgesprochen kontrovers thematisiert wurde. Ich möchte 
nur betonen, daß sowohl ich als auch meine Fraktion gerade 
wegen dieser Artikel gern zugestimmt haben. 

Als Nachsatz muß ich doch noch sagen, daß ich nicht ver
stehe, wie Herr Krüger meinen konnte, daß er mit seinen Worten 
niemanden trifft. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Der letzte Absatz gehörte 
natürlich nicht zu der Erklärung eines Abstimmungsverhaltens .. 
Ich hatte sie ausdrUcklieh um diese Beachtung gebeten, Herr 
Eckertl 

[3D] 

Wir kommen jetzt zur 

lfd. Nr. 3 D: 
a) Drucksache 12/5638: 

11. Lesung des Antrag§ der Fraktiop der SPD über 
Fünftes Gesetz zur Anderung des Landeswahl
gesetzes, Drucksache 12/5493, gemäß Be
schlußempfehlung des Rechtsausschusses vom 
1. Juni 1993 
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b) Drucksache 12/5639: 

Be.schlußempfehlung des Ausschussesfür Inne
res, Sicherheit und Ordnung vom 15. Mal 1995 
zum Antrag der Fraktion BU 90/Grüne über 
Änderurig der Landeswahlordnung, Drucksache 
12/5268 

Zur Drucksache 12/5638/iegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/GrOne vor; Drucksache 12/5638-1: 

Oie dringliche Beschlußempfehlung des Rechtsaus· 
schussesvorn 1. Juni 1995- Drs. 1215638- zum Antrag 
der Fraktion der SPD über Fünftes Gesetz zur Änderung 
des Landeswahlgesetzes- Dr. 12/5493- wird wie folgt 
geändert: 

ln Artikel I wird nach "2" folgende neue Nummer 3 
angefUQt: 

"3. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

"(3) Von der einer Partei zustehenden Zahl von 
Sitzen wird die Zahl der von dieser Partei nach 
§ 16 in den Wahlkreisen des Wahlgebiets errun
genen Sitze abgezogen. Die- danach der Partei 
noch zustehenden Sitze werden, wenn die Partei 
eine Landesliste eingereicht hat, unmittelbar aus 
der Landesliste besetzt. Bei einer Partei1 die 
Bezirkslisten eingereicht hat, werden die ihr noch 
zustehenden Sitze nach dem Verfahren der 
mathematischen Proportion auf die Bezirke nach 
den Vorschriften der Sätze 4 bis 8 verteilt. 
Zunächst wird die Gesamtzahl der Zweitstimmen 
der Partei durch die Zahl der dieser Partei im 
Wahlgebiet insgesamt zustehenden Sitze geteilt; 
der so ermittelte Wert wird mit der Zahl der im 
Bezirk nach § 16 errungenen Sitze multiPliziert 
und von der fOr die Bezirksliste- abgegebenen 
Zahl der Zweitstimmen abgezogen; negative Zah· 
len werden fortan nicht berücksichtigt. Die Zahl 
der nach Satz 1 der Partei noch zustehenden 
Sitze wird für jede Bezirksliste gesondert mit der 
nach Satz 4 ermittelten Zahl der Zweitstimmen 
dieser Bezirksliste multipliziert und durch die 
Summe der nach Satz 4 berechneten Zweitstirri
men aller Bezirkstisten geteilt. Jede Bezirksliste 
der Partei erhält zunächst so viele Sitze, wie 
ganze Zahlen auf sie entfallen. Danach noch zu 
vergebende Sitze sind den Bezirkslisten der Par
tei in d_er Reihenfolge der höchsten Zahlenbruch· 
teile, die sich bei der Berechnung nach Satz 5 
ergeben, zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruchtei
len entscheidet das vom Landeswahlleiter ~u zie
hende Los." 

b) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

"{4) Die Sitze werden aus der Landesliste.oder 
aus der Bezirksliste in der dort festgelegten 
Reihenfolge zugeteilt. ln einem Wahlkreis direkt 
gewählte Personen bleiben auf der Liste unbe
rücksichtigt; das gleiche gilt für diejenig_en, die zur 
Zeit der Annahme der Wahl nicht mehr Mitglied 
der Partei sind, die die Liste eingereicht hat, es sei 
denn sie haben schon bei ihrer Aufstellung dieser 
Partei nicht angehört. Ist die Landes- oder 
Bezirksliste erschöpft, so bleibt der Sitz unbe
setzt." 

Wird der Dringlichkeit widersprochen?- Das ist nicht der Fall. 
Ich eröffne die II. Lesung und schlage vor, die Einzelberatung der 
zwei Artikel miteinander zu verbinden. - Auch dagegen gibt es 
keinen Widerspruch. Ich rufe auf die Artikel I und II, die Über-
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Stellv. Präsidentin Brinckmeier 

schrift und die E_inleitung im Wort_laut der Beschlußempfehlun~ 
Drucksache 12/5638 sowie den Anderungsantr~g der Fraktion 
Bündnis 90/Grüne, Drucksache 1215638·1.1m Altestenrat war 
ein Redebedarf nicht angemeldet worden. Durch den Ände· 
rungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne ist abe_r wohl nu_n 
ein Beratungsbedarf entstanden. Trifft das zu? 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Ja!] 

-Nach unserer G_es_chäftsordnung stehen hierfür je 15 Minuten 
für die Fraktionen und 5 Minuten für die Gruppe zur Verfügung. 
Ich möchte Sie bitten, sich hinsichtlich der Dauer unserer heuti
gen Sitzung von vomherein auf 5 Minuten zu verständigen! 

[Beifall] 

- Das ist der Fall. - Dann hat zunächst Herr Wieland das Wort I 
Bitte schön J 

Wieland (Bü 90/Gi'One): Frau Präsidentin I Meine Damen und 
Herren! Ich warte auch gerne noch, bis sich der Saal weiter 
geleert hat, denn jeder, der geht, bestätigt meine folgenden TheM 
sen, nämlich daß dieses Parlament einfach zu groß ist und sich 
nur auf der Flucht in das Kasino Sozt,is.i_gen- S9Jber aushält 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

und dort solange verhan1, bis mal gerade eine namentliche 
Abstimmung ansteht; dann eilt man wieder herein. 

Aber im Ernst: Wir haben hier einen Änderungsantrag gestellt, 
den finden Sie, meine Damen und Herren, auf Ihrem Tisch ganz 
einfach in dem Wust der vielen kopierten Anträge, die dort vorlie· 
gen, dadurch, daß es der Antrag ist, wo wir uns erlaubt haben, 
die lichtvollen Namen Böger und Lorenz durchzustreichen und 
durch die Namen Künast und Wieland zu ersetzen. 

[Zuruf des Abg. Lorenz (SPD)] 

-Zwei Namen mußten wir runterschreib_e_n, Kollege Lorenz - Sie 
wollten ja nicht mehr I- Nun stellt sich dfe: Frage, warum die SPD 
hier wieder diesen Rückzieher macht, an einer Stelle, wo wk 
noch im April als Fraktionsvorsitzende ein anrührendes Schrei· 
ben des Kollegen Böger, der heute leider nicht hier ist, bekom
men haben, ein Schreiben, in dem es hieß, daß nunmehr die 
SPD-fraktion - wie gesagt, im April dieses Jahres - beschlosM 
sen habe, der Gefahr z1"1 vieler Überhang· und Ausglelchsman~ 
date zu begegnen, indem sie das Landeswahlgesetz ändere. 
Wir meinten damals: Sehr spät, aber Offenbar noch nicht zu spät. 

Nun hat die gleiche Fraktion im Rechtsausschuß eben diesen 
Teil ihrer Änderung des Landeswahlgesetzes klammheimlich 
beerdigt. In der Beschlußempfehlung taucht er nicht mehr auf. 
Es Wurde dort argumentiert, man wolle abwarten und noch recht· 
liehe Fragen klären. Ich frage aber: Bis_ wann denn? Wir haben 
noch drei Plenarsitzungen bis zur Wahl, und es wird doch nicht 
von der SPD behauptet werden, daß man noch eine erneute 
Änderung des Landeswahlgesetzes ins Plenum einbringen wolle 
- denn das wäre dann notwendig - und das in den Ausschüssen 
im Zeitraum der drei verbleibenden Sitzungen behandeln könne. 
Das ist 2:eitlich nicht m.ehr möglich. Was hier bleibt und worüber 
Sie abstimmen sollen, ist die Möglichkeit ft.ir Obdachlose, an der 
Wahl teilzunehmen. Der Jubel unter Berlins Obdachlosen wird 
grenzenlos sein I 

[Hapel (CDU): Unverschämtheit!] 

Sie haben dann ?:Nar jmmer noch keine Wohnung, können aber 
wählen. Das hat sicherlich auch seinen Sinn; wir sollten es 
machen, und wir sind gar nicht dagegen. Aber was Sie doch 
eigentlich angekündigt _haben, H_err Kollege Fechner, war die 
Beschränkung der Zahl der Obeih8.09- Und Ausgleichsmandate. 
So ist es durch die Presse gegangen. Das war Ihre Initiative noch 
vom April. Und jetzt soll sozusagen der kreißende sozialdemokra- _ 
tische Hilgel nicht mal mehr ein Mäuschen, er soll gar nichts 
mehr gebären. Da machen wir nicht widerspruchslos mit. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Ich darf erinnern: Wir wollten gleich zu Beginn dieser Legisla· 
turperiode in der Berliner Verfassung die Obergrenze der Zahl 
der Abgeordneten auf 150 festschreiben. Dies ist gescheitert. 
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Da zog vor allem die CDU, die hier immer die Bremserfunktion 
-spielt, nicht mit. Wenn es um ihre Pfründe geht, sind sie da, dann 
sitzen sie auch alle vollzählig im Innenausschuß mit Vertreterin
nen und Vertretern, die man da in vier Jahren nicht gesehen hat 
Zu diesem. Tagesordnungspunkt - darauf ist Verlaß -kommen 
sie; so 31.!Ch hier. 

Die CDU bremste hier, die CDU bremste auch bei unserem 
Versuch, das 60:40-Verhältnis von Direkt- und Listenmanda
ten zu ändern, so wie es im übrigen in der Koalitionsvereinba
rung zwischen CDU und SPD gestanden hat. - Kollege Lorenz, 
?.UCh hieran werden Sie sich sehr genau erinnern. - Auch diese 
Anderung des Landeswahlgesetzes scheiterte. 

Jetzt blieb nur noch, die Berechnung der aus dem Wahlergeb
nis hervorgeh.enden Zahl der Sitze im Parlament am Wahlabend . 
so festzulegen, daß über die auf Landesebene sowieso festge
stellten Überhang· und Ausgleichsmandate hinaus nicht noch 
zusätzliche dadurch entstehen, daß man jeweils auch in den 

· Bezirken dies_en Ausgleich schafft. Eine Berliner Spezialität, die 
völlig uns_innig ist und nichts mit Wahlgerechtigkeit zu tun hat, 
weil die Wahlgerechtigkeit bereits auf Landesebene hergestellt 
wird. 

Nun wird uns allen Ernstes als Begründung gesagt, wenn man 
mal informell fragt, warum die SPD, nachdem sie wortreich ange
kündigt hat, stillschweigend beerdigt: Die COU habe erklärt, 
hätte sie dies gewußt, hätte sie eine Landesliste aufgestellt. -
Das soll glauben, wer will; diese Partei hat noch nie eine Landes
liste aufgestellt 

[Zurufe von der CDU] 

- Ja, dann sagen Sie bitte selbst, warum Sie dagegen sind! -_ 
Jedenfalls hat es dies.e Partei in der Vergangenheit noch nie auch 
nur in ErWägung gezogen, dies zu tun. Andere haben es unter 
Schwierigkeiten geschafft, die CDU nicht. Es steckt in Wirklich· 
keit etwas ganz anderes dahinter. Allen Schwüren dieses Paria· 
ments, einen Verkleinerungswillen zu haben, zum Trotz will man 
wieder 200 Abgeordnete im nächsten Abgeordnetenhaus 
haben. Man kämpft um seine Plätze und seine Pfründe. Dies ist 
genau das abschreckende Bild von Parlamentarierinnen und 
Parlamentariern, das wir nicht wollen, das nur allzu oft geboten 
wird und dem wir hier noch einmal energisch mit dem Ände
rungsantrag widersprechen. Der Änderungsantrag gibt der SPD 
die Möglichkeit, ihrem Urtext ohne jede Beifügung - nur zwei 
Namen sind ausgetauscht- vom Apri11995 zuzustimmen.- Vie
len Dank! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für die SPD-Fraktion der 
Kollege Lorenz! 

Lorenz (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir werden dem AL-Antrag nicht zustim
men; nicht allein deshalb, weil durch das Streichen der beiden 
Namen natürlich ein erheblicher Qualitätsverlust eingetreten ist, 

[Heiterkeit] 

sondern vor allem deshalb, weil Sie, Herr Wieland, sich die 
Sache wohl ein biß_chen demagogisch einfach gemacht haben. 

[Beifall des Abg. Hapel (CDU)] 

Ich gebe Ihnen zu, daß alles, was Sie über die Größe dieses 
Parlaments und die Notwendigkeit, es zu verkleinern, gesagt 
hciben, riChtig ist. Wir sind uns da politisch vQIIig einig. Sie wis
sen aber auch, daß, nachdem der von uns anfangs in Angriff 
genommene Versuch, das Verhältnis von Direkt- und Listen~ 
mandatenauf 50:50 festzuleg~n, gescheitert war, kein anderer 
Vorschlag kam, die möglichen Überhangmandate, die allerdings 
in eine relativ erschreckende Höhe zu gehen drohen, zu begren· 
zeri. Das isj: _erst dadurch in die politische Diskussion gekommen, 
daß- der Landeswahlleiter einen entsprechenden Vorschlag 
machte. Das war sehr spät. Wir haben diesen Vorschlag aufge· 
griffen, und es sind rechtliche Bedenken gekommen, daß diese 
Anderung zu einem so späten Zeitpunkt geschieht, daß dies 
Wahl durch eine solche Anderung anfechtbar wird. 

(C) 

(D) 
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Lorenz 

Nun können Sie sagen, faktisch hätten vielleicht SPD und 
CDU die Landesliste ohnehin nicht beschlossen. Daß sie allerw 
dings dazu ·eine Veranlassung haben könnten, können Sie riicht 
abstreiten. Ich sage Ihnen, daß ich, wenn ich Mitglied der CDU 
wäre, mir schon überlegt hätte, ob eine Landesliste nicht eine 
Notwendigkeit wäre. Denn nach dem von uns vorgeschlagenen 
Wahlsystem droht die CDU zu einer reinen Westpartei zu werw 
den. Wenn sie wirklich ihren Wahlerfolg vom letzten Mal im 
Westteil der Stadt wiederhol_e_n könnte, gäbe es in der CDU
Fraktion keinen einzigen Abgeordneten aus dem Ostteil dieser 
Stadt. Daß dies für eine Partei ein Anlaß sein könnte, sich zu 
überlegen, ob man nicht wenigstens durch eine Landesliste eine 
entsprechende Beteiligung sicherstellte, ist zumindest eine von 
einem Verfassungsgericht oder einem Wahlprüfungsgericht 
nicht völlig zu verwerfende Annahme. Deshalb würde drohen, 
daß wir die Wahl aufgehoben bekämen, wie es in Harnburg- aus 
einem meiner Meinung nach übrigens gerir:tgfügigeren Anlaß -
geschehen ist, und ich glaube, daß man diesem Vorschlag verw 
antwortungsbewußt jetzt nicht nahetreten kann, es nicht verantw 
wortbar ist, daß man ohne eine entsprechende rechtliche Begut
achtung, die bejaht, daß die jetzt schon bestehenden Nominie
rungen und das bisherige Verfahr~n auch dann verfassu~gs
rechtlichen Bestand haben, diese Anderung, die Sie jetzt vorw 
schlagen, einzuführen. 

[VVieland {Bü 90/Grüne): Ihrem _eigenen Vorschlag kann man 
verantwortungsbewußt nicht nahetreten?] 

Ich bitte Sie, das jetzt nicht demagogisch zu betreiben. 

Wir können aber auch noch - und das ist nicht sinnlos - in 
dieser Legislaturperiode 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Wann denn?] 

- und wenn es nicht mehr fUr diese Wahl ist, für die künftige -
einen entsprechenden Gesetzesvorschlag einbringen. 

[Wieland (Bü 90/Grüne}: Das_ wird eine 
Berlin-BrandenburgMWahl!} 

Ich sage allerdings: Noch besser wäre es, wenn wir auf Dauer 
gesehen das Verhältnis 50:50 einführten. Vielleicht wächst dafür 
die Erkenntnis. 

Ich weiß, daß bei den Bürgern auch dadurch, daß sich Parla· 
mente nicht hinreichend darum bemühen, die Sparergebnisse 
einzufahren, die dem _Bürger abverlangt werden, Unmut erzeugt 
wird. Aber es kann auch zu sehrgroßem Unmut führen, wenn ein 
Wahlergebnis aufgehoben wird, weil das yerf~ssungsgericht 
sagt: Ihr habt hier etwas beschlossen, was keinen Bestand 
haben darf, und ihr müßt die Wahl wiederholen_ Ihr müßt die 
Wahl wiederholen, obwohl den Parteien dadurch_ sehr hohe 
Kosten entstehen, die sie zum Teil aus staatlichen Mitteln erstat
tet bekommen. 

Das alles macht auf den Bürger einen verheerenden Eindruck 
und wird die Demokratieverdrossenheit ii1 sehr viel höherem Maß 
fördern, als wenn wir das jetzt unterlassen und sagen: Es wird 
leider wieder ein Parlament geben, das sich an die 200-Mitglie
der-Grenze herantastet. - Das ist niCht unsere Zielsetzung_ 
Unsere Zielsetzung waren 150 Abgeordnete. Wir haben jetzt 
nicht mehr die Zeit zu_ einer verantwortungsvollen Lösung, die 
dieses wahrscheinlich eintretende Manko vermeidet. 

[Beifall bei der SPD und der 
Abgn. Landowsky (CDU) und Liepelt (CDU)] 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeier: Für die FDP-Fraktion 
erhält Kollege Dr. Lange das Wort! 

Dr. Lange (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her
ren! Herr Kollege Lorenz! Man könnte fast sagen: Die Einsicht 
kommt, sie kommt _aber reichlich spät. 

[Beifall des Abg. Biederbick (FDP)] 

Denn gerade Sie, Herr Kollege Loren?, __ hab_en vor etwa drei 
Wochen im parlamentarischen Innenausschuß vehement ver
sucht zu begründen, warum diese GesetZesänderung -Verhält-
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nis 60:40 Direktkandidaten und Listenplätze - sinnvoll ist. Sie (C) 
haben sich beispielsweise damals schon von unserer Fraktion 
vorhalten lassen müssen, daß es grundsätzlich politisch unan~ 
ständig ist, an Landeswahlgesetzen herumzudoktern und diese 
zu verändern mit der Zielsetzung, sie bei der nächsten Wahl wirk-
sam werden zu lassen. l!l allen Parlamenten in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist es Brauch, daß, wenn an den Landes- und 
Bundeswahlgesetzen Änderungen herbeigefahrt werden, die 
politisch relevant sind oder werden können, diese Änderungen 
erst mit der übernächsten Wahl greifen. - Herr Kollege Wieland, 
das auch zu Ihnen! Man kann nicht fünf Minuten vor zwölf- wir 
haben den 8. Juni- sagen: Am 22. Oktober wird geändert. Wir 
können hier nicht parlamentarisch Änderungen beschließen, die 
in drei Monaten relevant werden sollen. 

[Beifall bei der FDP und des Abg. Landowsky (CDU) -
Wieland (Bü 90/Grüne): Doch!] 

Deshalb haben Sie -.das muß sich die SPD vorhalten lassen -
aus reinen wahltaktischen Gründen im Alleingang versucht, vor
bei an Ihren Koalitionspartner - Sie haben diese umfassende 
Initiative allein eingebracht -, am Landeswahlgesetz herumzu
ftJrnm.e.ln. 

Analysieren Sie einmal die Geschichte des Antrags: Sie 
haben sich dcimals - politisch kann ich das verstehen - mächtig 
geärgert, daß es bei der -letzten Bundestagswahl zu Überhang-
und Ausgleichsmandaten kam, die letztendlich der jetzigen Koali-
tion in Sonn eine doch sehr stabile Mehrheit- wie wir bis heute 
feststellen müssen - beschE;~rt haben. Damals, Anfang des 
Jahres danach, kam der Landeswahlleiter in einer Analyse auf die 
Idee, nun einmal auf der Basis vorliegender Umfragen/Meinungs
bilder hochzurechnen, wie das nächste Parlament nach der 
Landtagsw.<iihl in Berlin aussehen könnte. Da waren es rein wahl~ 
taktische Uberlegungen, die die SPD dazu geführt haben, an 
dem Gesetz nun schnell noch fünf Minuten vor zwölf herumzuw 
fummeln, denn wenn das Ergebnis s_o sein sollte, wie es sich 
heute andeutet, würden Nutznießer möglicher Überhang-/ Aus
gleichsmandate alle anderen Parteien sein - nur nicht die SPD. (D) 

Deshalb waren das sehr durchsichtige Gründe, daß Sie 
gesagt haben: Wir versuchen jetzt noch hopphopp das zu 
ändern. Daß Sie nunmehr von diesem Roß heruntergegangen 
sind, ist zu begrüßen. Man soll auch politische Einsichtsprozesse 
im nachhinein loben, aber Fakt war doch, daß auch Sie gesehen 
haben, daß Sie-für Ihre Initiative in diesem Parlament keine Mehr
heit bekommen hätten. Denn bereits im Innenausschuß sind Sie 
mit Ihren Vorschlägen auf die Nase gefallen. 

Wir meinen, Sie hatten genügend Zeit, das Landeswahlgesetz 
grundsätzlich zu verändern. Da hätte man sich interfraktionell ver
ständi_gen können. Sie haben damals, als das Parlament gegen 
unsere Stimmen verkleinert wurde, versäumt, eine umfassendere 
Reform anzustreben. Wir haben ll}nen damals gesagt, daß es 
politisch unerträglich ist, solche Anderungen für die nächste 
Wahl herbeizuführen, denn, wie immer man dazu steht und wie 
immer man es begründet, es rie_cht verdammt nach Manipulation
Solange die FDP parlamentarisch vertreten ist, 

[Wieland (BO 90/Grüne): Das ist ja nicht mehr lange I -
Weitere Zurufe} 

- man sollte sich da nicht täuschen -, werden wir uns dagegen 
wehren - das haben wir in diesem Jahr nunmehr 45 Jahre lang 
gemacht-, daß versucht wird, Ober Änderungen von Wahlgeset
zen auf politische Mehrheitsbildungen in Parlamenten Einfluß zu 
nehmen. 

[Beifall bei der FDP] 

Was Sie wollen, Herr Kollege Wieland, ist aus Ihrer Sicht fast 
noch politisch verständlich. Aber auch dies ist politisch unan
ständig. 

[Wieland (Bü 90/GrOne): Was wollen wir denn?] 

Deshalb werden wir heute auch den nunmehr vorgelegten 
Kompromißvorscblag nicht zustimmen. Überlegen Sie einmal: 
Wir ändern das Landeswahlgesetz und schaffen eine Verände
rung für einen Personenkreis von 23 oder 25 Menschen, die in 
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(A) diesem Land leben. Dies steht in keinem Verhältnis zu dem, was 
Sie als parlamentarischen Kraftakt macllim wollen. Deshaib wer~ 
den wir dies ablehnen. Es wäre besser gewesen, wenn die SPD 
das Ding völlig versenkt hä,tte. Ab_er sie will noch ein kleines 
Schiffchen schwimmen lassen; wir schwimmen da nicht nicht. -
Vielen Dank! 

(B) 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsidentin Brlnckmeier: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen nun zu den Abstimmungen. Dazu 
schließe ich die Einzelberatungen und verbinde die Einzelabstim
mungen mit der Schlußabstimmung: 

1. Zuerst lasse ich über den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Grüne, Drucksache_ 12/5638·1, abstimmen. Wer 
diesem seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe I - Stimmenthaltungen? - Bei 
einer Stimmenthaltung und einigen Gegenstimmen ist die"ser _ 
Änderungsantrag abgelehnt 

2. Wer nun dem Fünften Gesetz zut Änderung des Landes
wahlgesetzes in der Fassung der Beschlußempfehlung Druck
sache 12/5638 seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun
gen? - Bei einigen Stimmenthaltungen und wenigen Gegen
stimmen mit großer Mehrheit angenommen. Damit ist dies so 
bes:_chlossen. 

3. Zum Antrag der Fraktion- Bündnis 90/Grüne über Ände
rung der Landeswahlordnung, Drucksache 12/5268, empfiehlt 
der Ausschuß die Ablehnung. Wer diesem Antrag seine Zustim
mung zu geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist dieser Antrag 
mit großer Mehrheit abgelehnt · 

[3E] 

Wir kommen jetzt zu 

lfd. Nr. 3 E, Drucksache 12/5652: 
II. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Gesetz über Durchführung der Volksabstim~ 
mung nach Artikel 88 Abs. 2 der Verfassung von 
Berlin, Drucksache 12/5500, gemäß Beschlußemp~ 
fehlungen des Rechtsausschusses vom 18. Mai 
1995 und des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 

Wird der Dringlichkeit widersprochen?- Das ist nicht der Fall.· 
Ich eröffne die ll. Lesung und schlage vor, die Einzelberatung der 
acht Paragraphen miteinander zu verbinden. - Auch dagegen 
erhebt sich kein Widerspruch. -

Ich rufe auf die §§ 1 bis-8, die Überschrift und die Eifll6itung' im 
Wortlaut der Beschlußyprlage Drucksache 1215500 unter 
Berocksichtigung der Anderung der Beschlußempfehlung 
Drucksache 12/5652. Auch hier handelt es sich um eine einstim
mige Beschlußempfehlung auf Annahme. 

Ich schließe die Einzelberatung und verbinde die Einzelabstim
mungen mit der Schlußabstimmung.- Wer dem Gesetz über die 
Durchführung der Volksabstimmung nach Artikel ß8 Absatz 2 
der Verfassung von Berlin im Wortlaut der Vorlage Drucksache 
12/5500 unter BerOcksichtigung der Beschlußempfehlung 
Drucksache 12/5652 seine Zustimmung zu geben wOnscht, den 
bitte iCh um das Handzeichen.- Gegenprobe!- Stimmenthal
tungen? - Damit ist dieses Gesetz - bei einer Stimmenthaltung 
- einstimmig angenommen. 

[3F] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 3 F, Drucksache 12/5655: 
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II. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
Ober Gesetz zum Abkommen über die Zentral
stelle der Länder für Sicherheitstechnik und über 
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die Akkreditierungsstelle der Länder für Meß- und (C) 
Prüfsteilen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts, 
Drucksache 12/5165, gemäß Beschlußempfehlun-
gen des Auschusses für Soziales vom 15. Mai 1995 
und des Hauptausschusses vom 7. Mai 1995 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. - Ich eröffne die 
IL Lesung und schlage vor, die Einzelberatung der drei Paragra
phen miteinander zu verbinden. Gibt es Widerspruch? - Das ist 
nicht der Fall. 

Ich rufe auf die §§ 1 bis 3, die Überschrift und die Einleitung im 
Wortlaut der Beschlußvorlage Drucksache 12/5165. Auch hier 
handelt es sich um eine einstimmige Beschlußempfehlung auf 
Annahme. 

Deshalb komme ich s·ofort zur Abstimmung. Wer diesem 
Gesetz im-- Wortlaut der Vorlage Drucksache 12/5165 seine 
Zustimmung zu geben wOnscht, den bitte ich um das Handzei
chen. - Gegenprobe I - Stimmenthaltungen? - Dieses Gesetz 
ist bei einer Stimmenthaltung einstimmig angenommen. 

[3G] 

Wir kommen nun zur 

lfd. Nr. 3 G: 

a) Drucksache 12/5658: 
II. Lesung des Antrags der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der COU über Gesetz über die Auf
gaben und die Weiterentwicklung es öffentM 
Iichen Personenahverkehrs im Land Berlin 
(ÖPNV·Gesetz), Drucksache 1215424, gemäß 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für 
Verkehr und Betriebe vom 3. Ma( 1995 und des 
Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 

b) Drucksache 12/5663: 
11. Lesung des Antrags der Fraktion der POS 
über Nahverkehrsabgabe-Gesetz, Drucksache 
12/4987, gemäß Beschlußempfehlungen des 
Ausschusses für Verkehr und Betriebe vom 
3. Mai 1995 und des Hauptausschusses vom 
7. Juni 1995 

c) Drucksache 12/5664: 
II. Lesung des Antrags der Fraktion der POS über 
ÖPNV·Gesetz, Drucksache 12/4988, gemäß 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für 
Verkehr und Betriebe vom 3. Mai 1995 und des 
Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 

Wird der Dringlichkeit widersprocheiJ?- Das ist nicht der FalL 

Ich eröffne die II. Lesungen und schlage vor, die Einzelberatun
gen der neun Paragraphen der Drucksache 12/5424 bzw. der 
13 Paragraphen der Drucksache 12/4988 miteinander zu ver
binden. Gibt es dagegen Widerspruch?- Das istauch nicht der 
Fall. 

fch rufe auf die §§ 1 bis 9 bzw. 1 bis 13, die Überschriften und 
die Einleitungen ind der Fassung der Anträge 12/4987,1214988 
und 12/5424, wobei bei der letztgenannten noch die Änderun
gen der Beschlußempfehlung Drucksache 12/5658 -zu berück
sichtigen sind. Es gibt Wortmeldungen. Nach der Ges.chäftsord
nung wUrde eine Redezeit von 15 Minuten zustehen. Ich bitte 
auch hier, riicht mehr afs 5 Minuten zu sprechen. Gibt es dage
gen Widerspruch? - Das ist nicht· der Fall. - Bitte, Frau 
Dr. MUIIer! 

Frau Dr. Müller (POS) : Frau Präsidentin I Meine Damen und 
Herren! Bei diesem Punkt läuft offensichtlich alles nach Fahr
plan. Ein ÖPNV-Gesetz der Regierungskoalition wird gerade 
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noch in einer der letzten Sitzungen vor dem Ende der Legislatur· 
periode durch die II. Lesung geschickt. Ich erinnere daran, daß 
es in diesem Saal eine I. Lesung nicht gegeben hat._ Damals war 
ich schon überrascht. Es war kein Redebedarf angemeldet; dies 
gilt auch für die heutige II. Lesung. Ich. vermut~, ~ie scJlämery 
sich, daß die QUalität des Gesetzes nicht gut ist. 

[Beifall bei der PDS] 

Der Regierungs·ÖPNV fährt nach Fahrplan. Er zeigt aber 
schon, daß der OPNV als letztes fährt, nachdem vier Jahre lang 
eine auss_chließlich autoorientierte Verkehrspolitik betrieben 
wurde, Wohin fährt der Regierungs·ÖPNV, nachdem er nun end_· 
lieh fahren soll? Das Fahrziel ist dcis AbstellgleiS. Nic~ts in .derri 
Regierungsgesetz wird den weiteren Abbau von öffentlichem 
Verkehr verhindern können. Das Gesetz ist weitestgehend 
nichtssagend und unverbindli_'?h. Es bestätigt lediglic~ den Trend 
der letzten Jahrzehnte; der OPNV verkümmert immer mehr zu 
einem schäbigen Restverkehr für diejenigen, die sich offenbar 
immer noch kein Auto leisten können oder wollen. ln Berlin ist 
das zwar fast jeder zweite Haushalt - wie wir inzwischen wis
sen -, aber das läßt sich vielleicht auch noch ändern. 

Wenn ich in § 2 lese, daß der ÖPNV eine Ergänzung und zu· 
gleich eine vollwertige Alternative z1.1m motorisierten Individual
verkehr darstellen soll, liest sich das wie alle SonntagSreden der 
vergangeneo Jahrzehnte. Wohin die Reden und die dahinterste· 
hende Politik geführt haben, können Sie jeden Tag am eigenen 
Leib erfahren. Fahren Sie mit dem Auto, stecken Sie früher oder 
später im Stau - Sie sind dann selbst der Stau. Fahren Sie mit 
dem Fahrrad, sollten Sie mindestens so sportl_ich wie der Kollege 
Cramer sein, um ai.Jf Dauer Oberhctupt eine Überlebenschance zu 
haben. Fahren Sie mft dem ÖPNV, besitzen Sie alles außer 
einem Sitzplatz. Nun s6he ich wieder in das ÖPNV·Gesetz, § 2, 
in dem uns ein nachfrageorientiertes Leistungsangebot zuge
sichert wird. Was das bedeutet, haben wir gerade wieder bei 
dem Fahrplanwechsel zu spUren bekommen. Auf sehr vielen 
Linien, auch auf der nachfragestärksten U·Bahn·Linie 7 wird das 
AngebOt weiter eingeschränkt. Gibt es irgendwo leere- Steh
plätze, wird das Angebot zusammengestrichen. Am Abend wird 
auf der U 7 sogar die MUhe unternommen, nach 22 Uhr zwei 
Wagen abzuhängen, damit wir auch zu dieser Zeit noch in den 
Genuß überfüllter Züge kommen können. Ich spreche von über· 
füllt, denn für mich ist nur ein Sitzplatz ein Platz, für den wir mit 
Recht Geld verlangen können. 

Die Praxis in der herrschenden Verkehrspolitik geht aber 
grundsätzlich auch von Stehplätzen als normalen fahrschein· 
pflichtigen Plätzen aus. Ein Viertelquadratmeter steht uns zu -
mehr nicht! Sie werden mir zustimmen, daß dies kein Angebot 
ist. 

[Zuruf der Frau Abg. Stätzer (SPD)] 

Es ist kein Angebot, das mit dem Angebot für das Autofahren 
mithalten kann. Die V9rkehrsmittelwahl der meisten von Ihnen 
bestätigt dies deutlich genug. 

Ich muß noch einmal auf das ÖPNV-Gesetz der POS-Fraktion 
zu sprechen kommen, für das wir von vielen Seiten Lob geerntet 
haben. Wir waren nicht nur ein halbes Jahr schneller. ln unserem 
Gesetz sind die von· mir erwähnten kritischen Punkte, wie auch 
andere, angesprochen -und zur Zufriedenheit der_ Fahrgäste 
gelöst. ln unserem Gesetz heißt es; 

Niemand in Berlin darf zur BefriediQung seiner Mobilitätsbe
dürfnisse auf die Nutzung eines individuellen Fahrzeugs -
Fahrrad oder Pkw - angewiesen sein. 

Das nenne ich wirklichen Vorrang fllr den ÖPNV. Die POS will im 
Unterschied zUr Regierung· aUCh eine Angebotspolitik machen. 
Wir schreiben fest, daß wir einen bestimmten Standard für den 
ÖPNV in der Stadt wollen. Die Erfahrungen vieler anderer Städte 
beweisen auch, daß diese angebotsorientierte Politik ihre Wir
kung nicht verfehlt. 

[Frau Stätzer (SPD): Wie hoch sollen 
dann die Fahrpreise sein?] 
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Weil Sie imnier fragen, wie ein-f1öherer Standard im öffentlichen 
Verkehr finanziert werden soll, haben wir damals gleich zwei 
fJ.nanzielle Sicherungen eingebaut. Zum einen steht in unserem 
OPNV-Gesetz, daß neue Schienenbahnen oberirdisch gebaut 

_ ~~rden inüssen. Das spart bekanntlich ein Menge Geld; wir 
haben es oft genug gesagt. Selbst Senator Nagel kommt offen· 
sichtlich noch auf die Idee. Er überlegt, den Bau der U 5 zurück
zustellen. Zum zweiten ist in dem Paket ein zweites Gesetz zur 
Erhebung einer Nahverkehrsabgabe eingebracht, das die 
Intentionen unseres ÖPNV·Gesetzes ergänzt. Einen besseren 
Anreiz zum Umsteigen vom Auto in den öffentlichen Nahverkehr 
könnte ich mir momentan nicht vorstellen. Leider habe ich nicht 
genügend Zeit, um Ihnen noch ausführlicher die Vorzüge unserer 
beiden Gesetze Im einzelnen darzulegen. Es läuft offensichtlich 
aber alles nach Regierungsfahrplan. Wir haben unser Bestes 
gegeben, das kann ich im Namen der POS-Fraktion sagen, um 
eine Kurskorrektur zugunsten des ÖPNV zu bewirken. Wir bitten 
Sie deshalb um Zustimmung zu unseren Gesetzen. 

[Beifall bei der POS] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für Fraktion Bünd
nis 90/Grüne hat jetzt der Kollege Cramer das Wort! 

Cramer (Bü 90/GrOne): Frau Präsidentin I Meine Damen und 
Herren! Angesichts der umfangreichen Tagesordnung gebe ich 
meine Redebeiträge aus dem Ausschuß für Verkehr und 
Betriebe zu diesem Tagesordnungspunkt vom 17. Mai 1995 
quasi zu Protokoll. 

[Beifall] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Danke l - Dann hat für die 
Fraktion der COD der Kollege Giesel das Wort I 

Giesel (CDU): Frau Präsidentin I Meine Damen und Herren I 
Für das Protokoll tut es mir leid, daß dort nun diese umfänglichen 
Redebeiträge des Kollegen Cramer landen werden. Sie waren 
nicht sachlich und wenig hilfreich. Es muß auch deutlich gesagt 
werden, daß wir - die Vertreter der Koalition - es unerhört fan· 
den, daß der größte Teil der Opposition am Ende aus der Aus· 
Schußberatung ausgezogen ist. So kann man keine Sachpolitik 
machen. Sie kommen, wedeln mit Ihrem Gesetzentwurf und wol· 
len nicht einmal darüber diskutieren, was die Koalition auf den 
Tisch gelegt hat. Sie haben nicht begriffen - deshalb auch die 
Verwirrung um die Zeit -, daß wir nach europäischer und deut· 
scher Gesetzeslage gehalten sind, zum 1. Januar 1996 ein 
solches Gesetz vorweisen zu können, Wir freuen uns, daß wir es 
rechtZeitig eingebracht- haben. Ich bedanke mich, wenn Sie 
diesem auch zustimmen! -Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsidenti_n Brir:u;kmeier: Es liegt noch eine Wort-
meldung von Herrn Kammholz von der FDP vor. - Bitte! · 

Kammholz (FDP): Frau Präsidentin! Meine Oamen und Her
ren !Ich will es auch ganz kurz machen. Die POS-Vorlagen lehnen 
wir ab. Das haben wir auch schon zur I. Lesungunq im Ausschuß 
gesagt.lc~ will nur ~rg~nzen, warum wjr auch das ÖPNV·Gesetz 
der großen Koalition ablehnen. Wir wissen, daß wir ein solches 
Gesetz brauchen. Es ist spät gekommen. Wir hatten wenig Gele
genheit, ausführlich darüber zu debattieren. Dieses Gesetz 
sehen wir in einem engen Zusammenhang mit dem geplanten 
Unternehmensvertrag, den das Land Berlin mit der BVG 
abschließen will. · 

Dieser Unternehmensvertrag liegt noch nicht vor. Es steht zu 
befürchten, daß dieser Unternehmensvertrag der BVG auf län· 
gere Zeit einen zu umfassenden Monopolanspruch zuschanzt, 
als wir es für erforderlich halten. Das ÖPNV~Gesetz ergeht sich 
hier in relativ dunklen Formulierungen, es läßt jede dieser Mög· 
Iiehkelten offen. Wir meinen, daß da ein Gesamtzusammenhang 
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hergestellt werden müßte. Wir hätten beides zusammen disku· 
tieren müssen. Diese Gelegenheit war n_(cht gegeben. Deshalb 
werden wir auch diesen Gesetzentwurf ablehnen. 

[Beifall bei der FDP] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Jetzt liegen aber keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Frau Or. Zillbach redet heute nicht. 
Ich lasse abstimmen. Wer dem Gesetz ...;. auf Antrag von CDU 
und SPO - Uber die Aufgaben und die Weiterentwicklung des 
Öffentlichen Personennahverkehrs im Larld Serlln, Drucksache 
12/5424, Unter Berücksichtigung der Beschlußempfehlung 
Drucksache 12/5658 se.ine Zustimmun-g zu geben wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen! :- Gegenprobe! - Stimmenthal
tungen? - Damit ist dieses Gesetz mit großer Mehrheit gegen 
einige Gegenstimmen angenommen. 

Zum Antrag der PDS über Nahverkehrsabgabe-Gesetz, 
Drucksache 1214987, empfehlen die Ausschüsse die Ableh
nung. Wer seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen!- Gegenprobe!- Dies ist dann mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Enthaltungen bitte 
auch noch abfragen t] 

- Wenn darum gebeten wird, selbstverständlich! Enthaltungen? 
- Bei einigen Weiteren Enthaltungen ist dieser Ge_Setzes.antrag 
abgelehnt. 

Auch zum Antrag der PDS über ÖPNV-Gesetz, Drucksache 
12/4988, empfehlen die AusschOsse die Ablehnung. Wer jedoch 
seine Zustimmung zu 'geben wünscht, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen I - Gegenprobe I - Stimmenthaltungen? - Dann ist 
auch dieser Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt. 

[3C.1] 

Bevor ich zum nächsten Tagesordnungspunkt komme, möchte 
ich bekanntgeben, daß wir ·nach Einsicht in die Listen der 
namentlichen Abstimmung zur Verfas_sung wie
der eine Beanstandung haben. Frau Schmidt von der POS, in der 
Liste ausgewiesen ohne Abgabe, hat verSichert, daß sie mit Nein 
gestimmt hat. Wir haben keinen Grund, an den Worten einer 
Abgeordneten zu zweifeLn._ So ergibt sich ein neues Ergebnis: 
Wir haben 184 Ja-Stimmen, statt 30 ntin 31 Nein-Stimmen und 
eine Enthaltung. 

[4] 

Wir kommen jetzt zur 

lfd. Nr. 4, Drucksache 12/5567: 
I. Lesung des Antrags der Fraktion BU 90/Grüne 
über Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Neuordnung der Universitätsmedizin in 
Berlin (Universitätsmedizingesetz - UniMedG) 

hierzu Drucksache 12/5601: 
11. Lesung des Antrags der Fraktion Bü 90/Grüne 
über Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Neuordnung der Universitätsmedizin in 
Berlln (Universitätsmedizingesetz - UniMedG), 
Drucksache 12/5567, gemäß Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 
vom 29. Mai 1995 

Der Antrag war vorab dem Ausschuß für Wissenschaft und For
schung überwiesen worden. Die nachträgliche Zustimmung 
hierzu stelle ich fest. Die Beschlußempfehlung hierzu liegt 
bereits vor. Ich verbinde die I. und II. Les~.:~ng und schlage vor, die 
Einzelberatung der zwei Artikel miteinander zu verbin~.en. - Kein 
Widerspruch. Ich rufe also auf die Artikel I und II, die Uberschrift 
und die Einleitung im Wortlaut des Antrags Drucksache 
12/5567. Der Ältestenrat schlägt eine Redezeit von bis zu fünf 
Minuten pro Fraktion vor. Wortmeldungen gibt es - für die CDU
Fraktion der Kollege Dr. Engler! 
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Dr. Engler (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Dameri und Herren! Der Ausschuß hat bereits über diesen 
Antra_g beraten, und ich muß hier feststellen, daß mit diesem 
Antrag versucht wird, den Teufel mit dem BeeJzebub auszutrei
ben. Wir haben in § 1 des UniMed-Gesetzes festgelegt, daß die 
universitäre Medizin und ihre Klinika in Berlin wieder eine langfri~ 
stige Bestands- und Standortgarantie haben sollen und daß 
das gewährleisten soll, daß in Zukunft 600 Studienanfänger in 
der Humanmedizin ausgebildet werden sollen. Die Grundlage für 
unsere damalige Entscheidung war der Landeshochschulstruk
turplci.il Serlin, der bereits als Zielplanung im Rahmen der Abwä
gung._ einer gesamten Neustrukturierung der Hochschulland
schaft in _B.ßdin festgelegt hat, daß im Rahmen einer Reduktion 
der Studienplätze von 115 000 auf 100 000 bis zum Jahr 2003 
für die Hu_ma_nmedizin jährlich 600 Studienanfängerplätze vorge~ 
halten werden sollen. 

Auf dieser Grundlage ist im Dezember vergangeneo Jahres 
das Neuordnungsgesetz der Hochschulmedizin beschlossen 
worden, und die Ausschüsse - Wissenschaft und Forschung 
gemeinsam mit dem Gesundheitsausschuß - haben dazu drei 
Anhörungen durchgeführt; unter anderem eine _Anhörung aus
schließlich zu Fragen des Kapazitätsrechtes, weil uns allen wohl 
bewußt ist, daß bei Neuordnungen innerhalb der Hochschulland
schaft Kapazitätsfragen immer problematisch sind. Und ich kann 
hier im Gegensatz zu dem, was in dem von Bündnis 90/Grüne 
angeforderten Gutachten des WPD festgestellt worden ist, fest
stellen, daß von keinem der nicht betroffenen Angehörten auch 
nur Zweifel an der Zielzahl - 600 Studienplätze für die Human
medizin - geäußert worden sind. Ganz im Gegenteil hat der Vor
sitzende der Strukturkommission der Charite, Herr Kochsieg, es 
sogar für gut befunden. Im Landeshochschulstrukturplan sind 
die 600 Studienanfängerplätze ebenfalls begrüßt worden, und 
auch Herr Huber, der Präsident der Berliner Ärztekammer, hat 
sich dahin gehend geäußert, daß Berlin nicht verpflichtet sein 
kann, aus seiner Sicht überproportional Medizinstudenten auszu-
bilden. · 

Wenn BOndnis 90/Grüne in dem vorliegenden Antrag jetzt for
dern, daß § 9, in dem wir einen Stufenplan gesetzlich festge
schrieben haben, der von den Universitäten zu erbringen ist, 
indem die __ Studienanfängerzahl fLir die Charite an der Humboldt
Universität mit 4.00 Und an der FU mit 200 festgeschrieben wird, 
daß dieser Stufenplan, der dann von der Freien Universität zu 
erbringen ist, vorgelegt wird, ohne daß wir ein Zieljahr dafLir 
genannt haben, dann bedeutet dies, daß auch an der Universität 
noch einmal im Rahmen der Kapazität, des Personals, der finan
ziellen Möglichkeiten eine Abwägung stattfinden soll. Die Kapa
zität selbst wird aber solange aufrechterhalten - nach § 9 
Abs. 4 -, bis eine entsprechende Reduktion der Studienanfän
gerzahlen möglich ist. 

Ich möchte außerdem darauf hinweisen, daß es unseres 
Erachtens nicht möglich und vielmehr verfassungswidrig i$t, 
wenn im jetzigen § 11 vorgeschlagen wird, daß die Studienan
fängerzahlen entsprechend dem Bedarf an Medizinern f~~ge
legt werden. Selbst Herr Huber als Präsident der Berliner Arzte
ka"'!rner hat festgestellt, daß es keine Meßzahl für den Bedarf 
an Arzten gibt, daß die eigenständigen Interessen, die zum Teil 
in der Ärzteschaft bestehen, zu abstrahieren sind und das 
Gemeinwohl wi_eder im Vordergrund stehen sollte. Wir lehnen 
deshalb diesen Änderungsantrag ab und wollen weiterhin der 
Hochschulmedizin in Berlin eine gesicherte Zukunft geben. 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für die Fraktion Bündnis 
90/Grüne hat jetzt die Kollegin Volkholz das Wort 1 

Frau VOlkholz (Bü 90/(3rüne): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren llch ffiöChte nur einmal darauf hinweisBn, daß 
bei diese_r I. und II, !-e:sung vielleicht ja der Wissenschaftssenator 
betroffen sein kl:)nnte. Ich verzichte aber ausdrücklich darauf, ihn 
herzitieren zu lassen, weil ich denke, er interessiert sich ohnehin 

(C) 

(0) 



(A) 

(B) 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Frau Volkholz 

nicht mehr für das, was hier in Berlin pasSiert. Deswegen ist es 
auch egal, ob er da ist oder fehlt. Insofern können wir diese 
Lesung auch ohne ihn durchführen. 

Ich möchte Sie bitten und noch einmal begründen, warum ich 
es für notwendig halte, daß unser Antrag heute eine Mehrheit 
findet. Bevor im Dezember das Gesetz z_ur Neuordnung der 
Hochschulmedizin verabschiedet worden ist, hatten wir in der 
Beratung die Präsidentin aufgefordert, eine 111. Lesung durchfüh· 
ren zu lassen und den Wissenschaftlichen Parlaments_dienst mit 
der Prüfung zu beauftragen, ob dieses Gesetz verfassungsge· 
mäß ist. Und eines, Kollege Engler, werden Sie ja bestätigen: 
Wir hatten in der Tat umfangreiche Anhörungen, aber bis auf 
einen Vertreter der Kassenärztlichen Vereinigung waren alle der 
Meinung, daß diese Reduzierung auf die Hälfte der Studienan· 
fängerplätze in Berlin - nämlich auf 600 - willkürlich und nicht 
verfassungsgemäß ist. Im übrigen sehen die Hochschulen das 
genauso. Sie haben es bisher mehrfach von GeriChten bestätigt 
bekommen. Alle Zulassungsverordnungen der Wissenschafts· 
verwaltung, in denen die Zahl der Studienplätze reduziert wurde, 
hatten vor den Verwaltungsgerichten keinen Bestand, und die 
Studierenden haben sich in die Hochschulen geklagt. Sie haben 
bei der Neuordnung der Zahnmedizin ebenfalls die Quittung 
bekommen; sogar in der Begrendung eines Urteils wird definitiv 
aufgeführt, daß die Willkür des Gesetzgebers hier nicht ausge· 
schlossen werden kann. Deswegen ist es erforderlich, diese 
WillkOrvermutung in dem Gesetz von vornherein auszuschließen. 
Die Präsidentin hatte damals im Dezember die 111. Lesung abge
lehnt. Das Gutachten des Wissenschaftlichen Parlamentsdien
stes ist aber erstellt worden, und es kommt zu dem Schluß, daß 
erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken gegen das Gesetz 
bestehen. 

Unser Antrag geht doch nicht dahin, die alte Zahl an Studien
plätze wieder einzusetzen. Wir sagen, daß der § 9 außer Kraft 
gesetzt werden soll und daß die Wissenschaftsverwaltung damit 
beauftragt werden soll, ein Gutachten in Auftrag zu geben, das 
eine genaue Kapazitätsahwägung vollzieht, damit man nicht von 
einzelnen Zurufen abhängig ist und den Erfordernissen Rech
nung trägt, die die bisherige Rechtsprechung gesetzt hat. Es gilt 
in diesen Fällen, eine sorgfältige Gratwanderung und Abwägung 
zwischen dem Artikel12 Grundgesetz - der Sicherung der 
Berufswahlfreiheit - und den Haushaltsmöglichkeiten zu vollzie
hen, und das ist notwendig. 

Zu den verfassungsmäßigen Bedenken ist im Ausschuß 
gesagt worden: Dann haben die Studenten ja das Recht zu kla
gen. - Es ist aus meiner Sicht für den Gesetzgeber, der selbst 
zur Einhaltung der Verfassung verpflichtet ist, unverantwortlich, 
die betroffenen BOrgerinnen und Bürger auf den Klageweg zu 
verweisen, wenn der eigene Wissenschaftliche Parlaments
dienst die Empfehlung gibt, diese verfassungsrechtlichen 
Bedenken auszuräumen. 

[Beifall bei Bü 90/GrOne] 

Deswegen bitte ich Sie dringend, folgen Sie nicht der Beschluß
empfehlung, sondern geben Sie unserem Antrag Ihre Zustim
mung! - Danke! 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeler: Herr Dr. F!emming, Sie 
haben das Wort für die SPD·Fraktion 1 

Dr. Flemming (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Frau Volkholzlieh bin Ihnen dankbar, daß Sie zumindest 
nicht mehr von·"verfassungswidrig", sondern nur von "verfas
sungsrechtlichen Bedenken" gesprochen haben: Das ist ein 
großer Unterschied, und das habe ich gern entgegengenom
men. 
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Recht nehmen in Deutschland nach den Zahlen, die mir vorlie
gen, etwa 2 000 jedes Jahr wahr. Die Erfolgsquote liegt etwa bei 
1 000; das ist eine große Zahl. Es liegt daran, welchen Rechtsan· 
walt man hat, und man kann sagen, mit jedem Rechtsanwalt kann 
man sich fast jedes Studium erstreiten, weil es dieses Recht in 
allen NC-Fächem gibt, nicht nur in der Medizin. Was Sie an die 
Wand malen, ist die Realität, nicht die Zukunft; es passiert tag· 
täglich. Wenn von den 15 000 Studienplätzen 600 weniger da 
sind, wird sich die Zahl vielleicht vergrößern, aber Sie können 
ausrechnen, daß das den Kohl insgesamt nicht fett machen 
würde. 

[Wieland (Bü 90/Grüne) : Ist er schon!] 

Außerdem gibt es einen Bericht des Bayerischen Rechnungs
hofs, der aussagt, man darf die Zahl der Medizinstudenten nicht 
mehr vermindern, aber das Geld ausgeben. Das ist ja vor ein 
paar Jahren passiert. Da hat man gesagt, die Studenten müssen 
eine größere Lehre bekommen - aus welchem Grund auch 
immer-, aber die Zahl der Professoren bleibt gleich, logischer
weise auch die Stundenzahl, und es kam automatisch zu einer 
Verminderung von 20 ·ofo bei gleichen Kosten. Daraufhin wurde 
dargelegt, daß es nicht sein kann, wenn eine bestimmte Klientel 
- die Mediziner - 50% der Mittel auffressen, aber nur 5 % der 
Studenten darstellen. Wenn ich also vermindere, muß ich auch 
die Finanzmittel vermindern. Das hat unser Gesetz vorgesehen 
urld-9esa9t~-bei einer Verminderung der Studenten muß es auch 
eine Absenkung der Zuschüsse geben. Daß Berlin kein Geld hat, 
muß ich nicht betonen, gerade Ihnen gegenüber nicht. Ihr Gut· 
achten schreibt eindeutig: Wenn ein Land nicht in der Lage ist, 
alles zu finanzieren, hat es auch das Recht, dieses nicht tun zu 
müssen. Dieses Recht ist wohl unbestritten. 

Ich will noch __ kurz etwas zy dem Bedarf sagen, der sehr 
schwierig zu bewerten ist. Man kann den Bedarf daran orientie
ren, wie viele Ärzte augenblicklich arbeitslos sind. ln der EU, die 
den Zugang zu allen Märkten hat- auch ZUfT!.deutschen Markt-, 
gibt es augenblicklich 100 000 arbeitslose Arzte. Und peutsch· 
land bildet die doppelte Menge des Bedarfs aus. Herr Vilmar hat 
vor vierzehn Tagen erklärt: Wenn die Ausbildung so bleibt, wie 
sie istl werden wir im Jahr 2000 allein 60 000 arbeitslose deut
sche Arzte haben. Dieses Problem haben wir auch bei anderen 
Berufsgruppen, zum Beispiel bei Lehrern, aber ich muß dazu 
sagen, daß die Mediziner besonders teuer sind, vor allem in Ber
lin. Wir geben ftir 1 000 Studenten im Jahr 600 Millionen DM 
aus; da können Sie ausrechnen, was ein Student kostet, 

[Frau Volkbolz (Bü 90/GrUne): Wir haben doch nichts 
dagegen, wenn an dieser Stelle gespart wird!] 

also muß es eine Verminderung geben, über die wir diskutieren. 

Der Abwägungsprozeß, von dem Sie spre_chen, ist tatsächlich 
notwendig. Dabei muß die Lage des Landes Berlin mit einbezo· 

- -gen werden. Aber wenn die Universitäten sagen, es steht im 
Gesetz, und wägen nicht ab, dann gibt es vor dem Verwaltungs· 
gericht Schwierigkeiten. Deswegen haben wir vorgesehen, daß 
'es einen Stufenplan gibt, und d3s ist auch Veriassungskonform. 
Wir sind dagegen, die Zahl herauszunehmen. Wenn wir die Zahl 
herausnehmen, können Sie Sich vorstellen, daß die interessierten 
Kreise sagen: Dann werden wir mal sehr schön sparen I - Aber 
wir müssen auch in diesem Bereich richtig sparen! - Danke! 

[Beifall bei der SPD - Vereinzelter Beifall bei der CDU1 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für die Fraktion der POS 
jetzt der Herr Abgeordnete Dr. Girnus! 

Ich will einmal die Verfassungswirklichkeit beschreiben. Es 
gibt in Deutschland im Medizinstudium pro Jahr 15 000 Anfänger 
und 60 000 Bewerber. Und dann gibt es immer das Recht, das 
auch viele nutzen, trotz der Ablehnung zu studieren. Dieses 

Dr. Girnus (POS): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her· 
ren I Liebe Kolleginnen und Ko_Uegen Abgeordnete, die Sie hier in 
kleiner Gruppe verblieben sind, ganz parteiübergreifendl Ich 
freue mich, daß wenigstens sich ein paar diesem Thema wid· 
men. 

[Wieland (Bü 90/Grüne}: Klein, aber intensiv zuhörend! -
Dr. Talksdorf (FDP): Ein Wink an die Präsidentin, 

die Beschlußfähigkeit festzustellen!} 
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Offensichtlich ist die Mehrheit unserer Kolleginnen und Kollegen 
medizinisch so gut versorgt, daß sie sieb über -die Zukunft der 
ärztlichen Versorgung in Berlin keine Gedanken machen muß. 
Aber ich sehe, inZWischen ist auch Herr Erhardt wieder eingetrof
fen, so daß er wenigstens die zweite Hälfte der Debatte verfol
gen kann. 

lch möchte ein biBchen anders argumentieren als meine Vor· 
gänger. An diesem Antrag von Bündnis 90/Grüne wird gerade 
nach der heuti9en Debatte über die Verfassung deutlich, wie 
ernst oder unernst die ParteTeri und ihre Vertreterinnen und Ver
treter das Problem der Verfassungsgemäßheit von Gesetzen und 
Verordnungen nehmen. Das Gutachten des Wissenschaftlichen 
Parlamentsdienstes hat Bedenken gegen die Verfasssungsge
mäßheit des UniMed-Gesetzes angemeldet. Wen verwundert 
das eigentlich? -Ich glaube, nicht einnial die Vertreterinnen und 
Vertreter der großen Koalrtion, denn schon die erste Anhörung 
zum UniMed-Gesetz ist -zu- dem gleichen Schluß gekommen. 
Aber offenbar ist es der großen _Koalition völlig gleichgültig, ob 
ihre Gesetzes verfassungsgemäß sind oder nicht. Ich bin immer 
wieder erstaunt, wie gleichgültig die CDU und die SPD auf 
solche Vorwürfe reagieren. Der Tenor der wissenschaftspoliti
schen Sprecher von SPD und CDU in der letzten Sitzung des 
Wissenschaftsausschusses war eindeutig. Seide Parteien 
waren sich bei der Verabschiedung des UniMed-Gesetzes 
bewußt, daß sie sich am Rande der Verfassungsgemäßheit 
bewegen. 

Die PDS wird aufgrundder gerade abgeschlossenen und wie
der anstehenden Verfassungsdiskussion in Berlin die Bürgerin
nen und Bürger darauf hinweisen, wie gleichgültig und unernst 
die Politikerinnen ulid Politiker der großen Koalition ul1seier Ver
fassung gegenüberstehen. Auf der einen_ Seite große W~rte, auf 
der anderen Seite keine Taten. Es ist wirklich kurios: Die Berliner 
PDS wird vom Verfassungsschutz überwacht, weil man die Ver
mutung hegt, die PDS stehe nicht auf dem Boden der Verfas
sung. Gleichzeitig stört SiCh keine Politikerin und kein Politiker 
der großen Koalition daran, daß hier vorsätzlich Gesetze am 
Rand der Verfassungsmäßigkeit verabschiedet werden. 

Die POS wird sich ganz massiv fUr die Einhaltung des Arti
kels 12 Grundgesetz einsetzen, der die freie Berufswahl garan
tieren soll, gerade weil wir in der DDR den Mangel an Berufsfrei
heit erfahren haben. Deshalb ist mir besonders unverständlich, 
Herr Dr. Remming und Herr Dr. Engler, wie auch Si9~ die-Sie aus 
der DDR kommen, diese gewonnene Berufsfreiheit so leichtfer
tig aufgeben wollen und nicht mit Klauen und Zehen in diesem 
Parlament verteidigen. 

Natürlich kennen wir die breit gestreuten Prognosen der ent
sprechenden Verbände. Es gibt angeblich zuviele Ärzte. Doch 
nach dieser Logik haben wir auch zuviele Stahlarbeiter in 
Deutschland, zu viele Physiker, haben wir 3,46 Millionen Men
schen - d. h. 9 Proz._ent -, die in der Bundesrepublik überflüssig 
sind. 

[Wieland (BO 90/Grüne): 
Zuviel Parlamentarier, Herr Gimus!] 

-Auch das, Herr Wieland. -Was wollen Sie den Jugendlichen 
bieten- diese Frage stellt sich in dieser Situation, in der Sie Aus
bildungsplätze abbauen-, wo sind die Alternativen, wo die Lehr~ 
stellen und Ausbildungsplätze? - Sie- haben nichts arizubi9t9n, 
wollen jedoch die Chancen von Jugendlichen durch Kapazitäts
abbau weiter bes-chränken. Das ist fUr uns völlig inakzeptabel. 
Deshalb werden wir dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne 
unsere Zustimmung geben. 

[Beifall bei der POS und des Abg. Wieland (Bü 90/Grüne)] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Für die Fraktion der FDP 
jetzt der Kollege Dr. Tolksdorfl 

Dr. Talksdorf (FDP): Frau Präsidentin 1 Meine Damen und 
Herren! Liebe Frau Volkholz, wenn ich das in diesem Fall einmal 
sagen dartl 

[Frau Volkholz (Bü 90/Grüne): Das dürfen Sie immer sagen, 
da bin ich nicht so pingelig I] 
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Wir sprechen heute auf der Grundlage einer Stellungnahme, die 
alles andere als eine rechtswissenschaftliche Sensation ist. Es 
handelt sich um das Gutachten unseres Wissenschaftlichen 
Parlamentsdienstes, dessen Ergebnis eigentlich von vomherein 
festgestanden hat und das darüber hinaus noch ziemlich vage 
ist Es stellt nämlich fest, daß jeder Gesetzgeber, der versucht, 
Kapazitäten in Hochschulfächern mit Numerus Clausus zu 
regeln, automatisch auf recht dünnem Eis steht. Es ist Artikel12 
Grundgesetz - Freiheit der Berufswahl -,der uns zu Obergro
ßer Sorgfalt verpflichtet, wenn wir denn Studienplatzzahlen fest
legen. Das hatten wir alle vorher gewußt. Meine Vorredner und 
meine VOrrednerin haben berefts angedeutet, daß wir sehenden 
Auge~ in unsicheres Fahrwasser gelangten, als wir diese Thema
tik beim Universitätsmedizingesetz aufgriffen. Es war dennoch 
faszinierend, Frau Kollegin Volkholz, ich spreche Sie an - da det 
Kollege Köppl nicht anwesend ist -, wie er dieses bekannte Gut
achten, das eigentlich gar keine Sensation war, doch zu einer 
solchen gemacht hat. 

[Wieland (Bü 90/Grüne) : Da ist er gut I] 

- Darin ist er gut. Ich habe es auch mit einer ordentlichen Portion 
Neid gesehen, wie es ihm gelang, eine vage Aussage in die 
Öffentlichkeit zu transportieren und die angebliche Verfassungs
widrigkeit des Universitätsmedizingesetzes in den Medien darzu
stellen. 

[Wieland {Bü 90/Grüne): Eine klare Diagnose 
von Dr. Köppl war das I] 

- Ja, Herr Wieland, was Sie da sagen, läßt für dessen Beruf -
Arzt - ROckschlOsse auf die Richtigkeit seiner Diagnosen zu. 
Rechtlich zumindest war es nicht korrekt, politisch aber durch
aus erfolgreich, denn es hat zumindest die Gazetten im Hoch
schulteil gefüllt. Im Ausschuß sind wir dann allerdings zurOckhal
tender gewesen. 

Wenn es auch fragwürdig gewesen ist, was Bündnis 90 
bezüglich der Verfassungswidrigkeit des Universitätsmedizinge· 
setzes vorgetragen hatte, ist die praktische Halbierung der Stu· 
dienplatzzahl von 1 050 auf 600, die Sie, Herr Remming und 
Herr Dr. Engler, durchgesetzt haben, damit keineswegs verfas
sungsrechtlich bestätigt. Wir wußten folglich genau, daß die 
rabiate Kürzung, die wir als FDP damals mit _unserem Gegenan
trag zumindest hatten mildern wollen, alles andere als unbedenk
lich gewesen ist. Sie hat ihre verfassungsrechtlichen Mängel. 
Frau Volkholz hat zu Recht dargestellt, daß die Studenten versu
chen sollten, sich einzuklagen. Insofern hat der Antrag von Bünd
nis 90 einen Sinn, 

[Beifall der Frau Abg. Volkholz (BO 90/Grüne)] 

doch noch einmal kritisch nachzuprüfen, ob das, was wir damals 
hinsichtlich der 600 Plätze beschlossen hatten - trotz Stufen
plans, Herr Flemming - richtig ist. Wir haben Zeit Bevor Sich 
dieser Stufenplan umsetzt, müssen erst noch eine ganze Reihe 
von Semestern ins Land gehen, weshalb es sinnvoll ist, es noch
mals zu prüfen. Nun allerdings nicht so, Frau Volkholz, wie es im 
Antrag steht: "Eine nachvollziehbare Bedarfsermittlung der Aus
bildungskapazität .. , So etwas ergibt keinen Sinn. Man kann aller
dings sagen, daß man "die Ausbildungskapazität nachvollziehbar 
ermitteln" will. Sobald man sich jedoch Bedarfsprognosen 
nähert, gelangt man auf noch dünneres Eis. Jedes Verfassungs
gericht wird sagen; daß das aus Artikel12 Grundgesetz resultie
rende Recht nicht durch irgendeinen hypothetischen Berufsbe
darf eingeschränkt werden darf. Aber sehen wir davon einmal ab, 
bleibt _es sinnvoll, die Zahl von 600 nochmals zu überprOfen. Wir 
als FDP bitten die große Koalition: Gebt euch einen Ruck! 
Stimmt dem zu, um das Gesetz besser zu machen. 

Eine weitere abschließende Bitte, Herr Flemming. Laßt es uns 
schnell machen und die Gunst der Stunde nutzen, daß im Raum 
keine Haushälter anwesend sind. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Jetzt haben Sie sie wach gemacht I] 

Wenn die nämlich überprüfen, daß wir die Kapazität nahezu hal
bieren, ohne auch nur annähernd die Kosten in gleichem Maße 
zu senken, dann dürften wir in Berlin erreicht haben, worum uns 
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die ganze Welt beneiden wird. Wir hätten dann die teuerst~n 
Medizinstudienplätze von allen. Deshalb: Stimmen wir schnell_ 
zu! 

[Beifall beLder FDP und der Abgn. Dr. Girnus (POS) und 
Wieland (Bü 90{Grüne)] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Der Ausschuß empfiehlt die Ablehnung des 
Ges_etzesantrags. Wer dem Gesetz seine Zustimmung zu geben 
wünscht. den bitte ich um das Handzeichen ! - Die Gegenprobe! 
- Stimmenthaltungen? - Damit ist dieses Gesetz mif-iiemlich 
großer Mehrheit abgelehnt. 

[3C.2] 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, haben 
wir eine weitere Korrektur zur nainentlichen Ab
stimmung. Das ist ein Ärgernis. Bei der namentlichen 
Abstimmung über die Verfassung hat der Koll_ege Siebenhüner 
mir mitgeteilt, daß trotz Anzeige der Funktionsfähigkeit seine 
Stimmabgabe nicht .registriert worden ist. .Es gilt aucJ:! hier der 
Gleichheitsgrundsatz. Er erklärt, daß er mit Nein gestiiniTit habe. 
Wir nehmen das zur Kenntnis, womif sich das Ergebn"is derge· 
stalt verändert, daß es anstatt 31 nunmehr 32 Nein-Stimmen 
gibt. Wir haben hinterher alles technisch geprüft, da hat es funk· 
tioniert. Wir wir vorhin jedoch gesehen haben, ist es manchmal 
eine Meisterschaft, einen Knopf richtig zu drücken. Deshalb wer· 
den wird dem heute stattgeben. 

Die lfd. Nummer 5 ist bereits durch die Konsensliste erledigt. 

[6] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 6, Drucksache 12/5585: 
I. Lesung des Antrags der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der SPD über Gesetz zur Änderung 
der Laufbahnverordnungen für den PolizeivoiiR 
zugsdienst 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der 
Fraktion der SPD vor, Drucksache 12/5585-1: 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Der Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
SPO übei Gesetz zur Änderung der Laufbahnverordnun· 
gen des Polizeivollzugsdienstes wird mit folgenden Ände· 
rungen angenommen: 

1. Artikel V erhält folgende Fassung: 

"Artikel V 

Mit Ausnahme der Vorschriften --in Artikel I, § 3 
Abs. 2 Satz 2, § 10, § 11-;§925 bis 27, Artikel II, § 3 
Abs. 2 Satz 2, § 7, § 8 urid § 10, Artikellll, § 3 Abs. 2 
Satz 2, § 7, § 8 und §10 sQWie des Artikels VIII tritt 
die Verordnung am Tage nach der Verkündung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft Arti· 
kell, § 10, § 11 und die§§ 25 bis 27, Artikel II, § 7, 
§ 8 und§ 10 und Artikellll, § 7, § 8 und§ 10 treten 
rückwirkend zum 1. März 1995 in Kraft. Artikel VII.! .tritt 
rückwirkend zum 1. September 1993 in Kraft. Artikel!, 
§ 3 Abs. 2 Satz 2, Artikel II, § 3 Abs. 2 Satz 2 und 
Artikellll, § 3 Abs. 2 Satz 2 treten am 1. Januar 1997 . 
in Kraft." · 

2. Nach Artikel VII wird angefügt: 

"Artikel VIII 

§ 33 des Laufbahngesetzes vom 17. Juli 1984 
(GVBI. S. 976), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
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25. Juni 1992 (GVBI. S. 204), wird um folgende 
Absätze 3 und 4 ergänzt: 

(3) Bewerber für die Laufbahnen des Polizeivoll
zugsdienstes, die nicht die deutsche Staatsangehö· 
rigkeit besitzen, können anstelle des Vorbereitungs
dienstes oder des Ausbildungsdienstes (Absatz 2) in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
beschäftigt werden. Das Ausbildungsverhältnis wird 
durch Einberufung begründet und endet außer durch 
Tod 

1. mit _der Ernennung zum Beamten auf Widerruf, 

2. mit dem Bestehen oder dem endgOitigen Nicht· 
bestehen der Laufbahnprüfung, 

3. durch Entlassung. 

Auf das öffentlich-rechtliche Ausbildungsverhältnis 
sind die für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs· 
dienst oder im Ausbildungsdienst der Laufbahn gel· 
tenden Vorschriften einschließlich der Vorschriften. 
übar Unfallfürsorge entsprechend anzuwenden. An 
die Stelle der Anwärterbezüge (§59 Abs. 2 Satz 1 
des Bundesbesoldungsgesetzes) tritt eine Unter· 
haltsbeihilfe in Höhe der dem Beamten im Vorberei· 
tungsdienst der Laufbahn zustehenden Bezüge, im 
Falle des Ausbildungsdienstes in Höhe der dem 
Beamten im Ausbildungsdienst {Absatz 2) zustehen· 
den Dienstbezüge. Daneben werden die jährlichen 
Sonderzuwendungen in entsprechender Anwendung 
der für Beamte auf_ Widerruf im Vorbereitungsdienst 
oder im Ausbildungsdienst maßgebenden Vorschrif· 
ten gewährt. Wer einberufen worden ist, wird nach 
§ 1 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 1974 
(BGBI. I S. 469, 547 I GVBI. S. 874, 952), geändert 
durch Gesetz vom 15. August 1974 (BGBI. I 
S. 1942/ GVBI. S. 2068), auf die gewissenhafte 
Erfüllung seiner Obliegenheiten verpflichtet. 

(4) Angestellte im Polizeivollzugsdienst können 
die Laufbahnbefähigung für den mittleren Dienst der 
Schutzpolizei abweichend von § 8 Abs. 1 Nr. 2 erwer· 
ben." 

Ich eröffne die I. Lesung. Zu diesem Gesetzesantrag hatte die 
Fraktion der FDP ursprünglich einen Beratungsvorbehalt. Mlr ist 
gerade mitgeteilt worden, daß _es keine Beratung gibt. Der Alte· 
stenrat empfiehlt die ÜberweiSung an den AUSschuß für Inneres, 
Sicherheit und Ordnung, dies gilt auch für den Änderungsantrag. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei· 
chen! - Damit so beschlossen. 

Die lfdn. Nummern 7 und 8 sind bereits durch die Konsensliste 
erledigt, und die lfd. Nr. 9 wird durch Frau Dr. Laurien aufgerufen 
werden. 

[Präsidentin Dr. Laurien übernimmt den Vorsitz.] 

[9] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Wir kommen also zur 

lfd. Nr. 9: 

a) Drucksache 12/5600: 

I. Lesung der Vorlage - zur Beschlußfassung -
über Gesetz zum Staatsvertrag über die Auf· 
gaben und Trägerschaft sowie Grundlagen und 
Verfahren der gemeinsamen Landesplanung 
zwischen den Ländern Berlin und Brandenburg 
(Landesplanungsvertrag) 
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b) Drucksache 12/5541: 
Vorlage - zur Kenntnisnahme - über 

1. den Entwurf eines Staatsvertrages über die 
Aufgaben und Trägerschaft sowie Grundla
gen und Verfahren der gemeinsamen Landes
planung zwischen den Ländern Berlin und 
Brandenburg (Landesplanungsvertrag) und 
die Verwaltungsvereinbarung über Organisa
tion, Verfahren und Finanzierung der 
gemeinsamen Landesplanungsabteilung der 
Läß.der Berlin und Brandenburg, 

2. den Entwurf eines gemeinsamen Landesent
wicklungsprogramms der Länder Berlin und 
Brandenburg (LEPro) und eines gemein
samen Landesentwicklungsplans für den 
engeren Verflechtungsraum Brandenburg
BerUn (LEPeV) 

Die Beschlußvorlage, das heißt das Gesetz,-War bereits vorab an 
den federführenden Ausschuß für die Zusammenarbeit der Län
der Berlin und Brandenburg, an den Ausschuß für Stadtplanung 
und Stadtentwicklung und an den Hauptausschuß .. überwiesen 
worden. Die nachträgliche Zustimmung ·zu diese!) Uberweisun
gen stelle ich fest. Ich eröffne die I. Lesung. Der Ältestenrat hat 
eine Redezeit von bis zu 10 Minuten empfohlen. - Herr Berger 
von der Fraktion Bündnis 90/Grüne beginr1t mit der Aussprache! 

Berger (Bü 90/Grüne): Frau PräSidentin I Meine Damen und 
Herren I Wir möchten die Vorlagen, die wir jetzt behandeln, nicht 
einfach zur Kenntnis n-enmen, ohne darüber zu reden. Sie sind 
nämlich sehr weitreichend und bedürfen daher der Begutach
tung durch das Parlament. Grundsätzlich stehen wir den vier Vor
haben positiv gegenübe~, denn sie gehen von der Erkenntnis 
aus, daß wir einen großstädtischen Verflechtungsraum - wie 
er auch in Rom, Paris oder Warschau vorhanden ist -zwar durch 
Landesgren2en trennen können, daß es aber nicht möglich ist, 
einen solchen großen Ballungsraum getrennt zu regieren. Aus 
diesem Grund geht das Gesetz davon aus, daß Planungen in 
diesem Raum, wenn irgend möglich, verschränkt werden müs~ 
sen. Diese Verschränkung der Planung in einem Verflechtungs
raum, die über die Landesgrenzen hinweg stattfrnden muß, 
solltle jenseits einer Bejahung oder Ablehnung der Länderfusion 
geklärt werden. Mit der vieldebattierten Frage der Ländervereini
gung haben diese Staatsverträge nur so viel zu tun, daß wahr
scheinlich nur die Absicht zu fusionieren dazu geführt hat, daß 
wir diese Vorlagen heute im Parlament haben. 

Unsere Fraktion hat im Vorfeld der Beratungen zur Fusion 
immer verlangt, daß ein Junktim zwischen einer Einigung oder 
einer vorläufigen Einigung über diese Planungsvertrage und 
einer Einigung der Regierungen über den Fusionsvertrag statt
finden muß. Oie Berliner Landesregierung hat unseren Vorschlag 
aufgegriffen, und wir werten es auch positiv, daß sie ihn durchge
setzt hat. So sind wir als Nebenfolge der Fusionsdebatte bei der 
Planungsdebatte in Brandenburg und Berlin einen wichtigen 
Schritt vorangekommen. 

Wir bewerten aber diesen Landesplanungsvertrag durchaus 
gemischt. Es ist von unserer Seite begrüßenswert,--daß eine 
gemeinsame Landesplanungsbehörde eingerichtet wird. Das 
halten wir für einen sehr ungewöhnlichen Schritt. Es ist meines 
Wissens in Deutschland ohne BeiSpiel, daß zwischen zwei 
Bundesländern eine gemeinsame Raumplanungsbehörde einge
richtet wird. Das ist vorwärtsweisend und wird hoffentlich dazu 
führen, daß dieses jahrelange, ätzende Gegeneinander- der 
Raumplanung, die es zw·1schen beiden Verwaltungen gegeben 
hat, durch eine, wenn auch wahrscheinlich noch konf!iktorien
tierte, innere Gruppendynamik in der Verwaltung erseht wird und 
es einen Einigungs- und Konsenszwang gibt. 

[Beifall bei BO 90/Grüne] 

Wir haben allerdings deutliche Kritik an Aspekten des Verfah· 
rens der gemeinsamen Raumplanung, die in diesem -Gesetz zum 
Staatsvertrag neben der Einrichtung einer gemeinsamen 
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Landesbehörde vereinbart werden. lm Kern läßt sich unsere Kri
tik so ·zusammenfassen, daß die Länderparlamente in der 
gemeinsamen Raumplanung eine ausgesprochen schwache 
Stellung haben werden. Ein zentraler Aspekt der gemeinsamen 
Raumplanung wird die Verabschiedung von Landesentwick
lungsplänen sein, und bei diesen, die ja auch die Grundorientie
rung für die Bauleitplanung Berlins und aller Gemeinden der 
Region darstellen werden, haben die Länderparlamente nichts 
zu befinden. Sie bekommen die Vorlagen - wie auch jetzt den 
Entwurf zu einem Landesentwicklungsplan für den engeren Ver
flechtungsraum -nur zur Kenntnis und dürfen nur Stellung dazu 
nehmen, können aber nicht darüber beschließen. Und dies vor 
dem Hintergrund, daß diese Pläne 20 Jahre gelten und erst nach 
einem längeren Zeitraum überprüft werden sollen und daß eine 
Anpassungspflicht - was wir unterstützen - der Sauleitplä.ne der 
Stadt Berlin und der Gemeinden an die gemeinsam vereinbarten 
Ziele der Raumordnung und an die Landesentwicklungspläne 
vereinbart worden ist I 

Wir als Parlament befinden regelmäßig über die Bebauungs· 
pläne, soweit sie zentralstädtisches Gewicht haben, und wir 
haben in 60stündigen ~eratungen und heftigen Qebatten über 
den Flächennutzungsplan der Stadt befunden. Über die Rah
menbedingungen, an die sich das alles anzupassen hat, dürfen 
wir nicht befinden. Dies ist nicht nachvollziehbar, eine Ermächti
gung der Exekutive und eine Entmachtung des Parlaments, 
was wir für unakzeptabel halten. 

Ein zweiter Punkt, an dem das Parlament schwach ist: Im Ent· 
scheidungs- und Meinungsbildungsprozeß der Regionalplanung 
werden die regionalen Planungskonferenzen eine ganz wich
tige Stellung haben. Hier sind aber nur die Exekutive und die 
regionalen Planungsgemeinschaften vertreten, nicht die Paria· 
mente. Wir meinen, daß die zentralen Diskussions- und Entschei
dungsprozesse der Regionalplanung nicht unter Ausschaltung 
der Parlamente stattfinden dürfen, und fordern auch hier deren 
Berücksichtigung. 

Ich will weitere Schwächen und Nachteile des vorgelegten 
GesetzeS zum Staatsvertrag - und nur hierzu können wir 
beschließen - jetzt nicht anführen, sondern nur noch auf eine 
Konsequenz hinweisen, die den Landesentwicklungsplan für den 
engeren Verflechtungsraum betrifft. Wir haben ihn jetzt erst als 
Entwurf und können also noch nicht darüber beschließen. Er 
geht auch erst an die Gemeinden in Brandenburg. Wenn er dann 
aber endgültig aus dieser Beteiligung kommt, hätten wir auch 
keine Möglichkeit, darüber zu beschließen. Er ist sehr weitrei
chend Ufld enthält zentrale Schwächen, die wir hier im Parlament 
diskutieren und zu denen wir Ja oder Nein sagen können müßten1 

etwa dazu, daß hier eine Art von Kuhhandel getroffen worden ist. 
Das Land Berlin hat nämlich darauf verzichtet, Planungssünden 
zu korrigieren, die im Land Brandenburg bis zum Herbst 1994 
begangen worden sind. Sie sagen, Herr Senator, Sie hätten sich 
hier nicht durchsetzen können. Ich aber sage: Es ist ein Kuhhan
del, weil umgekehrt das Land Brandenburg auf etwas verzichtet 
hat, was es immer verlangt hat, nämlich auf die Anpassung 
zumindest der Ziele des Flächennutzungsplans von Berlin·an die 
gemeinsame Raumplanung. 

Dieser gegenseitige Verzicht schadet der Umweltpolitik und 
dem Landschaftsschutz in der gesamten Region. Wenn man es 
kraß ausdrücken will, so kann man sagen, daß hier eine schmut
zige Hand die andere gewaschen hat, wobei dies nicht mora
lisch, sondern im Sinn einer verfehlten Umweltpolitik gemeint ist. 
Wir als Parlamentarier sollten das Recht und die Möglichkeit 
haben, eine solche Entwicklung zu kritisieren und zu korrigieren. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Mit diesem Gesetz zum StaatsVertrag über die gemeinsame 
Landesplanung haben wir das nicht. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Die Verschränkung der 
Landesplanung in einer Landesbehörde beurteilen wir sehr posi
tiv. Die Entmachtung des Parlaments, die mit den Verfahrensbe
stimmungen zur Landesplanung einhergeht, können wir nur 
schärfstens kritisieren. Wir werden uns entsprechend auch in 
den weiteren parlamentarischen Beratungen verhalten. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 
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Präsidentin Dr. Laurien: Als nächster Redner hat Herr 
Apelt von der CDU·Fraktion das Wort I 

Apelt (CDU): Frau Präsidentin I Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Zum Selbstverständnis der sich entwickelnden 
Region muß auch die pf[icht und der Wille zur landesplaneri· 
sehen Entwicklung gehören. Dabei geht es nicht nur um ihr 
Selbstverständnis, sondern auch um den Anspruch, eine euro· 
päische Wachstumsregion zu sein, in etwa die Wirtschaftskraft 
Hessens zu erreichen und möglichst eine der schönsten Städte 
Deutschlands zu sein, die durch ihr Umland mit den zahlreichen 
Seen und Wäldern gekennzeichnet ist. Aber gerade weil es 
einerseits eine Realität zu erhalten und weiterzuentwickeln gilt 
und andererseits dfesen genannten Anspruch gibt, kommt es 
darauf an, daß mit diesem Vertrag ein Instrumentarium vorgelegt 
wird, das zukünftige Entwicklungen sowohl bremsen als auch 
fördern kann. Dies war nicht einfach zu erstellen. 

Die Ausgangssituation war schwierig, da es _auf der einen 
Seite einen Flächen- und auf der anderen einen Stadtstaat gibf 
und unterschiedliche Begehrlichkeiten, Interessenlagen sowie 
ein Konkurrenzdruck vor allem durch die Randgemeinden vor· 
handen sind. Die zu hohe Zahl der Gewerbeflächen am Rande 
Berlins ist allen bekannt. Die Fehler aus den DDR-Zeiten und der 
Wendewildwuchs haben die_se Ausgangssituation verschuldet. 
Dazu kommt auch, daß es gewisse Eitelkeiten bei den Abgeord
neten und Parteien gab, die meinten, auch in den Kommunen 
Partikularinteressen vertreten zu können. So ist manches Stück 
der Mark der "rollenden Mark" geopfert worden. 

Vor dem Hintergrund dieses Wildwuchses und der beginnen
den Zersiedlung durch Gewerbe· und Einkaufszentren und einer 
Goldgräberstimmung, die in der Welt wohl einmalig ist, haben 
sich die Länder nun auf eine Art Korsett verständigt. Die Landes· 
planung ist nichts anderes als ein Korsett, das den möglichen 
Entwicklungen einerseits Grenzen aufzeigt, andererseits aber 
auch Chancen einräumt. Ich meine, daß daher das vorgelegte 
Werk einen Meilenstein dieser Entwicklung darstellt, zumal auch 
gezeigt wurde, wie die praktische Zusammenarbeit zwischen 
den Ländern funktionieren kann. Unabhängig vom politischen 
Geschrei aus allen Lagern ist eine anerkennenswerte Arbeit 
geleistet worden. Dies soll hier offen gesagt werden. 

Dabei ist insbesondere de_r Landesplanung ein Spagat zwi· 
sehen dem Anspruch auf Wirtschafts· und infrastrukturelle Eot· 
wiekJungen einerseits und der Sicherung von Lebens· und Kul
turräumen andererseits gelungen. Die Landes· und Landesent· 
wicklungsplanung muß also die Landesentwicklung nicht behin· 
dern und andererseits auch den Landeswildwuchs nicht begün· 
stigen. Mit der Landesplanung wird vielmehr der_Aus_uferung der. 
Stadt Einhalt geboten und gleichzeitig werden Lebensräume im 
Umland erhalten. Ebenso wird versucht, den Speckgürtel - das 
finde ich auch sehr beachtlich - möglichst eng zu schnallen. 
Gleichzeitig werden aber auch Entwicklungspotentiale weit 
außerhalb der Stadt aufgezeigt. Berlin soll sich entwickeln, 
jedoch in Brandenburg keine wirtschaftlichen Hinterhöfe schaf· 
fen. Dies kann auch nicht im Interesse der Berliner sein. Bran· 
denburg soll auch nicht im Schatten Berlins stehen, sondern zu 
einer gesunden Konkurrenz beitragen. 

ln diesem Zusammenhang ist das ziemlich unpassende 
Schlagwort 11 dezentrale Konzentration" aufgenommen wor· 
den, das allerdings praktikabel darstellt, was beispielweise im 
engeren Verflechtungsraum in den Zentren innen oder mit dem_ 
Städtekranz oder den Zentren außen herauskommen kann. Es ist 
für die Berliner sicherlich positiv, daß es - insbesondere, was 
den engeren Verflechtungsraum betrifft - um Siedlungsstrukt1,.1r· 
entwicklungen geht. Insbesondere die Schienenachsen sind 
schon beachtenswert, weil damit auch eine bestimmte Philoso
phie umgesetzt wird. Es gibt also einerseits Siedlungsstruktur· 
entwicklungen an solchen Achsen, die in das Land Brandenburg 
hinausführen, andererseits aber dazwischen auch Freiräume, die 
gleichsam wie Achsen wieder nach Berlin hineinführen. Dieser 
eben beschriebene Wechsel ist gelungen, wie beispielweise der 
Barnim-Park und der Teltow·Park zeigen. Wenn man dies 
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umsetzt, könnte es bedeuten, daß man aus der Innenstadt pro· 
blemlos ins Umland gelangt, ohne zu merken, daß es einen Über· 
gang von der Stadt zum Land gibt, Andererseits aber wird man 
an Stellen, wo gesagt wurde, hier soll die Entwicklung vorange
trieben werden, sehr deutlich ein-e Trennung zwischen urbaner 
und ländlicher Struktur spüren. 

Leider halten sich - das ist ein Problem, mit dem Gesetze 
immer zu kämpfen haben - die Brandenburger Gemeinden 
möglicherweise nicht immer an die Vorgaben. Der Aufschrei der 
Gemeinden im engeren Verflechtungsraum in der letzten Zeit hat 
dies wieder einmal deutlich bewiesen. Hier sind Gemeinden wie 
Schöneiche oder Waltersdorf anzuführen, deren Bevölkerungs
zahlen geradezu explodieren, obwohl in solchen Verträgen vor· 
geschrieben ist, in welchen Größenordnungen Zuwächse erfol
gen sollen. Diese Explosion der Bevölkerungszahlen macht auch 
mir angst. Ich kann mich manchmal des Eindrucks nicht erweh· 
ren, daß sich mancher märkischer Ort mit seinen Planungen 
übernimmf und sich durch seinen Größenwahn möglicherweise 
selbst zerstört. Sie zerstören damit nicht nur ihr eigenes Bild und 
ihre GesChichte, sondern auch ihren Charakter. 

Es gibt natürlich auch in Ber!in Diskussionen darüber, daß 
Iandespianerische Vorgaben oder auch solche, die von anderen 
vorgegeben wurden, nicht immer in die akt~:Jelle Politik eingegan· 
gen sind. JOngstes Beispiel hierfür ist ein Raumordnungsverfah· 
ren von Planern in Braildenburg, welches offensichtlich bei der 
Entscheidung über den Flughafen überhaupt keine Rolle mehr 
gespielt hat. Da fragt man sich, was die ganze Arbeit solle. Es 
gibt aber auch Fragen zu den Entwicklungsgebietenjauch hier 
sind solche Gebiete, wie beispielweise Wünsdorf genannt wor· 
den. Dies sind Orte mit besonderem Handlungsbedarf, wie aus 
den Texten hervorgeht. Wenn allerdings die Landesplanung 
diesen Orten nicht die Chance läßt, wie es bei Wünsdoti der Fall 
ist, für den geplanten Flughafen Entwicklungsschwerpunkt zu 
werden, dann fragt man sich nach dem Sinn der Planung. Ich 
hoffe, daß Berlin seine Planungsversprechen auch einhält. 

Abschließend sei auf die gemeindsame Planungsbehörde ver
wiesen, die gleichsam eine gemeinsame LandesplanungsabteiM 
lung darstellt und in Deutschland einmalig ist. Ich glaube, daß 
dies der richtige Weg ist, nicht nur weil Berlin in seiner unendM 
Iichen Bescheidenheit nur noch den stellvertretenden Leiter 
stellt, sondern weil die Stadt auch oft genung gezeigt hat, daß 
sie über den eigenen Tellerrand schauen kann. 

[Zuruf des Abg. Berger (BO 90/Grüne)] 

Ich hoffe, daß das, was hier vorgelegt wird, auch in Zukunft 
von den Regierenden ernstgenommen wird. Denn Landespla
nung macht schließlich nur Sinn, wenn das, was auf dem Papier 
steht, auch eingehalten wird. - Danke schönt 

[Beifall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Als nächster Redner hat Herr Wolf 
von der POS-Fraktion das Wort. 

Wolf (POS): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit 
dem Landesplanungsvertrag, dem Entwurf des Landesentwick· 
· lungsprogramms Berlin-Brandenburg und dem gemeinsamen 
Landesentwicklungsplan für den engeren Verflechtungsraum 
liegt uns ein umfangreiches Vertragspaket zur gemeinsamen 
Landesplanung vor. Dieses Paket ist mehr als_ überfällig, und bei 
e_inem entsprechenden politischen Willen und entsprechenden 
Anstrengungen hätte all dies viel frOher vorgelegt werden kön
nen und vor allen Dingen vorgelegt werden müssen. 

.[Beifall bei Bü 90/Grühe] 

Den anstatt daß man sich frühzeitig und energisch darauf kon· 
zentriert hätte, ein Instrumentarium zu schaffen, mit dem den 
absehbaren raumplanerischen Fehlentwicklungen hätte 
begegnet werden können, hat der Senat auf die Wunderwaffe 
Länderfusion als Allheilmittel gesetzt und die Notwendigkeit kon· 
kreter Aktivitäten einer gemeinsamen Landes: und Regionalpla
nung davon überlagern lassen. 
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(A) Unterdessen sind Fakten geschaffen worden. Wie notwendig 
ein schnelleres Handeln gewesen wäre, macht zum Beispiel der 
DGB, Landesbezirk Berlin-Brandenburg, in seiner Stellung
nahme zum Entwurf des Neugliederungs-Staatsvertrages vom 
Ende letzten Jahres deutlich, wenn er davon ausgeht, daß - ich 
zitiere -

. . . ca 50 Prozent aller lnvestitlonsentscheidungen, die 
innerhalb der nächsten 10 bis 15 Jahre bedeutsatn sind, 
bereits in den letzten drei Jahren getroffen wurden und dem 
Kerngedanken der dezentralen Konzentration widerspre
chen. Der sogenannte Speckgürtel um Berlin belegt dies 
eindrucksvoll. 

Damit-sind regioria!polifisch verhängriiSVofle;- C:Jie Raumstruktur 
langfristig bestimmende Entscheidungen gef3Jlen, ohne daß in 
diesem Zeitraum die Landesentwicklungspolitik Ober ein Instru
mentarium verfügt hätte, um hier steuernd und korrigierend ein
zugreifen. 

Die Berliner Politik, zuerst den Flächennutzungsplan zu ver~ 
abschieden, um damit einen festgesetzten Flächennutzungsplan 
in das Verhandlungspaket einzubringen, hat nicht nur zu weiterer 
Verzögerung bei der_ Sc_haffung von Instrumentarien gemein
samer Landesplanung geführt, sondern zugleich die !(onkurrenz 
um Ansiedlung und die Ausweisung von Gewerbe- und Wohn~ 
bauflächen zwischen Berlin und den Umlandgemeinden ange· 
heizt. Das ist besonders sträflich angesichts dessen, daß es in 
der Bundesrepublik wohl kaum eine vergleichbare Region gibt, 
wo die WidersprUche zwischen der Peripherie und dem Zen
trum, der Metropole und der umliegenden Region so deutlich 
zutage treten wie in der Region Berlin·Brandenburg, und das 
ganze unter Bedingungen, wo sich verschiederle Prozesse 
sozialer und gesellschaftlicher Umstrukturierung überlagern: die 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Umstrukturierung des 
Ostens, das Ende der Subventionswirtschaft in West~Berlin, der 
Strukturwandel zur Dienstleistungsmetropole und die Kern
Rand-Wanderung nicht nur von Industrie und Gewerbe, sondern 

(B) auch von Bevölkerung, zum Beispiel in Form -des Eigenheim
baus. 

Berlin und sein Umland sind derzeit einem enormen Sied
lungsdruck aUsgesetzt mit der Gefahr _ der Wiederholung 
bekannter Fehlentwicklungen aus ander_e_n Verdichtungsräumen. 
Die werdende Metropole Berlin Obt überregional eine große 
Anziehungskraft für Gewerbe~ und Wofinaitsiedlung aus, wäh· 
rend andererseits_die Gefahr droht, daß die Obrigen· Räume bei 
einer ausschließlich auf den Markt orieintlerten und vom Markt 
gesteuerten Entwicklung auf die ErfLillung von ökologischen und 
infrastrukturellen Hilfsfunktionen für Berlin reduziert werden. Die 
aktuelle räumliche Entwicklung ist durch eine eindeutige Konzen
tration von Vorhaben auf die Stadtregion Berlin gekennzeichnet, 
und dadurch entsteht eine Sogwirkung, die einersetts zu einem 
Leerlaufen der Bertin~fernen Landesteile fUhren kann und zu 
einem Teil das bereits tut. 

Wenn man sich jetzt das vorliegende Vertragspaket ansieht, 
muß man leider feststellen - bei vielen einzelnen riChtigen und 
wichtigen Punkten, die es enthält-, daB alle formulierten Grund· 
sätze nur als Wunschvorstellungen im Raum stehenbleiben, weil 
die Verträge kein Instrumentarium zur Umsetzung dieser Ziele 
festschrieben. Was fehlt, sind bindende Regelungen, die 
gewährleisten, daß die schön formuliertEm Ziele nicht nUr leere 
Worthülsen bleiben. Die Verabschiedung rechtverbin~licher 
Landesplanungsaussagen ist zwar eine notwendige-, aber keine 
hinreichende Voraussetzung fGr die Steuerung der Raument
wicklung. 

Eine Abstimmung mit andereri Fac_hpolitikerl, vor allem der 
Wirtschafts· und der Verkehrspolitik ist dringend- eiforderlich. 
Notwendig wäre, geeignete ökonomische Änreize und Instru
mente zu entwickeln, die die blinde Wirkung von Marktmechanis
men korrigieren und relativieren. So ist Zum Beispiel Freiraum· 
sicherung ohne Nachteilsausgleich für die betroffenen 
Gemeinde eine Illusion. Und ohne eine regional deutlich differen
zierte Fördermittelvergabe sind Ansiedlungen externer Jnvesto~ 
ren im äußeren Landestell nicht zu erreichen. Das wichtigste 
Steuerungselement sind die öffentlichen Investitionen vor a]len 
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Dingen im Bereich der Infrastruktur. Hiermit könnten sowohl (C) 
regionale wie Inhaltliche Prioritäten gesetzt werden. Zum Bei-
spiel durch eine eindeutige Orientierung "Schiene vor Straße" 
könnten Signale für einen ökologischen Umbau gesetzt und die 
Erschließungsbedingungen sowohl innerhalb des Verflechtungs
raums als auch peripherer Landesteile entscheidend verbessert 
werden . 

[Beifall bei der POS] 

Daß man solche Steuerungsinstrumente brauchte, wissen 
im Prinzip auch die beiden Landesregierungen. Im Eckwertepa~ 
pier vom 6. Dezember 1992 heißt es zum Beispiel: 

Zur Verwirklichung des Konzepts der dezentralen Konzen
tration in Brandenburg und Berlin ist eine gemeinsame 
Bodenvorratspolitik zu betreiben. Für Maßnahmen zur 
Sicherung und Entwicklung im Verflechtungsraum und für 
Ausgleichs- und Enschädigungsleistungen ist ein gemein
samer Ausgleichsfonds zu errichten. 

Ich zitiere weiter: 

Die beiden Länder prüfen die Möglichkeiten einer gemein
samen Wohnungsbauförderung. 

Oder: 

Der Realis1€:rung· des Verkehrsverbunds kommt erste Priori· 
tät zu. 

Oder: 

Für eine abgestimmte Strukturpolitik ist die Vereiriigung der 
Wirtschaftsfördergesellschaften beider Länder notwendig. 

Und so weiter, und so fort. Weitere lobenswerte Ziele dieser Art 
ließen sich noch weiter aufzählen. Aber realisiert wurde davon 
bislang nichts, so daß die gemeinsame Landesentwicklungspoli
tik weitgehend auf dem Papier steht Die wirksamen Instrumente 
zur Umsetzung ihrer Ziele existieren nicht. 

Bemerkenswert ist auch, daß für alle Ober·, Mittel· und Unter- (D) 
zentren Funktionen festgeschrieben werden sollen, die sie in 
bezugauf die Gesamt~ bzw. Teilregion haben. Lediglich für Berlin 
ist das nicht der Fall. Die Funktion Berlins wird als Metropole, 
Hauptstadt und Regien.ihg'ssftz beschrieben, aber Berlin 
bekommt keine Funktion in bezug auf die Entwicklung der 
Region zugewiesen, genausowenig wie Entlastungsfunktionen, 
die das Umland für Berlin einnehmen soll, präziser definiert Wer~ 
den. ln diesem Planungswerk ist Berlin einfach da - selbstge· 
nügsam und satt, und die Region hat Berlin zu dienen. Das ist die 
Philosophie dieses Planungswerks, und das halten wir fLir nicht 
akzeptabel. 

[Beifall bei der POS und bei Bü 90/Grüne] 

Es wird zWar eine formale AnpasSungspflicht der Bauleitpla
nung formuliert. Der Berliner Rächennutzungsplan wird 
jedoch faktisch davon ausgenommen, indem er einfach als ange· 
paßt erklärt wird, wenn es heißt: 

Die Darstellungen de$ Berl.iner Flächennutzungsplans vom 
23. Juli 1994 gelten als· an die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung angepaßt. 

Dabei ist es nun so_, daß, <;!er Berliner Flächennutzungsplan mit 
seiften überzogenen Wachstumszielen -das haben wir ausführ
lich bei der Verabschiedung des FNP diskutiert - und den damit 
verbundenen Versuchen, alle Entwicklungen in den Ballungs· 
raum Berlin zu ziehen, das Ziel der dezentralen Konzentration 
konterkariert. Und deshalb ist es wahrscheinlich auch kein Zufall, 
daß das Ziel der dezentralen Konzentration im Planungsgesetz 
gegenüber dem ursprUngliehen Entwurf nicht einmal dem Begriff 
nach noch auftaucht. Das ist bedauerlicherweise nur ehrlich, 
geht doch die wirkliche Politik in Berlin und Brandenburg jen· 
seitS aller verbalen Erklärungen längst davon aus, daß eine Ent· 
wiekJung nur im engeren Verflechtungsraum stattfindet und nicht 
im Städtekranz des äußeren Entwicklungsraums. 

Man braucht sich also nichts vorzumachen: Wenn heute nen
nenswerte Entwicklungen nur im engeren Verflechtungsraum 
nicht nur erwartet, sondern zugleich planarisch akzeptiert wer~ 
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(A) den, ist die Zersiedelung und die Zementierung des Speckgür~ 
tels unvermeidlich. Das wird nicht nur verheerende Wirkungen 
auf die Lebensqualität im engeren Verflechtungsraum haben, 
sondern zugleich auch eine regelrechte Barriere bilden, die je9e 
sozialökonomische Entwicklung in den peripheren Teilen des 
Landes blockieren wird. 

Das vorliegende Planungspaket kommt nicht nur zu spät. Es 
verzichtet auch auf die Schaffung eines wirksamen Instrumenta
riums zur Regional~ und Strukturentwicklungspolitik. Es konter
kariert das Leitbild der dezentralen Konzentration, indem es den 
Berliner Rächennutzungsplan mit seinem Versuch, alle Entwick
lungspotentiale der Region nach Berlin zu ziehen, unüberprüft 
festschreibt Und es schreibt planarisch die Verfestigung eines 
Speckgürtels um Berlin und damit die_Abkoppelung der regiona
len Entwicklungszentren des brandenburgischen Städtekranzes 
fest. Das isttrotzaller Elemente, die in diesem Planungswerk teil
weise auch positiv sind, für uns nicht akzeptabel. 

[Beifall bei der POS und bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Edel - bittel 

Edel {SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren{ Daß 
man sich über solche umfangreichen Pläne und Staatsverträge 
streiten muß, halte ich für selbstverständlich. Wenn das nur im 
Konsens möglich wäre, stände wohl gar nichts drin. Ich halte es 
fOr positiv, da~ bisher alle Fraktionen, die gesprochen haben, das 
Werk im Prinzip für richtig und notwendig, zwar vielleicht für zu 
langsam erstellt -wie Sie meinten, Herr Wolf -, aber im Prinzip 
für sinnvoll erachten. Ich will deshalb nicht alles wiederholen und 
vor allem nicht aus dem Staatsvertrag zitieren. Ich halte es mit 
meiner Fraktiqn für sinnvoll, wie dieses System aufgebaut ist, 
und will deshalb auf die Kritikpunkte eingehen, die von den drei 
Vorrednern vorgebracht wurden. 

(B) Von der Fraktion Bündnis 90/GrOne (AL) kam der Vorwurf, daß 
Parlament .lasse sich entmachten. Es ist in der Tat so, daß wir 
diese Pläne nicht beschließen, aberdaransieht man, wie wichtig 
es ist, daß wir zu einer Fusion der belden Länder kommeri, wenn 
wir überhaupt etwas gemeinsam machen wollen, und daß wir 
schnell zu dieser Fusion kommen. 

[Berger (BO 90fGrUne): Dann ist genau dasselbe der Fall!] 

- Nein I Was jetzt planerisch gemacht wird, kann eben nur durch 
Staatsvertrag gemacht werden. Staats'{erträge werden nur 
durch die Regierungen ausgehandelt. Über die Staatsverträge 
hat das Parlament nur mit Ja oder mit Nein abzustimmen. Sind 
wir ein gemeinsames Land, machen wir eine Landesplanung, 
und da hat selbstverständlich - wie z. B. bei der Landesplanung 
des Landes Berlin - das Parlament wesentlich mehr Ges1al
tungsmöglichkeiten. Wir sollten es uns am 22. Juni auch nicht 
verbauen, daß wir das in ZUkunft genau so machen, wie wir es 
als Parlamentarier für richtig halten. Da bin ich Ihrer Meinung. 
Aber zur Zeit geht es eben nicht anders. 

Die Fehlentwicklungen, die vom Kollegen der CDU-Fraktion 
angesprochen worden sind, sind etwas, unter dem diese RegiOn 
noch leiden wird: Da ist züm einen der riesige Kaufpark bei Dall
gow mit 45 000 qm Verkaufsfläche, wo sich nebenan mit Woh· 
nen noch nichts abspielt, denn man muß ein paar Kilometer fah
ren, um überhaupt zu diesen Verkaufsflächen hinzukomme~. Das 
sieht im Falle Eiche mit noch-mals 45 OÖÜ -qm Verkaufsfläche 
etwas anders aus, weil zumindest auf der anderen Straßenseite 
ein riesiges Wohngebiet des Berl_iner Bezirks Hellersdorf liegt. 
Es handelt sich aber dennoch um zwei Ergebnisse von eklatanter 
Fehlplanung und Bürgermeisteregoismus - so·- sag·e ich _ein
mal -, den ich irgendwie verstehe, denn in diesen Orten schaut 
man auch auf die Einnahmen aus Gewerbesteuern. Aber plana
risch ist das keine Glanzleistung gewesen, obwohl es, H:m 
Senator, schon ein positives Ergebnis ist, daß Eiche ·nicht 
90 000 qm Verkaufsfläche hat, wie das ursprünglich geplant war. 
Insofern sind nicht nur Fehler gemacht worden, sondern au.~h 
große Fehler verhindert worden. Das sollte man nicht vergessen. 
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Ich möchte auch-noch zwei Beispiele aus dem Wohnentwick- (C) 
lungsbereich heranziehen, wo bisher die Ziele dieses Planwer-
kes in eklatanter Weise mißachtet wurden. Ich verweise auf die 
Wohnparks der kleinen Gem6iride Rcigow, die weniger als 500 
Einwohner hat, und wenn eines Tages alle Häuser, die in Ragow 
gebaut worden sind, bezogen sein sollten, hat sich die Einwoh· 
nerzahl mindestens verfünf· oder versechsfacht.ln Groß-Ziethen, 
ebenfalls im SOden von Berlin, sieht das genauso aus. ln diesen 
Gemeinden, die ich als Beispiele herangezogen habe, ist das 
hier vorlegte planarische Konzept, wonach es eine Schienenver
bindung - eine S-Bahn- oder Regionalbahnverbindung - nach 
Serlin oder außerhalb geben soll, nicht berücksichtigt. 

[Berger (Bü 90/Grüne): Wasserstadt Oberhavel 
wäre auch ein schönes Beispiel!] 

Als Zielvorstellung ist angegeben:_ Im Radius von 1 000 
Metern um einen Schienenhaltepunkt Unsere Stadt hat nun ein
mal ein hervorragendes Schienennetz - 8-Bahn, U·Bahn und 
Straßenbahn-, aber selbst wenn Sie dieSe hehren Forderungen 
auf das Berliner Straßen- und Siedlungsnetz umlegen, sehen 
Sie, daß das auch hier nicht geht bzw. in der Vergangenheit nicht 
gegangen ist. Wir sollten deshalb nicht von den Brandenburger 
Gemeinden mehr verlarigen, als wir einhalten konnten. ln einem 
Ballungsgebiet ist das mit der Vorgabe nin ein~m Radius von 
1 000 Metern" nicht zu machen. Ich bin aber eindeutig Ihrer Auf
fassung: Es sind schlimme Fehler gemacht worden. Und es ist 
das Ziel dieseS Planwerks und dieses Staatsvertrages, diese 
Fehler in der Zukunft zu vermeiden. Die Zukunft ist nicht beendet, 
wir haben einen Planungszeitraum von 20 Jahren, und auch 
danach wird die Siedlungsentwicklung weitergehen. Dafür gilt 
es Begrenzungen einzusetzen. 

Herr Wolf! Was die Schnelligkeit angeht: Solche Werke las
sen sich eben nicht in einem Jahr aushandeln, weder von den 
Parlamenten noch von den Regierungen hätte das schneller 
geschehen können. Ihre großen Kritik, was die Fiktion angeht: 
Der Flächennutzungsplan gilt als angepaßt. Die Bebauungs- (D) 
pläne in den Brandenburger Gemeinden, Qis Herbst 1994 fest
gesetzt oder öffentlich ausgei_egt, gelten als angepaßt. Das ist 
auch notwendig, denn es gibt sinnvollerweiSe eine andere Pas-
sag.e _ir:n Staatsvertrag: Wenn ein Bebauungsplan jetzt oder 
zukilnftig geändert werden s_oll, dann gibt es unter Umständen 
für _den . Grundstückseigentümer Regreßmöglichkeiten. Und 
dann muß entschädigt werden. 

[Berger (BQ 90/Grüne): Es geht um 
begonnene Bauvorhaben!] 

Das können wir nicht wollen, daß in Brandenburg oder in Berlin 
praktisch das ganze noch einmal über den Haufen geworfen wird 
und im Grunde durch die Entschädigungspflichtigkeit die 
Landeskasse geplündert würde. 

[Wolf (PDS) : Der Stichtag liegt vor dem Planungsbeginn!] 

- Nein, Herr Wolf! Man muß dazu stehen, daß man das in dieser 
Zeit, wo die Landesplanung erst begonnen hat, die Grund· 
Stücksverkäufe aber längst beim Notar Jagen - jedenfalls die 
ersten und schnellsten - nicht mehr verhindern konnte. Das kann 
man nur unter Geschichtsaufarbeitung vielleicht einmal themati
sieren, aber ändern konnten wir alle es nicht mehr. 

Ich sagte ja schon: Die Begründung dafür, daß es so ist, ist 
manchmal vielleicht auch ein verständlicher Bürgerme_isteregois· 
mus. Dort hat ma"n sich närlilich Sagen müssen: Wenn wir unsere 
Infrastruktur in den nächsten Jahren in Ordnung bringen wollen 
und das überhaupt nur annähernd bezahlen können sollen, dann 
müssen w~r Land v~rkaufen. - Deshalb sollte man auf diejenigen, 
die damals vor fünf Jahren die Verantwortung übernommen 
haben, nicht so sehr schimpfen und ihnen nicht vorwerfen - das 
war ja in einigen Be~rägen zu hören, in Ihrem besonders -, sie 
hätten dieses Land und vor allem das Umland von Berlin bereits 
verhunzt. Trotz der Fehler, die _ich auch sehe, glaube ich nicht, 
daß es so ist. So sphlirnm ist 8s nicht. Stadtplanung, Regional· 
planungund Raumordnungsplanung, in Zukunft von allen verant-
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wortlieh begonnen und durchgesetzt, wird es ermöglichen, daß 
es ein schönes Land bleibt, was es meiner Meinung nach heute 
noch ist. - Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Tiedt - bitte! 

[Günther (SPD): Wo ist eigentlich der Senat?
Frau Herer (POS): Der Senat ist in der Kantine I -

Weitere Zurufe] 

Tiedt (FDP): Einer istnoch da!- Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Jeder, der weiter als bis drei zäh
len kann, wird gemerkt haben, daß in diesen beiden Vorlagen 
kein Wort so häufig auftaucht wie das Wort ngemeinsam". Und 
wenn man sich das auf der Zunge zergehen läßt, dann empfindet 
man nach einer Weile geradezu, daß das wie eine beschwö
rende Formel durch alle Vorlagen, durch alle Paragraphen, durch 
alle Artikel und Erläuterungen geht, 

[Berger (Ba 90/GrOne): So wie bei Ihnen Marktwirtschaft I] 

weil die Gemeinsamkeit wenigstens auf diese Weise hergestellt 
werden muß. Das ist an sich auch richtig, und wir wollen ja, daß 
viel gemeinsarri g-emacht wird, jedenfalls im Vorfeld der Fusion. 
Das muß wohl auch so sein. Aber wenn man das auf die Sub
stanz einzudampfen versucht, dann wird man feststellen - und 
das sage ich Ihnen gleich, Herr Senator Hassemer, ausnahms
weise gar nicht so kritisch wie sonst -, daß es gar nicht anders 
geht, als diese Gemeinsamkeit zu beschwören, solange sie tat
sächlich noch nicht existiert. Wir haben - das ist hier schon 
gesagt worden - erstmalig ein sehr interessantes und einmali
ges administratives Phänomen, närriliCh eine Landesplanungs
behörde. Das haben wir schon zum Zeitpunkt der Ankündigung, 
daß sie geschaffen werden sollte, für richtig gehalten und 
begrüßt. Daß es ein wenig länger gedauert hat, als ursprünglich 
vorgesehen War, halte ich dem Umstand zugute, daß der Senat 
das nicht allein hat beschließen kö_nnen und die Prozesse 
womöglich länger dauern, wenn zwei miteinander verhandeln. 
Wir haben uns im Ausschuß die z.um Teil quälenden Verfahrens-

• weisen, bis irgendwelche Vereinbarungen zustande gekommen 
sind, zu unser aller Kummer anhören müssen. Aber an_ der Stelle 
will einmal nicht die ganZe Kritik der Opposition - jedenfalls von 
uns - Ober den Senat schütten, weil ich denke, daß hier zum Te11 
sehr zäh und - ich bin überzeugt - im Endergebnis durchaus 
erfolgreich verhandelt_ worden ist. 

Bei der Landesplanung handelt es sich - wie wir alle wissen -
um eine etwas weichere Materie -sage ich einmal -als bei der 
Regionalplanung, und deswegen nimmt die Landesplanung
auch einen relativ großen Umfang ein, weil man darüber viel 
reden und Ziele formulieren kann. Das ist alles sehr schön. Bei 
der Regionalplanung geht es ans Eingemachte. Der Abschnitt 
Ober die Regionalplanung ist im Verhältnis zu den anderen 
Abschnitten sehr kurz. Dabei ist es ja so: Aus aller Erfahrung wis
sen wir, die Konflikte in der Regionalplanung spielen sich an der 
Basis ab, auf Ebene der Gemeinden, der Kreise. Und die Umset· 
zung solcher Planung funktioniert immer nur dann, wenn die wirk
lich mitspielen. Dies zu dekretieren ist sehr schwer. Um so 
schwieriger ist eS dann, wenn man Entscheidungen auch kleiner 
Konflikte durch eine solche Konstruktion, wie sie hier gemeinsam 
mit Brandenburg gefunden worden ist, relativ weit nach oben 
zonen muß. Ich hätte fast gesagt, auch die kleinsten Konflikte, 
wenn es in den Konferenzen nicht zu einer Einigung kommt, müs
sen letztlich von den beiden Regierungschefs gelöst werden. 
Dies ist ein unglaublicher Aufwand an Bürokratie, ein unglauba 
licher Aufwand an Ents_cheidungsverfahren. Und in der Sache 
besteht das Problem, daß in den überwiegenden Fällen, wo es 
solche Konflikte gibt, das Land Brandenburg betroffen ist. 

Der engere Verflechtungsraum, der sogenannte Speckgürtel, 
ist auch sehr schön beplant, jedenfalls sieht es auf dem Papier 
alles schön aus. Die Frage, die an der Stelle aufwerfen möchte, 
ist, ob die Planung, so wie sie _hier vorgesehen ist, in einigen 
Bereichen nicht viel zu restriktiv ist, ob sie auch dem tatsäch
lichen Bedarfsdruck entspricht, ob es so sein wii'"d, daß die tat
sächliche Entwicklung, die voraussahbare Entwicklung, die 
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heute schon an vielen Stellen erkennbar ist, ob sie durch diese 
Art der Planung noch aufgefangen werden kann. Insbesondere 
im Süden Berlins scheinen uns die vorgesehenen Entwicklungs· 
potentiale dem tatsächlichen Nachfragedruck in gar keiner 
Weise zu entSprechen. Insofern kann man sagen: Papier ist 
geduldig, und Pläne sind immer nur die Manifestation von Kom
promissen und Wunschvorstellungen.- Gleichwohl ist es wich
tig, dabei die Realität nicht aus den Augen zu verlieren. Hier sind 
von _ einigen Vorrednern eine ganze Reihe von Beispielen 
gebracht worden, wo die Realität anders läuft, als in den Planun
gen vorgesehen. Das führt zum Teil zu skurrilen Vorgängen, z. B. 
daß in einigen brandenburgischen Gemeinden festgelegt wird, 
wie vfele Geburten dort gefälligst nach der Planung stattzufinden 
haben. Früher war das in der alten DDR so: Da wurde festgelegt, 
wie viele Bestattun-gen vorgenommen werden mußten. Das ist ja 
nun glückli_cherwe~se nicht mehr so. 

[Zurufe der Abgn. Frau Volkholz (Bü 90/Grüne) 
und Apelt (CDU) -

Frau Stätzer (SPD): So stellt sich klein Fritzchen 
die DDR vor!] 

Aber nun die Geburten auf diese Weise Zahlenmäßig festzu
legen, das halte ich für aberwitzig. Insofern teilen wir auch die 
Konzeption der dezentralen Konzentration ihrer Zielvorstellung, 
aber die Frage ist: Wie weit wird sie in der Realität tragfähig 
sein? - Konzentrieren - ich sagte es an dieser Stelle schon ein
mal- kann man nur etwas, was vorhanden ist. Und wenn es nicht 
vorhanden ist, weil die Bevölkerung wegzieht, dann ist das mit 
der Konzentration schwierig. Wenn Sie, Herr Wolf von der POS, 
meinen, daß diese Planungskonzeption der dezentralen Konzen
tration nicht in diesen Werken vorkommt, 

[Berger [Bü 90/Grüne): Die ist Zl.lm Teil aufgegeben!] 

Sie wissen -wie wir alle-, daß sie Gegenstand auch des Fusi
onsstaatsvertrages ist. 

[Berger (BO 90/GrOne): Der ist da besser!] 

Ich stelle 3nheim, Sie können dem ja am 22. Juni zustimmen. 
Dann können Sie auch die dezentrale Konzentration auf diese 
Weise mittragen und mit herbeiführen . 

[Zuruf des Abg. Wolf (POS)] 

Es ist wahr, was Herr Berg er gesagt hat, es ist zu beklagen, 
daß das_ Parlament - ich will nicht sagen: völlig draußen ist, weil 
es immer n_och Möglichkeiten hat, Dinge an siCh zu ziehen, zu 
diskutieren-, aber es ist nicht dem Umfang beteiligt, wie wii das 
als Parlamentarier fordern müssen. Aber- darauf hat der Kollege 
Edel schon Bezug genommen - das ist nun einmal so in einer 
Situation, wo man Planungen Ober Staatsverträge machen muß. 
Es ist eigentlich ein Unding. Das ganze Werk ist ein Kompromiß 
- und kann auch nichts anderes sein. Ich sage noch einmal, Herr 
Senator Hassemer: Sie haben unsere Anerkennung für das End
ergebnis der Verhandlungen mit dem nicht immer ganz einfachen 
Verhandlungspartner Brandenburg. Ich mache es mir nicht so 
einfach wie andere, die sagen: Das ist alles nicht in Ordnung, 
das ist alles schlecht, das hätte alles anders gemacht werden 
müssen. - Nein, ich denke, hier ist ein Werk zustande gekom
men, das wenigstens vorübergehend tragfähig ist. Es ist ein 
Kompromiß, aber es ist natürlich auch eine richtige Krücke dafür, 
e~?I-S zu J!lachen, etwas zu beschließen, etwas zu planen durch 
zwei Administrationen, was eigentlich in eine Administration 
gehört. Und _i_ch sage noch einmal abschließend: Wenn es 
irgendeiner zusätzlichen Argumentation für die Fusion der 
beiden Länder Berlin und Brandenburg bedürfte, dann sind es 
die beiden Vorlagen, über die wir hier heute gemeinsam diskutie· 
ren. - Ich danke Ihnen! 

[Beifall bei der FDP und des Abg. Berger (BU 90/GrOne)] 

Präsidentin Dr. Laurien: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Besprechung der Vorlage zur Kenntnisnahme ist 
damit abgeschlossen. Das Gesetz liegt bereits den Ausschüs
sen zur Beratung vor. 

Die lfd. Nrn. 10 bis 15 sind bereits durch die Konsensliste erle
digt. 

(C) 

(D) 
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Frau Präsidentin Dr. Laurien 

(A) [14] 

(B) 

Aber bei der 

lfd. Nr. 14, Drucksache 12/5622: 
I. Lesung des Antrags der Fraktion der CDU über 
Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Neuorganisation der Schulaufsicht und die Errich
tung eines Landesschulamtes in Berlin 

ist zuständigkeitshalber auch noch mitberatend an den Aus· 
schuß für kulturelle Angelegenheiten zu Gberweisen. Wenn Sie 
dem zustimmen möchten, zeigen Sie das bitte durch Handhe
ben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann iSt die Überwei
sung vollzogen. 

[16] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 16, Drucksache 12/5536: 
Wahl eines ordentlichen und eines stellvertreten
den Mitgliedes des Richterwahlausschusses 

Wir kommen jetzt zu Wahlen. Meine Damen und Herren! Beach
ten Sie bitte hierzu Ihre Unterlagen.- Wir kommen zur sofortigen 
Abstimmung gemäß§ 74 Absatz 1 Satz 1 unserer (3eschäftsord
nung. Die Wahlvorschläge entnehmen Sie bitte der Anlage der 
Drucksache. Wer die dort Genannten zu wählen wilnscht, den 
bitte ich um das Handzeichen.- Gegenprobe!- Enthaltungen? 
- Damit sind die Wahlvorschläge angenommen.- Meine Damen 
und Herren! Manche haben überhaupt nicht mehr abgestimmt. 
Es ist dann für mich schwer zu entscheiden, was das bedeuten 
soll. 

[Zurufe] 

- Nein, manche haben nicht die Hand gehoben! 

[17] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr.17, Drucksache 12/5553: 
Wahl 

a) von zwei Vertretern der Berliner Gewerkschaf
ten zu Mitgliedern des Kuratoriums der Hum
boldt-Universität zu Berlin, 

b) von zwei Vertretern der Berliner Gewerkschaf~ 
ten zu Vertretern eines Mitglieds des Kuratori
ums der Humboldt·Universität zu Berlin 

Auch hier liegen Ihnen die Wahlvorschläge vor. Wer die dort 
Genannten zu wählen wünscht, sei um das Handzeichen· geb6-
ten!- Gegenprobe!- Enthaltungen?- Damit bei einer Enthal
tung gewählt. 

[18] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 18, Drucksache 12/5562: 
Wahl von Vertretern der Berliner Arbeitgeberver
bände zum Mitglied sowie zum Stellvertreter des 
Kuratoriums der Hochschule der Künste Berlin 

Auch hier sind die Wahlvorschläge bei Ihren Unterlagen. Wer die 
dort Genannten zu wählen wünscht, Sei um das Handzeichen 
gebeten! - Gegenprobe I - Enthaltungen? - Damit sind auch 
diese Wahlen vollzogen. 

Die lfd. Nr. 19 steht schon als vertagt auf der Konsensliste. 
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[20] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 20, Drucksache 12/5485: 
Große Anfrage der Fraktion BU 90/Grüne über Kor
ruptionsbekämpfung endlich beginnen, Mani puli· 
te 111 

Damrt sind verbunden: 

Drucksache 12/5640: 
a) Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 

vom 1. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über Konzept zur Bekämpfung 
der Korruption: Mani pulite in Berlin (1), Druck
sache 12/5243 

Drucksache 12/5641: 
b) Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 

vom 1. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion 
Bü 90/Grüne über Konzept zur Bekämpfung 
der Korruption. Mani pulite in Berlin (II) -
Bundesratsinitiativen, Drucksache 12/5318 

Letztere Beschlußempfehlung ist dringlich. - Der Dringlichkeit 
wird offensichtlich _ nicht widersprochen. Zur Begründung der 
Großen Anfrage fiat Frau Künast das Wort 1 Sie haben 10 Minu
ten Zeit, was Sie selbstverständlich wis-sen! 

Frau Künast (Bü 90/Grüne): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Amigoaffären, bezahlte Urlaubsreisen, gekaufte 
Führerscheine oder Aufenthaltserlaubnisse, Generalübernehme
runwesen, nicht öffentlich ausgeschriebene Bauaufträge 

[Sen Nagel: Nicht bei uns!] 

und andere Aufträge, Herr Nagel, hier ein Füllfederhalter, an an
derer Stelle eine Einladung zum Essen, horrende steigende Bau
kosten im wesentlichen, weil nicht ri_chtig kontrolliert wird und 
weil Schmiergelder einbezogen werden - über das alles berich
ten bundesweit und zum Teil auch bezüglich Berlins die Medien. 
Bundesweit lesen wir von -flüchtenden Baulöwen oder abstür
zenden Politikern. Die Frage ist doch: Was von alledem ist Kor
ruption? Findet das immer nur da statt, wo jemand ganz aus
drücklich einEm Briefumschlag übergibt und sagt, bitte treffe eine 
bestimm'te Entscheidung für mich, für dieses Geld, das ich dir 
oder der Partei oder_ deiner Institution gebe? 

Das ist nicht allein Korruption, sondern Korruption hat mittler
weile viel mit Klimapflege zu tun. Da werden geldwarte Vergün
stigungen lange Zeit und immer wieder gewährt in der stillen 
Hoffnung und teilweise zu Recht in der Annahme, daß es sich 
schließlich eines Tages auszahlen wird. Ohne Ansehen der Per
son, ohne Ansehen der Gehaltsgruppe ist solche Form der lang
fristigen Bestechung von Interesse, es geht nicht immer nur um 
eine konkrete Entscheidung, es geht auch um die Gewinnung 
behördeninterner Information. Es geht um die Möglichkeit, Ver
waltungshandeln zu steuern und damit am Ende den Aufbau 
einer Machtposition. 

Auch Berlin ist von Korruption nicht verschont geblieben. 
Auch in der längeren alten West-Berliner Vergangenheit wissen 
wir von Korruption. Das fängt minde_stens beim Steglitzer Kreisel 
an, geht beim Antes-Skandal weiter, der insbesondere die CDU 
betraf, trifft die Schlangenbader Straße, und auch in den letzten 
Jahren hat es von S-Bahnbau bis Wohnungsbau eine Menge an 
Korruptionsfällen gegeben. Der Senator Nagel hat sich manch
mal vertan und nicht die Korruption bekämpft, sondern den Über
bringer der schlechten Botschaft. Dieses Mal war es Herr 
Cramer. 

Was tut der Senat insgesamt gegen die Korruption? - Wir 
meinen, im wesentlichen firide!t hier Korruption statt, und der 
Senat schläft. Es gibt eine freundliche Ausnahme, die Senatorin 
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Frau Künast 

für Justiz, die nun in Ansätzen Korruption bekämpft. Mit unseren 
Anträgen und unserer Großen Anfrage wollen wir versuchen, 
zwei Dinge zu erreiChen: Das eine be:tieht sich auf eine Bundes
ratsinitiati'{_e, das andere auf Veränderungen der Ermittlungsar
beit, der Uberprüfungsarbeit in Berlin. 

Die Bundesratsinitiative muß meines- Erachtens beinhalten, 
daß in Zukunft auch die Klimapflege unter Strafe gestellt wird, 
UntreueL und Bestechungsdelikte neu zu fassen sind und - was 
ganz wichtig ist - Stfl:lkturen verändert werden mü$Sen. Das 
heißt, nicht nur der einzelne, der sich strafbar macht, muß fürch
ten, daß gegen ihn ermittelt wird und er verurteilt wird, sondern 
es darf auch finanziell nicht mehr attraktiv sein zu schmieren. Das 
Steuerrecht ist also zu ändern, auf daß man Schmiergeldzahlun
gen nicht mehr als notwendige, nützliche Betriebsausgaben 
absetzen kann. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne -
Vereinzelter Beifall bei der SPD] 

Die Abgabenordnung muß so geändert werden, daß das indivi
duelle Steuergeheimnis nicht mehr vorgeht, wenn es um öffent
liche Rechtsgüter, wenn es z. B. um Aufklärung der Frage geht, 
ob jemand bestochen oder geschmiert hat. 

Nicht zuletzt, weil wir uns auch an die eigene Nase fassen 
müssen und sollten, muß der Tatbestand der Abgeordnetenbe
stechung verändert werden, der jetzt nur auf Wahlen und 
Abstimmungen abzielt. Wir wissen aber alle, daß da, wo es um 
Korruption bei Abgeordneten geht, sie durch Gespräche, das 
Öffnen von Türen, das Herstellen von Kontakten stattfindet. 

Frau Pesehel-Gutzeit hat mit ihrer Bundesratsinitiative zur 
Änderung des StGB und der StPO sich wohl im Senat nicht 
mehr durchsetzen können. Sie sagt, sie möchte die Amtsdelikte, 
die Straftatbestände efWeitern - durchaus auch in unserem 
Sinne -, aber sie bietet wieder ein altes sozialdemokratisches 
Allheilmittel an: das Telefonabhören I Bundesweit, immer weßn 
die SPD niCht mehr weiter weiß, kommt das Telefonabhören. Das 
erweckt bei mir langsam den Eindruck eines mittelalterlichen · 
Quacksalbers, der auch immer mit der einen gleichen Aasehe 
losgeht, irgendeinen diffusen Inhalt hat diese Flasche, und er 
erklärt uns, daß diese Medizin am Ende gegen ·alle Erkrankungen 
helfen würde. 

Wir wissen doch mittleJWeile alle, daß das Telefonabhören nur 
von begrenztem Sinn ist. Die ,.Wirtschaftswoche" hat in ihrer 
Ausgabe vom 25. Mai einen wunderschönen Artikel zum Thema 
Mobilfunk veröffentlicht. Wie wir alle wissen, ist der Bund 
gerade dabei, technische Vorrichtungen zu schaffen, um über
haupt Mobilfunk abhören zu können. Wenn nun Frau Peschel· __ 
Gutzeit sagen würde: Sehen Sie, ich schlage das Telefonabhö
ren vor, den Rest macht der Bundespostminister! - dazu 
schreibt die "Wirtschaftswoche": ,.Herr Böts_ch irrt, wenn er 
glaubt, demnächst sei der Fernmeldeverkehr auch über den 
Handy abhörbar." - Es ist nämlich ganz anders. Es gibt zahl
reiche Schlupflöcher. Das einfachste dabei ist, so steht es hier 
auch in der Zeitschrift, wenn Sie sich eine ausländische Chip
karte kaufen und stecken diese in ihr Handy. Deutsche Handybe
nutzer können eine ausländische ChiPkarte erwerben. Es gibt 34 
ausländische Netzbetreiber, also die Welt steht Ihnen im wahr
sten Sinne des Wortes offen. Sie sinä davor geschützt, abgehört 
zu werden, selbst wenn deutsche Service-Unternehmen Über
tragungskapazitäten ausländischer Setreiber anbieten, sind Sie 
nicht verpflichtet, Ihre Kennziffer zu sagen. Um deil Braten no-ch 
fett zu machen: Alle warten schon darauf, daß in drei Jahren 
Satelliten in Umlaufbahnen - 1000 oder 10 000 Kilometer ent
fernt - geschossen werden. Für diesen Bereioh des Telefonie
rens auf der ganzen Welt - und nicht nur in Europa - gibt es 
noch keine Software. So viel zu dem Angebot, Telefon abzuhö
ren, und damit in Zukunft Korruption zu verhindern I 

Der andere Bereich unserer Aktivitäten bezieht sich auf die Art 
und Weise der Ermittlungen. Ich meine damit nicht nur die 
Ermittlungen spezifiSch durch die Staatsanwaltschaft, bei der es 
eine andere Zusammenarbeit geben muß mit Kartellbehörde, 
Steuerfahndung und Rechriungshof. Mit unserer Großen 
Anfrage meinen wir auch eine für alle Behörden und auch für die 
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Privaten, die öffentliche Aufgaben erledigen, eine andere Arbeit, 
eine andere lnformationsausstattung. Wir fragen nach, wie der 
Senat sicherstellt, daß tatsächlich alle Mitarbeiter aller Behörden 
stets Kenntnis davon_ha_ben, wer bereits Preisabsprachen vorge
nommen und Bestechungsversuche gemacht hat. Da geht es 
nicht darum, stundenlang in Aktenordnern zu wühlen und viel
leicht einen Fall zu finden, sondern darum, wie man das feststellt, 
ganz unbürokratisch und jederzeit per Knopfdruck. Wir fragen, 
welche internen Präventionen und Kontrollen es denn gibt. Da 
nutzt es doch nicht, daß man so agiert wie Herr Heckelmann und 
jemanden einsetzt für die lnnenrevision, der bisher die Feuerwehr 
betrachtet hat, der sich fragt: Was tue ich hier eigentlich? Da 
muß man tatsächlich auch qualifizierte Personen mit Kompetenz 
ausstatten. 

Da ist auch die Frage von uns, wie man eigentlich durch Prä
vention innerhalb der Behörde die Mitarbeiter schützt. Auch 
daran muß man denken. Was ist mit einem turnusmäßigen 
Arbeitsplatzwechsel im Bereich Bauwesen, öffentliche Beschaf~ 
fung und in ~inigen Genehmigungsbereichen, zum Beispiel bei 
der Ausländerbehörde? Was ist mit einer behördeninternen Be

. ratungsstelle für VeJWaltungsmitarbeiter und Dritte? Sollte diese 
Stelle ein ZeugnisverWeigerungsrecht erhalten? 

Man kann doch in diesem Bereich niCht arbeiten wie in vielen 
anderen1 am Schreibtisch sitzen und darauf warten, daß eines 
TageS die ,.Leiche" oder der Bestechungsversuch vor einem 
liegt. Hier muß man selber suchen gehen, einerseits Mitarbeiter 
schützen, andererseits BeratungsM und Anlaufstellen haben, die 
Informationen annehmen können. Man braucht auch eine interne 
Revision, die tatsächlich neben der Hierarchie arbeiten kann und 
nicht in diEl Gefahr kommt, einen Vorgesetzten, der bisher Kor
ruption unterstützt hat, um Weisungen bitten zu müssen. 

Wir brauchen auch eine absolute Revision des Vergaberechts 
im Bereich öffentlicher Aufträge. Das betrifft auch Herrn Nagel. 
Wir müssen dieses Netzwerk und diese Preisabsprachen durchM 
brechen, die es gerade im Baubereich gibt. Das heißt für uns, die 
Richtlinien, die -es bisher zur Ausschreibung öffentlicher Aufträge 
gibt, sind nicht ausreichend. Sie setzen eine Summe fest, aber 
die einzelnen Behörden splitten die Aufträge einfach in Einzel~ 
teile auf, behaupten, das sei akut, sonst ginge es nicht, da sei 
irgendein Schaden; selbst bei Investitionsvorhaben passiert 
dies. 

Denkt der Senat auch darOber nach, das Korruptionsrisiko für 
Unternehmen finanziell weiter zu erhöhen, nicht nur durch Sank
tionen, indem jemand bei Aufträgen nicht mehr berücksichtigt 
wird, sondern auch in Form von Vertragsstrafen, die zum zwin~ 
genden Bestandteil Von Verträgen werden? 

Nicht zuletzt ein altes Thema in diesem Haus: Mit welchen Mit
teln soll Korruption im Zusammenhang mit privaten Auslage~ 
rungeneigentlich von diesem Senat ergriffen werden? Wer die 
Erledigung hoheitlicher Aufgaben immer weiter privatisiert, 
immer weniger Kontrollrechte hat - Olympia GmbH und andere_ 
Jassen grüßen-, der hat natürlich auch keinen Blick auf Hundert
tausende, die so durch die Lappen gehen, auf Geschenke, die 
gemacht werden, und anderes. 

Präsidentin Dr. Laurlen: Liebe Frau KOnastl Sie müssen 
zum Schluß kommen! 

Frau Kü.nast (Bü 90/Grüne): Ich komme zum Schluß. - Ins
gesamt beklagen wir die Zurückhaltung und Verharmlosung 
von großen Teilen des Senats. Da hilft auch die Initiative- der 
Justizsenatorin nicht weiter. Unsere Anträge und die Große 
Anfrage weisen zahlreiche Vorschläge auf. Wir meinen, es geht 
nicht nur um die Amtsdelikte1 sondern darum, Strukturen bei der 
Auftragsvergabe zu erschweren und es finanziell uninteressant 
zu machen, jemanden zu bestechen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und des Abg. Comelius (FDP)] 

Präsidentin Dr. Laurlen: Die Beantwortung Obernimmt Frau 
Senatorin Dr. Pesehel-Gutzeit - Sie haben das Wort! 
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Frau Dr. Peschei-Gutzeit, Senatorin für Justiz: Frau Präsi
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Abgeor9-
nete Künast! Die Fraktion Bündnis 90/Grüne hat nunmehr diese 
Große Anfrage eingebracht, als dritten f?chritt im Rah_men _von. 
Aktivitäten zur Korruptionsbekämpfung, die durch umfangreiche 
Fragenkataloge gekennzeichnet sind. Zwei frühere Anträge mit 
mehreren Unterpunkten - wir haben _es gehört - waren bereits 
Gegenstand der Erörterung im Rechtsausschuß. Ihre gesammel
ten Fragen, meine Damen und Herren von der Fraktion Bünd
nis 90/Grüne, lassen erkennen, daß das Phänomen der Korrup
tion in Ihrer Partei offensichtlich auf breiter Basis diskutiert wird. 
Eine Solche Diskussion -ist auch nach Auffassung des .Senats 
erforderlich, 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

sind doch in der Vergangenheit und in den vergarageneo Mona
ten - Sie haben es erwähnt, Frau Künast- bundesweit eine Viel
zahl von Korruptionsskandalen offenkundig geworden. 

Allerdings reicht es nach Auffassung des Senats nicht aus, 
immer wieder das Gespenst der Korruption an die Wand zu 
malen. Durch ein solcbe_s Verhalten entsteht nicht zuletzt die 
Gefahr, daß ein wichtiges Thema auf D_au_er_ in der Öffentlichkeit 
zerredet wird, ohne daß letztlich etwas geschieht. Es ist nämlich 
nicht zu übersehen, daß Abhandlungen, Diskussionen und Talk
shows über Korruption einen erheblichen Unterhaltungseffekt 
haben. Man kann sehr schön aus dem Nähkästchen plaudern, 
einen Bestechungsfall nach dem anderen zum besten geben, 
ohne dabei zum Beispiel bei den Grenzfällen, die sich bei der jet
zigen Gesetieslage ergeben, zu einer präzisen Analyse vordrin
gen zu müssen oder gar letztlich zur Lösung des Problems in 
irgendeiner Weise beizutragen. Öffentlichkeitswirksam - das 
wissen wir alle - ist das Thema allemal. Wer sich um die weiße_ 
Weste des Staatsapparates bemüht, kann sich des Beifalls aller 
sicher sein. 

Solche Bemühungen reichen aber nicht aus. Bloße plakative 
Bekundungen und Besorgnisse sind zuwenig. Die Dringlichkeit 
de_s Problems fordert Lösungen und praktisch umsetzbare Ant
worten auf die aufgeworfenen Fragen. Genau hier, meine Damen 
und Herren von der Fraktion Bündnis 90/Grüne; liegt bei Ihnen 
das Defizit. Auch wenn ich Ihre Rolle als Opposition und die 
damit verbundenen geringeren Möglichkeiten einbeziehe, 
Anträge und Aflfragen sollten gerade auf diesem Gebiet nicht 
allein auf die Offentlichkeit zielen, 

[Frau Künast (Bü 90/Grüne) : Unterstellung I] 

sondern so durchdacht sein, daß sie zu Konsequenzen führen 
können. 

[Frau Künast (Bü 90/Grüne) : 
Setzen Sie doch die Vorschläge um I 

Das sehe ich bei Ihnen leider nicht! 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD und der CDU] 

Der Senat hat bereits zu einem Zeitpunkt, als Sie Ihre Fragen 
zu diesem Komplex gesammelt haben, praktische Lösungen und 
Verbesserungen bei der Korruptionsbekämpfung in Berlin 
eingeleitet. 

[Berger (Bü 90/Grüne): Davon hat man nichts gemerkt !I 

Meine Überlegungen hierzu habe ich Schon im Februar dieses 
Jahres bei der Internationalen Fachtagung der Friedrich-Ebert
Stiftung über Korruption in Deutschland vorgetragen. Zwei 
meiner dort erhobenen Forderungen zur Korruptionsbe_kämpfung 
sind inzwischen umgesetzt. 

[Wieland (Bil 90/Grüne): Effekthascherei I] 

Der Senat hat am 23. Mai dieses Jahres eine in rrieinem Hause 
erarbeitete Bundesratsinitiative eines Korruptionsbekämp
fungsgesetzes be_schlossen. 

[Weitere Zurufe von Bü 90/Grüne] 

- Es wäre besser, Sie wUrden einmal zuhören, dann kämen wir 
viel schneller voran! -

[Vereinzelter Beifall bei der SPD und der CDU] 
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Diese Initiative liegt inzwischen dem Bundesrat vor: und ist dort in (C) 
erster Plenarlesung erörtert worden, immerhin bereits 10 Tage, 
nachdem der Senat von Berlin dies beschlossen hatte, 

Durch diesen Gesetzentwurf wird die strafbare Schwelle bei 
Korruptionstaten gegenüber der jetzigen Gesetzeslage weit vor
verlegt. Künftig wird schon das sogenannte "Anfüttem"' von 
Beamten oder - wie Sie es genannt haben - die "Kiimapflege" 
unter Umständen strafbar sein. Der Nachweis, daß der Beamte 
für den empfangenen Vorteil auch eine Gegenleistung erbracht 
hat, soll nicht mehr erforderlich sein. 

[Beifall·bei der SPD und bei Bü 90/Grüne] 

Der Strafrahmen soll insgesamt erhöht, die Tatbestände der 
Bestechlichkeit und Bestechung sollen zum Verbrechen hochge· 
stuft werden. Um einen Anreiz für die Anzeige von Korruptionsta
ten zu schaffen, ist in den Gesetzentwurf eine Vorschrift einge
fügt, die den Gerichten die Möglichkeit einräumt, bei solchen 
Straftätern, die vor Entdeckung freiwillig ihre Tat offenbaren und 
die zur Aufdeckung weiterer Taten beitragen, von Strafe abzuse
hen oder die Strafe doch erheblich zu mildern. 

An dieser Stelle, Frau Künast, haben Sie unseren Entwurf, der 
Ihnen ja vorliegt, einfach nicht genau gelesen. Natürlich haben 
wii als Mittel der Enj:deckung uns nicht allein auf die Telefon
überwachung konzentriert. Das wäre auch nicht ausreichend. 
Vielmehr wissen wir, daß bei Bestechungsdelikten Täter und 
Opfer zu schweigen pflegen, und wir wissen weiter, daß wir 
einen An reiz schaffen mUssen, um einen von ihnen zum Reden zu 
bringen, etwas, was im europäischen Ausland auch inzwischen 
eiligeführt ist. 

Schließlich haben wir bei Korruptionstaten - auch darauf 
haben Sie angespielt - den Amtsträgerbegriff ganz erheblich 
erweitert, nämlich dahin, daß Beschäftigte von solchen Unter
nehmen, die öffentliche Zwecke verfolgen und an denen die 
öffentliche Hand kapitalmäßig beteiligt ist, unabhängig von der 
Rechtsform des Unternehmens weg~n Bestechungsdelikten 
bestraft werden können. Um die Ermittlungen insgesamt effekti- (D) 
ver zu gestalten, soll beim Verdacht von Bestechung und 
Bestechlichkeit, also nur bei der Verbrechensform, in Zukunft die 
TetefonOberwachung möglich sein. Al_les, was Sie dazu eben 
gesagt haben, Frau Künast, ist ja richtig, soweit es die Umge· 
hungsmöglichkeiten angeht. Leider haben Sie nicht hinzugefügt, 
was nach Ihrer Meinung techriisch möglich wäre, um an solche 
Verabredungen heranzukommen. Da wir das so wenig wissen 
können wie Sie, müssen wir zumindest die TelefonOberwachung 
für die VerbrechensfällEt ermQglichen. 

Mit dieSem Gesetzentwurf hat der Senat den bundesweiten 
Forderungen von Korruptionsbekämpfungsspezialisten Rech
nung getragen und diese -so meine ich - in einem geschlosse
nen Maßnahmepaket zur Korruptionsbekämpfung wirksam 
umgesetzt. Das ist eine konkrete Antwort auf zahlreiche Fragen 
zur Korruptionsbekämpfung. 

Der Senat verkennt nic_~t, daß allein repressive Maßnahmen im
Strafrechtsbereich nicht ausreichen, um die Korruption nachhal· 
tig zu bekämpfen. Deshalb habe ich schon Anfang dieses Jahres 
eine Reihe von präventiven Maßnahmen vorbereitet, um mög· 
liehe Täter durch ein verstärktes Entdeckun-gsrisiko abzuschrek
ken. 

Ich beabsichtige, eine unabhängige Koordinierungsstelle 
zUr Korruptionsbekämpfung einzurichten, um Maßnahmen der 
Revision, in die der Rechnungshof, die Finanzbehörden, die 
Steuerfahndungsstellen, die lnnenverwaltung, das Kartellamt 
und die Ermittlungsbehörden _einbezogen werden müssen, in 
sinnvoller Weise zusammenzuführen. -Als erster Schritt auf diesem Weg wird noch in diesem Monat 
- in wenigen Tagen - in- meinem Hause eine ressortübergrei
fende Arbeits- und Ermittungsgruppe ins Leben gerufen werden. 
Dabei will ich flir Berlin die positiven Erfahrungen der hessischen 
Ermittlungsbehörden nutzbar machen und habe zwei namhafte 
Referenten aus Hessen zu einer Fachtagung in mein Haus einge
laden. An dieser Tagung werden auch Fachbeamte für die Kor· 
ruptidnsbekämpfung aus verschiedenen Berliner Behörden teil~ 
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nehmen. Ich gehe davon aus, daß die Teilnehmer an dieser 
Tagung sich danach in einer Arbeitsgruppe zusammenfinden, um 
praktische Konzepte der Korruptfonsprävention ressortübergrei· 
fend zu erarbeiten. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, daß der Senat in 
Sachen Korruptionsbekämpfung die Initiative ergriffen hat. Wk 
stellen nicht nur Fragen, wir geben konkrete Antworten. 

[Frau br. Klotz (BQ 90/Grüne): Der Senat soll ja 
auch nicht Fragen ans Parlament stellen! -

Zuruf des Abg. Berger (Bü 90/Grüne)] 

Lassen Sie mich nach diesen allgemeinen Ausführungen nun 
zur Beantwortung der Einzelfragen Ihrer Großen Anfrage kom
men. Hier bitte ich allerdings vorab um Verständnis: Dem Senat 
sind 6 Fragen und zusätzlich 14 Unterfragen gestellt worden, die 
sich wiederum untergliedern. Wenn ich alles zusammenzähle, 
handelt es sich um 25 Fragen. SelbstverständliCh bemühe ich 
mich um Kürze, aber wenn ich auf jede der 25 Fragen nur eine 
Minute verwende, wissen Sie selbst, wie lang·e ich jetzt noch 
reden muß. 

Zu 1 : Alle Behörden des Landes Bedin sind auf der Basis gel
tenden Rechtes zur gegenseitigen Amtshilfe und im Rahmen der 
jeweiligen Zuständigkeit zur gegenseitigen Information verpflich
tet. Dieser Informationsaustausch und die Zusammenarbeit 
zwischen den Behörden soll durch die Tätigkeit der bereits 
erwähnten ressortübergreifenden Arbeitsgruppe intensiviert 
werden. 

Zu 1 a: Ein besonderer institutionalisierter Informationsaus
tausch besteht zur Zeit noch nicht. Staatsanwaltschaft und Poli
zei arbeiten als Ermittlungsbehörden irri üblichen Rahmen 
zusammen, wobei die Staatsanwaltschaft als Herrin des Verfah
rens die Sachleitungsbefugiiis sowohl für das Vertahren bei der 
Polizei als auch für die Steuerfahndurig h3t. Alle Informationen 
aus Ermittlungsverfahren laufen _bei der Staatsanwaltschaft 
zusammen. Die in den jeweiligen Einzelfällen notwendigen 
Ermittlungshandlungen werden, wenn dies erforderlich ist, von 
der Staatsanwaltschaft mit den anderen Behörden abgestimmt. 

Die Polizei hat aufgrundder jUngsten Korruptionsfälle die Kon
takte zu einzelnen B_ehörden und auch zum Landeskartellamt 
intensiviert. Zielrichtung ist unter anderem, die betroffenen 
Behördenleitungen zu einer verstärkten Innenrevision und zur 
rechtzeitigen Anzeigenerstattung zu veranlassen. -

Zwischen dem Präsidenten des Rechnungshofs und der 
Senatsverwaltung für Justiz haben d~1.rüber hinaus Gespräche 
über die Form des Austauschs von Informationen zu anderen 
Behörden stattgefunden. Diese sollen nach Auswertung der 
Erfahrungen des Hassischen Rechnungshofes ebenfalls intensi
viert werden. Diese Frage wird auch Thema der eben erwähnten 
Fachtagung sein. 

Zu 1 b: Der Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege 
Bedin obliegt die Durchfahrung von Studiengängen im Rahmen 
der Ausbildung für verschiedene Laufbahnen des gehobenen 
Dienstes wie z. 8. für den gehobenen allgemeinen Verwaltungs
dienst, die gehobenen Polizeivollzugslaufbahnen und den geho
benen Steuerverwaltungsdienst Die -Nachwuchskräfte dieser 
Laufbahnen werden in den einschlägigen Lehrveranstaltungen 
unter anderem auch über die strafrechtlichen und beamtenrecht
lichen Vorschriften z. B. über Bestechung und Bestechlichkeit, 
Vorteilsgewährung und Vorteilsannahme sowie übe_r das gene
relle Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken in 
bezugauf die dienstliche Tätigkeit belehrt. Natürlich erhalten sie 
bereits bei ihrer Einstellung Von den Einstellungsbehörden ent
sprechende Merkblätter mit Hinweis auf geltende Vorschriften 
und VerhaltensJ:lflichten ausgehändigt. 

Entsprechendes gilt auch für die Ausbildungslehrgänge sowie 
die Fortbildungsveranstaltungen und -Iehrgänge der Ver
waltungsakademie Bedin, indem die Teilnehmerinnen ulid Teil
nehmer z. B. in Zusammenhang mit dienstrechtlichen und haus
haltsrechtlichen Themen auf die einschlägigen Vorschriften hin
gewiesen werden. Gezi"elte Fortbildungsveranstaltungen zur 
Thematik der Korruptionsbekämpfung sind von der Verwaltungs-
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akademie derzeit nicht geplant, weil generelle Fortbildungsver
anstaltungen der Verwaltungsakademie weniger geeignet 
erscheinen, die angesprochenen Probleme, :z. 8. Preisabspra
chen von Unternehmen und Personen, nachgewiesene Beste
chungsversuche, darzulegen und zu bekämpfen. Dia insoweit 
notwendige Information bzw. Schufling sollte vielmehr durch die 
entsprechenden und betroffenen Behörden und gezielt für die in 
Frage kommenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgen. 

Zu 1 c: Oie Landeskartellbehörde meldet alle rechtskräftigen 
Bußgeldbescheide wegen verbotener Preisabsprachen dem 
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof zur Eintragung 
in da:s Gewerbezentralregister. Darüber hinaus werden Unter~ 
nehmen, denen eine Preisabsprache nachgewiesen wurde, aus 
dem Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis für Bauauf
träge, das sogenannte-ULV, gestrichen. Firmen, die in dieses bei 
der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungswesen geführte 
Verzeichnis eingetragen werden oder ihre Eintragung verlängern 
wollen, müssen einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister 
beibrit1gen. Bei Eintragungen wegen illegaler Beschäftigung und 
PreisabSprachen werden Oie Unternehmen zwei Jahre für öffent
liche Aufträge Berlins gesperrt. 

Zu 2: Auf die vom Senat geplanten Präventions- und Kontroll
maßnahmen, die im Rahmen der ressortOhergreifenden Arbeits
gruppe erarbeitet werden sollen, habe ich bereits hingewiesen. 

Zu 2 a: Ein turnusmäßiger Arbeitsplatzwechsel Ober die 
normale Fluktuation hinaus ist bei der Senatsverwaltung für Bau
und Wohnungswesen nicht vorgesehen. Komplizierte bautechni
sche Vorgänge erfordern lange Einarbeitungszeiten und Erfah
rungen. Diese aufs Spiel zu setzen hieße, das Kind mit dem Bade 
auszuschütten. Man kann nämlich auch anders der Korruption 
vorbeugen. Die Trennung von Bauvorbereltung, Auftragsvergabe 
und Bauleitung in Verbindung mit einem transparenten öffent
lichen Wettbewerb sind die Grundvoraussetzungen zur Verhin
derung vcin längerfristigen Beziehungen zwischen Mitarbeitern 
und Unternehmen. ln der Senatsbauverwaltung ist das organisa
torisch_ sichergestellt. 

Für die anderen Verwaltungen ist das Thema Rotation - aller
dings nicht mit dem Schwerpunkt Korruptionsbekämpfung - im 
Rahmen des Maßnahmenkataloges zur Verwaltungsreform von 
der Projektgruppe nPersonalmanagement" sehr eingehend 
behandelt worden. Es wird von den mit der Innenrevision in den 
einzelnen Behörden befaßten Mitarbeitern weiter aufgegriffen. 

Zu 2 b: Im Rahmen der Tätigkeit der zu grUndenden ressort
übergreifenden Arbeitsgruppe wird auch die Frage einer 
behördenexternen Anlauf- und Beratungsstelle zu prüfen sein. 
Auf das Zeugnisverweigerungsrecht komme ich später beim 
Rechnungshof zurück. Hier besteht dafür zumindest kein größe
res Bedürfnis als dort. 

Zu 2 c: Der Senator für Inneres hat im Februar 1995 eine 
Arbeitsgruppe eingerichtet, die insbesondere die Aufgabe hat, 
die bestehenden Kontrollfunktionen und -- maßnahmen der 
lnnenveJY'altung und ihrer nachgeordneten Einrichtungen 
zusätzlich auf ihre Wirksamkeit zu prüfen, Stichprobenkontrollen 
in einer zur EntfaJtung von Präventionswirkung hinreichenden 
Zahl durchzuführen, Problemorientierungsgespräche mit Lei
tungskräften unterschiedlicher Führungsebenen zu führen und 
behördenübergreifenden Informationsaustausch zu betreiben. 
Die Arbeitsgruppe gegen Korruption kann im Rahmen der gel
tenden Rechtsvorschriften Einblick in alle Akten und sonstigen 
Verwaltungsunterlagen der Innenverwaltung und der ihr nachge
ordneten EinfiChtungen nehmen. Sie ist dem Senator und den 
beiden Staatssekretären direkt unterstellt, arbeitet aber in ihren 
Prüfungsaktivitäten frei von Vorgaben und unabhängig von Wei
s.ungen. Der Senator für Inneres hat alle Senatsverwaltungen 
durch Schreiben vom 6. Februar 1995 auf die von ihm für seinen 
Zuständigkeitsbereich eingerichtete Arbeitsgruppe hingewiesen 
und anheimgestellt, in gleicher Weise zu verfahren. 

Die Innenrevision bei der Senatsverwaltung fOr Bau- und Woh
nungswesen, welche direkt dem Leiter der Abteilung I untera 
steht1 hat ein jederzeitiges Zugriffs-, Einsichts- und Auskunfts
recht zu sämtlichen Akten und Unterlagen. 

(C) 
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Zu 3: Auf das bei_ der Senatsverwaltung für Bau· und Woh· 
nungswesen geführte Unternehmer· und Lieferantenverzeichnis 
für Bauaufträge habe ich bereits hingewiesen. 

Zu 3 a: Der Vorrang der öffentlichen Ausschreibung ist nicht 
nur in § 55 LHO, sondern auch in der Verdirigungsordnung für 
Bauleistung_en - VOB - und der Verdingungsordnung für Lei· 
stungen - VOL - bereits ausdrUcklieh festgesc~~ieben. Zus.ätz
liche Richtlinien würden daher - nach unserer Uberzeugung -
nicht zu einer Effektivierung, sondern eher zu Unklarheit und dem 
sonst immer als schädlich betrachteten Vorschriftendschungel 
führen. 

Entsprechend der LHO ist auch geregelt, bei welchen Aus~ 
nahmen vom Grundsatz der öffentlichen Aussch(eibung abgese~ 
hen werden darf. So soll z. 8. mittels W~rtgrenzen vermieden 
werden, daß sich bei kleinen und kleinsten Aufträgen eine Viel~ 
zahl von Unternehmen mit Zeit- und Kostenaufwand letztlich ver~ 
gehlich um einen solchen Auftrag bewirbt Außerdem wird auch 
der Verwaltungsaufwand bei Kleinaufträgen durch die Möglich
keit der beschränkten Ausschreibung minimiert. 

Aus den für die Jahre 1992 und 1993 vorliegenden Statistiken 
zur Auftragsvergabe ist iu entnehmen, _daß der Anteil der nach 
öffentlicher Aus_schreibung erteilten Aufträge 1992- bei 36 %und 
1993 bei 31% lag. Vor allem wegen der Kleinteiligkeit der Auf
träge lag der Schwerpunkt bei der beschränkten Ausschreibun1;;1, 
die aber immerhin auch eine Ausschreibung ist. - - -

Die freihändige Vergabe erfolgte teilweise nach Aufhebung 
öffentlicher oder beschränkter Ausschreibung. 

Im Bereich der Vergaben nach der Verdingungsordnung für 
Leistungen - · VOL - sind 1993-65 931 Aufträge im Wert von 
480 Millionen DM vergeben worden. Die Tatsache, daß der 
Durchschnittswert der öffentlich ausgeschriebenen Aufträge Qei 
185 000 DM, der der beschränkt ausgeschriebenen bei 
15 000 DM und der der freihändig vergebenen bei 4 800 DM 
lag, zeigt, daß die Vergabesteilen nur kleine und kleinste Aufl;räge 
nichtöffentlich ausschreiben. Generell kann festgestellt werden, 
daß unterdessen in den diversen AJJsschreibungsblättern eine 
verstärkte Ausschreibungstätigkeit der Berliner Vergabestellen 
zu bemerken ist. 

Zu 3 b: Im Baubereich führt entsprechendes Verhalten schon 
heute zu einer Auftragssperre.ln das Unternehmer~ und Lieferan· 
tenverzeichnis für Bauaufträge eingetragene Firmen werden 
gegebenenfalls aus diesen gestrichen._Firmen, die nicht einge· 
tragen sind, milssen den Baudienststellen Gewerberegisteraus
züge vorlegen. Enthalten diese Auszüge Eintragurigen wegen 
Preisabsprachen, so werden_ die_s_e _Firmen nicht beauftragt. 

Für den Bereich der Lieferungen und Leistungen außerhalb 
der Bauteistungen wird ein Unternehmen~ und Ueferantenver~ 
zeichnis mit vergleichbaren Kriterien zur Zeit aufgebaut. 

Zu 3 c: Im Baubereich ist bereits jetzt vertraglich sicherge
stellt, daß der Auftragnehmer bei Preisabsprachen einen Betrag 
in Höhe von 3% der Auftragssumme als Schadenersatz an den 
Auftraggeber sozusagen pauschal zu zahlen hat, es sei denn, 
daß eine andere konkrete Schadenshöhe nachgewiesen wird. 

Zu 3d: Im Regelfall werden Planung und Ausführung von Bau
aufträgen an unterschiedliche Unternehmen vergeben. 'Sollen in 
einem Ausnahmefall Planung und Ausführung an einen einzigen 
Unternehmer vergeben werden, sind die SaudieilstStellen ange
wiesen, die Prüfung der Angebote besonders intensiv durchzu
führen. 

Zu 4: Eine Erweiterung von-zeugnisverweigerungsrechten 
in der Strafprozeßordnung ist grundsätzlich nur unter engen Vor
aussetzungen möglich. Nach der Re9htsprechung des Bundes~ 
Verfassungsgerichts ist der Kreis der ZeuQnisverweigerungsbe~ 
rechtigten wegen der Notwendigkeit, eine Turiktionsfähige 
Rechtspflege zu erhalten, auf das unbedingt erforderliche_ Maß 
zu begrenzen. Daher ist zunächst zu prüfen, ob zur Effektivität de_r 
Korruptionsbekämpfung die Einführung eines Zeugnisverweige
rungsrechts für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter de_s __ Rech
nungshofs unbedingt notwendig ist. 
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Der Präsident des Rechnungshofs von Berlin geht vorbehalt- (C) 
lieh einer eingehenden rechtlichen Prüfung davon aus, daß es 
gelingen wird, ein Verfahren zu entwickeln, das die Unabhängig-
keit des· Rechnungshofs und seiner Mitglieder sowie die Auf· 
gabenerfüllung aller Beteiligten berücksichtigt, ohne daß indivi· 
duelle Re_chte verletzt werden. Der Senat folgert daraus, daß es 
des in der Frage angesprochenen Zeugnisverweigerungsrechts 
zur Zeit nicht bedarf. 

Zu 5: Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß der Senat im 
Rahmen seiner Bundesratsinitiative eines Korruptionsbekämp~ 
fungsgesetzes den Amtsträgerbegriff für Korruptionsstraftaten 
erweitert hat. Danach fallen Beschäftigte von Unternehmen, die 
öffentliche Zwecke veriofgen und in verschiedenen Varianten mit 
dem Staat finanziell verbunden bleiben - unabhängig von der 
Unternehmensform und der öffentlich-oder privatrechtliehen 
Zuordnung -, unter die Strafdrohung der Bestechungsdelikte. 
Die finanzielle Verknüpfung von privatrechtlich gefilhrten Unter
nehmen mit dem Staat kann einmal darin bestehen, daß der 
Staat Mehrheitseigner des Unternehmens bleibt, oder daß er fGr 
die Verbindlichkeiten des Unternehmens haftet. Durch die 
Erstreckung des Amtsträgerbegriffs auch auf Mitarbeiter dieser 
Unternehmen soll verhindert werden, daß z. B. bei Unternehmun
gen der Oaseinsvorsorge die Städte und Gemeinden für die Ver
bindlichkeiten dieser Betriebe die Gewähr übernehmen, pflicht
widriges, auf eigenen Vorteil bedachtes und zu Schäden für das 
Unternehmen und damit ft.lr die Gemeinde und die Bevölkerung 
führendes Handeln der Beschäftigten aber wie nach der jetzigen 
Gesetzeslage keine strafrechtlichen Konsequenzen nach sich 
zieht. 

Im Gesetzentwurf des Senats ist jedoch auch die zweite Fall
konstellation bedacht, in der der Staat zwar nicht dauerhaft eine 
Aufgabe aus der öffentlich-rechtlich geregelten Verwaltungs· 
struktur ausgliedert, sich aber für aktuelle Einzelgeschäfte der 
Zuarbeit von Privatfirmen bedient. Zu nennen sind hier in erster 
Linie Planungs- und Begutachtungsarbeiten, die z. B. in der 
Städte- und Bauplanung oder hinsichtlich des wirtschaftlichen 
Einsatzes neuzeitlicher Kommunikationstechniken anfallen. Da (D) 
hier die Arbeit der Planungsbüros in der Realität häufig die Ent~ 
scheidung der Behörden bestimmt, muß auch für ihre Arbeit ein 
sachgerechtes korruptionsfreies Verfahren gesichert sein. Dem 
hat der Senat in seiner Bundesratsinitiative durch die Erstrek~ 
kung des Amtsträgerbegriffs Rechnung getragen. 

Den in der Großen Anfrage schließlich angesprochenen 
Kostenpauschalen liegen in aller Regel Verträge zugrunde, in 
denen die Art und Weise der Leistungserfüllung und der gege
benenfalls eriorderlichen Kontrolle durch die Verwaltung - z. 8. 
Verwendungsnachweise, Kontrolle durch Bedienstete - für den 
Fall festgelegt wird, daß die Leistung für Dritte erbracht wird und 
nicht direkt von der Verwaltung abzunehmen ist. 

Zu 6 a: Auf die vom Senat beim Bundesrat eingebrachte, nur 
die Änderung des Strafgesetzbuchs und der Strafprozeßord
rlung betreffende Gesetz;esinitiative habe ich mehrfach hinge
wiesen. Eine weitere Initiative ist derzeit nicht vorgesehen. Dafar 
habe ich die GrUnde auch bereits im Rechtsausschuß genannt. 
Sie lagen und liegen nicht etwa darin, daß ich mich, Frau Abge~ 
ordnete Künast, mit irgend etwas anderem im Senat nicht hätte 
durchsetzen können. Einmal ist - das wissen wir alle - viel nicht 
immer mehr. Der Senat hat sich auf einen konkreten und wohl 
den wichtigsten Ausschnitt aus der Korruptionsproblematik 
beschränkt und rechnet schon deshalb mit einem Erfolg seiner 
Bemühungen. Der bisherige schnelle Ablauf der Beratungen 
be_s"tä:tig~ die Richtigkeit dies~rAnnahme. Hätte der Senat seine 
Initiative mit vielen anderen, sicher auch nicht unwichtigen Pro· 
blemen befrachtet, Sie können sicher sein, dann wären erst ein
mal di_e allfälligen Bedenkenträger zum Zuge gekommen. 

Ich füge noch einen weiteren inhaltlichen Gesichtspunkt an. 
Hätten Sie, meine Damen und Herren von der Fraktion Bilndnis 
90/Grüne, es wirklich begrüßt, wenn sich der Senat zur Abge
ordnetenbestechung geäußert hätte? Ist das nicht eine origi~ 
näre Aufgabe der Parlamente? 

Zu 6 b: Die personellen und sachlichen Ressourcen zur 
Ermittlung in Korruptionsfällen beim Landeskriminalamt sind 
ausreicl"\end. Korruptionsdelikte werden beim LKA 311 zusam-
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(A) men mit anderen Deliktsbereichen bearbeitet. Je nach Arbeitsan
fall werden Schwerpunkte gebildet oder auch Sonderarbarts
gruppen eingerichtet, zu denen gegebenenfalls auch andere 
Fachkräfte hinzugezogen werden. Eine zUgige und gründliche 
Ermittlungsarbeit bei der Polizei ist damit sichergestellt Bei der 
Staatsanwaltschaft I beim Landgericht Berlin ist seit Juli 1986, 
also fast seit 10 Jahren, im Bereich der Wirtschaftsabteilung ein 
Sonderdezernat zur Bekämpfung der Bestechungsdelikte einge
richtet. Dies ist der dortigen Abteilung 23 angegliedert, die dar
Ober hinaus für die Bearbeitung von Großv_erfahren der Wirt
schaftskriminalität zuständig ist. 

1994 sind in dem Dezernat 2 Wi insgesamt 193 Ermittlungs
verfahren bearbeitet worden. Bis Mitte Mai 1995 sind 115 Ermitt· 
lungsverfahren eingetrag.en worderi. Im Hinblick auf die gegen
wärtigen EingaligS.Zahlen-erscheint die personelle Besetzung bei 
der Staatsanwaltschaft ebenfalls ausreichend. Sie wird aber ver
stärkt, sobald dafOr ein BedOrfnis besteht. Sie können sicher 
sein, daß der Senat dieses Bedürfnis nicht erst dann erkennt, 
wenn Emiittlungsverfahren unbearbeitet liegenbleiben. 

Zu 6 c: Die polizeiliche Kriminalstatistik hat schon immer die 
Zahlen der Straftaten im Amt, §§ 331. bis 355 und § 357 StGB, 
erlaßt. Seit 1994 werden dabei die Korruptionsdelikte gesondert 
ausgewiesen, wodurch eine bessere Einschätzung der Entwick
lung der Korruptionsdelikte möglich und dem in der Frage zum 
Ausdruck gekommenen Anliegen Rechnung getragen wird. 
Nicht erfaßt werden in der polizeilichen Kriminalstatistik aller
dings solche Merkmale, die ROckschlüsse auf bestimmte Perso
nengruppen oder Behörden zuließen. Wesentlich für die Erfas
sung ist ausschließlich die erweiterte Amtsträgereigenschaft für 
den Täter oder das GegenOber des Täters. Die Strafverfolgungs
statistik ist im Obrigen bei Straftaten Jm Amt Lirld Korruptionsde~ 
likten noch weiter als die polizeiliche KriminalstatiStik differen
ziert. So werden dort Vorteilsannahme und Bestechlichkeit, VorM 
teilsgewährung und Bestechung gesondert ausgewiesen. Diese 
Gliederung hat sich als ausreichend erwiesen. 

(B) Der Senat hat das Problemfeld Korruption - das wird aus 
meinen Ausführungen deutlich - in all_e_i1 seinen versdiiedenen 
Facetten im Blick und weitere umfassende Maßnahmen zur Kor· 
ruptionsbekärnpfung bereits in Angriff genommen. Berlin hat in 
den SOer Jahren umfangreiche Korruptionsskandale erlebt, die -
Sie haben es erwähnt, Frau Künast- mitden Namen Antes und 
Bertram verbunden waren. Die entsprechenden Konsequenzen 
sind von seiten des Staates bereits seinerZeit gezogen worden. 
Vielleicht ist die Stadt aus diesem Grund in den-letzten Jahren 
von weiteren größeren Skandalen verschont geblieben. Dies 
kann uns aber nicht in Sicherheit wiegen. Die von mir aufgezeig
ten Maßnahmen beweisen, daß der Senat der Gefahr einer um 
sich greifenden· Korruption mit äußerster Wachsamkeit begegM 
net. Daran wird sich auch in Zukunft nichts ändern. Die SauberM 
keit des öffentlichen Dienstes und ein sachgerechtes, von 
Schmiergeldern freies Entscheidungsverfahren der öffentlichen 
Verwaltung sind für den Senat oberStes politisches Ziel. 

[Beifall bei der SPD und der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Frau Senatorin, es waren genau 
30 Minuten! In der Aussprache der Große Anfrage, der Anträge 
und der Beschlußempfehlung hat Frau Abgeordnete Dr. Ziemer 
von der Fraktion BOndnis 90/Grdne-das Wort! 

Frau Dr. Ziemer (BU 90/Grüne): Herr Präsident l Meine 
Damen und Herren I Liebe Frau Senatorin I Oaß es keirie sichtba
ren großen Skandale nach der~ Antes~Affäre gegeben hat_, ist 
nicht darauf zurOck.zuführen, daß der senat viel auf diesem 
Gebiet getan hat. Es ist vielmehr so, daß die Szene nach den 
schrecklichen EinbrOchen der Antes-Affare, die - wie ich finde-
allerdings begrenzt blieben, dazugelernt und die Reihen fest 
geschlossen hat. Angesichts der Einwände des Rechnungshofs 
in seinem jährlichen Bericht, der Berichte, die er an die Bezirke 
schreibt, sowie der Auseinandersetzungen, die er gerade - ich 
spreche speziell über den Baubereich - mit dem Bausenator 
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führt, muß ich sagen, daß noch einiges an Bewußtsein auch auf (C) 
Senatsebene fehlt. 

[Beifall bei BO 90/Grune] 

Damit will ich nicht in Frage stellen, daß Sie sehr s_orgfältig, wie 
es hier auch zu h5ren war, eine Entwicklung eingeleitet haben, 
die sicherlich in die entgegengesetzte Richtung geht und die wir 
nachdrücklich unterstOtzen. Wenn Sie praktische Vorschläge 
erwarten - Große Anfragen sind allerdings nicht dazu da, auch 
große Antworten zu geben -,will ich Ihrer Erwartung gern nach
kommen. Mit der Staatsanwaltschaft haben wird gerade im Bau
bereich in den vergangeneo Jahren immer zusammengearbeitet, 
wenn es beispielsweise um die Verschiebung städtischer Woh
nUngen in Lichtenberg ging. Da habe ich 1992 selbst Anzeige 
erstattet, allerdings hat mir die Staatsanwaltschaft bis heute 
nicht das Ende oder das _Ergebnis des Verfahrens mitgeteilt. 
Letztes Jahr haben wir zum Amtsträgerbegriff einen Antrag ein
gebracht. Wir haben 1994 auch mit Bezirken Pressekonferen
zen gerade zu der Systematik solcher Verfahren, zu Ausschrei· 
bungen im Baubereich, abgehalten und die Öffentlichkeit infor
miert 

Wenn Sie sagen, daß man den Dschungel bei Ausschreibun
gen nicht durch noch mehr Richtlinien vergrößern s_ol1te, weil 
auch schon beschränkte Ausschreibungen einen Wettbewerb 
herstel1en, muß ich entgegenhalten, daß die Praxis doch sehr 
anders aussieht. Beschränkte Ausschreibungen sind gerade die 
Ausschreibungen, wo sehr wenig Firmen aufgefordert werden 
und wo Kartellabsprachen stattfinden. Ihr Gesetzentwurf, der 
sicherlich einiges bewirken und auch verhindern wird, geht zu 
sehr von den Ausnahmefällen organisierter Kriminalität aus. Der 
Lauschangriff aber wird die Staatsanwaltschaft zusätzlich mit 
einer Aut von Informationen versorgen und daß, obwohl sie 
heute noch nicht einmal die Akten durchlesen kann, die sie 
beschlagnahmt hat. 

Auf der praktischen Ebene ist tatsächlich sehr viel mehr zu Iei· (D) 
sten. Die Korruption im Baubereich -ist eine ganz normale. 
Sehen Wfr uns das Organigramm für die Frankfurter Bauverwal· 
tung an, das auf 'der Tagung im Frühjahr, dankenswerterweise 
auch von Ihnen unterstützt, hochgehalten wurde. Darauf waren 
gelbe Striche für die Leute gemacht worden, gegen die Ve.rfah-
ren liefen. Es gab auch freie Stellen, zu denen Staatsanwalt 
Schaupensteiner sagte: "Das sind nicht etwa unbelastete Leute, 
sondern diese Stellen sind zur Zeit nicht besetzt." Ich glaube 
kaum, daß wir für Frankfurt als von einem merkwOrdigen Sozio· 
top der Korruption ausgehen müssen. Vielmehr müssen wir in 
Berl_in sorgfältiger nachsehen, was im Baubereich passiert. Es 
ließe sjch leicht feststellen, daß es vielfältig - in den Bezirken 
und im Senat selbst - an Bewußtsein für die Problematik der 
KoffipriOn fehlt. -

ln Weißensee sind beispielsweise überhöhte Bauleistungen 
von einem Mitarbeiter in Re_chnung gestellt worden. Er ist sus
pendiert worden. 

[Sen Nagel: Schöneberg I] 

- Darauf komme ich gleich zu sprechen. - In Spandau hat ein 
Mitarbeiter falsche Rechnungen fUr drei Fifmen gegengezeich
net. Er ist immer noch im Amt und kann weiterhin Aufträge bis 
100 000 DM vergeben. Er bediente jahrelal)g dieselben Firmen. 
Er hat Amtshilfe in Hohenschönhausen geleistet; dort tauchten 
platzlieh auch West-Firmen auf, Ost-Firmen wurden nicht mehr 
beschäftigt. ln der Rohausbauphase seines eigenen Hauses 
1993, in der _die Rechnungen für diese Firmen auSgestellt wur
den, beschäftigte er selbst diese Firmen. Die Durchsuchung der 
Staatsanwalts.chaft hat weitere Hinweise auf eine Verquickung 
dieses Mitarbeiters mit den Firmen erwiesen. Eine Untersuchung 
wird aber durch den Bezirk Spandau nicht gefardert, wie es in 
Weißensee geschehen ist, sondern gedeckelt und vertuscht. 
Der BW werden Lügen erzählt. Es wird eine Hexenjagd auf sau~ 
bere Mitarbeiter ~egonnen. Der Rechnungshof wird nicht infor
miert. So kann m-an unterschiedlich in der Praxis vorgehen. Da 
hilft kein Lausch angriff, und da hilft nicht der Hinweis auf organi
sierte Kriminalität. 
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Ein weit~rer praktischer Hinweis:· Rechnungshofprüfungen 
haben überhaupt keine Konsequenzen bei Mitarbeitern, sollten 
sie aber haben. Was ich gesehen habe an Mitteilungen des 
Rechnungshofs - daß Rechnungen überzahlt werden, daß 
Rechnungen doppelt bezahlt werden durch die Bezirkska.ssen, 
daß es pauschalierte Rechnungen gibt, die abgerechnet wer· 
den, ohne daß die Bauleistungen im einzelnen aufgeführt wer
den; es werden nur Objekte benannt, ohne die einzelnen Lei
stungen _aufzuführen; es werden gar keine Objekte benannt, 
alles das abgezeichnet von Mitarbeitern der Bauämter; Lohn
stunden werden ausgeschrieben statt der Bauleistung, was 
natürlich die Preise bei größeren Baumaßnahmen ungeheuer 
erhöht -, das sind alles Vorgänge, die Sie gar nicht dUrch Ihr 
Gesetz erfassen. Da muß man in der Praxis -korltrollieren und
sehen, was vor sich geht. Ich bin für ein absolutes Verbot freihän· 
diger und beschränkter Vergaben. Die dürfen sich wirklich nur 
auf Notfälle, wenn z. B. ein Wasserrohrbruch passiert, beschrän· 
ken. Alles andere muß offen ausgeschrieben werden, damit Kar· 
tellbildungenund Begünstgungen von Firmen nicht durchgeführt 
werden können. 

Und wenn Sie auf das ULV, das Verzeichnis des Bausenators, 
hinweisen: Sie kennen die Auseinandersetzung mit dem Rech
nungshof. Erst Ende 1994 hat sich der Bausenator bequemt, 
endlich einmal die Baudienststellen im Land Beriin aufzufordern, 
die Firmen nicht mehr zu beschäftigen, die aus dem ULV gestri
chen worden sind. Aber ich frage Sie: Wer kontrolliert denn 
das? Denn Sie können ja auch Baufirmen beschäftigen, die nicht 
im ULV stehen. Das Schreiben "hilft also noch nichts, man muß 
auch die Umsetzung kontrollieren, und da fehlt die Transparenz. 
Die fordern wir auch ein für die Bezirke. Man muß kontrollieren, 
an wen Bauaufträge vergeben werden und ob diese Firmen bela
stet sind - ob sie im ULV stehen oder nicht. Das kann man am 
besten damit machen, indem man Transparenz über diese Fir
men schafft. Geben Sie doch den Bezirken die Möglichkeit, Zu
griff Ober EDV auf die Kartei der Kartellbehörde direkt zu bekom
men; und nicht, daß Herr Nagel ein Fax an einen bestimmten 
Bezirk schickt und sagt: Diese Firma darl nicht mehr beauftragt 
werden, weil ich von der Kartellbehörde gerade die Mitteilung 
bekommen habe, die haben Absprachen gemacht. - Die ande· 
ren Bezirke wisseri das dann immer noch nicht, sondern müssen 
auf das neugedruckte ULV warten. 

[Sen Nagel: Gar nicht wahrl] 

Das dauert mindestens ein halbes Jahr, und in der Zeit beschäf· 
tigen die Bezirke diese Preisabsprachefirmen weiter. Das ist 
doch keine Transparenz, das ist doch Unsinn und bürokratisch 
und zeitverzögernd. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Wir brauchen eine bezirksübergreifende transparente Lösung. 
Aber dazu muß auch der Senat willens sein, solche Firmen tat
sächlich nicht mehr beschäftigen zu wollen. Gucken wir uns mal 
den neuen Rechnungshofbericht an. Die Firma Siemens, die 33 
Jahre lang eine Monopolstellung im Bereich Signalanlagen hatte 
und diese jetzt immer noch verteidigt, obwohl der Rechnungshof 
es jetzt endlich einmal geschafft hat, daß der Neubau ausge· 
schrieben wird. Die Wartung - hat man jetzt festgestellt - wird 
Siemens behalten, weil sie nämlich Lizenzen dafür hat, deshalb 
darf die Wartung überhaupt keine andere Firma übernehmen. 
Der Senat war über 33 Jahre nicht fähig, diese Lizenzen zu Ober
nehmen. Herr Nagel hat immer damit argumentiert: Diese Mono· 
polstellungist vielleicht unschön, aber sichert doch Arbeitsplätze 
im Land Berlin. - Nun wissen wir ja, daß Siemens abbaut, 400 
Arbeitsplätze. Auch wenn sie erst mehr abbauen wollten, Sie
mens geht. Und ich bin gespannt, ob_das Versprechen, nun noch 
200 Arbeitsplätze hier zu halten, dazu führt, daß der Senat wei· 
terhin nachgiebig bleibt. 

Auch da, Frau Senatorin, muß der Senat eine BewußtSeinsän· 
derung vornehmen. Denn wenn er weiter solche Monopole 
unterstützt, dann werden auch die Bezirke und die Bauämter und 
Mitarbeiter ein gleiches tun. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne - Vereinzelter Beifall bei der PDS] 
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Ich komme zum Schluß. Ich bin sehr dafür, daß die Staatsan- (C) 
waltschaft, bei der sich Aktenberge befinden, die völlig überla-
stet ist - darin sind Hinweise auf Korruption, die die noch nicht 
einmal finden, weil sie nfCht dazu kommen, sie zu lesen -, daß 
diese personell verstärkt wird. Da leicht 50 % der Kosten im 
Baubereich durch Bekämpfung der laufenden Korruption einge~ 
spart werden können, denke ich: Das Geld kann man sinnvoll 
dort einsetzen. Und da bleibt sicherlich noch viel Geld zum 
Finanzlochstopfen in Berlin übrig. Nicht großes Brimborium, Lau· 
schangriffe und organisierte Kriminalität sollte_ mar) hier ins Ren-
nen werfen, sondern sich ansehen, wie die- Praxis funktiorliert 
und hier die Kontrollen verstärken, Transparenz vergrößern und 
eine Bewußtse_i.!:l~äJ!derung, einen Verhaltenskodex, der für alle 
im Senat und in allen BaudienstStellen Berlins gilt, herstellen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsident Führer: Für die Fraktion der CDU hat das 
Wort der Abgeordnete Hapell 

Hapel (CDU): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Keine- Frage, wir brauchen schärfere gesetzliche 
Instrumente zur Bekämpfung der Korruption. Aber - was Bünd· 
nis 90/Grüne hier geboten hat, war weitestgehend Panikmache. 

[Wieland (BO 90/Grüne): Haben Sie schon gestern diktiert!] 

Wir brauchen eine Bekämpfung mit Augenmaß. Und ich bin der 
Senaterio für Justiz außerordentlich dankbar, daß sie hier wirklich 
in einer großartigen Reißarbeit ihre umfangreichen Punkte Punkt 
für Punkt abgearbeitet und beantwortet hat. Ihr gilt unser Dank 
für diese umfangreiche Beantwortung, die eines deutlich 
gemacht hat: daß dieser Senat, daß diese Landesregierung 
nicht Reden und Anfragen stellt, sendem handelt. 

[Frau KUnast (Bü 90/Grüne): Der Senat darf keine 
Anfragen stellen, Sie Unwissender!] 

Wie wichtig dieses Thema dem Berliner Senat ist, beweist die- (D) 
Tatsache, daß Berlin dieses Thema am Freitag in den Bundesrat 
gebracht hat, übrigens in einem Rekordtempo, und daß diese 
Gesetzesinitiative aus Berlin im Bundesrat beschlossen wurde. 

Dem Senat Untätigkeit, Verharmlosung, Zurliekhaltung sowie 
bewußtes Akzeptieren einer Vermischung von Vei'W'altungs- und 
Unternehmensinteressen zu unterstellen, wie es in der Begrün
dung der Großen Anfrage heißt, grenzt schon an Bösartigkeit. _ 
Wir erl.eben hier den Versuch von Bündnis 90/GrOne, sich quasi 
ai~ großer weißer grüner Riese zu gebärden. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Das sind wir, 
anders als Sie schwarze Filzmaus!] 

Sie wollen sich verstehen als einzig wahre HOterin der Lauterkeit 
des öffentlichen Dienstes. Dabei darf doch nicht vergessen wer~ 
den, woher diese Bundesratsinitiative kam. Und ich erinnere Sie, 
Herr Wieland, der Sie besonders laut schreien, daran: Sie hatten 
ja schon einmal - Gott sei Dank kurzfristig - Gelegenheit, in 
dieser Stadt politische Verantwortung zu tragen. 

[Wieland (Bü 90/GrUne): Zu kurz!] 

Diese Verantwortung haben Sie damals nicht genutzt, dieses 
Thema in der Form umzusetzen, wie Sie es hier beklagen und 
beschreien. Mit dieser Bundesratsinitative konnte die unionsge· 
führte Landesregierung aus Berlin einmal mehr unter Beweis 
stellen, daß sie nicht nur für das Land Berlin gute Arbeit leistet, 
sondern in vielerlei Hinsicht auch ein Motor für den Bund sein 
kann. 

[Frau Künast (Bü 90/Grüne): Sie haben nicht mal 
eine Große Anfrage gestellt, Sie Versager!] 

Was mich und meine Fraktion an den Anträgen und der 
Anfrage am meisten ärgert und stört, ist, daß unweigerlich der 
Eindruck entstehen muß, als ob der gesamte Berliner öffentliche 
Dienst korrupt ist - von der untersten Ebene bis zur Verwaltungs
spitze. Auch schon die italienische Bezeichnung "mani pulite" 
soll offensichtlich implizieren, daß im Berliner öffentlichen Dienst 
italienische Verhältnisse herrschten. Damit werden Ängste in der 
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Hapel 

Bevölkerung geschürt, Vorurteile bewußt verstärkt. !eh finde es 
schlimm, wenn dies durch Politiker geschieht, die anstreben, 
diese Stadt regieren zu wollen. Unverständlich zugleich ist, daß 
die Fraktion Bündnis 90 bewußt die Arigehörigeri der Berliner 
Verwaltung in Verruf bringt. 

Stellv. Präsident Führer: Herr Abgeordneter! Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Hapel (CDU): Nein 1 - Wir verwahren uns gegen eine pau
schale Verdächtigungskampagne gegen den öffentlichen 
Dienst 

{Vereinzelter Beifall bei der CDUJ 

Gerade die Beschäftigten des Berliner öffentlichen Dienstes 
haben in den vergangeneo Jahren nach der Wiedervereinigung 
Großartiges geleistet. Hierfür gilt der Da11k den Angestellten, 
Arbeitern und Beamten in Berlin. Meiner Fraktion und mir liegt es 
fern, die in Berlin aufgetretenen Korruptionseinzelfälle zu ver· 
schweigen oder gar-zu verharmlosen. Aber wie oft muß auch hier 
die Kirche im Dorf gelassen und mit Augenmaß an die Dinge her· 
angegangen werden. Es bring_t ~ichts, die Fälle zu überhöhen. 
Dies ist leicht für die Opposition, bringt Pluspunkte in den 
Medien und dient der Profilierung. Leider ist es heute ja so, daß 
man in den Medien nur mit Schreckensnachrichten auffällt. Die 
vielen Zehntausenden, die ordentlich und nicht bestechlich tag
täglich ihre Arbeit machen, finden dort leider keine Beachtung. 

[Beifall bei der CDU -
Or. Lange (FDP): "Berliner Rundschau" I] 

Hier mit zwei Einzelfällen, wie es die Fraktion Bündnis 90 
gemacht hat, am Freitag an die Presse zu gehen, zeigt ein Stück 
Mentalität von Frontberichterstattung. Natürlich macht es uns 
alle betroffen, wenn wir lesen mOssen, daß z. B. drei Berliner 
Polizisten Anfang dieses Jahres in den Verdacht gerieten, Bor
dellbetrieba-gegen_Cash und andere Leistungen des Rotlichtmi
lieus vor Razzien gewarnt zu haben, oder andere Beschäftigte 
festgenommen wurden, weil sie eng mit chinesischen Schleusel'" 
banden zusammengearbeitet haben sollen. Wir sehen auch, daß 
die organisierte Kriminalität versucht, mit Korruption in Staat und 
Verwaltung Fuß zu fassen. 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Quatsch!] 

Dies muß verhindert werden. Man muß sich aber auch die Zahl 
vergegenwärtigen -und das meine ich mit nAugenmaß" -:Die 
Berliner Verwaltung umfaßt über 275 000 Beschäftigte; 

[Kammholz (FDP): Das ist ja das Problem I -
Dr. Lange (FDP): Das sind einige zu vielll 

1994 gab es in Berlin 193 Ermittlungsverfahren, die sich gegen 
286 Beschuldigte richteten. Zu den Beschuldigten gehörten 
nicht nur Amtsträger wegen des Verdachts der Vorteilnahme und 
der Bestechlichkeit, sondern auch die Vorteilsgeber wegen des 
Verdachts der Vorteilsgewährung und der Bestechung. Bislang 
ist offenbar lediglich in 18 Verfahren Anklage erhoben und in 
neun Verfahren Strafbefehl beantragt worden, wobei erst unge
fähr 80 Verfahren abgeschlossen sind. 

[Frau Dr.Ziemer (Bü 90/Grüne): Was beweist das? 
Daß es die nicht gibt, oder wie?] 

Meines Erachtens müssen diese Einzelfälle, die in der Tat das 
Ansehen des öffentlichen Dienstes belasten, aufgeklärt werden. 
Dies ist auf der gegenwärtigen Rechtsgrundlage schwierig; fast 
noch schwierig-er ist es, zu Verurteilungen zu kommen. Grund 
dafOr ist, daß man die sogenannten Unrechtsvereinbarungen 
braucht, also den Nachweis, daß die Bestechungshandlungen 
und die darauf folgenden Diensthandlungen des Amtsträgers in 
einem Zusammenhang stehen. Die Beteiligten müssen zum 
Reden gebracht werden, denn in diesem Bereich ist Schweigen 
leider Gold wert. 

Mindestens genauso wichtig wie die repressive Seite ist die 
präventive Schiene. Dies ist ein mühevoller Weg, der genau 
durchdacht werden muß. Aber mit dem genauen Durchdenken 
und dem realistischen Einschätzen von Sachverhalten hat die 
antragstellende Fraktion ihre Schwierigkeiten; das konnten wir 
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hier im Plenum schon öfter feststellen. Es ist sehr leicht, bloße (C) 
Forderungen aufzustellen, wie zum Beispiel, die Koordi(lation der 
Zusammenarbeit beim Regierenden BOrgermeister anzusiedeln. 
Dies ist wiederum typisch flir Ihre Fraktion, Herr Wieland: Der 
Regierende Bürgermeister soll für alles verantwortlich sein und 
eine Art Superkontrollfunktion wahrnehmen. ES ist ja ein sehr 
gutes Zeichen, wenn Sie unserem Regjerenden Bürgermeister 
-scyvielVertrauen schenken, aber diese Uberfrachtung von Kom
petenzen ist in diesem Fall nicht notwendig. Die Schaffung der
artiger Präzedenzfälle muß vermieden.. werden. 

Sehr viel sinnvoller ist dagegen das, was Innensenator Heckal
mann in seinem Bereich eingeleitet hat - die Einrichtung einer 
Atbeitsgruppe gegen Korruption, die nur den Weisungen des 
Senators und der beiden Staatssekretäre untersteht und anson
sten unabhängig ist Wichtig ist mir und meiner Fraktion, daß 
mehr als bisher auf Prävention gesetzt wird, daß Problemorien
tierungsgespräche mit Leitungskräften unterschiedlicher Ebe
nen -und Bereiche gefilhrt werden und mehr Stichproben stattfin· 
den. 

ln der kurzen Zeit der Existenz dieser Arbeitsgruppe sind 
bereits wichtige und beachtliche Ergebnisse erzielt worden. For· 
derungen wie mehr Personalrotation oder verstärkte Teamarbeit 
sind zu überprüfen, denn damit setzt man sich möglicherweise 
schnell in einen Gegensatz zu dem, was ~äufig gefordert wird -
eine schlanke Verwaltung. Die Arbeitsgruppe wird eine 
Schwachstellenanalyse durchführen. Wichtig ist aber auch, daß 
dem einzelnen Beschäftigten - bei all den wünschenswerten 
Stichproben-, Wie sie von der Justizsenaterio angedeutet wurden 
- nicht von vornherein das Gefühl gegeben wird, man mißtraue 
ihm. Bevor das große Suchen losgeht, muß es immer einen 
Anfangsverdacht geben. 

JedenfallS- ist zu hoffen, daß auch andere Verwaltungen dem 
positiven Beispiel des Innensenators folgen und eine vergleich
bare Arbeitsgruppe einrichten, denn auch in Bereichen, bei 
denen man vom Gefühl her nicht gleich Korruption vermutet, 
kann ein Gefährdungspotential stecken. Vor allem hofft meine (D) 
Fraktion, daß sich auch der Bausenator der Vergehensweise des 
Innensenators anschließen wird. 

Die CDU-FraktiOn ist erleichtert, daß der Senat im Hinblick auf 
die gesetzlichen Grundlagen zur Korruptionsbekämpfung 
mittlerweile viel in Gang gesetzt hat. Die angestrebten Gesetzes
änderungen im Strafgesetzbuch und in der Strafprozeßordnung 
werden die Rechtslage klarer machen. Positiv ist, daß nun 
bereits eine strafbare Handlung mit einem Strafrahmen von zwei 
Jahren oder einer Geltlstrafe ohne Nachweis einer Gegenlei· 
stung vorliegen soll, wenn der Vorteil im Zusammenhang mit der 
amtlichen Tätigkeit angenommen oder gewährt wird. Das Anhe· 
ben des Strafrahmens bei den §§ 332 und 334 StGB und die 
Hochstufung zu einerri Verbrechen sind sehr zu begrüßen, da 
dadurch ein stärkerer Abschreckungseffekt zu erwarten ist. Die 
Erwartung, durch die Verurteilung wegen eines Verbrechens die 
Beamtenstellung und mithin die berufliche Existenz zu verlieren, 
wird den einen oder ande_ren potentiellen Täter doch abhalten, 
sich käutlieh zu zeigen. 

[Frau Or. Ziemer (Bü 90/Grüne): Und im Baubereich 
gehen sie in die freie Wirtschaft und verdienen noch mehr J] 

Sinnvoll ist auch die Ausdehnung des Strafenkatalogs auf 
Beschäftigte von Unternehmen, an der die öffentlichen Hand 
mehrheitliCh beteiligt ist oder die öffentliche Zwecke verfolgen, 
denn die Rechtsform darf nicht ausschlaggebend sein flir die 
strafrechtliche Beurteilung. 

Das Aufdecken der Taten wird erleichtert durch die Einführung 
des neuen § 335 b StGB. Dies gilt für Tätergruppen, die bereits 
über einen längeren Zeitraum immer stärker in korruptes Verhal
ten verWickelt sind und auf die_se Weise einen Anreiz zum Aus· 
stieg erhalten. 

Last, but not le"ast ist die Änderung der Strafprozeßordnung 
positiv zu bewerten, denn hier wird den Strafverfolgungsbehör
den ein Verfolgungsinstrumentarium an die Hand gegeben, das 
sich unsere Partei flir noch gefährlichere Bereiche der Kriminali
tät schon lange wünscht. 
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und die Bundesratsinitiative Berlins .--:zeigen; daß der Senat alles 
andere als untätig geblieben ist und den Handlungsbedarf 
erkannt hat, auch ohne Aufforderung durch die antragstellende 
Fraktion. Durch die ergriffen~!'l Maßnahmen, die wie die Bundes· 
ratsinitiative hinsichtlich der Anderung der§§ 332 ff. sogar über 
9as von Bündnis 90/Grüne Geforderte hinausgehen, wird die 
Öffentlichkeit erkennen, daß der Berliner Senat, daß diese Koali· 
tion das Problem ernst nehmen, ohne neue Ängste zu schOren.
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 

[Beifall bei der CDU] 

Stellv. Präsident Führer: Für die Fraktion der POS hat das 
Wort der Abgeordnete Zillich I 

Zilllch (POS): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Fraktion Bündnis 90/Grüne hat .die Segründung ihrer Großen 
Anfrage mit dem Satz eingeleitet: 

Korruption findet potentiell überall dort statt, wo Entschei~ 
dungen getroffen werden, die für Dritte von _materiellem 
oder immateriellem Interesse sind. 

Völlig richtiglieh würde hinzufügen: Die Existenz von Korruption 
ist in einer Gesellschaft, die maßgeblich über das Streben nach
wirtschaftlichem Vorteil funktioniert, völlig normal, Natürlich ist es 
nicht fernliegend, daß jemand, der einen erheblichen Gewinn in 
Aussicht hat, wenn er zum Beispiel etwas an die öffentliche 
Hand verkauft, sehr erfinderisch wird, wenn es darum geht, sich 
diesen Gewinn nicht entgehen zu lassen und- wie auch immer
Einfluß auf öffentliches Handeln zu nehmen. Es ist auch nicht ver
wunderlich, daß dies nicht immer mit legalen Mitte_l_n geschieht 
und daß dies auch durch . direkte Vorteilsnahme derjenigen 
geschieht, die öffentliche_ Entscheidungen verantworten_ oder 
exekutieren. Da entsteht dann sehr schnell eine lnt~re:SS;et:~üb~r
einstimmung. Und genau diese nicht legale Einflußnahme zum 
Beispiel der Wirtschaft auf öffentliches Handeln meint ja die von 
Ihnen angesprochene Korruption. 

Trotzdem ist es für mich verwunderlich, daß Bündnis 90/ 
Grüne in ihrer Großen Anfrage und in weiteren Anträgen zu 
diesem Thema nicht die dieser Gesellschaft immanente Norma
lität von Korruption thematisiert, sondern sich ausschließlich 
darauf beschränkt, Symptome mit neuen Apparaten zu 
bekämpfen. Es sollten auch Fragen nach dem Zeitpunkt und 
dem kampagnenartigen Charakter der Antrags· und Anfragenof
fensive von Bündnis 90/Grüne gestellt werden. WahlKampfab
sichten scheinen nicht fer_n z;u liegen, das ist auch normal, denn 
es kommt immer ganz gut, sich ein Image als Anti-Korruptions
Partei zu verpassen. 

Ich denke allerdings, daß man vielleicht etwas sensibler in der 
Wahl seiner Wahlkampfthemen sein sollte. Schwierig ist nämlich 
schon, daß das Thema 11 Korruptioi1" wieder einmal mit Begriffen 
wie "Flut und Welle" eingeleitet wird, daß die Existenz eines kra
kenartig die Gesellschaft in ihren Grundfesten bedrohenden 
Dings suggeriert wird und daß sogar - es wurde schon ange
sprochen - italienische Zustij.oP_f? _suggeriert werden. Der Titel 
der Anträge legt nahe, daß hier Ideologie produziert wird. Diesen -
Mechanismus haben wir zuletzt beim Postulat der ideologischen 
Chimäre der organisierten Kriminalität erlebt, was dann in das 
hübsche Verbrechensbekämpfungsgesetz gemündet hat Bei_ 
der Bewertung dessen sind wir uns wahrscheinliCh weitgehend 
einig. 

Hier scheint mir allerdings eine Paradigmenverschiebung im 
Sicherheitsdiskurs stat~ufinden, mit dem sich schon andeuten
den Effekt - wir haben es gehört -, neue Sicherheitsapparate 
aufzubauen und neue Grundrechtseinschränkungen zu verwirk· 
Iichen. Abgesehen von den schon an sich problematischen Maß
nahmen, die in der Groß_en Anfrage implizit gefordert werden -
zum Beispiel der Datenabgleich, ohne den Datenschutzaspekt 
auch nur anzusprechen -, gab es natürlich sofort, das war vor
aussehbar, die Reaktion vom Senat und der CDU. Natorlich hat 
die Senatorin sofort die Aufweichung des Fernmeldegeheimnis
ses und eine Vorverlagerung des Anfangsverdachts gefordert, 
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und- na klar!- der generalpräventive Reflex schlug auch wieder (C) 
zu: Es_ wurden wie .fast immer, wenn gesellschaftliche Probleme 
in die Öffentlichkeit dringen, härtere und mehr Haftstrafen gefor· 
dert oder in Aussicht gestellt. 

Dazu können Sie von Bündnis 90/GrOne natürlich- sagen, daß 
Sie das alles nicht gewollt haben. Wobei ich mir dabei nicht so 
sicher bin, denn die Kritik von Frau KOnast an der Telefonüberwa
chl.mg beschränkte sich da_ray_f,_ daß ~_ie nicht so effizient sei. Sie 
kritisierte den Senat dafür, daß er nicht in der Lage sei, richtig 
und ernsthaft abzuhören. Man muß schon sehen, wie man sich in 
einem gesellschaftlichen Diskurs bewegt und was die Effekte 
des eigenen Handeins sind. 

Ich ~il_l mit mein!3n Ausführungen Korruption nicht vernied
lichen oder verharmlosen, 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Haben Sie aber gemacht I] 

deren Existenz schon gar nicht leugnen, aber man muß aufpas
sen, daß man nicht in kampagnenartigen Alarmismus in einem 
antidemokratischen Affekt suggeriert, dieses Problem sei lösbar. 
- und das auch noch ordnungspolitisch durch eine Mischung 
von Auf})au neuer Kontrollapparate und Repressionen. 

Natürlich ist es bekämpfenswert, wenn demokratisch legiti
mierte oder kontrollierte Entscheidungsprozesse zum eigenen 
Vorten durch private, wirtschaftliche Einflußnahme konterkariert 
werden. Das ist das eigentliche Problem und nicht die morali
sche Verwerflichkeit bestimmter Handlungen. Natürlich ist es 

. b~kärnpfenswert, wenn Mittel, die öffe1Jtlich- d. h. demokratisch 
kontrolliert - verwendet werden sollen, diesem Zugriff für private 
Zwecke entzogen werden 1 UJld damit der Handlungs- und Vertei· 
lungsspielraum der öffentlichen Hand eingeengt wird. Es ist 
be_f<ämpfenswert, wenn Handlungen öffentlicher Institutionen 
Ober Schmiergeld und Seilschaften von privaten Interessen 
bestimmt werden. Aber einschränkbar ist diese·s Problem nur 
t;!uryh mehr Transparenz, durch das Ausschreiben öffentlicher 
Aufträge, durch den Abbau abgeschotteter Bürokratien und 
letztlich mehr demokratische Kontrolle und mehr Demokratie. 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Genau das 
habe!] wir gefordert!] 

ln Punkt 5 der Großen Anfrage wird ein Thema berührt, daß 
tatsächlich ein politisch drängendes ist, die dort angesprochene 
Tendenz der Privatisierung öffentlicher Aufgaben. Hier geht es 
darum, was e"s eigentlich bedeutet, wenn in einem Gemeinwe
sen die Erledigung öffentlicher Aufgaben der demokratischen 
Kontrolle und der Einflußnahme der Legislative entzogen wird. 
Damit wird Privatisierung im übrigen auch begründet, daß genau 
dieser Effekt stattfinden soll. Es geht um di~ Frage, was es 
bedeutet, wenn Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit und 
dem Parlament abgebaut wird. Ich möchte dies kurz an einem 
recht drastischen Beispiel erläutern, das uns gerade beschäftigt: 
Wir haben zur Zeit den Olympia~Untersuchungsausschuß, 
darauf ist bereits hingewieseil worden. Allein die Tatsache seiner 
Existenz verdeutlicht ein Problem. Es war von seiten des Parla
ments gar nicht mehr anders möglich, Aufklärung über Abläufe in 
der privatrechtlich organisierten Olympia GmbH zu erhalten. Die 
normalen palamentarischen Instrumente wie Anfragen und 
Besprechungen wurden blockiert durch die Nicht-Auskunfts
pflicht der privaten Olympia GmbH. Das heißt, eine Kontrolle der 
doch so gewoJiten öffentli~en Aufgabe "Olympiabewerbung" 
war seitens des Parlam13;nts k~um rt;1öglich. VVir konnten in dem 
Untersuchungsausschuß - ohne hier einen Berfcht vorwegneh
men zu wollen - feststellen, welch ein Interessengeflecht sich 
bei solch einer Konstruktion zwischen _Verwaltung, Olym· 
pia GmbH, Marketing GmbH und Sponsoren weitgehend jen
seits öffentlicher Kontrolle entspinnt und daß dies oft nicht zum 
Vorteil der öffentlichen Haushalte ist. Hier entsteht ein Feld, auf 
dem die Durchsatzung privater wirtschaftlicher Interessen gegen 
die öffentliche Hand gedeihen kann. Wir sollten hier besonders 
aufmerksam sein, um so strukturell etwas an der Eindämmung 
der Möglichkeit zu tun, daß wirtschaftliche Interessen Einzelner 
das Handeln öffentlicher Institutionen oder die Verwendung 
öffentlicher Gelder zum eigenen Vorteil bestimmen. - Danke I 

[Beifall bei der POS] 
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Stellv. Präsidentin Brinck.meler: Filr die Fraktion der SPD 
jetzt der Kollege Hildebrandt! 

Hildebrandt (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren I Lassen Sie mich eingangs feststellen, daß ich der bis
herigen Diskussion und auch den Feststellung_en des Senats mit 
einiger Verwunderung gefolgt bin. Da gibt es nahezu jeden_ Tag 
Meldungen in den Zeitungen, wie gerade vor einigen Tagen die, 
daß der Präsident des Bundeskriminalamtes Zachert, keine 
Stadt - und auch keine Verwaltung - von dem Verdacht der Kor
ruption ausnimmt, sondern feststellt, daß dies mehr und mehr -
wenn ich es richtig sehe - von der Ausnahme zur Regel wird. 
Nun wird niemand in diesem Land behaupten, wir hätten uns 
bereits an bestimmte Verhältnisse herangetastet - wie sie in 
manchen Ländern herrschen -, wo man weiß, daß man bei der 
FOhrerschein- oder Paßkontrolle tunliehst eine größere Banknote 
in den entsprechenden Ausweis legt, damit die Kontrolle wie 
gewünscht abläuft. Aber hier nun andererseits, Frau Senatorin, 
fOr den Senat so zu tun, als sei Berlin die ganz große Ausnahm·e, 
das - mit Verlaub gesagt - verwundert mich. 

[Beifall bei BO 90/Grüne] 

Nach der zweiwertigen Lo9ik kcinrl etwas nicht sein und gleich
zeitig nicht-sein. Irgend jemand muß da Unrecht haben. 

Es verwundert mich aber auch die CDU. Wenri der Kollege 
Hapel - ganz abgesehen davon, daß er hier eine nette Replik im 
Wahlkampf fahrt, etwas frOh, wie ich _finde - lediglich auf die 
alten Modelle zurUckkommt, die schon immer sein Thema waren: 
Erstens der große Dank an die Beamten und Angestellten des 
öffentlichen Dienstes - die sich dann gabauchpinselt fühlen -, 
und hinterher die immer wiederkehrende Forderung nach einer 
Gesetzesverschärfung. Wer glaubt eigentlich heute_ noch, 
nachdem wir wissen, Wie es in Korruptionsskandalen funktio
niert, daß GesetzeSVerschärfungen eine Wirkung haben?- Kor
ruption hat Oach meinem Eindruck zunächst einmal zur Voraus
setzung, daß de~enige, der beStochen wird; sich ausrechnet, ob 
es sich denn auch lohnt - selbst dann, wenn er dabei erwischt 
wird. 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne): Erst einmal muß er 
erwischt werden!] 

Dies ist ein RechenexerTipel. Weil dem so ist, sollte man darauf 
später noch einmal zurOckkommen. 

Mich verwundert auch die Halt~.mg des Senats, so zu tun, als 
sei die Vermittlung von Wissen das entscheidende Problem. 
Jeder kOnftige Beamte und Angestellte wird darauf hingewiesen, 
zu welchen Folgen es führt, wenn man korrupt ist, als wenn das 
nicht schon jeder Abiturient- und vielleicht auch jeder Realschü· 
ler - wüßte. Jeder normal durchschnittlich gebildete Mensch 
weiß, was Korruption ist, was sie bewirken kann, und weiß auch, 
daß man so etwas nicht macht Das erinn'ert rrlich immer wieder 
an ein Erlebnis in Bremen. Als ich dort einll)al tätig war, Stand am 
Stadtrand ein großes Schnd mit der Aufschrift "ln dieser Stadt 
sind Verkehrsunfälle verbotenu. 100 Meter weiter habe ich den 
ersten gesehen. Das kann es doch wirklich nicht sein. 

Ich persönlich erinnere mich deshalb -lieber M das, was 
Demokratie eigentlich bedeutet. ln der Demokratie besteht das 
gängige Menschenbild nicht darin, daß wir alle anständig sind. 
Bestenfalls heißt es, daß wir alle mehr oder weniger unanständig 
sind und es deshalb nur darauf ankommt, Kontrollinstanzen auf
zubauen, die diese Unanständigkeit in Grenzen hält. Mehr 
werden wir nicht schaffen. Daß wir - w1e Oberall - so auch im 
öffentlichen Dienst Menschen haben, die ihre finanziellen Inter
essen für eine bestimmte Anständigkeit hintansteHen, halte ich 
fOr ein Gerücht. Es kann nur darum gehen, Kontrollinstanzen zu 
schaffen, die nun diese Unanständigkeit in Grenzen halten. Hier 
kann es auch wiederum nicht darum gehen-, noch mehr Bürokra
tie aufzubauen und möglicherweise mit den AbJ':Iörgeräten zu 
hantieren. Das Verfahren kann sehr viel einfacher sein. 

Das Verfahren kann darin bestehen, daß eine Institution - sei 
es der Landesrechnungshof - stichprobenartig Oberprüft, wo 
Korruption möglich ist. Und sollte er etwas finden, dann ist ein 
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Anfangsverdacht gegeben, den die Staatsanwaltschaft verfol
gen kann. Dabei scheint mir das entscheidende Problem zu sein, 
die Folgen fOr den Bestochenen so furchtbar zu gestalten, daß 
jegliche BereChnung fOr ihn von vomherein sinnlos ist Die Sum
men, die dann der Bestechende bezahlen mOßte, müßten so 
hoch sein, daß es sich für ihn nicht mehr lohnt. Daß heißt in aller 
Regel, daß neben einer langjährigen Strafe die Einziehung des 
erworbenen Vermögens steht - und natürlich die Entlassung aus 
dem öffentlichen Dienst. FOr den Bestechenden müßte es nicht 
nur eine Sperre von zwei Jahren zur Folge haben, sondern derje
nige bekommt keinen öffentlichen Auftrag mehr. Wenn er das 
weiß, wird er es sich überlegen. 

[Beifall der Abgn. Barthel (SPD), Gram (CDU) 
und Weitzel (CDU)] 

Alles in allem ist die Diskussion für mich unbefriedigend, sowohl 
was die Prämissen angeht, als auch, was die Antworten betrifft. 

[Beifall bei der SPD - Vereinzelter Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Rlr die Fraktion der FDP 
hat jetzt Herr Dr. Lange das Wort I 

Dr. Lange (FOP): Frau Präsidentin I Meine Damen und Her
ren I Herr Kollege Hildebrandt, ich bin Ihnen dankbar, daß Sie 
eiriige neue- GeSichtpunkte in die Debatte eingebracht haben. 
Ich glaube, wir sind uns einig, daß nach dem, was wir bisher in 
den letzten Wochen vom Senat und hier insbesondere aus der 
Innenverwaltung von Herrn Heckelmann gehört haben, das Pro
blem der Korruption, der aktiven und passiven Bestechung 
bedauerlicherweise verhar_mlost wurde. Deshalb gilt es, der 
Justizsenaterio Frau Pesehel-Gutzeit zu danken, daß sie die vom 
Senat eiligebrachte Bundesratsinitiative angestoßen hat. Sie 
war diejenige im Senat, die sehr schnell erkannt hat, daß es sich 
nicht um Einzelfälle handelt, sondern diesbezOglieh ein grund· 
sätzliches Problem im öffentlichen Dienst Berlins bei Beamten, 
Angestellten und Arbeitern besteht, dem entgegengetreten wer
den muß. Allerdings meinen wir, Frau Senatorin, daß die von 
Ihnen vorgeschlagenen Maßnahmen tor Kontrollmöglichkeiten, 
Einwirkungsmöglichkeiten, präventive Maßnahmen und die Ver
besserung der Kooperation der zuständigen Institutionen das 
GrundObel der Korruption nicht bekämpfen, sondern allenfalls 
eindämmen können. 

Die Grundsatzfrage ist doch eigentlich, warum es möglich ist, 
daß im öffentlichen- Dienst in Berlin aktive und passive Beste
chung in dieser großen Zahl möglich wurden. Warum ist es für 
die im öffentlichen Dfenst Tätigen interessant, sich bestechen zu 
lassen? Ich glaube schon, daß Sie alle möglichen Maßnahmen 
ergriffen haben oder noch ergreifen werden, um die Korruption 
einzudämmen. Dennoch müsse auch dieser Frage nachgegan
gen werden, weil wir ansonsten Gefahr laufen, nur Phänomene 
und rticht die wirklichen Wurzeln zu bekämpfen. 

lnsqweit ist es zu begrUBen, daß Sie nun eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt haben, die sicherlich auch mit der vom Innensenator 
bereits im Februar vollmundig eingesetzten Arbeitsgruppe 
zusammenarbeiten werde. · 

[Zuruf der Frau Abg. Dr. Ziemer (Bü 90/Grüne)] 

Fraglich ist allerdings, ob die traditionellen Methoden zur 
Bekämpfung von Korruptionsphänomenen ausreichen. Ist es 
nicht sinnvoll, Ober neue Wege n~chzudenken, da b_ei der Kor· 
i'uption neue Ideen entwickelt und auch technologische Möglich· 
keiten genutzt werden. Der Aspekt, das Problem auch mit unken· 
ventionellen Mitteln an~ugehen, ist bei Ihnen etwas zu kurz 
gekommen. Die erfolgreichsten Mittel der Korruptionsbekämp· 
fung im öffentlichen Dienst sind die, Ober die man gar nicht 
spricht. Auf alles, was an Mc~.ßnahmen bekannt wird, können sich 
die Betroffenen einrichten. 

Nun hat die Fraktion BOndnis 90/Grüne vorhin den Begriff der 
"normalen Korruption" eingebracht, Frau Kollegin Künast. Das ist 
ein sehr gefa.hrlicher Begriff, denn wenn wir der Korruption 
bereits einen Schein von NOrmalität geben, dann zeigt das, daß 
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der Hebel noch viel frOher angeSetzt werden muß. Es zeigt letzt
endlich, welchem gewandelten Rechts~ bzw. Unrechtsbe~ 
wuStsein wir inzwischen unterliegen. Die zu ergreifenden Maß7 
nahmen müssen bereits bei den Bildungseinrichtungen ange
wendet werden, um Kindern und Jugendlichen bereits frühzeitig. 
zu erklären, was Recht bzw. Unrecht ist. Gelegentlich sollten wir, 
die wir hier sitzen, auch einmal an unsere eigene Brust klopfen 
und fragen, wie oft wir bei der Gratwanderung zwischen Recht 
und Unrecht auf die falsche Seite geraten. 

[Frau Dr. Ziemer (Bü 90/GrOne): Deshalb wollten wir mal 
Abgeordnete untersuchen!} 

Wir selbst sagen oft, daß es sich bei bestimmten Vorgänge11 um 
ein "Kavaliersdelikt" handelt, das noch hinriehmbar sei. Man 
kommt an das Grundübel des Problems nur heran, wenn das 
Rechtsbewußtsein in der Gesellschaft entsprechend geschärft 
wird. Ansonsten dürfen wir uns nic_ht wundern, wenn die jungen 
Menschen in den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen 
wie Privatwirtschaft, Medien, Verbandswesen und im öffent· 
Iichen Dienst für die Korruption anfällig werden. 

[Zuruf der Frau Abg. Volkholz (Bü 90/Grüne)] 

Neben den von Ihnen vorgetragen Maßnahmen, Frau Senate· 
rin, ist es sehr wichtig, daß bei der Auswahl der im öffentlichen 
Dienst Tätigen sehr sorgfältig die Eignung, bis hin zur charakter
lichen Eignung geprüft Wird. Darüber hinaus muß das Augen
merk auf die verstärkte Aus- und Weiterbildung der Beschäftig-
ten gerichtet werden. Zudem muß hinsichtlich der Führung von 
Mitarbeitern nicht nur die Vorbildfunktiqn yorgelebt werden, san
dem es muß den verantwortlichen Mitarbeitern auch mitgeteilt 
werden, daß Führen gleichzeitig auch Kontrollieren heißt. Es ist 
unser Eindruck, daß in vielen hierarchisch strukturierten Berei
chen der Berliner Verwaltung zwar geführt, aber nicht kontrolliert 
wird. 

Wenn jemand dabei "erwischt" wird, den öffentlichen Dienst 
von außen .;... auf welcher Ebene auch immer- zu bestechen oder 
Mitarbeiter im öffentlichen bei der Annahme von Leistungen 
beobachtet werden, so müssen auch wirklich abschreckende 
Sanktionen verhängt werden. 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Kollege Dr. Lan~]e, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Dr. Ziemer? 

Dr. Lange (FDP): Nein, im Augenblick nicht!- Wenn ein Mit
arbeiter des öffentlichen Dienst "erwischt.,. wird, dann reicht es 
nicht aus, ihn mit Sanktionen in der Größenordnungvon etwa 
zwei Jahren zu belegen. Es müsse eine abschreckende WirM 
kung erzielt werden, damit der Gefahr, daß diesem Verhalten 
nachgeeifert wird, entgegengetreten wird. Ich mein~ schon, daß 
eine abschreckende Wirkung für die, die im öffentlichen Dienst 
tätig sind, erzeugt werden muß. Auch die, die von außen versu
chen, Entscheidungsprozesse im öffentlichen Dienst zu beein~ 
flussen- darauf hat der Kollege Hildebrandt zu Recht hingewie-
sen -, müssen mit Sanktionen bis. hin zum En~ug von St.a~;~ts- . 
aufträgen bestraft werden. 

Fazit: Der vom Senat b.eschrittene Weg ist richtig. Er greift lei
der zu spät, weit die Hinweise, die insbesondere bei der Innen
verwaltung in den letzten Monaten bereits eingegangen sind, 
vielfältig waren. Aber nur im Zusammenspiel mit anderen Institu
tionen im Lande werden wir das.Problem der .Konuption in den 
Griff bekommen. Den Bildungseinrichtungen kommt für die Ver
mittlung von Rechts- bzw. Unrechtsbewußtsein dabei eine 
besondere Aufgabe zu. Wir werden die Korruption nicht aus
schalten können. Wir können aber AtJ_swüchse verhindern,, . 
Solange wir alle noch in irgendeiner Form in ähnlichen Situatio
nen waren, wie sie der Kollege Hildebrandt geschildert hat - der 
berühmte Schein im Paß, wenn man irgendwo auf der Welt ein
reist -, solange diese Phänomene: noch Erfolg haben, werden 
wir bedauerlicherweise damit leben müssen, daß Korruption 
stattfindet, ob es uns schmeckt oder nicht. Der Weg, den der 
Senat eingeschritten hat, geht in die richtige· Richtung. 

[Beifall bei der FDP -
Vereinzelter Beifall bei der CDU und der SPDl 
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Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Damit ist die ~roße Anfrage erledigt. 

Zum Antrag von Bündnis 90/Grüne über Mani pulite I, Druck
sache 12/5243, empfiehlt der Ausschuß die Ablehnung. Wer 
dem Antrag s~ine Zustimmt,mg zu geben wünscht, den bitte ich 
u_m das Handzeichen. - Die Gegenprobe I - Stimmenthaltun
gen? - Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Zum Antrag von Bündnis 90/Grüne über Mani pullte II Iiegt mit 
der Beschlußempfehlung Drucksache 12/5641 eine Neufassung 
vor. Wer dieser Beschlußempfehlung seine Zustimmung zu 
geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen.- Gegenpro
be I - Stimmenthaltungen? - Bei einigen Gegenstimmen und 
einer Stimmenthaltung ist diese Beschlußempfehlung mit deut
licher Mehrheit angenommen. 

[21] 

Wir kommen jetzt zu 

lfd. Nr. 21, Drucksache 12/5510: 
Große Anfrage der Fraktion der POS über Sltua· 
tion insolventer bzw. insolvenzgefährdeter priva

-ter Haushalte und das Niveau der sozialen Schuld· 
nerberatung im Land Berlin 

Hier begründet ftir die Fraktion der POS die Frau Abgeordnete 
Wagner. 

Frau Wagner (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren I Sie stimmen sicherlich mit uns Uberein, daß sich die 
Situation im Lande Berlin hinsichtlich der Anzahl ver- und O.ber
schuldeter Haushalte ständig verschärft. Aus der Presse erfährt 
man beispielsweise solche Daten: Mitte 1994 waren ca. 
120 000 Haushalte in Berlin verschuldet. Jede Woche wurde ca. 
200 Haushalten der Strom abgeschaltet. Wohnungsräumun
gen bei_ Familien rnit Kindern we.rden nicht nur ausgesprochen, 
sondern auch durchgeführt. Die "Berliner Zeitung" veröffent
lichte am 10. April1995 folgende Zahlen über Zwangsräumun
gen: Friedrichshain 242, Hellersdorf 2161 Pranzlauer Berg 174. 
Die wenigsten Zwangsräumungen wurden in Hohenschönhau
sen mit 35 durchgeführt. 1994 mußten in Berlin 1 408 Unterneh
men aufgeben. ln den östlichen Bezirken lag die Konkursrate 
weg~n Überschuldung um 60 % höher als im Westteil der Stadt. 
Die z_unehmende Anzahl insolventer und insolvenzgefährdeter 
Haushalte gibt Anlaß, nachzufragen, worin der Senat die Ursa
chen für diesen Sachverhalt sieht und welche Maßnahmen ein
geleitet wurden bzw. eingeleitet werden. 

Nicht selten mußten wir feststellen, daß in der öffentlichen Auf
fassung Verschuldungen oft auf subjektive Ursachen bei den 
Betroffenen zurückgeführt wei-den. Gilt Verschuldung allgemein 
noch afs Kavaliersdelikt in der öffentlichen Meinung, wird Über
schuldung allgemein abgelehnt. .Oder es gibt auch solche Mei
nungen wie: Wer zum Sozialamt geht, mu·ß.sich zusätzlich Geld 
geben lassen, weil er oder sie mit dem eigenen Geld nicht aus
kommt. - ln der Realität spiegelt sich das dann so wider: Viele, 
die wirklich einen Anspruch auf Sozialleistungen hätten, gehen 
gar nicht erst zum Sozialamt, weil sie sich schämen, auf Hilfe von 
außen unverschuldet angewiesen zu sein, um ein leben auf nied
rigstem Niveau überhaupt führen zu können. 

Wir meinen, daß es hier eine erheblich~ Dunkelziffer gibt. Es 
bedarf der Anerkennung, daß Ver- und Uberschuldung heute 
hauptsächlich ein durch gesellschaftliche Realität geschaffenes 

· Problem ist und daß dies l~den treffen kann. Sicherlich gibt es 
subjektive Ursachen für Uberschuldung. Aber selbst solche 
Ursachen wie fehlende Kenntnis über Haushaltsführung, man
gelnde Kenntnis über Arten und lnansp~~chnahme von Soziallei
stungen, psychische Hemmschwellen, Uberschätzung der eige
nen Fähigkeiten und finanziellen Möglichkeiten, leichtsinniger 
Abschluß von Kauf- und Kreditverträgen aller Art, krankhafte Ver
anlagung von Kaufrausch, Spielsucht, Reisesucht usw. haben 
schon eher nicht eindeutig individuellen Charakter. Diese Verhal
tensweisen sind vorhanden und beeinflussen die öffentliche M.ei-
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(A) nung nicht unerheblich, stellen nach unserer Analyse jedoch den 
geringsten Anteil an insolventen und insolvenzgefährdeten 
Haushalten dar. Allerdings wird damit das Verständnis für 
unschuldig und überrasChend in Not geratene BOrgerinnen und 
Bürger verhindert. Solche auch objektiv vorhandenen Ursachen 
wie zum Beispiel <ilfgemeiner Sozialabbau, zunehmende Lang
zeit- und Dauerarbeitslosigkeit, Reduzierung des Arbeitslosen
geldes, unfreiwillige Teilzeitarbeit, Schwankungen des monat: 
Iichen Einkommens, Bezahlung unter Tarif, ausbleibende Zahlun
gen z. B. bei Unterhalt, Zunahme des bargeldlosen Zahlungsver
kehrs usw. werden jedoch in der öffentlichen Meinung kaum 
bedacht. Dabei siild Alleinerziehende oft besonders stark betrof
fen. Es bedarf großer Aufklärungsarbeit z. B. Ober die Ursachen 
von Ver- und Überschuldung, auch eines Nachdenkans darüber, 
welche politischen Voraussetzungen geschaffen werden können 
und mOssen, um solche SituatiOnen zu vermeiden oder, wenn 
vorhanden, zu beseitigen und natürlich Ober die Möglichkeiten 
und Grenzen von Schuldnerberatungsstellen nachludenken. 

ln den letzten Wochen, nachdem unsere Anfrage vorlag, konn
ten wir eine besonders aktive, geradezu hektische Betriebsam
keit des Senats registrieren. Eine eigens nach Berlin einberufene 
Expertenrunde bot dann-au6fi gleich fUr Julateg e. V. die Möglich
keit, zu einer Diskussionsrunde über die Situation der Schuld
nerberatuns im Lande Berlin einzuladen; die angeforderten 
"Fachleute" sollten wenigstens richtig genutzt werden. Vorge
stellte Varianten der Abrechnung, der Leistungsmessung einer 
Schuldnerberaterio oder _eines ~s;huldnerberaters ~eigten uns, 
daß Sie, Frau Senatorin, ernsthaft um Lösungsansätze bemüht 
sind. Ob dabei jedoch 'das angekündigte Punktsystem oder auch 
die teilweise bereits praktizierte Einbindung der Ber?ttung von 
Unternehmern in soziale Beratung effektiV-und sinnvoll ist, wäre 
weiter mit Betroffenen und Schuldnerberatern zu diskutieren. Mit 
unserer Anfrage, die auch auf die Situation der Schuldnerbera~ _ 
tung im Lande Berlin aufn1erks3.m machen soll, wollen wir auf 
unterschiedliche Voraussetzungen in den einzelnen Bezirken auf
merksam machen. Die Anhindung an soziale Vereine und Pro-

(B) jekte hat zwar auch Vorteile. Aber die ungewisse längerfristige 
Finanzierungsunsicherheit bringt große Unruhe. Gerade in den 
östlichen Bezirken besteht durch die vorherrschende Haushalts
situation kaum die Möglichkeit der bezirkliehen Finanzieryng 
über die Globalhalrshalte. Die Absicherung über ABM und 
§ 249 h AFG ist nur befristet. 

Die Auflistung der Ursachen für Ver- und Überschuldung 
macht jedoch schon deutlich, daß ein effektiver Abbau von 
Schulden oft nur längerfristig möglich erscheint. Die psycho
sozialen Ko~ponenten wie Vertrauen zur Beraterio oder zum 
Berater und Uberwinden einer bestimmten Hemmschwelle bei 
Verschuldeten sind unmittelbare Voraussetzung für den Erfolg 
einer solchen BeratUng. Ein ganz wesentlicher Aspekt ist nach 
unserer Meinung die Prävention in diesem Bereich, die viel zu 
kurz kommt. Bildungsarbeit, Aktionen und Medienarbeit sollten 
unbedingt stärker ausgeprägt werden. 

Bereits zu Beginn habe ich auf einige Zahlen hingewiesen, die 
unterschiedliches Herangehen der Wohnungsgesellschaften in 
den Bezirken bezüglich der Räumung von Wohnungen verdeut
lichen. Um das einmal konkreter zu veranschaulichen: Während 
es zum Beispiel in Hohenschönhaus~n gegenwärtig eine Rege
lung im Sozialamt gibt, relativ unproblematisch die gerade aku
ten Nachzahlungen bezüglich der Betriebskostenabrechnung 
bei Haushalten zu übernehmen, die_ sozialleistungsberechtigt 
sind, wird in anderen Bezirken wie zum Beispiel in Hellersdorf ein 
ziemlich harter Kurs gefahren. Eine effektive Zusammenarbeit 
zwischen der Wohnungsbaugesellschaft _Hel_lersdorf und cfem 
Sozialamt wird hier seitens des GescfläftSTUlirers nahezu völlig 
blockiert. Wie übt der Senat hier_ seine Aufsichtspflicht aus? I 

Ein weiteres in der Anfrage angesprochenes Problem besteht 
in der Einwirkung des Senats auf landeseigene Banken, um 
auch insolventen Bürgerinr~en und Bürgern wenigstens die Mög
lichkeit eines GuthaEieOKontos zu geben. Frau Senatorin Stah
mer, Sie haben mehrfach öffentlich darauf hingewiesen, daß hier 
akuter Handlungsbedarf besteht. Es gab auch Presseveröffentli
chungen dazu, die besagen, daß es nun klappen soll. Der Sach
verhalt sieht allerdings in der Praxis etWas anders aus. Allein in 
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den letzten zwei Wochen sind mir aus einer Sparkasse drei Bei~ (C) 
spiele bekannt geworden, in denen ein Guthabenkonto aufgrund 
der- Verschuldung abgelehnt wurde. Die Sparkassen fordern 
genaueste Auskunft über das Maß der Verschuldung, was ja 
noch verständlich ist, und einen Maßnahmeplan zu deren Abbau. 
Nicht selten kann dieser jedoch nur mit einer qualifizierten 
Schuldnerberaterio bzw. einem qualifizierten Schuldnerberater 
erarbeitet werden. 

Letztendlich ist es an der Zeit, über politische Konsequenzen 
nachzudenken und diese zu ziehen. Daß Überschuldung und die 
daraus ·folgende Verarmung immer größer werden, steht in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Arbeitsmarktpolitik. Wäh
rend Arbeitslosigkeit jedoch schon als gesellschaftliches Pro~ 
blem anerkannt ist, finden sich in vielen politischen Diskussionen 
jene, die davon betroffen sind, als Kriminalisierte wieder - als 
solche, die den Sozialstaat angeblich als Selbstbedienungsla
den begreifen. 

Derartige Argumentationen sind nicht nur einseitig und vor 
allem beleidigend fGr die Adressaten, sie verhindern zudem, daß 
die sich ausbreitende Armut als gesellschaftliches Problem, 
das es zweifellos ist, erkannt wird. In diesem Zusammenhang 
sollte der Ende 1993 auf Antrag der POS vorgelegte und den 
Abgeordneten im April1995 als Drucksache zur Kenntnis gege
bene Sozialbericht kontinuierlich weitergeführt werden. Das 
System der sozialen Sicherung für den einzelnen muß durchsich
tiger gemacht werden. Nachzudenken wäre zudem über die seit 
Jahren bestehende Forderung von Vereinen nach Schaffung 
einer integrativen Fachstelle und Einrichtung eines Fonds, aus 
dem t(lienten der Schuldnerberatungsstellen Mittel als Darlehen 
beziehen können, die, wenn schon nicht zur Umschuldung, so 
wenigstens zur Begleichung von Notarkosten oder zur Ablösung 
eines Kredits bei einem günstigen Vergleichsangebot nötig sind. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt, dem politische Aufmerksam
keit gebührt, ist die fortschreitende Ausgrenzung armer Men
schen aus vielen Bereichen des sozialen und kulturellen Lebens. 
Zur weiteren Entwicklung dieser Stadt bedarf es umfangreicher (D) 
Obertegung~n, wie diesem Ausgrenzungsprozeß entgegenge-
wirkt werden kann. Wir erinnern hierbei nochmals an unsere For
derung nach Einführung eines Sozialpasses. Es ist endlich an 
der Zeit, daß sich nicht nur die Armen Gedanken machen, wie 
Sie riiit ihrer Armut leben, sondeni diesbezOglieh ein gesamtge
sellschaftlicher Lernprozeß einsetzt. 

[Beifall bei der PDS] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Zur Beantwortung der 
Großen Anfrage' hat nun Frau Senatorin Stahmer das Wort. 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren_! Liebe Frau Wagner! Ich bin etwas 
erschrocken über Ihre Mitteilung, daß ein gesamtgesellschaft· 
licher Erk~nntnisprozeß einsetzen solle, denn das haben wir nun 
schon seit_ längerem hinter uns. Er hat vor langer Zeit eingesetzt, 
doch muß er auch immer wieder auf Tempo gebracht werden, 
weil das Tempo der Überschuldung und das Tempo der Not 
durch Schulden wächst. Das hängt zusammen mit der Komplexi
tät unserer Gesellschaft, mit den Schwierigkeiten bei der Verän
derung von Einkommenssituationen und mit den Schwierigkeiten 
fLir die Menschen im Ostteil der Stadt, die neu mit dieser Situa
tion konfrontiert- sind. 

Es gibt zwei Seiten, die damit zu tun haben, nämlich die 
Schuldner und die Gläubiger, und diese beiden Seiten sind ganz 
und gar aus dem Gleichgewicht geraten. Wir schauen immer 
wieder auf die Schuldner, die auf ihrer Seite durch finanzielle 
Belastungen, durch Kosten für Kinder, durch steigende Mieten, 
durch Verlockungen der Konsumwelt, manchmal auch durch 
Unwissenheit und Gutgläubigkeit, durch unvorhersehbare Ereig
nisse wie plötzliche Arbeitslosigkeit oder langfristige Krankheit in 
schwjerige Situationen geraten. Bei Verlust des Arbeitsplatzes 
entstehen auch weitere Schwierigkeiten im psychosozialen 
Bereich, was das ganze Beziehungsumfeld sehr stark mltbeein
flußt. Gerade in solchen Situationen sind Menschen oftmals 
nicht mehr gut in der Lage, Beratung anzunehmen. 
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(A) ln dieser Situation liegt die ganze Last auf den Schuldnern, 
und die Gläubiger, die die andere Seite bilden, können eine 
große Zahl von Schutzfunktionen und staatlichen Hilfen für 
sich in Anspruch nehmen, wie sie an ihr Geld kommen. Dabe_i 
wird aber nicht darüber nachgedacht, wie ihre Mitverantwortung 
an dieser Situation zu sehen ist. 

[Beifall bei der SPD] 

Wir haben deshalb darüber nachgedacht, daß es uns gelingen 
muß, bei der Finanzierung z. 8. der Schuldnerberatungsstellen 
auch die Kreditinstitute miteinzubeziehen. Leider sind die Kre· 
ditinstitute, die auf solchen Veranstaltungen mit uns sprechen 
oder mit denen wir uns beraten, um Programme durchzuführen, 
nicht diejenigen, die die ganz besonderen Schwierigkeiten für 
die Schuldner verursachen. Meistens können die seriösen lnsti· 
tute nachweisen, daß sie eine ordentliche Beratung machen und 
daß bei ihnen nicht überbordende Aufforderungen ergehen, 
Schulden zu machen - oder um_ es vornehmer zu sagen: Kredite 
aufzunehmen -,sondern daß das andere Bereiche bei den Ban· 
ken und Instituten sind, die die Leute in Schwierigkeiten bringen. 

[Abg. Niedergesäß (CDU) meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.] 

Deshalb wird es uns auch schwerfallen, diejenigen, die sich als 
die Guten am Kreditmarkt verstehen, nun in die betreffenden 
Finanzierungen einzubeziehen, denn sie können immer darauf 
hinweisen,- daß sie jedenfalls nicht die schwarzen Schafe am 
Kreditmarkt sind. 

Stellv. Präsidentin Brinck.meier: Frau Senatorin l Gestat· 
ten Sie eine Zwischenfrage des Kolfegen Niedergesäß? 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: Ja! 

(8) Stellv. Präsidentin Brinckmeier: Herr Niedergesäß 
bittel 

Niedergesäß (CDU): Frau Senatorin I Sie haben gesagt, 
"Schulden machen" und "Kredit aufnehmen" sei dasselbe. 
Meinen Sie das ernst? 

Frau Stahmer, Senatorin für Soziales: Im allgemeinen Ver· 
ständnis der Menschen ist das so. Und die Banken bemühen .. 
sich sehr, den Menschen das Kreditaufnehmen als etwas Gutes 
und Wichtiges zu vermitteln. Wenn sie dabei nicht sehen, wie 
der einzelne Mensch in seinen finanziellen Belangen dadurch in 
eine überschuldete Situation kommen kann, dann handeln sie in 
ihrer Beratung schon fahrlässig. DaS ist es, was ich deutlich 
machen will, denn im normalen Sprachgebrauch iSt es so: Wenn 
ich einen Kredit aufnehme, dann mache ich Schulden. - Damit 
bin ich noch nicht überschuldet und auch noch nicht in den 
Schwierigkeiten, die ich hier geschildert habe, aber es ist der 
Anfang. Für sehr viele Menschen sind die Verlockungen der Kre· 
ditaufnahme genau dieser Anfang. 

[Beifall bei der SPD und der PDS] 

Dabei muß man gerade für den Ostteil der Stadt darauf hinwei· 
sen, daß natürlich auch viele Versandgeschäfte, die mit ihren
Angeboten, bei ihnen schriftlich etwas zu kaufen, auch einen 
Kreditrahmen anbieten, genauso zu dieser Situation der Ver· 
schuldung von Familien, insbesondere von jungen Familien, mit 
hinführen. 

Das, was die Katastrophe für den einzelnen bedeutet, versu
chen wir mit vorbeugender Beratung abzuwenden. Wir haben 
ein so gut wie flächendeckendes Netz von Schuldnerberatungs· 
stellen in Berlin. Es hat hier sehr früh Initiativen gegeben. Da hat 
zum einen der Deutsche Familienverband endlich- und das war 
damals besonders nötig - die psychologischen und sozialbera· 
terischen Komponenten, und die rechtliche und finanzielle Kom
ponente, die bei einer Schuldnerberatung notwendig sind, 
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zusammengebracht. Es hat dort immer zwei Schulen gegeben, (C) 
und es ist uns gelungen, in den Berliner Beratungsstellen diese 
beiden Schulen zusammenzubringen, weil meiste(ls das eine 
Problem nicht ohne das andere zu sehen ist. 

Die Senatsverwaltung für Soziales hat selber keine Möglich· 
keit, die Gesamtdaten der Überschuldung in Berlin zu erhe· 
ben, nach denen Sie gefragt haben. Den Presseinformationen 
der Sparkassen und Giroverbände ist allerdings zu entnehmen, 
daß wir für Berlin von etwa 100 000 überschuldeten Haushalten 
ausgehen müssen - nicht verschuldeten Haushalten, sondern 
überschuldeten Haushalten. Wie viele Haushalte Schulden 
hciben bzw. Kredite aufgenommen haben, ist an dieser Stelle 
überhaupt nicht diskutiert, sondern diese Zahl bezieht sich auf 
diejenigen, deren Einkommen und Lebenssituation nicht mehr 
mit den Verpflichtungen zusammenpassen, die sie eingegangen 
sind, als sie Geld aufgenommen haben. Was wir bei der Frage 
der Kreditinstitute vor allen Dingen hervorheben und auch 
mehr in die öffentliche Debatte bringen müssen, ist ihre 
besondere Verantwortung, ist die freiwillige Selbstkontrolle, 
die wir fordern, die wir erbitten, weil wir sonst unausweichlich als 
Gesetzgeber darüber nachdenken müßten, ob wir hier nicht 
etwas tun können.lch halte das für die schlechtere Lösung, denn 
ich glaube, es ist richtig so, wie das der Verbraucherausschuß 
getan hat, an die Kreditwirtschaft_ zu appellieren. 

Unter Beachtung dieses VerUrsach-erprinzips sind die augen· 
blickliehen Kreditvergabepraktiken zu überdenken, denn der 
Staat muß sich schützend vor die sozial Schwächeren stellen. 
Aber wir können außer der Beratung und den Überschuldungs
fonds, die e_s bereits gibt, die hier nicht so sehr beachtet worden 
sind, die aber viele Menschen betreffen, die Sorgen und Schwie· 
rigkeiten haben, nämlich die für Haftentlassene und die für FamiM 
Iien - - Und gerade Familien kann hier häufig auch aus diesem 
Fonds geholfen werden, Entschuldung, Umschuldung und Ver· 
besserung ihrer Situation zu sehen. Wo uns der Fonds fehlt, das 
ist bei Alleinstehenden. 

Die vorhandenen Beratungsangebote versuchen in diesem (D) 
Angebotssystem ein ordentliches Fundament für Vorbeugung zu 
legen, aber auch für schnelle Hilfe und für Feuerwehrhilfe, wo es 
nötig ist. Glücklicherweise kommt die Schuldnerberatung lang· 
samaus dieser verschämten Ecke heraus. Wir haben eine große 
Plakataktion gehabt, die hieB: Über Schulden reden ist schon 
einmal das, Was anfangs hilft -, damit sich der einzelne nicht in 
eine Ecke drückt, sich schämt und niemandem davon erzählen 
mag, daß er in Schwierigkeiten ist. Es gibt Möglichkeiten, sich 
beraten zu lassen, auch mit anderen darüber zu reden, in welche 
Situation man gekommen ist, und damit auch mehr Möglichkei· 
ten zu helfen. Wir haben dieses Netz von Schuldnerberatungen 
eingerichtet in dem Wissen, daß uns die Nachsorge teurer 
kommt, je weniger wir uns die Vorsorge kosten lassen. Deshalb 
ist hier auch richtig Geld ausgegeben worden für die freien Trä· 
ger der Schuldnerberatung. Wir haben immerhin mit 2,8 Millio· 
nen DM in diesem Jahr - 1993 waren das noch 1,58 Millio-
nen DM - eine Steigerung zu verzeichnen, obwohl wir in Spar· 
haushalfen leben und se~r knapp mit dem Geld sind. Aber dies 
hat etwas mit der Vorbeugung zu tun, weil die Nachsorge nicht 
nur menschlich nicht mehr so viel helfen kann, wenn FamilienverM 
hältnisseerst einmal kaputt und in Schwierigkeiten sind, sandem 
weil es auch finanziell teurer ist. Heute gibt es im Land Berlin 
30 Schuldnerberatungsstellen. Diese 30 Beratungsstellen sind 
mit insgesamt 75,5 Vollzeitstellen ausgestattet. Davon entfallen 
auf die Bezirke 12,5 und auf die freien Träger 27 feste Vollzeitstel· 
len. Dazu kommen insgesamt 36 Vollzeitstellen auf ABMMBasis. 

Sie hatten auch . gefragt, wie die Verteilung bei den 
30 Beratungsstellen ist. Es werden 20 von freien Trägern ange
boten; -15- in den· östlichen und fünf in den westlfchen Bezirken. 
Zehn Schuldnerberatungsstellen bieten die Bezirke an, neun in 
den westlichen und eine in deoöstlichen Bezirken. Daneben gibt 
es weitere Beratungsstellen, die zusätzlich zu ihrem übrigen 
Angebot Schuldnerberatung anbieten, also keine reinen Schuld· 
nerberatungsstellen, sondern ein zusätzliChes Angebot in 
Arbeits- und Sozialberatungsstellen, in 18 Beratungsstellen fOr 
Menschen in Krisensituationen, in acht Beratungsstellen für 
besondere soziale Wohnhilfen und natürlich in den Berliner 
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(A) Verbraucherberatungsstellen. ZusammengefaSt: Wir haben 
30 reine Schuldnerberatungsstellen und 34 Beratungsstellen, 
die neben anderen zusätzlich Schuldnerberatung anbieten. 
Diese Beratungsstellen sind heute überall_ in kurzer Zeit erreichw 
bar. Wir haben eiile lnfowTelefonnummer 19729, wenn Sie sich 
das notieren wollen. 

[Krause (80 90/Grüne): Das ist für Herrn Pieroth wichtig I] 

Dort ist eine genaue AOfrage der nächstEm Beratungsstellen 
möglich. Und dort kann auch zu einzelnen Themen wie "Mietw 
schulden'', "Kredithaie", zu alt solchen Stichworten Auskunft einw 
geholt werden. Es gibt eine Broschüre dazu,, die am Anfang oft 
schon hilft, selber etwas zu tun. Die Plakate in den U- und S·Bah· 
nen, die auf diese Angebote aufmerksam machen, haben Sie 
vielleicht auch schon gesehen._ Eine Wanderausstellung ist in 
den Bezirken unterwegs. Die Wartezeit in den Beratungsstellen 
ist natürlich abhängig von Art und Umfang 9"er erforderlichen 
Beratung. Eine telefonische Beratung ist meistens unmittelbar 
möglich, ein persönlicher Gesprächstermin nach etwa vier 
Wochen.ln fast allen Beratungsstellen besteht aber die Möglich· 
keit, in einer akuten Notsituation eine Sofortberatung zu erhalten. 
Insofern hat sich die Situation in Berlin im Verhältnis zu vor fünf 
oder sechs Jahren erheblich verbessert. Wenn z. 8. _eine dro
hende Pfändung oder gar eine Wohnungsräumung aufzuhalten 
oder zu verhindem sind, dann kann eine Sofortberatung in der 
Regel gegeben werden. Oft ist es einfach so, daß Menschen ler
nen müssen, daß das Sozialamt ihnen helfen kann und daß nur 
diese Nachricht durch die Schuldnerberatungsstelle denjenigen 
vermittelt werden muß, die diesen Weg vorher nicht gefunden 
haben. Denn zu appellieren, sich bei Mietschulden sofort an das 
Sozialamt zu wenden, um nicht in Obdachlosigkeit und Woh· 
nungsverlust zu geraten, ist für Sie alle hier'Vielleicht nur ein All· 
gemeinplatz, aber offensichtlich immer noch nicht bei den Bera
tenen bekannt genug. 

Die Daten, die Sie abgefragt haben, kai1n ich Ihnen für den pri· 
vaten Wohnungsmarkt nicht geben. Wir kOi'men keine exakten 

(B) Zahlen über Mietrückstände und Räumungsklagen in Berlin 
erheben und Ihnen nennen. Auch die Energieversorgungsunter· 
nehmen können uns keine verläß:lichen Daten geben. Ich muß 
mich hier auf die Angaben der Bestände d.~r städtisc:;:hen Woh
nungsbaugesellschaften beschränken. Den 19 städtischen Woh
nungsbaugesellschaften - das sind acht im Westteil und elf im 
Ostteil der Stadt- gehörten 1994 irlsfjesamt 591 000 Wohnein· 
heiten, davon 350 000 im Westteil, 241 ooo··ii'ri -Ostteil der Stadt. 
Im vergangenen Jahr kam es bei diesen Wohnun_gsbaugeseJ[w 
schaften zu insgesamt 6 821 Räumungsklagen, davon 3 450 im 
Westteil und 3 371 im Ostteil. Das heißt, wir haben nach diesen 
Zahlen der städtischen Wohnungsbaugesellschaften sogar ein 
ähnliches Gewicht. Die Räumungsklagen siild eine Konsequenz 
aus den Mietrückständen, die dort aufgelaufen sind. Das waren 
zum 31. Dezember 1994 bei den acht Gesellschaften im Westteil 
der Stadt Mietrückstände in einer Höhe von insgesamt 25,8 Mil· , 
Iianen DM, bei den elf Gesellschaften im OStteil der Stadt eine 
Summe von insgesamt 63,8 Millionen DM. Das bedeutet eine 
wesentlich höhere Mietschuldenproblematik dort, weil es immer 
noch für viele Menschen, die gelernte DDR~BOrger sind, schwie· 
rig ist zu wissen: Ich muß meine Miete zahlen, sonst kann mir 
nach zwei Monaten die Räumung drohen. - Dies _ist etwas, was 
wir immer wieder vermitteln müssen. Im Verhältnis dazu wurden 
dann im vergangeneo Jahr tatsächlich insgesamt 1 484 Räumunw 
gen durchgeführt, d. h. eine deutlich geringere Zahl gegenOber 
den Räumungsklagen. Die- Räumungen fanden zu 402 im Westw 
teil und zu 1 082 im Ostteil statt, das heißt auch dort wieder: Der 
Weg ist noch nicht gefunden, obwohl er Oberall gezeigt wird, 
auch von den Wohnungsbaugesellschaften, von den Wohn_ungs· 
genassensehaften selbst. - Für -insgesamt 1 871 Haushalte 
konnte im gleichen Zeitraum durch vorbeugende Hilfen nach 
dem Bundessozialhilfegesetz der Wohnungsverlust verhindert 
werden, d. h. in zwei Dritteln der Fälle konnte verhindert werden, 
konnte geholfen werden, konnte gezahlt werden, während dies 
in eiri9m Drittel der Fälle nicht gelungen ist. 

Ich möchte Ihnen noch eine weitere Zahl nennen, auch wenn 
sich daraus keine repräsentativen RückschlOsse auf die Gesamt
berliner Situation ziehen lassen, weil wir im Ostteil der Stadt 
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wesentlich mehr Wohnungen im städtischen Besitz haben afs im 
Westteil der Stadt. Aber immerhin gingen bei den sozialen 
Wohnhilfen der entsprechenden Abteilungen der Bezirksämter 
im. ersten Ouarta11995 insgesamt 1 596 gerichtliche Räumungs
klagen ein. Räumungsmitteilungen, d. h. durchgeführte Rä.umun
gen, erfolgten in 1123 Fällen. Diese Datenlage ist nicht repräsenw 
tativ, weil die Gerichtsvollzieher das unterschiedlich handhaben, 
auch die Mitteilungen unterschiedlich handhaben. Außerdem 
ha_ben Wir das Problem, daß sich nicht alle Betroffenen bei den 
Bezirksämtern melden und deshalb keine Vollständigkeit da ist. 

Das, was Sie in Ihrer Großen Anfrage über die Selbständigen 
wissen möchten, ist ein neueras Problem, das die SchUidnerbe· 
ratungsstellen aufgenommen haben. Viele Menschen machen 
sich selbständig, um drohender Arbeitslosigkeit zu entgehen. 
Und natürlich ist nach dem vorläufigen Höhepunkt dieser Exi
stenzgrOnd.ungen nun auch zunehmend zu sehen, daß es zu 
lnsolvenzen kommt. Privatschuldner, die durch eine gescheiterte 
selbständige Tätigkeit in finanzielle Not geraten sind, suchen ver· 
stärkt die Schuldnerberatungsstellen auf.lnsbesondere JulaTeg 
konzentriert sich mit einem ABM-geförd6rten Projekt auf diese 
Gruppe von Beratungssuch_enden. 

Zusammenfassend zeigt die Erfahrung, die wir in den verganw 
genen acht Jahren mit der Schuldnerberatung gemacht haben, 
dai3 hi9r eine zielgerichtete und konzeptionell durchdachte 
Arbeit dringend notwendig ist, daß wir eine finanzielle Förderung 
weiter brauchen und unbedingt auf dem jetzigen Niveau. Es hat 
sich aber auch gezeigt, daß sich die Hilfen bewährt haben. Der 
wichtigste Hinweis ist natürlich der, daß wir der gesamtwirt· 
schaftliehen Situation allein durch Beratung in den Fällen, in 
denen das Kind schon in den Brunnen gefallen ist, nicht abhelfen 
können. D6shalb befinden wir uns ständig in Diskussion darüber, 
welche flankierenden und ergänzenden Maßnahmen gemacht 
werde~"~: können außer der großen Verstärkung der Mietschulden· 
übernahme, wo wir inzwischen drei-, vier-, fünfmal soviel Geld 
ausgeben, um überhaupt vor dieser Situation zu schützen. Doch 
wir haben eben die Mitfinanzierung der Kreditwirtschaft in Angriff 
genommen, und wir brauchen sozialpolitische und j_ustizpoliti
sche Korrekturen, um dieser zunehmenden Ver· und Uberschul
dung entgegenzutreten. Denn es wird .ein immer größerer Teil der 
Bevölkerung ausgegrenzt dadurch, daß ihre Lebenssituation 
eine so schwierige ist, daß sie sehr vielleichter in Schulden gera
ten. 

Das entscheidende Stichwort dafür lautet Verbraucherkon
kurs. Wirtschaftsunternehmen können in aller Regel ihre Haf~ 
tuilg begrenzen. PrivatSchuldner können das nicht. Jemand der 
privat in Schulden ist, haftet bis an sein Lebensende. Wir brau~ 
chen hier dringend Verbesserungen. Das neue Insolvenzrecht 
zeigt in. diese Richtung, aber es ist noch nicht genug. Das 
Gesetz macht noch viele andere Schwierigkeiten, so daß wir 
damit nicht so re_cht vorankommen. 

Ein weiterer kleiner, aber wichtiger Schritt ist das Girokonto 
für alle. Sie haben zwar davon berichtet, daß es drei Fälle an 
einer Sparkasse gegeben hat, wo das nicht bewilligt worden ist. 
Das ist manchmal so, wenn in Großorganisationen neue Sachen 
eingeführt werden, dann schaffen es die Organisationen nicht, 
das bis zur letZten Filiale "durchzuschalten". Das haben wir vor 
uns. Wir sehen __ aber, daß die Sparkasse und insgesamt inzwiw 
sehen nicht nur die Berliner Sparkasse, sondern auch die deut
schen Sparkassen sich auf diesen Weg begeben, ein Guthaben· 
konto auch für Einkommensschwache und verschuldete Bürger 
einzurichten, damit sie nicht vor ihrem eventuell kilnftigen Arbeit· 
geber. stehen müssen und bei der Nachfrage, wohin denn der 
Lohn überwiesen werden solle, sagen mOssen, daß sie leider 
kein Konto hätten. - Ein wunderbarer Eindruck, den der künftige 
Arbeitgeber von einem Menschen haben kann! Das bereitet wei· 
tere Schwierigkeiten in der heutigen Zeit, wo ein Mensch ohne 
Konto eigentlich kaum noch ein Mensch ist, wie man manchmal 
den Eindruck hat. 

[Frau Volkholz (Bil 90/Grüne)_: Schlimmer ist ein Konto mit 
nichts drauf!] 

- Ein Konto, auf dem man jedenfalls sein Arbeitsentgelt entge
gennehmen kann oder seine Sozialhilfe, von dem aus man seine 
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Frau Sen Stahmer 

(A) Miete Oberweisen kann, ist eben auch schon was wert. Da bitte 
ich Sie, das nicht auch noch zu unterminieren, nachdem wir stolz 
und froh sind, daß wir das haben! 

(B) 

[Frau Volkholz (Bü 90/Grüne): Ich ziehe meinen 
Zwischenruf zurück I] 

- Gut, das lobe ich! 

Die Schuldnerberatungsstellen können nur einzelfallbezogen 
tätig sein; und wir müssen angesichts des Anstieg von Arbeitslo· 
sigkeit, des Rückgangs von ~eallohn, des Ansteigen§ von Mie· 
ten und Betriebskosten sehen, daß es immer mehr Uberschul
dungen geben wird. Das bedeutet für mich nun nicht, mehr 
Schuldnerberatungsstellen zu fordern, sondern das_ bedeutet, 
die Schaffung von mehr zukunftSfähigen Arbeitsplätzen iil dieser 
Stadt vor allen Dingen voranzubringen. 

[Beifall bei der SPD und der Frau Abg. Pohle (PDS)] 

Denn nur so können wir diesen Kreislauf aufheben, können wir 
dafür sorgen, daß Menschen Arbeit haben, daß sie Geld Verdfe
nen können und daß all diese Wechselfälle des Lebens nicht in 
einer solchen Schwere auf sie zukommen. Das heißt also, Arbeit 
schaffen, bedeutet, daß wir auch weniger Geld für die Schuld· 
nerberatungsstellen brauchen würden. - Danke schön l 

[Beffall bei der SPD] 

Stellv. Präsidentin Brinckmeier: W.r kommen zur Bera
tung der Großen Anfrage. Für die Frakti9n cfer POS hat da~ Wort 
die Frau Abgeordnete Pohle! 

Frau Pohle (POS) : Frau Präsidentin I Meine Damen und Her
ren I Ende April diesen Jahres haben wir unsere Große Anfra~;;~e 
eingereicht. Offensichtlich war es ein Segen für die Senatsver
waltung für Soziales, daß es im Parlament einen AntragsStau 
gab, der zu einer_ Vertagung unserer Großen Anfrage führte, und 
daß das Parlament dann auch noch eine kleine Pfingstpause ein
legte. Ich gestehe, aus den Erfahrungen anderer Großer 
Anfragen meiner Fraktion_ hätte ich nach den Aktivitäten der 
Senatsverwaltung für Soziales in den letzten Tagen und Wochen 
fast erwartet, daß Sie, Frau S_enatorin Stahmer, heute erklären 
würden, daß unsere Anfrage eigentlich gar nicht nötig gewesen 
wäre, weil sie mit ihrem Haus sowieso schon aktiv geworden 
sind. 

[Frau Sen Stahmer: Wir sind seit acht jahren aktiv 
und nicht erst seit vier Wochen!] 

-Interessant an dieser Stelle ist für uns allerdings gewesen, daß 
die Senatsverwaltung am 18. Mai 1995 ein dringendes Fax an die 
Sozialämter der Bezirke gesandt hat mit unserer Großen Anfrage 
und der Bitte um Beantwortung von Fragen bis zum 24. Mai. Da 
gestehe ich allerdings, Frau Stahmer, daß ich mir das kollegiale 
Zusammenwirken von Haupt- und Bezirksverwaltungen etwas 
anders und auch kompetenter vonseitenIhrer Verwaltung vorge
stellt und gewünscht hätte. 

[Zuruf des Abg. Eckert (Bü 90/Grune)] 

Lassen Sie mich noch einmal auf die Rolle der Geldinstitute 
in bezug auf die Situation insolventer bzw. insolvenzgefährdeter 
Haushalte eingehen. Ich möchte dabei ßine ganz private Erfah
rung zum Ausgangspunkt nehmen. Als mein jüngster Sohn kürz
lich seinen 14. Geburtstag hatte, flatterte ihm auch ein Glück
wunschschreiben der Berliner Sparkasse ins Haus. Der 
"Jugendberater" schrieb ihm, daß er ein besonders Interessantes 
Angebot für ihn hätte, denn er könne ihm kostenlos eine eigene 
S-Card geben, mit der er an über 220 Geldautomaten der Berli
ner Sparkasse Geld abheben könne. Die beigelegte Werbebro
schüre vermittelt den Jugendlichen, die sie ansprechen will, wie 
"cool" es doch ist, mit einem eigenen Konto zli jeder Tages- und 
Nachtzeit an nKohle" zu kommen. Ich zitiere: "Locker bleiben 
beim Job und beim Shopping mit der S-Card!" Und wenn es bis 
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zum 18. Lebensjahr glücklicherweise auch nur ein Guthaben· (C) 
konto sein kann, verspricht diese Broschüre auf dar vorletzten 
Seite: 

Bei der Wohnungseinrichtung brauchen Sie nicht .an derfal
schen Stelle zu sparen. Schließlich wollen Sie sich in Ihrer 
ersten eigenen Wohnung ja wohl fühlen! Unser Angebot: 
Sobald Sie ein eigenes Einkommen haben, können Sie Ihre 
persönliche Geldreserve nutzen - den Dispokredit I Und bei 
größeren Anschaffungen hilft Ihnen unser Allzweckkredit 

Das angebotene Beratungsgespräch erwähnte übrigens an 
keiner Stelle die Gefahren im allzu lockeren und großzügigen 
Umgang mit Geld und die Risiken gerade auch für junge Men
schen. Und der geltende Spruch in dieser Gesellschaft: Hast du 
was, dann bist du was I vermitt_elt doci) den Eindruck im Zusam
menhang mit solchen Werbestrategien der Banken, daß es 
durchaus legitim und gesellschaftsfähig ist, Schulden zu haben. 
Und das zu einer Zeit, wo es für Immer mehr Jugendliche immer 
schwieriger wird, über einen soliden Schulabschluß und eine 
fundierte Berufsausbildung sich reale Chancen auf dem enger 
werdenden Arbeitsmarkt zu sichern. Die wachsende Zahl junger 
ver- und überschuldeter Menschen in den Beratungsstellen -
gerade auch im Ostteil der Stadt - macht dieses Problem deut
lich. 

Das Wort von den "Peanuts" im, Zusammenhang mit den in 
dem Sand gesetzten Schneider-Millionen läßt Schulden zwi
schen 12 000 und 15 000 DM, mit denen statistische jeder der 
mehr als 100 000 Berliner Haushalte in Kreide steht, als reines 
Nichts erscheinen. Aber dahinter verbirgt sich eine bittere Reali-
tät des Lebens mit diesen Schulden. Dabei geht es nicht darum, 
sich über einen längeren Zeitraumaufgrund von eingegangenen 
Zahlungsverpflichtungen finanziell einschränken zu müssen; die 
Wa,hrheit ist wese-nl!ich bitterer. Aufgrund der geringen Einkünfte 
- gerade auch im Ostteil der Stadt - bleibt für viele nach Abzug 
aller lebenswichtigen Kosten keinE):rlei finanzielle Reserve, einmal 
aufgenommene Schulden zu tilgen. Die Konsequenz: Der Schul
denbarg wächst infolge der Zinsbelastungen unaufhaltsam wei
ter und hat sich nach ca. fünf Jahren sogar verdoppelt. Das liegt 
ja durchaus - scheint mir - im Interesse der Kreditgeber. Inso-
fern bedarf es nachdrücklichen politischen Druckes, die soziale 
Verantwortung einzufordern und entsprechende gesetzliche 
Grundlagen zu schaffen. Appelle, Frau Senalof'in,-schaffen mög
licherweise in der Öffentlichkeit Gehör, leider sind die Banken 
und Kreditinstitute offensichtlich wenig aufgeschlossen dafür. 

Im Deutschen Bundestag liegen zu dieser Angelegenheit 
Gesetzesinitiativen und Anträge von POS, Bündnis 90/Grüne 
und SPD - um sie in der zeitlichen Reihenfolge der Einbringung 
zu nennen - zur Regelung eines Rechts auf ein Girokonto und 
zur Sicherung der Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr 
vor. Ob Deutsche Bank oder Volksbank, Citibank, Dresdner oder 
Commerzbank, alle versuchen zunehmend, bestimmte Kundin
nen und Kunden loszuwerden, das Wort von der "Schalter
hygiene" macht die Runde. nDie Banken dokumentieren ihre 
soziale Verpflichtung lediglich in Sonntagsrede:n ... stellte Ste
phan Hupe fest, Geschäftsführer der in Kassel ansässigen 
Bundesarbeitsgemeinschaft_ der Sc_huldnerberatung. Die Rea!i~ 
tät ist efi16 andere. "Sie schmeißen bestimmte Kunden einfach 
rigoros raus, und sie gehen teilweise soweit, mehr oder minder 
offen zu bekennen, daß sie diese Klientel nicht mehr haben wol
len, daß _diese Klientel für sie anri.lchig ist. 11 

Mit den fatalen Konsequenzen des Verhaltens der Banker 
sind die .Menschen konfrontiert, denn "mit dem Verlust der Bank
verbindung"- so Stephan Hupe- beginnt eine beispiellosewirt
schaftliche und soziale Ausgrenzung, in gewisser Weise sogar 
eine "Brandmarkung" der abgewiesenen Menschen. So verlieren 
- nach den Erfahrungen der Expertinnen und Experten der 
Schuldnerberatung zum Beispiel Arbeitslose - gleichsam mit 
dem Konto jede Chance _auf eine neue Stelle; bei der Suche 
nach Wohnraum ist es ~m anders. 

Frau Senatorin Stahmerl An diesem Punkt bin· ich ausge$pro
chen unzufrieden, daß im Bericht zur sozialeil Lage, der aus 
unserem Antrag zum Armutsbericht geworden ist, zum Beispiel 
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(A) gerade die Verschuldungsproblematik in der Stadt - und das bei 
Ober 100 000 betroffenen Haushalten - ausgeklammert wurde 
oder auch wegen der Datenlage ausgeklammert werden mußte. 

(B) 

Uns erscheinen die Überlegungen der_Sozialverwaltung, nach 
Wegen zu suchen, die die Geld· und Kreditinstitute auch bei der 
Finanzierung der Schuldnerberatung in die Verantwortung 
genommen werden können und müssen, durchaus ri<;::htig und 
angebracht. Diese Finanzierungsüberlegungen scheinen vor 
allem deshalb drängend, da nach wie vor die Schuldnerberatung 
im Ostteil der Stadt weitgehend Ober ABM und § 249 h AFG 
läuft und es Anzeichen gibt, daß sowohl die Arbeitsämter als 
auch die Bezirksämter im Rahmen der zugewiesenen Global· 
haushafte nicht in der Lage sein werden, die Angebote-in der not
wendigen Vielfalt und auch der erworbenen Qualifikation der 
Beraterinnen und Berater zu erhalten. Das kann nicht fn unserem 
Interesse und 'im Interesse der Verschuldeten und der 
Beratungsstellen liegen. 

Meine Kollegin Frau Abgeordnete Wagner hat schon auf 
einige Klischees aufmerksam gemacht, die es im Hinblick auf 
Schuldnerinnen und Schuldner sowie auf Verschuldungssitua· 
tionen gibt. ln bezug auf die Podiumsdiskussion Uber die Per· 
spektiven der Schuldnerberatung, die Julateg e. V. am 19. Mai 
1995 in Zusammenarbeit mit der Sozialverwaltung veranstaltet 
hat, möchte ich noch auf ein weiteres Problem aufmerksam 
machen. - Frau Senatorin! Ich Wäre Ihnen sehr dankb_ar, wenn 
Sie - statt Ihres Gesprächs - mir bis zum Ende meiner Rede 
zuhören könnten I 

Präsidentin Dr. Laurien: Sie kann vielleicht beides. 

Frau Pohle (PDS) : Das glaube ich nicht! 

[Malter (CDU): Sie isi frei! Das werden_Sie nie ver:stehen!l 

Präsidentin Dr. Laurien: Sprechen Sie Weiter! Öie Senate· 
rin unterliegt nicht Ihrer Verhaltensordnung I 

Frau Pohle (PDS): Schuldnerberaterinnen und -b_erater, die 
im Ostteil der Stadt in Beratungsstellen arbeiten, beschreiben 
besondere soziale und historisch auch nachvollziehbare Gründe 
und Lebenssituationen von und für in Verschuldung geratene 
Bürgerinnen und Bürger. Sie haben auf das Problem der Miet
schuldenentwicklung im Ostteil der Stadt hingewiesen. Auch 
hierbei werden wohl nach wie vor gewisse Klischees bedient, 
daß Menschen nicht gewöhnt sind, ihre Miete rechtzeitig zu 
bezahlen.ln der genannten Diskussion Julateg e. V. über die Per· 
spektiven der Schuldnerberatung wurde dem nicht Rechnung 
getragen. Vielmehr standen solche - zweifellos zunehmend . 
wichtigeren - Themen wie Beratung für Wirtschaftssozialarbeit 
für Überschuldete, für gescheiterte Baufinanzierungen _und die 
Leistungsbewertung und Effizienzkriterien der Beratung im Mit· 
telpunkt. 

Wir hoffen nur, daß die Beratung neuer Problemfelder und die 
Orientierung der Tätigkeit der Schuldnerberatung sowie die 
Sicherung der Finanzierbarkeit nicht von dein Problem und der 
Beratung derjenigen wegführt, die zu der großen Zahl der Ver· 
schuldeten und Uberschuldeten gehört, sandem in das große 
Feld von Verschuldung und ihrer Verhinderung einmündet. 
Schönen Dank! 

[Beifall bei der PDS] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die CDU·Fraktion hat Herr 
Kaczmarek das Wort! 

Kaczmarek {CDU): Frau Präsidenti!ll Meine Damen und 
Herren! Diese Große Anfrage und die Redebeiträge der POS· 
Fraktion wirken ein bißchen wie eine Reise in die Vergangenheit, 
es wird distanziert über "diese Gesellschaft" gesprochen, als 
würde man gar nicht dazugehören, es wird die Vergangenheit 
beschWoren1 früher sei alles besser gewesen, erst die Marktwirt· 
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schaft habe schlechte Lebensbedingungen für die Menschen (C) 
geschaffen. Das war also wieder einmal die große Jammemum-
mer, die wir hier vernommen haben. 

[Frau Pohle (POS): Das müssen Sie mir aber 
anhand meines Redebeitrags darlegen 11 

Ich habe auch nichts anderes erwartet und mir gleich gedacht, 
daß man ein solches Thema eigentlich besser im Ausschuß 
besprechen sollte und nicht hier im Plenum. Ihre Absicht ist 
offenkundig, es soll wieder einmal eine große Schwarzmalerei 
über eine schlechte und grauenvolle Situation stattfinden. 

[Frau- Michels (PDS): Jetzt bedienen Sie Klischees J] 

Wir sollten aber lieber von den pseudowissenschaftlichen 
hohen Rössem runtersteigen und uns die tatsächliche Situation 
betrachten. Es gibt ganz unterschiedliche Tatbestände, warum 
Menschen überschuldet sind. Ein Tatbestand ist nun einmal -
das läßt sich nicht wegwischen-, daß bestimmte Menschen ihre 
finanzielle Lage falsch einschätzen. Wenn sich jemand bei einem 
monatlichen Einkommen von 2 000 DM eine monatliche Sela~ 
stungsrate von 2 500 DM zumutet, dann kann man ihm schon 
vorher sagen, daß dies nicht gutgehen kann. Leider kommt dies 
aber immer wieder vor, doch das sind Dinge, die man von staat· 
licher Seite aus kaum beeinflussen kann. Sie können die Men· 
sehen ja nicht entmündigen 

[Molter (CDU): Das wird die PDS nie Jemen!] 

und sagen: Ihr dürft nur Kredite mit staatlicher Genehmigung 
aufnehmen I - Das mag vielleicht der Stil in der DDR gewesen 
sein, aber das ist in der Marktwirtschaft nun einmal nicht denk· 
bar. Jeder hat das Recht, sich frei zu entfalten, wozu - so 
schlimm sich das vielleicht anhört - auch das Recht auf persön· 
llches Scheitern gehört 

Viel wichtiger aber sind die Fälle, mit denen wir uns auch von 
staatlicher Seite beschäftigen, nämlich wenn Menschen unver
schuldet in eine solche Lage geraten. Gehen wir doch einmal 
von diesen Begriffen weg, die Sie gebraucht haben, von 
"gesamtgesellschaftlichen Prozessen und blablabla" und kam· 
men besser auf den Kern der Sache zu sprechen: Eine Familie 
kauft sich ein Haus, der oder die Ernährer oder Emährerin der 
Familie verfügt über ein Einkommen, das gesichert erscheint, 
man verschuldet sich mit einer Rate, die durchaus tragbar und 
vernünftig ist, aber nach zwei Jahren verliert der Hauptverdiener 
den Arbeitsplatz; plötzlich ist die Rate nicht mehr tragbar. So 
gerät eine Familie unverschuldet in eine Situation, aus der sie 
nicht ohne weiteres herauskommt. Da sind in der Tat erst einmal 
staatliche Stellen oder staatlich beauftragte Stellen gefragt, um 
zu beraten, aber letztendlich sind auch - das hat die Frau Sena-
torin schon gesagt - die Kreditinstitute selber gefragt. Dieser 
Punkt ist sicherlich auch beim Beratungsangebot zu klären. Das 
Beratungsangebot selbst ist - wie gesagt - sehr umfangreich. 
Die MUhe, die Sie sich gemacht haben, eine Lücke im sozialen 
Beratungsangebot zu fil'!den, war wohl umsonst, denn die 
besteht so nicht. 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Kaczmarek I Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Kaczmarek (CDU): Aber gerne- es ist ja meine erste Zwi· 
sehenfrage! 

Präsidentin Dr. Laurien: Das zählt aber zu Ihrer Redezeit
Bitte sehr, Frau Pohle I 

Frau Pohle (PDS): Herr Kollege I Sie haben eben über ver· 
schuldete und unverschuldete Verschuldungssituationen 
gesprochen! 

Kaczmarek (CDU): Überschuldung, nicht Verschuldung I 

Frau Pohle {POS): Nach Ihrer Interpretation müßte wahr· 
scheinlich jede und jeder in dieser Gesellschaft auch immer 
damit rechnen, daß er arbeitslos werden könnte. Meinen Sie, daß 
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Ihre Beschreibung dann zutrifft? Und ist es nicht gerade Ihre 
Partei, die die Bürgerinnen und Bürger sehr intensiv auffordert, 
sich eigenes Wohneigentum zu schaffen? 

Kaczmarek (CDU): Den letzten Teil habe der Frage habe ich 
nicht ganz verstanden, aber die Tendenz ist schon klar. Vielleicht 
haben Sie nicht richtig hingehört, denn ich habe gesagt, daß es 
zwei unterschiedlichj':l Gründe gibt. Der eine Grund ist, daß der 
Arbeitsplatz unverschuldet verloren geht, der andere ist, daß 
jemand seine eigene Leistungsfähigkeit Oberschätzt Davon 
habe ich nichts zurOckzunehmen, und ich weiß auch nicht, was 
für Probleme Sie damit haben; diese Situation wird e_s immer 
geben. Es gibt auch Parteien wie die POS, die sich selbst falsch 
einschätzen. 

[Beifall bei der CDU] 

Und so wird es natürlich auch immer Menschen geben, die sich 
falsch einschätzen. Das ist nun mal so. Wir müssen damit leben, 
daß es GeschiCktere und Ungeschicktere, Schlauere und weni
ger Schlaue gibt. Aber das ist nicht der Kernpunkt. Wir wollen 
uns doch nicht auf Glatteis begeben. Der Kernpunkt sind die 
anderen Fälle, die ich Ihnen geschildert habe. 

Nun kommen wir zu den Existenzgründern; das ist ein sehr 
wichtiger Aspekt, der immer ein bißchen zu kurz kommt, daß 
Menschen, die den Schritt in die wirtschB.ftliche Selbständigkeit 
wagen, nach einiger Zeit, sei es aus Gründen, die sie vielleicht 
selbst zu vertreten haben, aber auch aus anderen Gründen, vor 
dem wirtschaftlichen Nichts stehen oder in· wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten und dann die Banken - hier muß man 
eine klare Kritik an deil Banken üben - sehr schnell mit dem Ent
ziehen der Kredite bei der Hand sind und sehr schnell demjeni
gen, der in einer Krisensituation ist, gewissermaßen den Hahn 
abdrehen. Da ist es offensichtlich manchmal leichter - der Fall 
Schneider zeigt es-, noch ein paar Millionen zu ohnehin existen
ten Schuldenmillionen hinzuzubekommen, als vielleicht 5 000 
oder 10 000 DM hinzuzubekommen, um vielleicht eine augen
blickliche Krisensituation durchstehen zu können. Hier ist es 
erforderlich, daß die Banken in Zukunft sehr viel _stärker risiko
freudig sind und ein größeres Durchhaltevermögen haben. Da ist 
eine Verhaltensänderung bei den Kreditinstituten erforder
lich. Darauf können wir nur mit Appellen hinwirken, aber es nicht 
erzwingen. Das ist nun mal so. Es sind keine Staatsbanken -
Gott sei Dank, sonst würde da gar nichts mehr funktionieren -, 
sondern es sind private Institute, die das Recht haben, Verträge 
abzuschließen, mit wem sie wollen. 

Nun kommen wir zur Verantwortung für diese Problemfälle. 
Zum einen trägt der Kreditnehrile-r Selbst eine Verantwortung 
dafür, welche Lasten er sich auflädt. Es ist nun mal so: Eigenver
antwortliche Teilnahme an der Marktwirtschaft erfordert auch 
eine realistische Selbsteinschätzung. Wir können denjenigen, 
der solche Kreditverträge eingeht, nicht entmündigen, wir kön
nen ihm nur mit Aufklärung unterstützend zur Seite treten. Aber 
die Frage ist, ob er die Angebote annimmt. Das ist die entschei
dende Frage. Wenn er- die bestehenden Angebote nicht 
annimmt, hat der Staat leider aucb keine Möglichkeit, ihn zur Ver
nunft zu bringen. 

Zweitens: Verantwortung des Staates. Darüber ist in der 
Beantwortung schon einiges gesagt worden. Es ist nicht so, daß 
sich der Staat _aus der Verantwortung herauszieht und sagt: Na, 
das sind eure privaten Vertragsverhältnisse, und nun müßt ihr 
sehen, wie ihr damit klarkommt. - Es gibt die_se finanzierten und 
- wie wir gehört haben - sogar zusätzlich, höher finanzierten 
Beratungsstellen, die hier eine gute Arbeit leisten. 

Nun kommen wir zur Rolle der Kreditinstitute.ln den Darbie
tungen der POS klang es schon ·an: Die Kreditinstitute seien an 
allem schuld, und es sei ganz schrecklich, wie sie sich gegen
über den armen Menschen verhielten.- Naturlieh haben die Kre
ditinstitute auCh eine gewiSse Verantwortung gegenüber denje
nigen, die ihre Spareinlagen dort haben. Man kann von ihnen 
nicht verlangen, daß sie auf Teufel komm raus jede Kreditzusage 
erfüllen und bestehende Risiken einfach beiseitedrücken. Das 
wäre gegenüber denjenigen, die ihnen ihr Geld anvertrauen -
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das sind keineswegs nur die besonders reichen Leute, sondern 
auch diejenigen, die ihre kleinen Sparguthaben dort haben -, 
unverantwortlich. Aber die Banken müssen insgesamt - das ist 
richtig - ihr Verhalten dabei überprüfen. Das eine ist der Schritt 
zum Recht auf das eigene Girokonto - wir haben es gehört, 
bei der Sparkasse ist der erste Schritt gegangen worden-, aber 
man muß auch überlegen, wie vor einer Krisensituation, bevor es 
zu einer rechtlichen Auseinandersetzung kommt, die letztlich von 
keinem mehr zu kontrollieren ist, die Banken ihrer sozialen Ver
pflichtung gei'echt werden. Die haben sie auch. Sozialpolitik ist 
nicht nur eine_ Angelegenheit de_s Staates, sondern auch der 
Unternehmen. 

Die Privatb~nken haben beispielsweise für die Beziehungen 
zu ihren Kunden einen sogenannten Ombudsmann eingesetzt, 
der in solchen Streitfragen vermittelt. Diese Einrichtung ist aus 
den skandinavischen Ländern bekannt - ein unabhängiger 
Schlichter, der in solchen Fällen vermittelt. Es müßte auch denk
bar sein, eine solche Einrichtung im Bereich der Banken auch für 
die Schuldner zu schaffen, damit, ohne daß es zu einer gericht· 
Iichen Auseinandersetzung kommen muß und ohne daß man 
denjenigen, der in Schwierigkeiten gerät, dann in den endgülti
gen Ruin treibt, solche Problemfälle geregelt und vermittelt wer~ 
d.en können. Das wäre auch marktwirtschaftlich sinnvoll, denn 
die Banken müss_en ein Interesse daran haben, daß die Kunden 
nicht in die Hände von dubiosen Kredithaien geraten, die ihnen 
ungerechtfertigterweise versprechen, ihnen noch aus dieser 
Zwangslage herauszuhelfen. 

Insgesamt glaube ich, daß wir auf der Seite der staatlichen 
Verantwortung schon eine Menge getan haben - das werden wir 
auch beibehalten - und daß wir im Bereiqh der Verantwortung 
der Kreditinstitute stärker auf diese einwirken müssen, so daß 
dort zusätzliche Selbstregulierungsmechanismen greifen. Dann 
brauchen wir keine weiteren staatlichen Eingriffe. 

Präsidentin Dr. Laurfen: Ihre Redezeit ist zu Ende! 

Kaczmarek (CDU): Also, liebe Kollegen von der POS, die 
Marktwirtschaft hat Probleme - das ist richtig, dies ist ein Pro· 
blem davon -, aber die Probleme sind lösbar. Ihre Planwirtschaft 
hatte keine Probleme, die war ein einziges Problem, und das war 
nicht lösbar. - Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Bevor ich das Wort weitergebe: 
Wfr haben in etwa 40 Minuten mit der namentlichen Abstim
mung, di"e ohne Aussprache Stattfinden wird, zu rechnen. Ich 
sage das für dieJenigen, die die umliegenden R_äume bevölkern. 
- Jetzt hat für Bündnis 90 Frau Engler das Wort. 

Frau Engier (Bü 90/GrOne) : Frau Präsidentin I Meine Damen 
und Herren! Bei so einem Vorredner habe ich Schwierigkeiten, 
die Senatorin zu "schelten". Als Oppositionspolitikerin muß ich 
sie kritisieren, aber bei so eiriem Vorredner bleibt mir erst einmal 
die Spucke weg. 

{Frau Michels (POS): Allerdings!- Ewald (CDU): 
Trinken Sie doch einen Schluck!- Niedergesäß {CDU): 

Da steht Wasserl - Weitere Zurufe von der CDU] 

Wir haben von privatem Fefilverhalten der Menschen gespro
chen. Wir haben von Kaufrausch als Ersatz für nicht gelebtes 
Leben geredet. Das ist zu einfach, mein verehrter Kollege Kacz
marek. Sie hätten einmal bei den Schuldnerberatungsstellen 
nachfragen sollen, wer dorthin kommt. Dann hätten man Ihnen 
gesagt, daß etwa zwei Drittel oder 60 OJo der dort Rat Suchenden 
Personen sind, für die ihre normalen Lebenshaltungskosten mit 
den auf einmal - und zwar unverschuldet - verminderten Ein
künften nicht mehr bezahlbar sind. Die Zahl derjenigen, die in 
eine solche Situation geraten, wächst kontinuierlich an. Das ist 
schon ein Pofitikum, und man kann nicht davon reden, daß es 
hier lediglich um Spieler oder leichtfertige Persönlichkeiten geht. 
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Frau Engler 

(A) Es geht uns alle an, wenn unter normalen Lebensbedingungen 
ein immer größer werdender Teil der Haushalte ihr Leben nicht 
mehr aus eigener Kraft sichern können. 

[Beifall bei 60 90/Grdne] 

Das sind nicht unbedingt nur die Sozialhilfeempfänger und 
·empfängerinnen; das Problem beginnt schon bei jenen Perso· 
nen, die mit Arbeitslosenhilfe oder ·geld in eine Situation gera
ten, wo sie noch nicht sozialhilfeberechtigt sind, die Situation zu 
Oberbrücken versuchen und sich verschulden mössen. Der DGB 
schätzt ein, daß jeder dritte oder vierte Arbeitslose mittlerweile 
überhaupt keine Leistungen mehr bekommt. Hier ist bekannter· 
maßen ein Loch im Versicherungssystem. Hieran muß auf Bun· 
des· und Länderebene gemeinsam gearbeitet werden. lnsge· 
samt sind in der Bundesrepublik etwa 900 000 Arbeitslose in 
einer solchen Situation. Wenn wir uns in Berlin ansehen, wer 
Lohnersatzleistungen bekommt und wer mit gemindertem Ein· 
kommen auskommen muß;- kommen wir auf 200 000 bis 
300 000 Personen. Alle diese sind in ihren Haushalten potentiell 
gefährdet, denn nicht fOr alle diese wird in unmittelbar nächster 
Zeit wieder ein sicheres Einkommen gewährleistet sein. 

Welche politische Verantwortung trägt nun dieser_ Senat für 
eine solche Situation? - Sehen wir uns an, wie sich ir1 den letz· 
ten Jahren in dieser Stadt die Gebühren entwickelt haben. ln den 
letzten zwei Jahren sind gestiegen: die Müllgebühren, die Stra· 
ßenreinigungs·, Wasser· und Abwasser- und die Energiekosten, 
die Kosten für den öffentlichen Nahverkehr, die Schomsteinfe
gergebühren, die Gebühren für Postpakete, die Friedhofsgebüh
ren, die Heiratsaufgebotsgebühren, die Gehöhren fOr Beglaubi
gungen, die Sozialgerichtskosten, das Essengeld in der Schule, 
die Kosten für den Kita·Piatz, die Eintriffspreise in öffentlichen 
Einrichtungen und so weiter. Keiner weiß, wie diese einzelnen 
Posten summiert auf einen Haushalt wirken. Hinzu kommen Pfle
geversicherung und Mietpreiserhöhungen. Wenn Sie von der 
COU·Frakticon mir weismachen wollen, daß die Entwicklung der 
Mieten sich an die Einkommen hält - diesen Satz höre ich immer 

(B) wieder, heute morgen haben wir ihn von Herrn Niedergesäß 
gehört-, so ist dies eine dumpfe Plattheit; wenn die Einkommen 
bei Arbeitslosigkeit z. B. ZUrüCkgehen, gehen die Mieten ja nicht 
automatisch mit zurOck, und die Menschen müssen sie trotzdem 
weiter zahlen. Das wissen Sie genau. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne und bei der PDS] 

Sollen sich all jene, die die gestiegenen Mietkosten nicht mehr 
zahlen können, eine kleinere Wohnung suchen? So viele solcher 
kleinen Wohnungen gibt es leider nicht in Berlin. Das ist d_och die 
Situation. Das wissen Sie genausO gut wie ich. Sie wollen mir 
doch nicht weismachen, daß die_ Leute einsehen, daß diese 
maroden Häuser saniert werden müssen und sie das in nächster 
Zeit alles aufgehalst bekommen. Hier muß _es längerfristige staat· 
liehe Subventionen geben, denn dies ist nicht nur durch erhöhte 
Mieten zu leisten, so wie das geplant wird. Und die Altschulden
hilfepolitik ist ein absoluter Skandal. Das wird Ihnen jeder sagen, 
der das halbwegs begriffen hat - das ist nicht nur die POS. -
So weit dazu! 

[Beifall bei 80 90/Grüne und bei der PDS] 

Noch ein weiteres: Was macht die Senatsverwaltung unter 
den Stichwörtern "schlanke Verwaltung 11 und ,.moderne Ver· 
waltungsreform"?- Schauen Sie doch einmal genau hin! Das 
erste, was passiert ist: Forderungen Privatisierung! Das zweite 
ist, Rückzug aus politischer Verantwortung für soziale Leistung. 
Das dritte sind Preiserhöhungen, die dann die Leute zu bezahlen 
haben. Das ist eine perfide Entwicklung, die in diesem Rahmen 
nicht mehr zu akzeptieren ist. Wir sollten uns die Verwaltungsre
form unter diesen Gesichtspunkten sehr genau angucken, denn 
nicht alles, was dort unter Verwaltungsreform verkauft wird, ist 
auch tatsächlich eine solche. 

[Beifall bei BO 90/Grüne und bei der PDS] 

Jetzt zu den Schuldnerberatungsstellen: Frau Stahmer hat 
uns mitgeteilt, daß es 30 Schuldnerberatungsstellen in Berlin 
gibt. Glaubt man der Broschüre, die ihr Haus finanziert, dann 
komme ich auf 15 funktionierende. Die anderen, die dort aufge· 
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führt sind - ich habe das überprüft -, sind meistens nur mit (C) 
einem Telefonanrufbeantworter besetzt. Schaut man sich die 
acht Stellen in den Bezirken an, so stellt man fest, daß es sich da 
um eine halbe bis eine Stelle handelt. So kann man ernsthaft 
Schuldnerberatung nicht betreiben. 

Wie werden diese Schuldnerberatungsstellen finanziert? Ich 
muß Ihnen sagen: 2,8 Millionen DM erwecken auf den ersten 
Blick den Anschein, als sei dies viel Geld. Geht man davon aus, 
daß für jeden Bezirk eine Schuldnerberatungsstelle eingerichtet 
wird, so sind dafGr etwa 250 000 DM pro Einrichtung anzuset
zen - soviel kostet eine Beratungstelle in etwa, habe ich mir 
sagen lassen -. Dann brauche ich dafür 5,75 Millionen DM, 
bestückt mit drei Personen kompetenten Personal, das im Team· 
werk arbeiten müßte. Ich möchte wissen, woher das Geld kom
men soll. Die Senatsverwaltung sichert sich ab, indem sie heute 
schon entschieden hat: Diese Schuldnerberatungsstellen wer
den an die Bezirke abgegeben. Die ersten Bezirke signalisieren, 
20 o/o Abzug der bisherigen Fördermittel. Können Sie mir erklä
ren, wie die Schuldnerberatungsstellen in Zukunft bezahlt wer· 
den? Das möchte ich gern von der Senatsve_rwaltung erfahren. 

Zu dem Problem der Landesbanken möchte ich heute sehr 
wenig sagen. Ich bin der Meinung, daß man hier mit gesetzlichen 
Regelungen arbeiten muß. Freiwillig ist da nichts zu machen. 

Ich bin auch der Meinung, daß der lnsolvenzgesetzentwurf, 
der sich gegenwärtig im Geschäftsgang des Bundestags befin· 
det, sehr wohl daraufhin angeschaut werden muß, ob es nicht 
auch möglich ist, daß man die Schuldenlasten ebenso wie bei 
Unternehmen zeitlich begrenzt z. B. auf sieben Jahre, denn 
irgendwann muß es auch für einen privateri Schuldnerhaushalt 
möglich sein, aus dieser Falle wieder herauszukommen. Ich bitte 
die SPD und auch die anderen Parteien: Hier kann man tatsäch· 
lieh Möglichkeiten schaffen, um die Situationen von betroffenen 
Menschen zu verbessern. - Ich danke Ihnen I 

[Beifall bei 80 90/Grüne und bei der PDS] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die SPD hat Herr Bayer das 
Wort! 

Bayer (SPD): Frau Präsidentin I Meine Damen und Herren lln 
einer Kleinen Anfrage hat der Senat zur Frage der Obdachlosig· 
keit - ein Problem, das eng mit der Verschuldung zusammen· 
hängt - gesagt, solange Obdachlosigkeit ansteige, könne wohl 
kaum jemand die Maßnahmen zu ihrer Verhinderung als ausrei· 
chend ansehen. Ich denke, das gilt analog auch für die Verschul· 
dungssituation, die - wie Frau Senatorin Stahmer zum Ausdruck 
gebracht hat - dramatisch angestiegen ist und sicherlich auch 
noch weiter ansteigen wird, auch wenn der Senat und das Land 
Berlin daS Mögliche an Hilfe, Beratung und auch Finanzen-zur 
Verfügung stellt. 

Auf eine sehr makabre Art und Weise bin ich, gestern morgen 
beim Sender RTL auf ein Indiz dieser Situation gestoßen. Da ist 
nämlich der sogenannte Vollstreckungsnotstand - der Gerichts· 
vollzieher - auf eine sehr makabre und für mich abstoßende Art 
und Weise mit dem Problem der Verschuldungssituation in 
Zusammenhang gebracht worden. Es sind Wrtze darüber 
gemacht worden, und ich habe _mich gefragt, was wohl Betrof
fene denken, wenn sie auf diese Art und Weise, zudem morgens 
am FrOhstockstisch, von öffentlichen Medien so behandelt wer
den. Hintergrund ist, daß die Pfändungssituation und die Voll· 
streckungenvon rund 1 Million Fällen im Jahr1991 auf gegenwäl"'" 
tig rund 8 Millionen Fälle in der Bundesrepublik insgesamt ange· 
stiegen sind, ein Indiz, das uns allen sehr zu denken geben muß 
und das sicherlich kein Anlaß ist, seine Witze darüber zu reißen. 

Wie entsteht denn diese Verschuldungssituation? - Zuerst 
wird der Konsument umworben. Als König Kunde wird er 
solange hofiert, bis er seine Unterschrift unter den Kaufvertrag 
mit Raten gesetzt hat. Fernseher, Videorekorder, Wohnungsein· 
richtungen, Autqs - das alles ist überhaupt kein Problem. nDie 
Bank Ihres Vertrauens", ndie Bank an Ihrer Seite" macht den 
Weg frei, wenn nicht schon vorher die Goldene Kundenkarte 
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Bayer 

(A) alles erledigt hat. Und irgendwann, wenn zu den Kostensteige
rungen Schicksalsschläge wie Arbeitslosigkeit oder Tod .eines 
Partners dazukommen, liegen diese KOSten wie Blei im Magen 
des hofierten König Kunden. Späteste-ns dann werden diese 
Peanuts zu zentnerschweren Lasten. Aus dem König Kunde wird 
ein schlichter Schuldner, der wenig Chancen hat, das Weite zu 
suchen und in Miami Beach ein luxuriöses Refugium zu finden, 
wie ein prominenter Schuldner das vorgeführt hat. Er ist oft allei· 
ne gelassen, häufig beschämt, meistens rat· und hilflos, und 
damit beginnt ein Teufelskreis, der nicht selten in Obdachlosig· 
keit, Alkoholismus oder psychosozialen Erkrankungen endet. 
Leidtragende sind wie immer die Familienangehöri~ien, vor allem 
Kinder, die diesen Prozeß, diesen Abstieg, miterleben utid miter
leiden mlissen. 

Nun gibt es wirkliche Ratgeber und echte Hilfen. Darauf hat 
Frau Stahmer hingewiesen. Sie-ist sehr ausführlich auf die Ange· 
bete des Landes Berlin eingegangen. Wir Sozialdemokraten 
begrüßen es ausdrücklich, daß in finanziell schwierigen Zeiten 
flir das Land Berlin dennoch das Hilfesystem systematisch aus· 
gebaut und auch sehr breit gestreut in den Bezirken angeboten 
wird. Hilfestellung leisteten mehr als 30 Schuldnerberatungs· 
stellen und noch einmal Uber 30 bezirkliehe Ämter, die sich um 
die Folgeprobleme der Verschuldung wie zum Beispiel die 
Soziale Wohnhilfe. Das ist im Vergleich mit anderen Städten und 
anderen Problembereichen außerordentlich viel. 

ln diesem -Zusammenhang weise ich auf die hervorragende 
Broschüre "Ratgeber für Betroffene" hin, die von der Landesar· 
beitsgemeinschaft "Schuldnerberatung" herausgegeben wird 
und die in einer sehr verständlichen und informativen Art und 
Weise Wege aus der Krise aufzeigt und Hilfen anbietet. - Frau 
Englerl Diese Broschüre ist im Jahr 1993 aufgelegt worden. Sie 
müßten die Zahlen ein wenig relativieren bzw. doch den neue· 
sten Stand da,rstellen, wenn Sie über solche Zahlen diskutieren 
wollen. 

[Zuruf der Frau Abg. Engler (Bü 90/Grüne)] 

(B) Darüber hinaus sind in den Bezirken helVorragende 
Beratungsmöglichkeiten. Wir werden in der nächsten Woche im 
zuständigen Ausschuß das Thema noch einmal_ sehr intensiv 
behandeln, wenn es um den Obdachlosenplan geht, und dabei 
sicherlich die Leistungen der Bezirke noch einmal besonders 
würdigen, vor allem die der sozialen Wohnhilfe, die sich sehr 
ortsnah und präventiv auch um Überschuldung und- die damit 
verbundenen Probleme kümmern können. 

ln einem sollten wir uns einig sein: Menschen mit der Perspek· 
tive, lebenslang in einem modernen Schuldenturm sitzen zu müs
sen, haben keine Zukunft. Sie verlieren niC_ht nur den Glauben an 
sich selbst, sondern auch an diesen Staat und diese Gesell· 
schaft. Nicht alle finden sich damit ab. Verelendung führt zu Ver
zweiflungstaten. Wer ganz unten ist, wird leicht völlig haltlos. 

Aber - ich komme zurück auf mein Ausgangszitat - solange 
die Verschuldung privater Haushalte ansteigt, kann wohl kaum 
jemand die Maßnahme zu ihrer Verhinderung als ausreichend 
ansehen. Da stellt sich die Frage: Was kann ein Land wie Berlin, 
das schon große Anstrengungen macht, noch .~un? - Die Frage 
stellt sich anders: Wo liegt die Wurzel des Ubels? 

Ich bin mit Frau Stahmer einer Meinung, daß die Arbeitslosig~ 
keit ein entscheidendes Problem ist. Wir müssen Arbeit schaf
fen, damit Menschen wieder eine Perspektive haben, sich selbst 
einen Weg in die Zukunft ebnen können und nicht in solche 
Situationen geraten. Der Staat ist kein Reparaturbetrieb; das gilt 
auch flir die Sozialvei"Naltung. 

Wir müssen auch, Frau Stahmer wies bereits darauf hin, die 
Banken mit verantwortlich machen _und den Verbraucherschutz 
ausbauen, der auch denjenigen- die Kosten aufbürdet; die zum 
Kauf und zum Verschulden verführen. Wenn jemand nach einer 
bestimmten Zeit nicht in der Lage ist, nach vorher festgelegten 
Kriterien zurückzuzahlen, kann sich eine Bank nicht aus der Ver
antwortung stehlen und die Kosten auf die Allgemeinheit oder 
den Einzelnen abwälzen. Jedes Kreditinstitut hat ·zu prüfen, ob 
der Kunde solvent ist. Hat es geirrt, ist es auch ein Problem 
dieses Instituts. Es ist schlichtweg eine Unverschämtheit, auf der 
einen Seite Milliardengewinne zu machen, auf der anderen Seite 
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aber den Einzelnen oder den Staat für Fol_gekosten und Fehlent· (C) 
scheiduOgen zu belasten. Wif sollten nicht nur an die Banken 
appellieren, vielmehr sollte auch der Gesetzgeber eintreten und 
versuchen, dür6h entsprechende Gesetze Veränderungen her
beizuführen und damit den Verbraucherschutz zu stärken. 

Weiterhin müssen wir erreichen, daß die Verschuldung nicht 
als persönliche Schuld oder als individuelles Versagen angese
hen wird. Dies erzeugt Schuldgefühle sowie Scham und verhin
dert eine rechtzeitige Hilfe. Das treibt die Menschen häufig noch 
tiefer in_ die Krise, weil sie in einer _solchen Situation auf falsche 
Angebote setzen und sich häufig Menschen anvertrauen, die 
nicht helfen, sondern Notlagen ausnutzen. Verbraucherschutz 
und Verbrauchererziehung sowie das Bewußtsein für die eiQene 
Verantwortung müssen auch in dieser Gesellschaft von Kindheit 
oder der Schulzeit an viel stärker in den Vordergrund gerückt 
werden. Dieser Teil mUß intensiver ausgebildet werden. Junge 
Familien oder junge Menschen sollen nicht beim Start in das 
eigene Leben gleich in der Sackgasse landen. - Ich bedanke 
mich I 

[Beifall bei der SPD] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Seerig hat für die Fraktion der 
FDP das letzte Wort I 

Seerig (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren I 
Ich hörte auch bei Herrn Bayer einen leicht klagenden Unterton 
heraus, den ich voll nachvollziehen kann. Ich frage mich nämlich, 
ot> es unbedingt notwendig war, das Thema der Verschuldung 
mit engem Bezug zum Thema Obdachlosigkeit zu dieser späten 
Stunde voreinem-niehr oder minder ermüdeten Haus zu behan· 
dein. 

[Wieland (Bü 90/Grüne): Wenn Sie reden, werden wir wach!] 

Es ist ein Thema, über dessen Bedeutung meine Vorredner, ein
schließlich der Frau Senatorin, vieles gesagt haben. Es gibt 
einen großen Kreis Betroffener; in diesem Punkt haben wir leider 
die Einheit zwischen Ost und West am Besten erreicht - die Ver- (D) 
schuldung liegt in Ost und West fast gleichauf mit 30 000 DM 
bis 40 000 DM pro Haushalt bei den Überschuldeten:..... Würden 
die Schulden aller, die Verschuldung des Landes Berlin, hinzuge
rechnet-etwa 11 000 DM bis 12 000 DM dank Herrn Pieroth -, 
ergäbe dies eine nette Summe. Wenn Herr Kaczmarek davon 
spricht, daß es in vielen Fällen vielleicht auch Charakterschwä· 
ehe sei, sich derart zu verschulden, sollte Oberlegt werden, ob 
der Staat dabei nicht ein besonders schlechtes Vorbild ist! 

[Beifall bei der FDP, der PDS und bei Bü 90/Grüne] 

Wir hatten die Idee, einige Schuldnerberatungsstellen Herrn 
Pieroth vorzuschlagen. So überschuldet wie Berlin ist g!Ock
licherweise kaum einer der Haushalte. Berli.n hat nur den großen 
Vorteil; daß weniger Folgeprobleme auftreten. 

{Krause (Bü 90/Grüne}: Die Folgeprobleme 
werden Sie schon noch merken 11 

Eine Räumung Berlins wird wohl nicht stattfinden. Meist ist Über
schuldung nämlich nur der Anfang einer sozialen Schußfahrt. Es 
führt über Sozialhilfebezug über Problemen mit der Wohnung bis 
hin zum Thema der ObdachloSigkeit. Es kommen vielleicht Alko· 
holproblerne oder psychische Probleme hinzu. Es kann auch zum 
dem bereits angesprochenen Schwierigkeiten bei der Führung 
eines Kontos führen. Es besteht die Gefahr, daß die Betroffenen 
aus dem ökonomischen und de-m sozialen Netz herausfallen. 
W~nn dieses erst einmal geschehen ist, wird eine Reintegration 
in das soziale und ökonomische System nicht nur schwierig und 
teuer, es bleibt auch die Frage, ob dieses überhaupt erfolgreich 
ist und sein kann. 

Unser Hauptaugenmerk gilt daher der Prävention. Die Krisen
beratung - viele meiner Vorredner sprachen es bereits an - ist 
wichtig und sollte genutzt werden. Dies sehen wir auch als Auf
gabe der Sozialämter an. Es kann aber nicht erst dann begonnen 
werden, wenn es zu spät und der Schuldenberg nicht mehr zu 
bezwingen ist. Die Arbeit beginnt im Vorfeld. Wenn Überschul
dung vermieden werden kann, werden auch bestimmte Pro
bleme - ich erwähne hier das Stichwort Psyche und Folgepro-
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Seerig 

bleme bei der Arbeit oder der Wohnung - vermieden. Aus 
unserer Sicht kann die Aufklärung zum Thema "Umgang mit 
Geld" nicht frOh genug beginnen. Wir sehen hier auch die 
Schule in der Pflicht, in der mehr als heute im Arbeitsunterricht 
der Umgang mit Geld und das Wirtschaften gelehrt werden 
sollte. Wir Liberalen setzen prinzipiell immer auf den mündigen 
Bürger und dessen Entscheidung auch in solchen Fällen. Zur 
Mlindigkeit und Entscheidungsfähigkeit gehören aber ein gewis· 
ses Maß an Informationen und vernUnftige Rahmenbedingungen. 

ln diesem Punkt ist nicht nur Vater Staat manchmal ein 
schlechtes Beispiel. Die Zeiten, in denen Sparen an sich eine 
Tugend war,- sind vorbei. Konsum stellt heute einen Wert dar, 
eine gewisse gesellschaftliche Norm. Es ist heute zum Teil schon 
schwierig, bestimmte Dinge nicht über einen Kredit oder Raten
zahlungen zu finanzieren. Der Versuch, ein Auto bar zu bezahlen 
stößt meist auf ein erhebliches Un- und Mißverständnis. An sich 
ist die Möglichkeit von Ratenzahlungen ein Vorteil, es bietet die 
Chance- wenn es gut geht-, auch bei geringerem Einkommen 
bestimmten Besitz zu erlangen. Dies ist für den einzelnen und die 
Konjunktur sinnvoll. Es bleiben aber die angesprochenen Pro
bleme wie Arbeitslosigkeit, Scheidung, Krankheit, Tod eines 
Partners oder auch das Überschätzen der eigenen Möglichkei
ten bestehen. Es siiid die Verlockungen; nicht immer kann wider· 
standen werden. Nicht jeder kann widerstehen. Kredite sind häu
fig schnell zu bekommen. Hier sind die Ban~en genauso schnell 
und großzGgig, wie sie bei auftretent:Jen Problemen bei der nega
tiven Umsetzung, dem sogenannten Fälli.gstellen, zügig operie· 
ren. Häufig" geschi9ht dies ohne Rücksicht_ _auf Existenzen. 
Gerade bei Gewerbebetrieben, bei KleingewerOe!treibenden 
wird häufig bei kleineren Schwierigkeiten einf3ch fälliggestellt, 
ohne sich Gedanken darüber zu machen, ob die Investitionen 
noch zu retten wären. Die Banken spielen hier eine problemati-
sche Rolle. · 

Es gibt aber auch andere Probleme. Wenn beispielsweise in 
Geschäftsräumen iilnerhalb von 1 bis 2 Jahren die vierte Kneipe 
eröffnet und auch wieder pleite geht, fragt man sich, ob nich_t die 
Vorinformationen oder die Aufklärung der Industrie· und Han· 
delskammer oder anderer Organisationen verbessert werden 
könnte, bevor die Betroffenen in ihr Verderben laufen. in Anbe· 
tracht der von mir selbst angesprochenen relativ späten Zeiten 
möchte ich nicht die von Vorrednern bereits angesprochenen 
Details wiederholen. Für uns Liberale ist der Punkt der Beratung 
und Vorbeugung ein sehr zentralßr. Es ist riiCht nur der sozialere, 
sondern auch der kostengünstigere Ansatz gegenüber dem blo
ßen Versuch einer Schadensbegrenzung. Es ist aber vor allem 
der Versuch, den Sturz in ein soziales, ökonomisches und psy
chisches Loch, das durch ÜberschUIOung auftritt, zu vermelden. 
Hierin sehen wir eine politische Aufgabe, die von diesem und 
späteren Parlamenten wahrzunehmen ist und nicht mit einer 
mehr oder minder als Elendsnummer eingefärbten Kritik an der 
Marktwirtschaft und eventueller Schattenseiten derselben zu 
operieren. - Ich danke Ihnen! 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren! Wei· 
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist die Große 
Anfrage erledigt. 

Die lfdn Nrn. 22 bis 25 sind durch die Konsensliste erledigt. 

[26] 

Lfd. Nr. 26, Drucksache 12/5556: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für 
Jugend und Familie vom 5. April1995 und des 
Hauptausschusses vom 10. Mai 1995 zum Antrag 
der Fraktion der PDS über soziale und pädagogi
sche Kriterien beim Abbau des Personalüber· 
hangs in Ost-Berliner Kindertagesstätten, Druck
sache 12/3549 

Hier haben die AusschOsse Ablehnung empfohlen. Wer dem 
Antrag seine Zustimmung zu geben wUnscht, ist um das_ Hand· 
zeichen gebeten[- Gegenprobel- Enthaltungen?- Damit ist 
der Antrag abgelehnt. 
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[27] 

Wir kommen zur 

lfd. Nr. 27, Drucksache 12/5557: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für 
Sport vom 16. März 1995 und des Hauptausschus· 
sesvom 10. Mai 1995 zum Antrag der Fraktion der 
FOP über Schließung des Schießplatzes am 
St~hnsdorfer pamm, Drucksache 12/4307 

Die AusschOsse empfehlen die Ablehnung. Wer dem Antrag 
seine Zustimmung zu geben wünscht, ist um das Handzeichen 
gebeten I - Gegenprobe I - Enthaltungen? - Damit ist der 
Antrag abgelehnt. 

[28] 

Lfd. Nr. 28, Drucksache 12/5558: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bun
des-- und Europaangelegenheiten vom 11. Mai 1995 
zum Antrag der Fraktion der PDS über Bundes .. 
ratsinitiative zur Änderung des§ 54 des Gesetzes 
über die Einreise und den Aufenthalt von Auslän· 
derinnen und Ausländern im Bundesgebiet, Druck
sache 12/5111 

Wer dem Antrag im Wortlaut der Beschlußempfehlung seine 
Zustimmung geben möchte, wird um das Handzeichen gebeten 1 
- Gegenprobel - Ich muß noch einmal abstimmen lassen; das 
ist nicht ganz deutlich, weil so viele stehen. Es ist nicht zu über
sehen, ganze Knubbel stehen. Ich wiederhole die Abstimmung. 
Wer dem Antrag im Wortlaut der Beschlußempfehlung seine 
Zustimmung zu geben wünscht, ist um das Handzeichen gebe
ten I - Gegenprobe! - Also, das zweite ist die Mehrheit. 

[Nein! von links - Beifall bei der CDU] 

-Moment, wir lassen aufstehen; wir zählen nicht um Mitternacht 
aus. Ich bitte Sie zu drücken! - Ein Geschäftsordnungsantrag -
Herr Wieland! 

Wieland (Bü 90/Grüne): Ich beantrage n a m e n t I i c h e 
Abstimmung! 

Präsidentin Dr~ Laurien: Das habe ich eben sagen wollen. 
Herr Wieland beantragt namentliche Abstimmung, das ist das 
zeitlich Förderndste. 

[Beifall bei der FDP] 

Ich bitte jetzt noch einmal, gut aufmerksam zu sein, zu sehen, ob 
die Karte drin ist. Ich wiederhole noch einmal: Es geht um die 
Abstimmung über den POS-Antrag, Bundesratsinitiative zu § 54. 
Es liegt eine Beschlußempfehlung vor, über die wir abstimmen. 
Wer dieser seine Zustimmung zu geben wünscht, stimmt mit Ja, 
wer sie ablehnt, stimmt mit Nein. 

[Gongzeichen] 

- Jetzt können Sie abstimmen I 

[Gongzeichen] 

- Es sind 108 Ja·, 80 Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen. 

[Beifall bei der POS, bei Bü 90/Grüne und bei der SPD] 

Lfd. Nr. 29 ist durch die Konsensliste erledigt. 

(C) 

(0) 
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Präsidentin Dr. Laurien 

(A) [30} 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 30, Drucksache 12/5560: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr 
und Betriebe vom 3. Mai 1995 zum Antrag der 
Frak1ion Bü 90/Grüne über Grundsätze für die 
Modemisierung bzw. Erneuerung des Straßen· 
bahnfuhrparks, Drucksache 12/5117 

H iel'2U liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne 
vor, Drucksache 12/5560-1: · · 

Die Beschlußempfehlung cfes AuSSchusses für Verkehr 
und Betriebe vom 3. Mai 1995 - Drucksache 12/5560 -
zum Antrag der Fraktion Bür;~dnis 90/GrOne über Grund· 
sätze fUr die Modemisierung bzw. Erneuerung aes Stra· 
ßenbahn·Fuhrparks- Drucksache 12/5117- wird um 
folgenden dritten Absatz ergänzt: 

.Die zur Modemisierung anstehenden Tatrafahrzeuge 
(KT 4 D) werden mit einem Niederflurmittelteil aus- bzw. 
nachgerüstet, so daß auch die· modernisierten Straßen
bahnfahrzeuge den Ansprüchen an ein behindertenge
rechtes Berlin genügen." 

H ier hat die SPD um ROckOberweisung an den AusschuB für Ver
kehr und Betriebe unter Zuladtmg des Ausschusses für Soziales 
gebeten. Das ist das Weitergehende, so daß über den Ände· 
rungsantrag erst dann abzustimmen wäre, wenn Ober die Über
weisung entsChieden ist Wer der RückUberweisung zuzustim
men wünscht, sei um das Handzeichen gebeten I - Gegen
probe! - Enthaltungen?- Damit ist die Rücküberweisung.voli-

(B) zogen. 

Lfd. Nr. 31 ist durch die Konsensliste erledigt. 

[32] 

Lfd. Nr. 32, Drucksache 12/5576: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses filr Schul
wesen vom 18. Mai 1995 zum Antrag der Fraktion 
der PDS über Erweiterung des Angebots der Staat
lichen Europa-Schule Berlin, Drucksache 12/2860 

Hier hat der Ausschuß Ablehnung empfohlen. Wer seine Zustim
mung zu geben wünscht, ist um das Handzeichen gebeten I -
Gegenprobe!- Enthaltungen?- Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Lfd. Nr. 33 ist durch die Konsensliste erledigt. 

[34) 

Wir kommen zur - wie ich annehme - letzten namentlichen 
Abstimmung heute. Es geht um die 

lfd. Nr. 34, Drucksache 12/5578: 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr 
und Betriebe vom 17. Mai 1995 zum Antrag der 
Fraktion Bü 90/Grüne über Durchfahrt für den 
Pkw-Verkehr durchs Brandenburger Tor, Druck
sache 12/5008 

Der AusschuB empfiehlt die Ablehnung. W ir stimmen in diesem 
Fall über den Antrag ab. Es wird namentlich abgestimmt. Ich 
gebe Zeit, damit die Verständigungen möglich sind. Ich wieder
hole noch einmal - die Verwirrungen kann man durchs Zuhören 
beenden -: Es liegt ein Antrag von Bündnis 90 vor, der hier 
heute zur Debatte steht. Wir stimmen niCht über eine. Beschluß
empfehlung ab, sondern über den Antrag. Zu dem Antrag hat der 
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AusschuB Ablehnung empfohlen.'Wer dem Antrag seine Zustim- (C) 
mung geben will, stimmt mit Ja, wer den Antrag verneinen will, 
stimmt mit Nein. Somit ist das Abstimmungsverhalten gekenn· 
zeichnet. Wir treten in die namentliche Abstimmung ein. 

[Gongzeichen] 

Entscheiden Sie sich, drucken Sie bitte I Der letzte Druck zählt, 
ich gebe noch eine halbe Minute. 

[Gongzeichen- Beifall bei der CDU !Jnd der FOP] 

97 Ja-Stimmen, 98 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen; damit ist der 
Antrag abgelehnt. - Ich darf einmal mit Vergnilgen feststellen, 
daß die Freude bel den namentlichen Abstimmungen gerecht 
verteilt ist. 

Die lfdn. Nm. 35 bis 43 und 43 A sind durch die Konsensliste 
erledigt. 

[4381 

W ir kommen zu 

lfd. Nr. 43 B: ~ 

a) Drucksache 12/56,63: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses fUr 
Wirtschaft und Technologie vom 22. Mai 1995 
und des Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum 
Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Änderun
gen zum· Entwurf des Jahressteuergesetzes 1996 
(II) hier: Keine Aushöhlung der Gewerbesteuer, 
Drucksache 12/5528 

b) Drucksache12/5654: 
Beschlußempfehlung des Hauptausschusses (D) 
vom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion Bii 90/ 
Grüne über Änderung zum Entwurf des Jahres
steuergesetzes 1996 (111) hier: Freistellung des 
Existenzminimums und Verbesserung des Kin· 
derlastenausgleichs in einem integrierten 
Reformprojekt, Drucksache 1215529 

Der Dringlichkeit wird wohl nicht widersprochen. Oie Aus
schüsse empfehlen die Ablehnung. Wer dem Antrag Druck
sache 12/5528 seine Zustimmung geben möchte, sei um das 
Handzeichen gebeten! - Gegenprobel - Enthaltungen? -
Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir müssen jetzt noch über den zweiten Antrag, Drucksache 
12/5529, zu dem auch Ablehnung empfohlen war, abstimmen. 
Wer diesem Antrag Drucksache 12/5529 seine Zustimmung zu 
geben wünscht, den bitte ich jetzt um das Handzeichen!- Die 
Gegenprobel- Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt. 

[43C] 

Wir kommen also zur 

lfd. Nr. 43 C, Drucksache 12/5656: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für 
Jugend und Familie vom 10. Mal 1995 und des 
Hauptausschusses vom 7. Juni 1995 zum Antrag 
der Fraktion Bü 90/Grüne über bedarfsgerechte 
Personalausstattung von Kindertagesstätten und 
Sicherung der lntegratlonsprogramme, Druck· 
sache 12/5219 

Hier ist eine einstimmige Beschlußempfehlung auf Annahme 
einerneuen Fassung vorgelegt worden .. Wer dem Antrag in der 
Fassung der Beschlußempfehlung zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen!- Die Gegenprobe I -Enthaltungen? -
Damit ist der Antrag angenommen! 

7445 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Präsidentin Dr. Laurien 

(A) (43D] 

Wir kommen zur 

lfd. Nr. 43 D, Drucksache 12/5657: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für 
Gesundheit vom 18. Mai 1995 und des Hauptaus-
schussesvom 7. Juni 1995 zum Antrag der Fraktion 
der FDP über verbesserte Eigenfinanzierung ge
meinnütziger Träger von Krankenhäusern, Druck· 
sache 12/5422 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. Auch hier_liegt eirie 
einstimmige Beschlußempfehlung vor. Wer sich dieser 
Beschlußempfehlung ansChließen möchte, der sei um das Hand· 
zeichen gebeten I - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Daniit ein· 
stimmig angenommen. 

(43E] 

W.r kommen zur 

lfd. Nr. 43 E, 
Drucksachen 12/5659 bis 12/5662: 

Beschlußempfehlungen des Hauptausschusses 
vom 7. Junl1995 zur Vorlagen - zur Beschlußfas· 
sung - gemäß § 38 der Geschäftsordnung des 
Abgeordnetenhauses von Berlin (Nrn. 12 bis 
15/1995 des Verzeichnisses über Vermögensge· 
schäfte) 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. Ich lasse einzeln 
abstimmen. Es geht um vier Vermögensgeschäfte. Das erste iSt 
die lfd. Nr. 12/1995, Drucksache 12/5659. Wer hier zustimmen 
möchte, hebe bitte die Hand! - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Damit angenommen. 

(B) Das zweite ist die IId. Nr.13/1995, Drucksache 12/5660. Wer 
hier zustinimen möchte, gebe bitte das Handzeichen! - Gegen· 
probe I - Enthaltungen? - Bei einigen Enthaltungen und einigen 
Gegenstimmen_ angenommen. -

Drittens die lfd. Nr.14/1995, Drucksache 12/5661. Wer hier 
zustimmen möchte, hebe bitte die Hand! - Gegenprobe! - Ent· 
haltungen? - Auch hier bei einigen Enthaltungen und einigen 
Gegenstimmen angenommen. 

Das letzte Vermögensgeschäft hat die lfd. Nr. 15/1995, Druck· 
sache 12/5662. Wer möchte zustimmen?- Gegenprobe!- Erit· 
haltungen? - Das war eine schöne Einstimmigkeit. 

[43F] 

W.r kommen zur 

lfd. Nr. 43 F, Drucksache .12/5665: 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses für Kul· 
turelle Angelegenheiten vom 24. Mai 1995 und des 
Hauptausschusses vom 7. Junl1995 zur Vorlage
zur Beschlußfassung - über Zustimmung zum 
Erlaß der Verordnung über die Errichtung der Stif· 
tung "Stadtmuseum Berlin - Landesmuseum für 
Kultur und Geschichte Berlins", zugleich Mittel· 
lung - zur Kenntnisnahme - über Zusammen· 
wachsen von Märkischem Museum und Berlin 
Museum, Drucksache 12/5497 

Herr Tiedt, ich nehme Ihre Geschäftsordnungsbemerkung gleich 
auf. - Die Dringlichkeit wird bejaht. Es geht um die Vorlagen I 
und II. Herr Tiedt hat wissen lassen, Claß er 8ine getrennte 
Abstimmung möchte. 

(Tiedt (FDP): Ich möchte das begründen I] 

- Das braucht er doch nicht zu begründen, Wir machen das. Wir 
folgen willenlos. Wer will denn jetzt noch reden? - Ich folge 
Ihnen doch! 
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Tledt (FOP): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich (C) 
werde keine lange Rede halten, aber vielleicht muß man Ihnen 
erklären, warum wir eine getrennte Abstimmung haben wollen. 

Präsidentin Dr. Laurien: Wir glauben Ihnen blind! 

Tiedt (FDP): Es gab eine Vorlage im Ausschuß - das ist die 
unter 1-, und dann wurde mit einem geschäftsordnungsmäßigen 
Trick das, was unter ll steht, in denselben Beschluß gefaßt. Wir 
haben im Ausschuß deutlich gemacht - und das war auch das 
&gebnis der Ausschußdiskussion -,daß das JOdische Museum 
anders zu behandeln ist als ursprünglich vorgesehen. Dann hat 

-sich die Koalition dazu verständigt, das auch zu machen, hat es 
aber gegen unseren Willen in den Gesamtbeschluß hineinge
nommen. Wir lassen uns eine Zustimmung auf diese Weise nicht 
abkaufen. Deswegen beantragen wir getrennte Abstimmung, 
damit auch aus unserer Sicht deutlich gemacht werden kann, 
daß wir den _Interessen des Jüdischen Museums sehr wohl 
entgegenkommen möchten, aber nicht gleichzeitig der Gesamt
vorlage, die unsäglich ist, unsere Zustimmung erteilen wollen. 
Deswegen bitten wir um diese geschäftsordnungsmäßige 
Behandlung. - Vielen Dank, Frau Präsidentin! 

(Beifall bei der FDP] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Tiedt, wir waren gewillt, dem 
zu entsprechen. - Ich lese es nochmals vor: Zustimmung zum 
Erlaß Ober die Verordnung über die Errichtung der Stiftung 
"Stadtmuseum Berlin - Landesmuseum flir Kultur und 
Geschichte Berlins", zugleich Mitteilung - Z~:Jr Kenntnisnahme -
Ober Zusammenwachsen von Märkischem Museum und Berlin 
Museum. Wir stimmen zuerst Ober die Vorlage I ab. Wer dem 
zustimmt; der sei um das Handzeichen gebeten I - Gegenprobe! 
- Enthaltungeil? - Bei Gegenstimmen und Enthaltungen ist die 
Vorlage angenommen. Das zweite sind die einzelnen Maßgaben, 
die unter II formuliert worden sind. Wer dem seine Zustimmung 
zu geben wünscht, ist um das Handzeichen gebeten! -Gegen· (D) 
probe I - Enthaltungen? - Bei einigen Enthaltungen angenom-
men. 

[44] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 44, Drucksache 12/5605: 
Vorlagen- zur Kenntnisnahme- gemäß Artike147 
Absatz 3 VvB 

Überweisungsanträge liegen mir nicht vor. Das Haus hat Kennt
nis genommen. 

[44A] 

Die 

lfd. Nr. 44 A, Drucksache 12/5634: 
Zwischenbericht des Ausschusses filr Gesundheit 
gemäß § 27 Abs. 5 GO Abghs vom 1. Juni 1995 zum 
Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne über Vergabe 
von Kondomen und Einwegspritzen an Gefangene 
zur Aids-Prophylaxe, Drucksache 1211224 

führt noch einmal - falls es nicht zu ändern ist - zu einem Rede
duell. Für BOndnis 90/Grüne hat Herr Eckert das Wort. Es wurde 
eine Redezeit bis zu flinf Minuten vereinbart! 

Eckart {80 90/Grüne): Frau Präsidentin! Meine sehr geehr· 
tEm Damen unCI Herren I Wir hätten Ihnen diese Beratung gerne 
erspart, 

[Zurufe von der CDU: Machen Sie es doch I -
Gram (CDU): Danke, das war'sl] 

aber wenn dieser Antrag seit März 1992 in den Ausschüssen 
unterwegs ist und sich die Koalition nun gerne darum herum-
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Ecker! 

drUcken möchte, endlich einmal Farbe zu bekennen, wie sie 
denn die entsetzliche Gefahr det weiteren Infektion in den Haft
anstalten eindämmen möchte, dann mUssen wir reden I 

Es geht nicht an, daß der Drogenkonsum, den es nicht nur 
hier, sondern auch in den bayerischen, baden-württembergi
schen, hessischen usw. Haftanstalten gibt, in den Berliner Haft
anstalten dazu führt, daß eine ganze Reihe von Gefangenen, die 
ihre Spritzbestecke untereinander austauschen und sich über
dies neben ihrer Drogenkrankheit noch mit einer anderen, und 
zwar einer lebensbedrohenden Erkrankung infiZieren; die nicht 
mehr - etwa durch e_inen Entzug - zu beseitigen ist, nämlich mit 
dem todbringenden HI-Virus. Diese Gefahr kann - das wissen 
Sie alle von den Berichten über das, was außerhalb der Hafta'n
stalten stattfindet - gebannt werden, und zwar durch die Ver
gabe von Kondomen- das geschieht mittlerweile in den Haftan
stalten - und durch die Vergabe von Einwegspritzen, wenn sie 
denn benutzt werden. 

Uns stimmte sehr zuversichtlich, was wir aus der Schweizeri
schen Frauenhaftanstalt Hindeibank gehört haben und was wir, 
als Frau Senatorin Peschei-Guti:eit diese Einrichtung besuchte, 
als Mitglieder des Gesundheitsausschusses bzw. ich als Mit
glied des Rechtsausschusses dort sehen konnten, nämlich daß 
die Einwegspritzen durchaus genutzt werden, wenn si_e angebo
ten werden. Und daß diese Einwegspritzen .dazu führten - um 
einmal Herrn Seitz von der SPD·Fraktion neulich in der "taz" zu 
zitieren -: "Eine Erhöhung des Drogenkonsums war dadurch 
nicht feststellbar." -Also das, was immer behauptet wird - Sprit
zen führen zu einem höheren Drogenkonsum -, ist einfach nicht 
der Fall, denn wenn es mehr Spritzen gibt, gibt es noch kein ein
ziges Gramm ·mehr Drogen. Dfe Drogen werden auch ni<?ht 
dadurch billiger, daß mehr Spritzen zur Verfügung stehen, son
dern es wird-nur weniger gefährlich, sich diese Drogen zu injizie
ren. Es gibt dann die Möglichkeit, sich wenigstens vor einer 
Infektion durch den HI-Virus zu schützen. 

Wenn sich nun die Koalition im Gesundheits- und im Rechts· 
ausschuß um Entscheidungen herumgedrückt hat, dann werden 
wir das schli.cht und einfach nicht weiter mitspielen. Wenn nun 
allerdings aus dem Gesundheitsausschuß lediglich ein BSricht 
vorgelegt wird über das, was im Gesundheitsausschuß und in 
anderen Ausschüssen debattiert wurde, dann können wir nicht 
einfach sagen, wir stimmen gegen die Tatsachen. 

Eine Zwischenfrage, Frau Merke!, haöe ich ·doch gerne 1 Bitte 
schön, Sie wollten eine Zwischenfrage stellen, tun Sie es doch. 

Präsidentin Dr. Laurien: Das ist nicht gemeldet. Jetzt 
machen wir voran I 

Eekert (SO 90/GrUne): Also gut, auf die Zwischenfrage wird 
verzichtet. 

Wenn in einem solchen Bericht, wie er heute zur Diskussion 
steht, lediglich Tatsachen aufgeführt werden über den 
Beratungsverlauf, aber keine Entscheidung getroffen wird, dann 
können wir nicht dagegen stimmen, aber wir können schon gar 
nicht dafUr stimmen, daß Sie sich weiter um eine Entscheidung 
drücken. Wir müssen uns leider an diesem Punkt enthalten. Wir 
fordern Sie aber nachdrücklich auf: Mogeln Sie sich nicht weiter 
- wie Sie es seit März 1992 getan haben - um eine klare 
Stellungnahme herum, ob es für Sie sinnvoll erscheint, das Pro· 
jekt "EinwegSpritzen" weiter im Strafvoltzug zu verfolgen oder ob 
Sie tatsächlich der Meinung sind, die Gefangenen sollten sich 
lieber anstecken. Machen Sie sich - das sage ich ganz bewußt
nicht an weiteren Infektionen schuldig in Berliner Haftanstalten
durch die Verweigerung der Vergabe von Einwegspritzen. 

[Beifall bei Bü 90/Grüne] 

Präsidentin Dr. Laurien: Für die CDU hat der Abgeordnete 
U. F. Krüger das Wort! 
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Roß (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich (C) 
will einiges von dem klarstellen, was der Kollege _Eckert gesagt 
hat. Herr Eckert, Sie Wissen ganz genau, daß sich im Gesund
heitsausschuß die Politiker aller Fraktionen dafür ausgesprochen 
haben, Einwegspritzen einzuführen. Sie wissen aber auch, daß 
die Durchsatzung solch einer Maßnahme davon abhängig ist, 
daß sie vom Person~ akzeptiert wird. Wir haben uns deshalb 
entschlossen, den Schweizer Modellversuch genau zu beobach· 
ten, und wenn er ausgewertet ist, gemeinsam mit den Bedienste· 
ten diese Maßnahme durch2uführen. Ich möchte einmal am Bei-
spiel der Hamburger Justizbehörde verdeutlichen, was passieren 
kann, wenn so etwas gegen die Bediensten durchgesetzt weren 
soll. Der Justizsenator hatte eine entsprechende Verordnung 
erlassen, mit dem Ergebnis, daß es zu ma~siven Protesten der 
Bediensteten gekommen ist, bis hin zu der Außerung: WetJn Si~ 
das anordnen, werden Wir dafür sorgeri, daß die Automaten stän-
dig leer sind. - Mit einer derartigen Haltung ist Ihnen Oberhaupt 
nicht geholfen. Deshalb_ist die Aussage der Frau Justizsenaterio 
viel sinnvoller, gemeinsam mit den Beschäftigten nach Auswer-
tung des Modellversuchs die Sache sukzessiv. umzusetzen. Das 
hilft Ihnen mehr, als jetzt mit Brachialgewalt - und der Hilfe des 
Parlaments - etwas anzuordnen, was dann in der Praxis über
haupt nicht angewendet wird. Deshalb sprechen wir uns dafür 
aus, diesen Bericht anzunehmen. 

[Zuruf des Abg. Biederbick (FDP) 1 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich hatte U. F. KrUger aufgerufen! 
Ich verstehe riicht, weshalb Herr Roß hier gesprochen hat, er 
wäre erst sehr viel später drangewesen. U. F. Krüger, bitte sehr, 
Sie haben das Wort! 

Krüger, -ulrich (CDU): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen 1 Der Kollege Eckert ist 
offensichtlich von der Fehleinschätzung ausgegangen, wir 
hätten zu diesem Thema nichts zu sagen. Wir haben darUber 
auch im Rechtsausschuß mehrfach damit beschäftigt und ich 
kann hier nur feststellen: Es wäre gOnstig gewes_en, wenn der (D) 
Gesundheitsausschuß dem Rechtsausschuß zumindest ange~ 
boten hätte, zu dem Modellversuch in der Schweiz mitzukom-
men. 

Ich kann nur mr-ffieine Fraktion erklären- die nicht in allen Ein· 
zelheiten dieses Problems einhelliger Meinung ist -,daß wir dafLir 
sind, weitere Therapieplätze zum Drogenentzug - innerhalb und 
außerhalb des Vollzugs - in dafür geeigneten Einrichtungen zur 
Verfügung zu stellen. Das ist eine Maßnahme, die dringend not
wendig ist. Darüber hinaus muß das bedarfsgerechtes Angebot 
ärztlich streng überwachter psychosozial flankierten Methadon
Programme - gemäß der sogenannten Berliner Unie - spürbar 
ausgeweitet werden, weil damit denjenigen, die an der Nadel 
hängen, Gelegenheit gegeben wird, unter ärztlicher Kontrolle 
davon freizukommen. - Die ärztliche Kontrolle hinsichtlich der 
Spritzenvergabe wird von uns mit großer Skepzis gesehen. Mir 
fehlt z. B. eine _genaue Definition der Frage, wi wir damit umge
hen wollen, daß dann der Staat das BtmG umginge - indem er 
zu einer Art Helfershelfer würde. Zudem ist für mich noch immer 
nicht die Gewähr gegeben, daß - selbst bei Vergabe steriler Ein
wegspritzen - diese nicht als Waffe gegenüber Mithäftlingen 
oder Bediensteten gebraucht wird. Solange diese Fragen nicht 
abschließend geklärt sind, haben wir noch sehr starke Beden
ken. Wir glauben, daß wir erst noch zusätzliche Erfahrungen 
gewinnen müssen, um zu .einer entgültigen Stellungnahme zu 
kommen. 

Warum sind wir eigentlich nicht dazu bereit, uns dazu durchzu
ringen -- neben der spürbaren Ausweitung des Methadonpro
gramms -, wenigstens Automaten bereitzustellen, aus denen 
anonym Kondome entnommen werden können. Ich glaube, daß 
das letzte Wort heute dazu nicht gesprochen weren kann. Wir 
werden - wie der Kollege Roß es bereits angedeutet hat -~alle 
Betroffenen, dazu gehören auch die Bediensteten, mit in unsere 
Überlegungen einzubeziehen. Wir haben auch großes Interesse 
daran, inwieweit die Erfahrungen aus der Schweiz für uns rele
vant sind. - Ich be_danke mich! 

[Beifall des Abg. Liepelt (CDU)] 
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(A) Präsidentin Dr. Laurien: Für die POS hat Frau Pohle das 
Wort/ 

Frau Pohle (POS): Frau Präsidentin I Meine Damen und Her
ren I Wir werden dem vorliegenden Zwischenbericht unsere 
Zustimmung geben, weil er sehr wohl beschreibt, welcher Ent
scheidungs- und Meinungsbildungsprozeß in den einzelnen 
Fachausschüssen gelaufen ist. Ich verstehe, daß nach drei 
Jahren parlamentarischen Geschäftsganges die Fraktion Bünd· 
nis 90/Grüne sehr unzufrieden mit dem bisher erreichten Stand 
ist und daß insbesondere ihr gesundheitspolitischer Sprecher 
Köppl diesen Antrag am Ende der Legislaturperiode abgestimmt 
sehen möchte. Gerade aber nach dem Besuch in der Schweiz 
und den Erfahrungen, die wir von dort mitgenommen haben, Herr 
Kollege Eckert, und den Aussagen, daß das Projekt trotz einer 
achtjährigen Entstehungsphase bei seiner Projektreife flir man
che doch zu schnell kam, so daß die Mitarbeiterinnen den Ein
druck hatten, sie seien nicht genügend einb~ogen worden, soll
ten wir die durch dieses Projekt gegebene Chance nutzen, die 
darin gewonnen Erfahrungen aufgreifen und dann sehnen umset
zen. Auch ein im Oktober dieses Jahres neu gewähltes Parla
ment wird über ausreichend sachkundige Parlamentarier und 
Parlamentarierinnen V6rfügen, die nicht erst Monate und Jahre 
ins Land gehen Jassen, sondern sich sehr schnell des Themas 
annehmen werden. Sie werden dann sicher zu Entscheidungen 
kommen, die im Sinne des Antrags der -Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne sind. - Wir werden deshalb diesem Zwischenbericht 
zustimmen. 

[Beifall bei der PDS] 

Präsidentin Dr. Laurien: Herr Dr. Hampel hat das Wort! 

Dr. Hampel (FOP): Frau Präsidentin I Meine sehr verehrten 
Damen und Herren I Wir stehen vor einer Situation, in der wir das 
Unvermögen der Justizverwaltung, die Drogenproblematik in den 

(B) Haftanstalten in den Griff zu bekommen, durch irgendeine prä· 
ventive Maßnahme beseitigen müssen. Wir müssen entschei
den, ob uns das Betäubungsmittelgesetz oder die Gesundheit 
unserer Bevölkerung wichtiger ist, da die Ausbreitung von Aids 
innerhalb der Haftanstalten unter den gegenwärtigen Bedingun
gen zu beklagen ist. Es muß alles unternommen werden, um dem 
gesundheitlichen Schutz den Vorrang zu geben. 

Wir sollten diesen Zwischenbericht auf jeden Fall zur Kenntnis 
nehmen und dafür sorgen, daß in Berlin zumindest ein Modellver
such durchgefOhrt wird, bei dem denjenigen, die sie benötigen, 
Spritzen zur Verfügung gestellt werden. Möglicherweise kann 
dies in einem Angebot erfolgen, wie es in der Schweiz praktiziert 
wird. Ich möchte auch betonen, daß ich für das Verhalten der in 
den Haftanstalten tätigen Bediensteten durchaus Verständnis 
habe, die sich einer zunehmenden Welle von Gewalt ausgesetzt 
sehen. Wir haben gerade in jüngster Vergangenheit die Ereig
nisse in den Gefängnissen in Plauen und Celle erlebt, die ver
ständlicherweise Ängste auslösen. 

Präsidentin Dr.Laurien: Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
der Frau Abgeordneten Pohle? 

Dr. Hampel (FDP}: Ja, bitte schön! 

Frau Pohle (POS): Herr Hampel, Sie-waren leider nicht mit in 
Hindelbank. Wir mußten dort feststellen, daß es im Laufe dieses 
Projektes keinerlei Bedrohungen von Beamtinnen un<;1 E?eamten 
in dieser Strafvollzugsanstalt gegeben hat. Woher nehmen Sie 
also immer wieder dieses Wissen, daß es eine reale Gefahr für 
die Beamtinnen und Beamten gibt? 

Dr. Hampel (FDP): Ich habe nicht gesagt, daß eine reale 
Gefahr besteht, sondern habe davon gesprochen, daß die dort 
Bediensteten sich einer zunehmenden Bedrohung ausgesetzt 
sehen und wir Verständnis haben müssen, daß sie aufgrund 
dieser Geschehnisse eine Gefahr für sich sehen. Es ist auch 
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möglich, daß in Hindeibank sanftmütige Damen verwahrt werden (C) 
und in Tegel beispielsweise völlig andere Verhältnisse herrschen. 
- Wir werden diesem ZwiSchenbericht zustimmen. 

[Beffall bei der FDP] 

[34.1] 

Präsidentin Dr. Laurien: Meine Damen und Herren, ich bitte 
Sie Platz zu nehmen. Ich möchte Ihnen zunächst zukuftsbezogen 
sagen, daß der Ältestenrat entschieden hat, bei der Abstimmung 
über die Fusion von Berlin und Brandenburg um der absoluten 
Sicherheit Willen, das Kartenverfahren anzuwenden. Dies hat 
durch das, was wir heute erleben, eine bestimmte Berechtigung 
bekommen. 

[Vereinzelter Beifall bei der SPD und der FDP] 

Ich sage das, um eine Verschärfung der Debatte auszuschließen. 
Wenn eine Abstimmung, für die ich viel Zeit gegeben habe und 
vor der ich mehrfach gesagt habe, worum es geht, abgeschlos
sen ist, dann ist sie abgeschlossen.- Das Ergebnis war 97:98! 

[Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP] 

Jetzt werde ich die einzige wirklich unfreundliche Bemerkung 
machen und dann zu einer conclusio kommen: Wenn Sie hier sit· 
zen - auch Frau Volkholz hat das beobachten können -, dann 
konnten Sie erregte Grüppchen sehen und wie auf Einzelne ein
geredet wurde: - Ich habe folgende Meldungen vorliegen: Herr 
Wittwer hat mit Nein statt mit Enthaltung abgestimmt; Herr 
Herbst hat mit Ja statt - wie verzeichnet - mit Enthaltung abge
stimmt; Herr Schiela hat mit Nein statt Fehlanzeige abgestimmt; 
Frau Brünig hat mit Ja statt Fehlanzeige abgestimmt. - Danach 
haben wir als Resultat, daß sich das Schlußergebnis nicht 
ändert. 

[Beifall bei der CDU] 

Ich möchte aber doch in der nächsten Ältestenratssitzung, für 
dJe ich um eine entsprechende Vorbereitung bitte, für solche 
Fälle eine Entscheidung herbeifUhren - wir haben in diesem Gre- (D) 
mium darüber bereits gesprochen. Bei einem knappen Ergebnis, 
wie beispielswe_ise 105:20, fällt der Irrtum nicht ändernd ins 
Gewicht, und dann ist auch der Verdacht einer nachträglichen 
Einsichtserhellung auszuschließen. Wenn es aber wirklich eng 
ist, dann ist der Verdacht einer solchen Möglichkeit nicht auszu
schließen. Dazu gibt es jetzt keine Debatte. - Ich stell.~ fest: Die 
Abstimmung gilt, und über die Grundsätze werden im Altestenrat 
die unerläßlichen Beratungen geführt werden. - Herr Siewald 
meldet sich, aber ich lasse zu diesem Punkt keine Aussprache 
zu. 

[Dr. Siewald (CDU): Uns ist hier hinten nicht bekannt, 
was ausgedruckt worden ist i es kann also sein, 

daß auf dem Tableau etwas ganz anderes steht! -
Abg. Landowsky (CDU): Nein, es ist alles in Ordnung I-

Heiterkeit] 

- Hierzu sage ich mit großer Leidenschaft, daß dies nicht hinzu· 
nehmen ist. Immer wenn wir bei denen, die ihre Falschmeldung 
angezeigt haben, geprilft haben, hat der Apparat fehlerfrei funk
tioniert. Es ist in jedem Fall ein menschlicher Fehler gewesen. 

Wir fahren fort. - Die lfd. Nrn. 45 bis 48 sind durch die Kon
sensliste erledigt. 

[49] 

Ich rufe auf 

lfd. lllr. 49, Drucksache 12/5573: 

Antrag der Fraktion der PDS über Hortangebot im 
Osttell der Stadt 

Der Ältestenrat hat eine Überweisung an den Ausschuß für 
Jugend und Familie empfohlen. Wer dem zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenprobe I 

Die lfd. Nr. 50 ist durch die Konsensliste erledigt. 
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Präsidentin Dr. Laurien 

(A) [51] 

(B) 

Wir kommen zur 

lfd. Nr. 51, Drucksache 12/5598: 

Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
SPD über Einrichtung eines Wohnungstausch· 
managements 

Der Ältestenrat hat eine Überweisung an den Aussqhuß fOr Bau
und Wohnungswesen empfohlen. Wer dieser Uberweisung 
zustimmt, hebe die Hand. - Gege-nprobe I - Enthaltungen? -
Damit ist er an den Ausschuß überwiesen. 

Die lfd. Nrn. 52 bis 62 sind in der Konsensliste 

[63] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 63, Drucksache 12/5624: 

Antrag der Fraktion der CDU, der Fraktion der 
SPD, der Fraktion der PDS, der Fraktion Bü 90/ 
Grüne und der Fraktion der FDP über Änderungen 
der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses 
von Berlin 

Es ist eine sofortige Abstimmung ohne Aussprache vorgesehen. 
Wer dem Antrag aller fünf Fraktionen seine Zustimmung zu 
geben wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenpro
be I - Eine Gegenstimme! - Enthaltungen? - Damit ist er ange· 
nommen. 

Die lfd. Nr. 64 ist durch die Konsensliste erledigt. 

[64A] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 64 A, Drucksache 12/5646: 

Antrag der Fraktion Bii 90/Grüne über Sommer· 
smog-Verordnung Berlin-Brandenburg: Gemein· 
sam in der Region die Abgasnebel lichten 

Der Dringlichkeit .. wird riicht widersprochen i die antragstellende 
Fraktion hat die Uberweisung an den Ausschuß für die Zusam· 
menarbeit der Länder Berlin und Brand_enburg - federführend -
und an den Ausschuß für Umweltschutz vorgeschlagen. 
Wer dem zustimmt, hebe die Hand. - Gegenprobe! - Enthal
tungen? - Damit ist er überwiesen. -

[64B] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 64 B, Drucksache 12/5647: 

Antrag der Fraktion der FDP über Sofortmaßnah· 
men zur Haushaltskonsolidierung 

Die Dringlichkeit wird bejaht. Ich schlage die Überweisung an 
den Hauptausschuß vor. Wer dem zustimmt, hebe die Hand. -
Gegenprobe I - Enthaltungen? - Damit ist er Oberwi~sen. 
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[64C] 

Wir kommen zu 

lfd. Nr. 64 C, Drucksache 12/5648: 
Antrag der Fraktion Bü 90/Grüne Uber zusätzliche 
Förderung von Ausbildungsplätzen 1995 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. Die antragstellende 
Fraktion bittet um Oberweisung an den Hauptausschuß. Wer 
dem zustimmt, hebe die Hand. - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Damit ist er überwiesen. 

[640] 

Ich rufe auf 

lfd. Nr. 64 D, Drucksache 12/5649: 
~ARtl-3g der Fraktion der PDS über Protest gegen 
Todesurteil und Hinrichtungsbefehl gegen Mumia 
Abu-Jamal 

Der Dringlichkeit wird nicht widersprochen. Zur Geschäftsord
nung wird aber das Wort erbeten. - Herr Abg. Biederbick, bitte 
schön! 

Siederblek (FDP) : Frau Präsidentin I Meine Damen und Her
renllchmöchtehiermit Übergang zur Tagesordnung 
beantragen. 

~ [Beifall bei der FDP, der CDU und der SPD] 

Ich möchte das_ zunächst formal begründen. Ich denke, wir müs-

(C) 

sen in diesem Berliner Abgeordnetenhaus lernen, daß wir eine (D) 
bestimmte Aufgabenstellung haben 

[Vereinzelter Beifall von rechts] 

und das wir uns um diese Aufgabenstellung in sehr verantwort· 
licher Weise kümmern sollten. Wir sollten nicht ständig versu
chen, anmaßend uns um Dinge zu kümmern, die nicht in die 
Kompetenz dieses Parlaments gehören. 

[Beifall bei der FDP, der CDU, der SPD 
und des Abg. Schwenke (fraktionslos)] 

Das entbindet uns - jeden einzelnen von uns - in keiner Weise 
von der Verantwortung, sich auch Gedanken um Geschehnisse 
andernorts zu machen. Aber das sollte nach wie vor die individu
elle Entscheidung eines jeden einzelnen von uns sein, sich in 
seiner Weise einzusetzen. Deswegen möchte ich der Fraktion 
der POS an dieser Stelle sagen: Ich persönlich habe überhaupt 
keine Probleme damit, als Liberaler, der eh in seiner Grundüber· 
zeugung etwas gegen Todesstrafe hat - seit Thomas Dehler, 
seitdem wir darum· gerungen haben, die Todesstrafe abzuschaf· 
fen, ist dieses meine GrUndüberzeugung, und dazu stehe ich -
mit Ihnen ·gemeinsam - und zwar als Individuum - einen Brief zu 
schreiben, in dem wir dieses zum Ausdruck bringen, 

[Frau Michels (POS): Ist doch hervorragend I] 

individuell unterschrieben. Aber das ist eine persönliche Ent· 
scheidung, die soll jeder einzelne für sich selber treffen. So viel 
sollten wir hier Mann und Frau sein, daß wir individuell unsere 
eigene Entscheidung treffen. 

[Beifall bei der FDP, der CDU und der SPD] 

Aber wir sollten darauf achten, daß wir uns hier darauf konzen
trieren, was in unserer Kompetenz steht, und uns nicht anmaßen, 
über die Dinge der Welt zu reden. 

[Zuruf von der CDU] 
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Präsidentin Dr. Laurien 

(A) Das ist auch eirle Veralberung dieses Parlaments I - Ich danke 
Ihnen I 

[Beifall bei der FDP, der CDU und der SPD -
Vereinzelter Beifall bei BO 90/Griine -

Beifall der Abgn. Schwenke. (fraktionslos) 
und Siebenhüner (fraktionslo_s) 1 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Steinborn will die Gegenrede 
halten - bitte schön I Höchstens fünf Minuten I 

Frau Steinborn (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Herr Biederbick, ich stimme Ihnen zu und finde das auch 
gut, daß Sie einen Brief schreiben wollen. Aber lassen Sie ·uns 
den_ doch zusammen schreiben I 

[Widerspruch bei der CDU und der SPD] 

Ich möchte noch einmal begrOnden, warum wir diesen Ent
schließungsantrag eingebracht' haben. Wie Sie sicherlich aus 
dem Funk schon erfahren haben, hat der Gouverneur von Penn
sylvanien am 1. Juni den Hinrichtungsbefehl unterschrieben, und 
die Vollstreckung dieses Befehls ist auf den 17. August gelegt 
worden. Der Rechtsanwalt und auch Herr Abu·Jamal haben also 
nur kurz bemessene Zeit, die Wiederaufnahme des Verfahrens 
zu erwirken und Beweise und Zeugenaussagen für die Bestäti
gung der Unschuld, die fast niemand bestreitet, -

Präsidentin Dr. Laurien: Verzeihen Sie, Sie dürfen nicht zur 
Sache sprechen I 

Frau Steinborn (POS): -von He_rrn Abu-Jamai vorzulegen, 
die beim ersten Verfahren nicht berOcksichtigt werden konnten, 

(8) weil sie noch gar nicht bekannt waren oder einfach nicht zur 
Kenntnis genommen wurden. 

Ihrer Kritik, diese Angelegenheit läge nicht in unserer Ent· 
scheidungskompetenz, möchte ich entgegnen: Wir haben 
schon einige Entschießungen gefaßt, zum Beispiel, als die kur
dischen Abgeordneten in der Türkei verurteilt worden sind. 
Dieses Parlament ist beim Bundesrat vorstellig geworden und 
hat Verbindung zur türkischen Regi_erung aufgenommen. 

[Zuruf von der CDU] 

Präsidentin Dr. Laurien: Ich bitte doch, sich an die 
Geschäftsordnung zu halten und zum Ende zu kommen. 

Frau Steinborn (POS): Es gibt noch andere Beispiele. 

Der zv.teite Grund ist, daß eS sk::l-1 nicht um eine rein juristische 
Angelegenheit handelt, sendem das ganze hat eine moralische 
Dimension. 
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[3C.3] (C) 

Bitte lachen Sie nicht, aber ich habe noch einige Mitteilungen 
-zu deri namentlichen Abstimmungen zu machen. 

[Zurufe: Nein !I 
- Entschuldigen _Sie, es muß sein, damit es im Protokoll vermerkt 
ist. Es gibt keine Änderungen bei den Ergebnissen. 

Bei der Abstimmungen zur Verfassung hat der 
verdiente AOgeordnete Franke leider seinen Abgeordnetenaus
weis statt der Stimmkarte benutzt. 

[Heiterkeit] 

Er hätte, wenn er das richtig gemacht hätte, mit Ja gestimmt. Er 
hat dies inzwischen zu Protokoll gegeben. 

[34.1] 

Bei der Abstimmung zum Brandenburger Tor
Tagesordnungspunkt 34 - hat Herr Reimann, CDU, inzwischen 
gesagt, er habe mit Nein gestimmt statt mit Ja. Ich teile dies mit; 
erfreulicherweise ändert sich beim Abstimmungsergebnis 
nichts. Die Diskussion Ober die Grundsätze ist aber unerläßlich. 

[28.1] 

Wir haben dann bei Tagesordnungspunkt 28- Aus
länder - eine Korrektur - bitte schmunzeln Sie nicht; es handelt 
sich offensichtlich um Wiederholungstäter. Es hat Herr Sieben
hüner mit Enthaltung gestimmt und nicht mit Ja. Frau BrOning mit 
Ja statt mit Fehlanzeige, Herr Schiela mit Ja statt mit Fehlanzeige. 

[64E] 

Wir kommen zu 

lfd. Nr. 64 E, Drucksache 12/5666: (D) 
Antrag der Fraktion der FDP Uber Erhalt der Rosi .. 
nenbomber 

Die antragstellende Fraktion bittet um sofortige Abstimmung. 
Wer dem Antrag der FDP zustimmen möchte, sei um das Hand
zeichen gebeten. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Mit über
wältigender Mehrheit angenommen. 

[64F] 

Lfd. Nr. 64 F, Drucksache 12/5667: 
Antra9 der Fraktion der SPD und der Fraktion der 
CDU über Historische Kommissfon zu Berlln 

Die Dringlichkeitist akzeptiert.- Die antragstellenden Fraktionen 
beantragen die Uberweisung an den Ausschuß für Wissens.C?haft 
und Forschung und an den Hauptausschuß. Wer dieser Uber
weisung zustimmt,_ der hebe bitte die Hand. - Gegenprobe! -
Enthaltungen? - Uberwiesen I 

Präsidentin Dr. Laurien: Frau Abgeordnete, ich muß Ihnen Die lfd. Nrn. 65 und 66 sind bereits durch die Konsensliste 
das Wort entziehen. ·erledigt. 

[Frau Michels (POS): Wie tolerant!] 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer fOr den Übergang zur 
Tagesordnung ist, wird um das Handzeichen gebeten._- Gegen
probe! - Damit ist so entschieden. 

7450 

Meine Damen und Herren, ich mache Sie darauf aufmerksam, 
daß unsere nächste Sitzung am 22. Juni 1995 um 10 Uhr beginnt 
und daß Sie bitte bei dieser gailz entscheidenden Sitzung da 
sind. -- ich schließe die heutige Sitzung. · 

[Schluß der Sitzung: 23.28 Uhr] 
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Anlage 

[N3C] 

Familienname, Vorname 

Adler, Jürgen 
Apelt, Andreas 
Or. Ballke, Oierk Eckhardt 
Barthel, Eckhardt 
Bayer, Raimund 
Berger, Hartwig 
Dr. Bergmann, Christine 
Biederbick, Jürgen 
Dr. Biewald, Dieter 
Birghan, Ursula 

Namentliche Abstimmung 

Beschlußempfehlung zum Antrag über 
Achtundzwanzigstes Gesetz zur Änderung der Verfassung von Berlln 

- Drucksache 12/5637 -

Fraktion/ 
Familienname, Vorname 

Gruppe 

COU ja Gierich, Peter 
COU ja Giesel, Rainer 
COU ja Or. Girnus, Wolfgang 
SPO ja Gloatz, Dagmar 
SPO ja GOetze, Uwe 

Bü 90/Grüne ja G~am, Andreas 
SPO ja Greirler, Gisela 
FOP ja Grieger, Harald 
COU ja Grotzke, Giseh:i 
COU . ja Günther, Joachim 

Fraktion/ 
Gruppe 

COU 
COU 
POS 
COU 
COU 
COU 
COU 
COU 
SPO 
SPO 

Blankenburg, Christa-Maria COU ja Dr. Haase, Herwi9 COU 
Blankenhagel, Kurt SPO ja Hahn, Axel FDP 
Bode, Manfred COU ja Dr. Hampel, Winfried FDP 
Böger, Klaus Sf'D Hci.pel, Dieter COU 
Dr. Borghorst, Hermann SPO ja Dr. Hassemer, Volker -cou 
Borgis, Michael COU ja Dr. Heide, Manuel COU 
Brauer, Monika COU ja Helias, Siegtried COU 
Braun, Franz COU ja Helms, Raimund 80 90/Gtiine 
Brinckmeier, Marianne SPO ja Herbst, Knut SPÖ 
Brünig, Sabine SPO ja Herer, Elke POS 
Buchholz, lngrid COU Ja Herrmann, Annelies COU 
Cornelius, Burkhard FOP ja Hildebrandt, Helmut SPO 
Cramer, Michael Bü 90/Grüne ja Hillenberg, Ralf SPO 
Czollek, Michael fraktionslos Hilse, Torsten SPO 
Damrat, Anna-Eiisabeth SPO ja Hoffmann, Otto FDP 
Oelau, Helga COU ja Hübner, Beate COU 
Demba, Judith Bü 90/GrOne ja · Ja"roch; Siegmund COU 
Detering, Anette Bü 90/GrOne ja Jordan, Carlo Bü 90/Grüne 
Diepgen, Eberhard COU ja Kaczmarek, Alexander COU 
Dluzewski, Christina SPO ja Dr. Kalleja, Hartmut COU 
Dormann, Daniel COU ja Kammholz, Axel FOP 
Dr. Dornberger, Peter Bü 90/Grüne Kampfhenkel, Elga SPO 
Dörre, Karin POS nein Kayser, Boto COU 
Drews, Monika SPO ja Dr. Kellner, Horst POS 
Ebel, Oetlef COU Kern, Horst-Achirn SPO 
Eckert, Albert Bü 90/Grüne ja Kittelmann, Marion COU 
Edel, Otto SPO ja Klein, Dieter POS 
Eichelberger, Frank CDU ja Dr. Klein, Reinhard FOP 
Eichler, Ulrich COU ja Klemann, Jürgen _ c;ou 
Engler, Brigitte Sü 90/GrOne ja Kliche, Horst SPO 
Dr. Engler, Eberhard COU ja Kliem, Wolfgang COU 
von Essen, Gerhard SPO ja Klotz, Knut SPO 
Ewald, Hein-Oetlef COU ja Or. Klotz, Sibyii·Anka Bü 90/Grüne 
Faber, Horst COU ja Kollotschek, Cordula COU 
Fechner, Helmut SPO ja Or. Köppl, Bernd Bü 90/Grüne 
Dr. Flemming, Bert SPO ja Ko:;;an, lsmail Bü 90/GrOne 
Franke, Klaus COU ja Kowallek, Christine CDU 
Dr. Franz, Rudolf COU ja Kraus_e, Arnold Bü 90/Grüne 
Freundl, Carol~ POS nein Krause, Peter COU 
Friedl, Christa SPO ja Dr. Krau-se, Werner SPO 
Fahrer, Reinhard COU ja ~riebe!, Jürgen SPO 
Dr. Gadow, Peter FOP ja Krüger, Ulrich COU 
Gard3in, Hans·Joachim SPO Krüger, Werner COU 
Gewalt, Roland COU ja Kujath, Rudolf SPO 

ja 
ja 

riein 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 

ja 
ja 
ja 

nein 
ja 
ja 
ja 

nein 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 

nein 

ja 
nein 
ja 
ja 
ja 
ja 

ja 
ja 

ja 
ja 
ja 
ja 
ja 

nein 
ja 
ja 
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Familienname, Vorname Fraktion/ Familienname, Vorname Fraktion! 
Gruppe Gruppe 

Kukutz, lrina Neues Forum nein Dr. Rogall, Holger SPD ja 
KClnast, Renate Bü ~OlGrüne ja Rösler, Hubert CDU ja 
Landowsky, Klaus CDU ja Roß, Reinhard SPD ja 
lange. Kurt SPD ja Rost, Gabriele CDU nein 
Dr. Lange, Rolf-Peter FDP ja Or. Rusta, lrana SPD ja 
Dr. Laurien, Hanna-Renate CDU ja Sander, Nikolaus SPD ja 
Lehmann, Wolfgang Bü 90/Grüne ja Saß·Viehweger, Barbara CDU ja 
Dr. Lehmann-Brauns, Uwe CDU Schermer, Gerlinde SPD ja 
Lesnau, Kari-Heinz CDU ja Schiela, Gerhard FDP ja 
Leyk, Ursula SPD Schippe!, Dietrich CDU ja 
Liepelt, Volker CDU ja Schlicht, lrina-Comelia CDU ja 
Ließfeld, Heike SPD ja Schmid-Petry, Erika FDP nein 
Longolius, Alexander SPD Schmid~ Ekkehard CDU Enthaltung 
Lorenz, Hans-Geerg SPD ja Schmid~ Elisabeth PDS nein 
Loßmann, Erwin FDP ja Schmidt, Uwe CDU ja 
Dr. Lötzsch, Gesine PDS nein _ Schneider, Doris SPD ja 
Lüdtke, Jürgen SPD ja - Schöttler, Gabriete SPD ja 
Luft, Christins SPD ja Dr. Schreyer, Michaale Bü 90/Grüne ja 
Dr. Luther, Peter CDU ja Schult, Reinhard Neues Forum nein 
Manske, Ulrich CDU Dr. Schulz, Wolf SPD ja 
Mardus, Günter CDU ja Schulze, Gerd SPD ja 
Dr. Mehnert, Dieter SPD ja Schuster, Peter SPD ja 
Dr. Meier, Ullrich CDU ja Schwenke, Hans fraktionslos ja 
Merke!, Petra-EV'elyne SPD ·ja Schwierzina, Tino-Antoni SPD ja 
Dr. Meves, Heike PDS nein Seelig, Marion PDS nein 
Dr. Meyer, Peter SPD ja Seerig, Themas FDP ja 
Meyer-Feltges, Claire CDU ja Dr. Seitz, Hans-Peter SPD ja 
Michels, Martina PDS nein Siebenhüner, Themas fraktionslos nein 
Mleczkowski, Wolfgang FDP nein Simen, Heinz-Viktor CDU ja 
Molter, Alfred·Mario CDU ja Sommer, Frank FDP nein 
Mommert, Airnut CDU ja Dr. Staffelt, Ditmar SPD ja 
Momper, Walter _ SPD ja Steffel, Frank CDU 
Dr. Mory, Stephan SPD ja Steinborn, Sigrun PDS nein 
Dr. Müller, Eva PDS nein Stötzer, Utta SPD ja 
Dr. Müller, Hans CDU nein _ Straßmeir, Günther CDU ja 
Müller, Rudolf CDU ja Süß, Reiner SPD ja 
Nagel, Wolfgang SPD ja Szoepe, Krystian CDU ja 
Neumann, Manfred SPD ja Themas, Helga SPD 
Neumann, Ulrike SPD ja Tiedt, Pater FDP ja 
Niedergesäß, Fritz CDU ja Toepfer, Günter CDU 
Nisblä, Heide SPD ja Toepfer, Sabine CDU ja 
Nix, Adrian CDU ja Dr. Tolksdorf, Michael FDP ja 
Nolte, Kari-Heinz SPD ja Unger, Barbara SPD ja 
Nuß, Hannelore PDS Vogel, Hans-Werner CDU ja 
Ollech, Ernst SPD ja Vogt, Hubart CDU ja 
Palm, Joachim CDU Volkholz, Sybille Bü 90/Grüne ja 
Pavlik, Dieter SPD ja Wagner, Heide-Lore PDS nein 
Pech, Bettina PDS nein Wagner, Jürgen SPD ja 
Pewestorff, Norbert PDS Wallet, Julius CDU ja 
Dr. Pflugbeil, Sebastian Neues Forum nein Wegener, Charlotte CDU ja 

Pickert, Silvia SPD ja Weitzel, Joachim CDU ja 

Pieroth, Elmar CDU ja Werner, Winfried CDU ja 

Pistor, Bemd CDU ja Wiedenhaupt, Rolf·Thorsten CDU ja 

Pohl, lnge CDU ja Wieland, Wolfgang Bü 90/Grüne ja 

Pohle, Dagmar PDS nein 
Wiemann, Werner Bü 90/Grüne ja 
Wienhold, Klaus-Hermann CDU Poschepny, Frank SPD ja Wittwer, Georg CDU ja Powierski, Christel SPD ja Wohlrabe, Jürgen - CDU 

Pulz, Christian-Thomas Bü 90/Grüne ja Wolf, Harald PDS nein 
Rathje, Heiner CDU ja Wolf, Peter SPD ja 
Rebsch, Peter CDU nein Dr. Wruck, Ekkehard CDU nein 
Dr. Reimann, Horst CDU ja Dr. Ziemer, Elisabeth Bü 90/Grüne ja 
Reuther, Anke SPD ja Dr. Zillbach, Käthe SPD ja 
Richter·Kotowski, Cerstin CDU ja Zillich, Steifen PDS nein 
Dr. Riebschläger, Klaus SPD Dr. Zippel, Christian CDU ja 
Dr. RiedmOIIer-Seel. Barbara SPD ja Dr. Zotl, Peter-Rudoll PDS nein 
Riedrich, Karin SPD ja Zuchowski, Christel CDU ja 
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Anlage 2 

[N28] 

Namentliche Abstimmung 

zur Beschlußempfehlung über Bundesratsinitiative zur Änderung des § 54 des Gesetzes 
über die Einreise und den Aufenthalt von Ausländerinnen und Ausländern im Bundesgebiet 

- Drucksache 12/5558 -

Familienname, Vorname 
Fraktion/ 

Familienname, Vorname 
Fraktion/ 

Gruppe Gruppe 

Adler, Jürgen CDU nein Gierich, Peter CDU 
Apelt, Andreas CDU nein Giesel, Rainer CDU 
Dr. Ballke, Dierk Eckhardt CDU nein Dr. Girnus, Wolfgang PDS 
Barthel, Eckhardt SPD ja Gloatz, Dagmar CDU 
Bayer, Raimund SPD ja Goetze, Uwe CDU 
Berger, Hartwig Bü 90/Grüne ja Gram, Andreas CDU 
Dr. Bergmann, Christins SPD Greiner, Gisela CDU 
Biederbick, Jürgen FDP Grieger, Harald CDU 
Dr. Biewald, Dieter CDU GrOtzke;- Gisefa SPD 
Birghan, Ursula CDU nein GUnther, Joachim SPD 
Blankenburg, Christa-Maria CDU nein Dr. HaaSe, Herwig CDU 
Blankenhagel, Kurt SPD ja Hahn, Axel FDP 
Bode, Manfred CDU nein Dr. Hampel, Winfried FDP 
Böger, Klaus SPD Hapef, Dieter CDU 
Dr. Borghorst, Hermann SPD ja Dr. Hassemer, Volker CDU 
Borgis, Micha~l CDU Dr. Heide, Manuel CDU 
Brauer, Monika CDU nein Helias, Siegfried CDU 
Braun, Franz CDU nein Helms, Raimund Bil 90/Gr!lne 
Brinckmeie_r, Marianne SPD ja Herbst, Knut SPD 
Brünig, Sabine SPD ja Herer, Elke PDS 
Buchholz, lngrid CDU nein Herrmann, Annelies CDU 
Comelius, Burkhard FDP ja Hildebrandt, Helmut SPD 
Cramer, Michael Bü 90/Grüne ja· Hilleriberg, Ralf SPD 
Czollek, Michael fraktionslos Hilse, Torsten SPD 
Damrat, Anna-Eiisabeth SPD ja Hoffmann, Otto FDP 
Delau, Helga CDU nein Hübner, Beate CDU 
Demba, Jud~h Bü 90/Gr!lne ja Jaroch, Siegmund CDU 
Detering, Anette Bü 90/Gr!lne ja Jordan, Carlo Bü 90/Grüne 
Diepgen, Eberhard CDU nein Kaczmarek, Alexander CDU 
Dluczewski, Christina SPD ja Dr. Kalleja, Hartmut CDU 
Dormann, Daniel CDU nein Kammholz, Axel FDP 
Dr. Dornberger, Peter BU 90/Grüne Kampfhenkel, Elga SPD 
Dörre, Ka.rin PDS Kayser, Boto CDU 
Drews, Monika SPD ja Dr. Kellner, Horst PDS 
Ebel, Detlef CDU Kern, Horst-Achirn SPD 
Ecker!, Albert Bü 90/Gr!lne ja Kittelmann, Marion CDU 
Edel, Otto SPD ja Klein, Dieter PDS 
Eichelberger, Frank CDU nein Dr. Klein, Reinhard FDP 
Eichler, Ulrich CDU nein Klemann, Jürgen CDU 
Engler, Brigitte BU 90/Grüne ja Kliche, Horst SPD 
Dr. Engler, Eberhard CDU nein Kliem, Wolfgang CDU 
von Essen, Gerhard SPD ja Klotz, Knut SPD 
Ewald, Hein-Detlef CDU nein Dr. Klotz, Sibyii·Anka Bü 90/Grüne 
Faber, Horst CDU nein Kollotschek, Cordula CDU 
Fechner, Helmut SPD ja Dr. Köppl, Bernd Bü 90/Gr!lne 
Or. Flemming, Bert SPD Ko:;;an, lsmail Bü 90/Gr!lne 
Franke, Klaus CDU nein Kowallek. Christfne CDU 
Or. Franz, Rudolf CDU nein Krause, Amold Bü 90/Gr!lne 
Freund!, Carola PDS ja Krause, Peter CDU 
Friedl, Christa SPD ja Dr. Krause, Werner SPD 
Führer, Reinhard CDU nein Kriebel, Jürgen SPD 
Dr. Gadow, Peter FDP ja Krüger, Ulrich CDU 
Gardain, Hans-Joachim SPD Krüger, Werner CDU 
Gewalt, Roland CDU nein Kujath, Rudolf SPD 

nein 
Enthaltung 

ja 
nein 
nein 
nein 
nein 
nein 
ja 
ja 

nein 

ja 
nein 

nein 
nein 
ja 
ja 

nein 
ja 
ja 
ja 
ja 

nein 
nein 
ja 

nein 
nein 
ja 
ja 

nein 

nein 
ja 
ja 

nein 
ja 

nein 

ja 

ja 
nein 
ja 

nein 
ja 

nein 
nein 
ja 
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Familienname, Vorname Fraktion/ Familienname, Vorname Fraktion/ 
Gruppe Gruppe 

Kukutz, lrina Neues Forum Dr. Regal!, Holger SPO ja 
Künast, Renate Bü 90/Grüne ja Rösler, Hubert COU nein 
Landowsky, Klaus COU nein Roß, Reinhard SPO ja 
Lange, Kurt SPO ja Rost, Gabriele COU 
Dr. Lange, R0lf-Peter FOP ja Dr. Rusta, lrana SPO ja 
Dr. Laurien, Hanna-Renate COU nein Sander, Nikolaus SPO ja 
Lehmann, Wolfgang Bü 90/Grüne ja Saß-Viehweger, Barbara COU 
Dr. lehmann-Brauns, Uwe COU nein Schermer, Gerlinde SPO ja 
Lesnau, Kari-Heinz cou -Schiela, Gerhard FOP ja 
Leyk. Ursula SPO Schippe!, Dietrich COU nein 
Liepelt, Volker COU nein Schlicht, lrina-Gomelia COU nein 
Ließfeld, Heike SPO ja Schmid-Petry, Erika FDP ja 
Longolius, Alexander SPO Schmidt, Ekkehard COU nein 
Lorenz, Hans·Georg SPO ja Schmidt, Elisabeth POS 
Loßmann, Erwin - FOP ja Schmidt, Uwe COU nein 
Dr. Lötzsch, Gesine POS ja Schneider, DoriS SPO ja 
Lüdtke, Jürgen SPO ja Schöttler, Gabriele SPO ja 
Luft, Christine SPO ja Dr. Schreyer, Michaale Bü 90/Grüne ja 
Dr. Luther, Peter COU nein Schult, Reinhard Neues Forum 
Manske, Ulrich cou Or. Schulz, Wolf SPO 
Mardus, Günter COU nein Schulze, Gerd SPO ja 
Dr. Mehnert, Dieter SPO ja Schuster, Peter SPO ja 
Or. Meier, Ullrich cou nein Schwenke, Hans fraktionslos ja 
Merke!, Petra-Evelyne SPO ja Schwierzina, 1ino-Antoni SPO ja 
Dr. Meves, Heike POS ja Seelig, Marion POS ja 
Dr. Meyer, Peter SPO ja Seerig, Themas FDP ja 
Meyer-Feltges, Claire COU neio Dr. Seitz, Hans-Peter SPO ja 
Michels, Martina POS ja Siebenhöner, Themas fraktionslos Enthaltung 
Mleczkowski, Wolfgang FOP Simen, HeinzNiktor COU nein 
Molter, Alfred-Mario cou nein ___ Sommer, Frank FOP ja 
Mommert, Airnut COU nein Or. Staffelt, Oitmar SPO ja 
Momper, Walter SPO ja Steffel, Frank COU 
Dr. Mory, Stephan SPO Enthaltung Steinborn, Sigrun POS ja 
Dr. Müller, Eva POS ja Stötzer, Utta SPO ja 
Dr. Müller, Hans CDU nein Straßmeir, Günther COU nein 
Müller, Rudolf COU nein Süß, Reiner SPO Enthaltung 
Nagel, Wolfgang SPO ja Szoepe, Krystian cou nein 
Neumann, Manfred SPO Themas, Helga SPO 
Neumann, Ulrike SPO ja Tiedt, Peter FOP ja 
Niedergesäß, Fritz COU nein Toepfer, Günter COU 
Nisble, Heide SPO ja Toepfer, Sabine COU nein 
Nix, Adrian COU Dr. Tolksdotf, Michael FOP ja 
Nolte, Karl-Heinz SPO ja Unger, Barbara SPO ja 
Nuß, Hannelore POS Vogel, Hans-Werner COU nein 
Ollech, Ernst SPO ja Vogt, Huber! cou nein 
Palm, Joachim COU Volkholz, Sybille Bü 90/Grüne ja 
Pavlik, Dieter SPO ja Wagner, Heide-Lore POS ja 
Pech, Bettina POS ja Wagner, Jürgen SPO 
Pewestorff, Norbert POS Wallet, Julius cou nein 
Dr. Pflugbeil, Sebastian Neues Forum Wegener, Charlotte COU nein 
Pickert, Silvia SPO ja Weitzel, Joachim COU nein 
Pieroth, Elmar COU nein Wemer, Winfried COU nein 
Pistor, Bernd COU nein Wiedenhaupt, Ralf-Thorsten COU 

Pohl, lnge cou nein Wieland, Wolfgang Bü 90/Grüne ja 

Pohle, Oagmar POS ja 
Wiemann, Werner FDP ja 
Wienhold, Klaus-Hermann COU Poschepny, Frank SPO Wittwer, Georg COU Enthaltung 

Powierski, Christel SPO ja Wohlrabe, Jürgen COU 
Pulz, Christian·Thomas Bü 90/Grüne ja Wolf, Harald POS ja 
Rathje, Heiner cou Wolf, Peter SPO ja 
Rebsch, Pater COU Or. Wruck, Ekkehard COU nein 
Dr. Reimann, Horst COU . nein Dr. Ziemer, Elisabeth Bü 90/Grüne 
Reuther, Anke SPO nein Or. Zillbach, Käthe SPO ja 
Richter-Kotowski, Cerstin COU nein Zillich, Steffen Pos· ja 
Dr. Riebschläger, Klaus SPO ja Dr. Zippel, Christian CDU Enthaltung 
Dr. Riedmüller-Seel, Barbara SPO ja Or. Zoll, Peter-Rudoll POS ja 
Riedrich, Karin SPO ja Zuchowski, Chrfstel COU nein 
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Anlage 3 

[N34] 

Namentliche Abstimmung 

zum Antrag über 
Durchfahrt für den Pkw-Verkehr durchs Brandenburger Tor 

- Drucksache 12/5008 -

Familienname, Vorname 
Fraktion/ 

Famili_enname, Vorname 
Fraktion/ 

Gruppe Gruppe 

Adler, Jürgen CDU nein Gierich, Pater CDU nein 
Apelt, Andreas CDU nein Giesel, Rainer CDU nein 
Dr. Ballke, Dierk Eckhardt CDU nein Dr. Girnus, Wolfgang POS ja 
Barthel, Eckhardt SPD ja Gloatz, Dagmar cbu .nein 
Bayer, Raimund SPD ja Goetze, Uvie CDU nein 
Berger, Hartwig Bü 90/Grüne ja - Gram, Andreas CDU nein 
Dr. Bergmann, Christins SPD ja Greiner, Gisela CDU nein 
Biederbick, Jürgen FDP nein Grieger, Harald CDU nein 
Dr. Biewald, Dieter CDU Grotzke, Gisela SPD ja 
Birghan, Ursula CDU nein Günther, Joachim SPD ja 
Blankenburg, ChristaKMaria CDU nein Dr. Haase, Herwig CDU nein 
Blankenhagel, Kurt SPD ja Hahn, Axel FDP 
Bode, Manfred CDU nein Dr. Hampel, Winfried FDP nein 
Böger, Klaus SPD Hapel, Dieter CDU nein 
Dr. Borghorst, Hermann SPD ja Dr. Hassemer, Volker CDU 
BorgiS, Michael CDU Dr. Heide, Manuel CDU nein 
Brauer, Monika CDU nein Hellas, Siegtried CDU nein 
Braun, Franz CDU nein Helms, Raimund 80 90/Grüne ja 
Brinckmeier, Marianne SPD ja Herbst, Knut SPD ja 
Brünig, Sabine SPD ja Herer, Elke POS 
Buchholz, lngrid CDU nein Herrmann, Annelies CDU nein 
Comelius, Burkhard FDP nein Hildebrandt, Helmut SPD ja 
Cramer, Michael Bü 90/Grüne ja Hillenberg, Ralf SPD ja 
Czollek, Michael fraktionslos Hilse, Torsten SPD ja 
Damrat, Anna~Eiisabeth SPD ja Hoffmann, Otto FDP nein 
Delau, Helga CDU nein Hübner, Beate CDU nein 
Demba, Judith Bü 90/Grüne ja Jaroch, Siegmund CDU nein 
Detering, Anette Bü 90/Grüne ja Jordan, Carlo Bü 90/Grüne ja 
Diepgen, Eberhard CDU nein Kaczmarek, Alexander CDU nein 
Dluczewski, Christina SPD ja Dr. Kalleja, Hartmut CDU nein 
Dormann, Danlei CDU nein Kammholz, Axel FDP nein 
Dr. Dornberger, Peter Bü 90/Grüne Kampfhenkel, Elga SPD ja 
Dörre, Karin POS Kayser, Bote CDU nein 
Drews, Monika SPD ja Dr. Kellner, Horst POS 
Ebel, Detlef CDU Kern, Horst~Achim SPD 
Eckert, Albert Bü 90/Grüne ja Kittelmann, Marion CDU nein 
Edel, Otto SPD ja Klein, Dieter POS ja 
Eichelberger, Frank CDU nein Dr. Klein, Reinhard FDP nein 
Eichler, Ulrich CDU nein Klemann, Jürgen CDU nein 
Engler, Brigitte Bü 90/Grüne Ja Kfictie, -Horst SPD ja 
Dr. Engler, Eberhard CDU nein Kliem, Wolfgang cou nein 
von Essen, Gerhard SPD ja Klotz, Knut SPD 
Ewald, Hein-Delle! CDU nein Dr. Klotz, Sibyii-Anka Bü 90/Grüne ja 
Faber, Horst CDU nein Kollotschek, Cordula CDU 
Fechner, Helmut SPD ja Dr. Köppl, Bernd BO 90/Grüne 
Dr. Flemming, Bert SPD Ko~an, lsmail Bü 90/GrOne ja 
Franke, Klaus CDU nein Kowallek, Christine CDU nein 
Dr. Franz, Rudolf CDU nein Krause, Arnold 80 90/Grtine ja 
Freund!, Carola POS ja Krause, Peter CDU nein 
Friedl, Christa SPD ja Dr. Krause, Werner SPD ja 
Führer, Reinhard CDU nein Kriebel, Jürgen SPD 
Dr. Gadow, Peter FDP nein Krüger, Ulrich CDU nein 
Gardain, Hans~Joachim SPD KrOger, Werner CDU nein 
Gewalt, Roland CDU nein Kujath, Rudolf SPD ja 
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Familienname, Vorname 
Fraktion/ Familienname, Vorname Fraktion/ 
Gruppe Gruppe 

Kukutz, lrina Neues Forum Dr. Rogall, Holger SPD ja 
Konast, Renate Bü 90/Grüne ja Rösler, Hubert CDU nein 
Landowsky, Klaus CDU nein Roß, Reinhard SPD ja 
Lange, Kurt SPD ja Rost, Gabriele CDU 
Dr. Lange, Rolf·Peter FDP Enthaltung Dr. Rusta, lrana SPD ja 
Dr. Laurien, Hanna~Renate CDU nein Sander, Nikolaus SPD ja 
lehmann, Wolfgang Bü 90/Gnüne ja Saß-Viehweger, Barbara CDU 
Dr. Lehmann-Brauns, Uwe CDU nein Schermer, Gerlinde SPD ja 
Lesnau, Kari-Heinz CDU Schiela, Gerhard FDP nein 
Leyk, Ursula SPD Schippet, Dietrich CDU nein 
Liepelt, Volker CDU nein Schlicht, lrina-Cornelia CDU nein 
Ließfeld, Heike SPD ja Schmid-Petry, Erika FDP nein 
Longolius, Alexander SPD Schmidt, Ekkehard CDU nein 
Lorenz, Hans-Georg SPD ja Schniidt, Elisabeth POS ja 
Loßmann, Erwin FDP nein Schmidt, Uwe CDU nein 
Dr. Lötzsch, Gesine- POS ja Schneider, Doris SPD ja 
Lüdtke, Jürgen SPD ja Schöttler, Gabriete SPD ja 
Luft, Christine SPD ja Dr. Schreyer, Michaele Bü 90/Grüne ja 
Dr. Luther, Peter CDU nein Schult, Reinhard Neues Forum 
Manske, Ulrich CDU Dr. Schutz, Wolf SPD 
Mardus, Günter CDU nein Schulze, Gerd SPD ja 
Dr. Mehnert, Dieter SPD ja Schuster, Peter SPD ja 
Dr. Meier, Ullrich CDU nein Schwenke, Hans fraktionstos nein 
Merket, Petra·Evelyne SPD ja Schwierzina, Tino-Antoni SPD ja 
Dr. Meves, Heike POS . ja Seelig, Marion POS ja 
Dr. Meyer, Peter SPD ja Seerig, Themas FDP nein 
Meyer-Feltges, Claire CDU nein Dr. Seitz, Hans-Peter SPD ja 
Michels, Martina POS ja Siebenhbner, Themas fraktionslos nein 
Mleczkowski, Wolfgang FDP nein Simon, Heinz-Viktor CDU nein 
Malter, Alfred-Mario CDU nein Sommer, Frank FDP nein 
Mommert, Almut CDU nein Dr. Staffelt, Ditmar SPD ja 
Momper, Walter SPD ja Staffel, Frank CDU 
Dr. Mory, Stephan SPD ja Steinborn, Sigrun POS ja 
Dr. Müller, Eva POS ja Stötzer, Utta SPD ja 
Dr. Müller, Hans CDU nein Straßmeir, Günther CDU nein 
Müller, Rudolf CDU nein Süß, Reiner SPD ja 
Nagel, Wolfgang SPD ja Szoepe, Krystian CDU nein 
Neumann, Manfred SPD Thomas, Helga SPD 
Neumann, Ulrike SPD ja Tiedt, Pater FDP nein 
Niedergesäß, Fritz CDU nein Toepfer, Günter CDU 
Nisble, Heide SPD ja Toepfer, Sabine CDU nein 
Nix, Adrian CDU Dr. Tolksdorf, Michael FDP nein 
Nolte, Kari·Heinz SPD ja Unger, Barbara SPD ja 
Nuß, Hannelore POS Vogel, H"a:ns-Werner CDU Enthaltung 
Ollech, Ernst SPD ja Vogt, Hubert CDU nein 
Palm, Joachim CDU Volkholz, Sybille Bü 90/Gnüne ja 
Pavlik, Dieter SPD nein Wagner, Heide-Lore POS ja 
Pech, Bettina . POS ja Wagner, Jürgen SPD ja 
Pewestorff, Norbert POS Wallet, Julius CDU nein 

Dr. Pflugbeil, Sebastian Neues Forum Wegener, Charlotte CDU nein 

Pickert, Silvia SPD ja Weitzel, Joachim CDU nein 

Pieroth, Elmar CDU nein Werner, Winfried CDU nein 

Pistor, Bemd CDU nein Wiedenhaupt, Ralf· Thorsten CDU 

Pohl,lnge CDU nein Wieland, Wolfgang Bü 90/Grüne ja 

Pohle, Dagmar POS ja 
Wiemann, Werner Bü 90/Grüne ja 
Wienhold, Klaus-Hermann CDU 

Poschepny, Frank SPD Wittwer, Georg CDU nein 
Powierski, Christel SPD ja Wohlrabe, Jürgen CDU 
Pulz, Christian-Thomas Bü 90/Grüne ja Wolf, Harald POS ja 
Rathje, Heiner CDU Wolf, Peter SPD ja 
Rebsch, Peter CDU nein Dr. Wruck, Ekkehard CDU nein 
Dr. Reimann, Horst CDU nein Dr. Ziemer, Elisabeth Bü 90/Gnüne ja 
Reuther, Anke SPD ja Dr. Zillbach, Käthe SPD ja 
Richter-Kotowski, Cerstin CDU nein Zillich, Steffen POS ja 
Dr. Riebschläger, Klaus SPD nein Dr. Zippel, Christian CDU nein 
Dr. Riedmüller-Seel, Barbara SPD ja Dr. Zotl, Peter-Rudolf POS ja 
Riedrich, Karin SPD ja Zuchowski, Christel CDU nein 
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(A) Anlage 4 

Beschlüsse des Abgeordnetenhauses 

(B) 

[816] 

Wahl eines ordentlichen und 
eines stellvertretenden Mitglieds 
des Richterwahlauschusses 

Gemäß§§ 9, 15 Abs. 2 Berliner Richtergesetz in der Fassung 
vom 27. April 1970 (GV81. S. 642, 1638), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. März 1994 (GV81. S. 86), sind für die 
restliche Dauer der 12. Wahlperiode des Abgeordnetenhauses 
gewählt worden: 

Richter am· Finanzgericht 

Herr Wolfgang Ritscher 

Vorsitzender Richter am Finanzgericht 

Herr Dr. Reinhard Nothnagel. 

[817] 

Wahl 
a) von zwei Vertretern der Berliner Gewerkschaften zu 

Mitgliedern des Kuratoriums der Humboldt-Universi· 
tät zu Berlin 

b) von zwei Vertretern der Berliner Gewerkschaften zu 
·Vertretern eines Mitglieds des Kuratoriums der Hum· 
boldt-Universität 

Gemäß § 64 Abs. 3 und Abs. 5 Satz 1 in Verbindung mit 
Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes über die Hochschulen im Land Berlin 
(Berliner Hochschulgesetz - BeriHG) vom 12. Oktober 1990 
(GV81. S. 2165), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. Ja· 
nuar 1995 (GVBI. S. 4), für die Dauer von zwei Jahren: gewählt 
worden: 

zu a): Frau Wilma Henneberg 

Herr Bernd Rissmann 

zu b}: Frau Gabriele Schrage 

Herr Gerhard Zettler. 

[818] 

Wahl von Vertretern der Berliner 
Arbeitgeberverbände zum Mitglied sowie 
zum Stellvertreter des Kuratoriums der 
Hochschule der Künste 

Gemäß § 64 Abs. 3 und Abs. 5 Satz 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz -
8eriHG) vom 12. Oktober 1990 (GV81. S. 2165), zuletzt geän· 
der! durch Gesetz vom 3. Januar1 995 (G\/81. S. 1 ), sind für den 
Rest der Amtsperiode bis zum 20. April 1996 gewählt worden. 

Herr Arnim Bansbacti (Mitglied) 

Herr Wolfgang Ludewig (Stellvertreter) 

[820c] 

Konzept zur Bekämpfung der Korruption: 
Mani pulite in Berlin (Bundesratsinitiativen) 

Der Senat wird aufgefordert, umgehend Bundesratsinitiativen 
zur Bekämpfung von Korruption und Wirtschaftskriminalität zu 
ergreifen. 

Ziel der Bundesratsinitiativen muß die folgende Verbesserung 
rechtlicher Instrumentarien sein: 

- Die in den Vorschriften der §§ 331 ff. StGB normierten 
Amtsdelikte sind einer gründlichen Überarbeitung zu unter
ziehen, sie entsprechen nicht der typischen Begehungs· 
weise bei Korruption und Wirtschaftskriminalität. Die 
"Unrechtsvereinbarung" (Vorteil und Gegenleistung) muß 
auch für Handlungen der "Klimapflege" und nachträgliche 
Zuwendungen gelten. 

Der Amtsträgerbegriff in § 11 Absatz 1 StG8 ist zu erwei· 
tem auf Personen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen. 

[828] 

Bundesratsinitiative zur Änderung des §54 
des Gesetzes über die Einreise und 
den Aufenthalt von Ausländerinnen und 
Ausländern im Bundesgebiet 

Der Senat wird aufgefordert,"die Bundesratsinitiative des Lan
des Schleswig-Holstein zur Anderung des §54 Ausländer
gesetz zu unterstützen. Danach bedarf zukünftig die Verlänge
rung der Aussetzung der Abschiebung dann nicht mehr des Ein
vernehmens des Bundesministers des lnnern, wenn der Bundes
rat dies mit zwei Dritteln seiner Stimmen beschließt. 

[831] 

Verbesserung der Verkehrssicherheit 
im Haltestellenbereich von Straßenbahnen 

Der Senat wird aufgefordert, sich dafür einZusetzen, daß bei 
Straßenbahnhaltestellen ohne Haltestelleninseln der Anfang des 
Haltestellenbereichs durch geeignete Mittel wie z. 8. Farbfnar
kierungen, Zeitinseln oder ähnliches angezeigt wird, damit im 
Haltestellenbereich für die ein- und aussteigenden Fahrgäste 
durch den übrigen Straßenverkehr_ verstärkte ROcksichtnahme 
sichergestellt wird. 

[833] 

Einrichtung eines Aufbauzuges für 
leistungsstarke Realschüler an einem 
Gymnasium im Ostteil Berlins ab Klasse 9 

Der Senat wird aufgefordert, zum Schuljahresbeginn 1995/ 
1996 einen Aufbauzug für leistungsstarke Realschüler bedarfs
gerecht an einem Gymnasium im Ostteil Berlins ab Klasse 9 ein· 
zurichten. 

7457 

(C) 

(D) 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

(A) [835] 

Verkehrsberuhigte Zonen 

Der Senat wird aufgefordert, bis zum 31. August 1995 zu 
berichten, nach welchen Kriterien verkehrsberuhigte Zonen 0/z -
325) eingerichtet werden. Darüber hinaus soll in dem Bericht 
dargestellt werden, in welchen Bereichen verkehrsberuhigte 
Zonen eingerichtet worden sind. Weiterhin soll der Senat prüfen, 
an welchen Stellen des Tempo-30·Netzes insbesondere im Ost
teil der Stadt weitergehende Verkehrsberuhigungen verkehrs
technisch notwendig und finanziell tragbar sind. 

[836] 

Busspur in Mittellage der 
Schöneberger Rheinstraße 

Das Abgeordnetenhaus fordert den Senat au.f, dem einstimmi
gen Votum der Bezirksverordnetenversammlung Schöneberg 
Rechnung zu tragen, nach dem die Busspur in der Rheinstraße 
zwischen Schmargendorfer Straße und Schmiljanstraße in Mit
telJage realisiert wird. Damit zu verbinden sind verkehrslenkende 
Maßnahmen und Umbaumaßnahmen am lnnsbrucker Platz 
sowie an der Kreuzung Hauptstraße/Dominicusstraße, um den 
Durchgangsverkehr reibungslos über die Bundesautobahn 1 03 
abzuleiten. 

[837] 

Einleitung des Planfeststellungsverfahrens 
für die Verlängerung der Straßenbahnlinie 50 

(B) in das Neubaugebiet in Karow bis spätestens 
zum 1. August 1995 

Das Abgeordnetenhaus fordert den Senat auf, das Planfest
stellungsverfahren für die Verlängerung der Straßenbahnlinie 50 
von Buchholz-Kirche bis in das dort entstehende WohnUngsneu
baugebiet umgehend einzuleiten und die Planfeststellungsver
fahren für die im Straßenbahnkonzept festgelegten übrigen Lini
enerweiterungen im Nord-Ost-Raum vorzubereiten. 

[838] 

Wiederaufstellung der Denkmäler 
im Bereich der Neuen Wache Unter den Linden 

Der Senat wird aufgefordert, den Beschluß des Abgeord
netenhauses von Berlin vom 13. Januar 1994 über die Wieder
aufstellung der Denkmäler im Bereich der Neuen Wache Unter 
den Linden (Drsn Nr. 12/3137 und Nr. 12/3626) nachzukom· 
men und spätestens bis zum 31. August 1995 den vom Abge
ordnetenhaus geforderten Bericht vorzulegen, der auch dem 
gesamten Bereich vom Denkmal Friedrichs des Großen bis zur 
Schloßbrücke Rechnung trägt. 

[839] 

Wiederaufbau des Kommandantenhauses 
Unter den Linden 

Der Senat wird aufgefordert, bis zum 31. August 1995 einen 
Bericht zu Magliehkelten der Wiederherstellung des histori
schen Baukörpers des Kommandantenhauses Unter den Linden 
vorzulegen. ln Abhängigkeit davon sind die Fragen der Nutzung 
und Finanzierung darzustellen. 
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[840] 

Jährliche Gedenkveranstaltungen 
zum 8. Mai 1995 

Der 8. Mai bleibt als Tag der Erinnerung an die Befreiung vom 
Nationalsozialismus ein Gedenktag. 

[842b] 

Schritte zu einer ökologischen 
Wasserpolitik 2: Autowäsche 

Der Senat wird aufgefordert, das Verbot der Autowäsche auf 
alle in Berlin festgelegten Wasserschutzzonen der Stufe 111 aus
zudehnen. 

[843A] 

Angemessene Aufarbeitung der Geschichte 
der Alliierten in der Berliner Schule 

Der Senat wird aufgefordert, unverzüglich Materialien bzw. 
Unterrichtshilfen fOr den Geschichts- und Gesellschaftskunde
unterricht zur angemessenen Aufarbeitung der Geschichte der 
Alliierten den Lehrerinnen und Lehrern der Berliner Schule zur 
VerfUgung zu stellen. Es sollen sowohl Vorschläge für Fachunter
richt wie auch flir fächerübergreifenden Projektunterricht entwik
kelt werden. Es ist auch an die zielgerichtete Berückslchtigung 
von Museumsbesuchen, Einbeziehung von Zeitzeugen und 
Exkursionen in Berlin und dem nahen Umland sowie die Ein
beziehung von Zeitzeugen zu denken. 

[843C] 

Bedarfsgerechte Personalausstattung 
von Kindertagesstätten und Sicherung 
der Integrationsprogramme 

Der Senat wird beauftragt, das sich aus der Berechnung des 
PersOnalbedarts der Kindertagesstätten ergebende überzählige 
Personal in den östlichen Bezirken insbesondere zur Schaffung 
der erforderlichen Integrationsplätze in Kindertagesstätten 
Modelle A und B entsprechend der Bedarfsermittlung in der Vor
lage - zur Kenntnisnahme - an das Abgeordnetenhaus vom 
25. August 1993 einzusetzen. 

Der Bedarf an Erzieherinnen und Erziehern für die Absiche
rung der Integrationsprogramme soll durch geeignete Schwer
punktsetzung des Personaleinsatzes innerllalb von 3 Jahren 
gedeckt werden. 

Es soll geprüft und bis zum 30. Juni 1 995 berichtet werden, 
wie eine Erweiterung der Integrationsprogramme auf Kinderkrip
pen und Kinderhorte vorgenommen und wie das Fort- und Wei
terbildungsprogramm zur Integration entsprechend dem zusätz
lichen Bedarf verstärkt werden kann. 

[8430] 

Verbesserte Eigenfinanzierung 
gemeinnütziger Träger von Krankenhäusern 

Der Senat wird aufgefordert, den gemeinnützigen Trägem 
ehemals städtischer Krankenhäuser im Interesse einer verbes
serten Eigenfinanzierungsmöglichkeit den Etwerb der Betriebs
grundstOcke oder dringliche Nutzungsrechte daran anzubieten. 
Dem Abgeordnetenhaus ist Ober den Stand der vertraglichen 
Regelungen bis zum 31. August 1995 Bericht zu erstatten. 

(C) 

(D) 
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(A) [B43E1] 

(8) 

Grundstücksgeschäft (Nr. 12/1995 des 
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

Der Veräußerung eines 17-oEl"a m2 großen -rrennstücks aus 
dem Grundstllck Monumentenstraße 13 C, 14/Kesselsdorf
straße 1/Kolonnenstraße 31, 31 A, 31 8 in Berlin-Schöneberg 
- nach der inzwischen erfolgten NeuverfTlessung nunmehr das 
Flurstück 13 -,eingetragen im GrundbuCh von Schöneberg des 
Amtsgerichts Berlin-Schöneberg Blatt 1 7 487, zu den Bedin
gungen des am 21. Dezember 1994 beurkund_eten, unter Vorbe
halt geschlossenen Vertrages wird zugestimmt. 

[B43E2] 

Grundstücksgeschäft (Nr. 13/1995 des 
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

Dem Erwerb der insgesamt 18 31. 3,40 m_2 ·großen Grund
stOcke Berlin-Spandau, Eiswerderstraße 14-18 und 20-22, ein
getragen im Grundbuch des Amtsgerichts Spandau von Berlin 
Blätter 7945 und 12094 mit den den Mitgliedern des Unteraus
schusses ,,Vermögensverwaltung und Beteiligungen~ des Haupt· 
ausschusses angegebenen Rurstückbezeichnungen und Qua
dratmeterzahlen zu den Bedingungen des am 7. Februar 1995 
beurkundeten, unter Vorbehalt geschlossenen Vertrages wird 
zugestimmt. 

[B43E3] 

Grundstücksgeschäft (Nr. 14/1995 des 
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

Der Vergabe einer insgesamt 70 8.62 m2 großen G_rul'ld
stücksfläche in Berlin·Köpenick, An der Wuhlheide 250-270, im 
Wege eines zu bestellenden Erbbaurechts durch das Land Ber
lin, eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts von Köpenick 
Blatt 1274 N, Rurstück 23 mit 9 430m2, Flurstack 55 mit 
25 205m', FlurstOck 15/6 mit 8 938 m', Blatt 2345 N, Flurstuck 
57 mit 13 900 m', Flurstück 59 mit ~26 m2, Blatt 2346 N, Flur· 
stück 26 mit 11921 m2 und- -LGB-Nr.15 739, Kartenblatt 
40 706, Flurstück 63 mit 1 262m2 zu den Bedingungen des am 
25. April 1995 beurkundeten, unter Vorbehalt geschlossenen 
Erbbaurechtsvertrages wird zugestimmt. 

[B43E4] 

Grundstücksgeschäft (Nr. 15/1995 des 
Verzeichnisses über Vermögensgeschäfte) 

Dem Tausch des 4 932 m2 großen Grundstücks Berlin
Hohenschönhausen, Prerower Platz 4, eingetragen im Grund
buch von Hohenschönhausen des Amtsgerichts Schöneberg 
Blatt 1364N, Flurstucke 1308 (mit 3346m') und 1310 (mit 
1 586 m2), gegen das 1 122 m2 große ßrund~tück Berlin-Mitte, 
Klosterstraße 71/72, eingetragen im Grundbuch des Amtsge
richts Mitte Blatt 498 L, zu den Bedingungen des am 27. Fe
bruar 1995 beurkundeten, unter Vorbehalt geschlossenen Ver
trages wird zugestimmt. 

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

[B48F] (C) 

Zustimmung zum Erlaß der Verordnung 
über die Errichtung der Stiftung 
"Stadtmuseum Berlin - Landesmuseum für 
Kultur und Geschichte Berlins" 

I. 

Das Abgeordnetenhaus stimmt gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 des 
Museumsstiftungsgesetzes der Verordnung über die Errich
tungs-Satzung der nStiftung Stadtmuseum Berlin - Landes
museum für Kultur und Geschichte Berlins" zu. 

II. 

1. Das Abgeordnetenhaus bekräftigt die Absicht des Senats, 
dem entstehenden Jüdischen Museum im Stadtmuseum 
Berlin volle kulturelle Autonomie zu gewährleisten. 

2. Zu diesem Zweck soll die Hauptabteilung Jüdisches 
Museum mit drei Fachabteilungen 

- Wechselausstellungen 

-Sammlung 

- Forschung und Archiv 

untersetzt werden. 

3. Für die dann erforderliche personelle Ausstattung soll die 
Senatsverwaltung für Kulturelle Angelegenheiten das Jüdi
sche Museum um zwei Stellen zu Lasten des Kopfhaushal
tes 1 700 verstärken. 

4. Außerdem wird der Senat aufgefordert, die Bachmittelaus
stattung des Jüdischen Museums im Rahmen der finanziel
len Möglichkeiten Berllns kontinuierlich auf ein Niveau zu 
erhöhen, das der gewünschten und erforderlichen Aus
strahlung des Jüdischen Museums im Stadtmuseum ent~ 
spriCht. 

5. Der Beirat soll zur Hälfte vom Direktor des Museums vorge
schlagen werden. 

[B64E] 

Erhalt der Rosinenbomber 

Der Senat wird aufgefordert, dem Abgeordnetenhaus von Ber
lin bis zum 31. August 1995 einen Bericht zu den Möglichkeiten 

1. einer Aufstellung der ehemaligen LuftbrOckentransportflug· 
zeuge DC 4 - C 54 ,Skymaster" - und DC 3 - C 4 7 
"Dakota~ - an geeigneter Stelle und in würdiger Form, 

2.. einer dauerhaften Erhaltung und fachlichen Pflege dieser 
Luftbrückenveteranen unter besonderer BerOck.sichtigung 
privater Initiativen 

zu berichten. 
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(A) Anlage 5 

Nicht behandelte Mündliche Anfragen 

[MB] 

Mündliche Anfrage Nr. 8 
des Abgeordneten Albert Eckert (Bü 90/Grüne) über 

Heckelmanns Feldzug gegen die 
technobegeisterten jungen 
Friedensfreundinnen und ·freunde 

Ich frage den Senat: 

1. Womit begründet der Innensenator seinen hinhaltenden 
Widerstand gegen die Fortsetzung der sechs Jahre lang von der 
Polizeibehörde geübten Praxis, das mittlerweile größte jährliche 
Ereignis der Jugendkultur, die ,.Love Parade" unter dem gerade 
in Europa derzeit politisch aktuellen Mqtto "For Peace On Earth'\ 
als Demonstration, für die sogar ein Abfall- und ein Sicherheits
konzept vorliegen, zu genehmigen? 

2. Hält es der Senat dem Ansehen der Hauptstadt Deutsch
lands für dienlich, wenn deren Verwaltung nicht - wie andernorts 
- von Anfang an das Gespräch mit den Veranstalterinnen und 
Veranstaltern einer weltweit beachteten und populären Veran· 
staltung sucht, sondern nach Monaten eine engstirnige bürokra· 
tische Ablehnung der bisherigen Praxis versendet- ein vermeid
barer Fehler, der erst nach geharnischtem Medienecho und viel
fältiger Kritikgemildert werden konnte, weil der Regierende Bür· 
germeister seinen Innensenator öffentlich zurückpfrff? 

Antwort der Senatsverwaltung für Inneres vom s. Juni 
(B) 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1 und 2: 

Aufgrund des Widerspruchs des Veranst(llters gegen den 
Bescheid der Versammlungsbehörde, mit dem der Veranstaltung 
der Status einer politischen Demonstration versagt worden war, 
hat im Rahmen des Widerspruchsverfahrens bei der Sen?tsver· 
waltung für Inneres am 6. Juni 1995 eine Anhörung stattgefun· 
den. Die Senatsverwaltung für Inneres hielt dies für angezeigt, 
weil in der Anmeldung der Veranstaltung, die die Grundlage der 
versammlungsbehördlichen Entscheidung bildete, die politische 
Signalwirkung der "Love Parade" nicht so deutlich zum Ausdruck 
gekommen ist, um die Veranstaltung von vornherein als Ver
sammlung i. S. des Versammlungsgesetzes behandeln zu kön
nen. 

Der Veranstalter hat bei der Anhörung seinen Widerspruch 
näher begründet und das politische Anliegen seines Vorhabens 
deutlich gemacht. Er hat damit die Grundlage für eine Neube
wertung der Sach- und Rechtslage durch die Widerspruchsbe
hörde geschaffen. 

Der Veranstalter hat ferner ein Konzept für die Sicherheit 
sowie die Müllvermeidung und-entsorgungfür die "Love Parade 
Berlin 1995" vorgelegt. Darin erklärt er seine Bereitschaft, für 
einen reibungslosen Ablauf der Veranstaltung Sorge zu tragen 
und insbesondere die mit der Müllentstehung und -entsorgung 
zusammenhängenden Fragen in diesem Jahr befriedigend lösen 
zu wollen. 

ln der Erwartung, daß das- von dem Veranstalter der "Love 
Parade" verfolgte Anliegen allen Teilnehmern vermittelt wird und 
der Veranstalter den ihm obliegenden Pflichten nachkommt, wird 
der Senator für Inneres dem Widerspruch stattgeben. 

Prof. Dr. Heckelm_ann 
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[M9] 

Mündliche Anfrage Nr. 9 
der Abgeordneten Dagmar Pohle (PDS) über 

Vorstellungen für ein neues Tarifsystem 
bei der BVG 

Ich frage den Senat: 

1. Wie bewertet der Senat die vom Vorstandsvorsitzenden 
der BVG in die Öffentlichkeit gebrachten Vorstellungen hinsicht
licö der Abschaffung der Umweltkarte und der Einführung eines 
Kilometer-Preises ins Tarifsystem der BVG? 

2. Wie will der Senat, auch wenn er keinen Einfluß auf die 
unmittelbare Tarifgestaltung der BVG nehmen kann, verhindern, 
daß damit für viele Berlinerinnen und Berliner, die die Umwelt
karte nutzen bzw. auf Ermäßigung angewiesen sind - besonders 
auch für viele Seniorinnen und Senioren, wie schon nach der 
Verteuerung der Seniorenkarte -,weitere Härten und Einschrän
kungen ihrer Mobilität verbunden wären? 

Antwort der Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 
vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1 und 2: 

Der Vorstandsvorsitzende der Berliner Verkt~J'lrsbetrieQe 
(BVG} hat diese von der Presse veröffentlichten Außerungen 
nach eigener Aussage nicht getan. 

Für den Senat gibt es z. Z. keine Notwendigkeit, von der 
Umweltkarte abzurücken. Eine wesentliche Aufgabe des zukünf
tigen Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg wird es sein, für 
die gesamte Region ein übersichtliches, attraktives und ergiebi
ges Tarifsystem zu entwickeln. 

Prof. Dr. Haase 

[M10] 

Mündliche Anfrage Nr.10 
des Abgeordneten Dr. Wlnfried Hampel (FDP) über 

Bauausstellung, Briefbögen und 
Mittelmißbrauch für unerlaubte Wahlwerbung 

Ich frage den Senat: 

· 1 . Wie beurteilt der Senat, daß der Senator für Bau- und 
Wohnungswesen die Bauausstellung Unter den Linden in einem 
Schreiben an Fu~ktionäre der SPD auf offtziellem Senatsbriefpa
pier und auf Kosten der Senatsverwaltung dahin gehend ange
priesen hat, daß "diese Ausstellung in ihrer Größe und Qualität 
auch im Rahmen parteilicher Aktivitäten gut geeignet ist, sozial
demokratische Wohnungsbaupolitik an Bürgerinnen und Bürger 
zu vermitteln", und teilt der Senat meine Auffassung, daß diese 
Aktion nur als Wahlkampfdirektive zu verstehen ist? 

2. Gedenkt der Senat vom Bausenator die Kosten für diese 
nBriefbogenaffäre" - Kosten für Papier, Porto, Arbeitszeit -
zurückzuverlangen, wenn nein, warum nicht, obwohl die "Brief· 
bogenaffäre" einen eklatanten Verstoß gegen die Rechtspre· 

(C) 

(D) 
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(A) chung des Bundesverwaltungsgerichts über unerlaubte Öffent
lichkeitsarbeit von Regierungen darstellt, nacfl_c;fer es "Staatsor
ganen von Verfassungs wegen versagt ist, sich in amtlicher Funk· 
tion im Hinblick auf Wahlen mit politischen Parteien oder Wahl· 
bewerbem zu identifizieren ... , insbesondere _durch Werbung 
die Entscheidung des Wählers zu beeinflussen" - BVerwG, 
NJW 1977, Seite 751 -? 

(B) 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs· 
wesen vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß §51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordne~enhauses -~ie _folgt: 

Zu 1: 

Daß Senatsmitglieder ihre politischen Freunde, aber auch ihre 
Gegner über Entscheidungen und Leistungen des Senats infor
mieren, und daß sie dies auch auf Briefbögen tun, die ihrer politi
schen Funktion angemessen sind, ist weder etwas Ungewöhn
liches noch ist es zu beanstanden. Schließlich präsentiert die 
Ausstellung "Stadt-Haus-Wohnung - Der Wohnungsbau der 
90er Jahre in Berlin" die Ergebnisse der Regierungstätigkeit des 
gesamten Senats und der Koalition, wenn auch wesentlich 
geprägt durch das für das Wohnungswesen zuständige Mitglied 
des Senats. 

Im übrigen ist es abwegig, im Zusammenhang mit den zititier
ten Schreiben von einer 11Wahlkampfdirektive" zu sprechen. Die 
angeschriebenen Mandatsträger zu sprechen. Die angeschrie
benen Mandatsträger der SPD unterwerfen sich keiner "Wei
sung oder Verhaltensregelung" des Bausenators. Dies bedaue_rt 
der Bausenator hin und wieder, aber es entspricht der Tradition 
dieser großen Volkspartei. 

Zu 2: 

Als weit hergeholt muß es auch angesehen werden, den Vor
gang als uBriefbogenaffäreu zu werten. Schließlich liegt die Infor
mation Ober eine solche Ausstellung im öffentlichen Interesse 
und ist mit der wirklichen uBriefbogenaffäre" eines ehemafigen 
Bundeswirtschaftsministers ziiQunsteti --priVater· -lriteresSen in 
keiner Weise vergleichbar. Abschließend sei darauf hingewie
sen, daß durch die kritischen Äußerungeil zum Standort der Aus
stellung und zur Ausstellung selbst durch Mitglieder einer Koaliti
onsfraktion eine durchaus eindrucksvolle unentgeltliche Unter
stützung der Öffentlichkeitsarbeit des Senats stattgefunden hat, 
wofür sich dieser herzlich bedankt. 

Wolfgang N a g e I 

[M11) 

Mündliche Anfrage Nr. 11 
des Abgeordneten Günter Mardus (CDU) über 

Sozialhilfe für Kriegsflüchtlinge 

Ich frage den Senat: 

1 . Inwieweit ti'effen Pressemeldungen zu, daß ein erheblicher 
Teil der Sozialhilfe für KrlegSflüchtlir19e illegal bezogen- wird? 

2. Welche Maßnahmen sind gegebenenfalls bereits eingelei
tet bzw. vorgesehen, um diesen unhaltbaren Zustand zu ändern? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§ 51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

[M13] 

Mündliche Anfrage Nr. 13 
des Abgeordneten Dieter Klein (POS) über 

Metropol· Theater - neue Trägerschaft 

Ich frage den Senat: 

1. Hat der Senat jetzt oder_ später die Absicht, das Metrapcl
Theater in eine andere Betriebsform als~ die einer zu 1 00 % 
landeseigenen GmbH zu Oberführen? 

2. Auf welche Weise und in welchem zeitlichen Rahmen 
sichert der Senat, daß die Rechte der einzelnen Beschäftigten
gruppen des Metrapal-Theaters beim Betriebsübergang 
gewährleistet sind? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§ 51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M14) 

Mündliche Anfrage Nr. 14 
des Abgeordneten Peter Tiedt (FDP) über 

Bauschutt 

. Ich frage den Senat: 

1. Welches sind die Gründe dafür, daß die Verordnung, 
welche die Andienungspflicht von Sonderabfall an die Sender
abfallgesellschaft Brandenburg-Berlin - SBB - regeln sollte, 
vom Senat nicht verabschiedet wu~:"de? 

2. Ist es zutreffend, daß durch das Fehlen dieser Verordnung 
sämtlicher, also auch wenig oder nicht kontaminierter Bauschutt 
ab sofort der SBB anzudienen ist, wodurch siCh die Kosten der 
Entsorgung zu Lasten der Berliner Investoren beträchtlich erhö
hen; wenn ja, welche Jahresmenge Bauschutt betrifft dies, und 
welche Kostenerhöhung je Tonne Bauschutt hat dies zur Folge? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs
wesen vom 8. Juni 1995 

Im Namen des S9nats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Für die entsprechenden Regelungen sind die Senatsverwal
tungen eigenverantwortlich tätig. Es bedarf keines Senatsbe
schlusses. Da die Sonderabfallgesellschaft (SBB) länderüber
greifend arbeiten soll, ist ein entsprechender Ausschluß auch im 
Land Brandenburg zu verfUgen, wenn S_onderabfälle aus Berlin 
nach Brandenburg verbracht werden sollen. 

Zu 2: 

Nein. Die Andienungspflicht für leicht kontaminierte Bauab
fälle bezieht sich auf nach Brandenburg zu verbringende Bauab
fälle, die vom Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Raumord- · 
nung als Sonderbauabfälle definiert und nicht von der Andie-
nungspflicht freigestellt werden. Eine Freistellung ist geplant. 

Die Verhandlungen zur Gründung der Sonderabfallgesell
schaft Berlin Brandenburg (SBB} wurden von Berliner Seite 
durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
schutz geführt. Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umweltschutz und die Senatsverwaltung für Finanzen vertreten 
seit Gründung die Interessen des Landes Berlin im Aufsichtsrat. 

Obwohl das Landesabfallgesetz Berlin aufgrund der bauab
fallsp_ezifischen Anforderungen -die GrOndung einer gesonderten 
Bausond6rabfallgesellsCtiaft ermöglicht, hatte die Senatsverwal-
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(A) tung filr Bau- und Wohnungswesen bereits 1994 angekündigt, 
auf die Gründung einer solchen eigenen Gesellschaft zu verzich
ten, wenn eine entsprechende organisatorische und finanzielle 
Berücksichtigung der Besonderheiten der Bailabfälle in der 
SBB möglich ist. 

(B) 

Die von der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungswesen 
mit der SBB geführten Gespräche haben - insbesondere bei 
der Preisgestaltung - bislang zu keinen akzeptablen Lösungen 
geführt. Nach Aussagen der Geschäftsleitung soll de_r 1_ Oprozen
tige Aufschlag zu den I;ntsorgungskosten für alle Sonderabfälle 
in Berlin und Brandenburg erhoben werden. Da insbesondere 
beim Bauen mit Massenabfällen zu rechnen ist, ist hier im Inter
esse der Berliner Bauwirtschaft eine kostengünstigere Regelung 
zu treffen. 

Nach Auskunft des Geschäftsleiters der SBB gegenüber der 
Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungswesen sollen beson
ders überwachungsbedürftige Abfälle angedient und durch die 
SBB e_iner entsprechenden Behandlung zugewieSen werden. 

Mit dem Brandenburger Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Raumordnung (MUNR) werde_n Verhandlungen direkt von 
der Senatsverwaltung fOr Bau- und Wohnungswesen gefilhrt, 
um für leicht kontaminierten Bauabfall fachlich sinnvolle Freistel
lung von der Andienungspf1icht zu erreichen. Eine entspre
chende Anfrage wurde_ bereits an das MUNR gerichtet. 

Wolfgang N a g e I 

[M15] 

Mündliche Anfrage Nr.15 
des Abgeordneten Huber! Vogt (CDU) über 

Was wird aus den Rosinenbombern?
Denkmalschutz einmal anders! 

Ich frage den Senat: 

1, Sind dem Senat die Angebote der AITny Aviation A~socia
tion of America - AAAA - zur kostenlosen Pflege der zwei Rosi
nenbomber "Skymaster" _und "Dakota .. bekannt, und weshalb 
werden diese Angebote nicht angenommen? 

2. Welche Finanzmittel fehlen_ im Etat, und weshalb wurde im 
Museum mr Verkehr und _Technik keine ausre_ichende Vorsorge 
getroffen? -

Antwort der Senatsverwaltung für Kulturelle Angelegen· 
hellen vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Gesclläfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1 und 2: 

Dem Senat von Berfin sind die aktuellen Probleme um die kon
servatorische Sicherung und weitere Verwendung der von den 
Alliierten in Berlin gelassenen Flugzeuge sehr wohl bewußt. Der 
Direktor des Museums für Verkehr und Technik, Prof. Gottmann, 
hat mit einer schriftlichen Vorlage vom 17. Mai 1995 die 
Planungsüberlegungen des Museums formlJiiert und einige Ver
fahrensvor:schläge unterbreitet, die nunmehr mit den Beteiligten 
besprochen werden müssen. Die Sitüation ist insbesondere des
halb nicht einfach zu beurteilen, weil es mehr als nur die beiden 
in der Frage erwähnten Flugzeuge dieser Art in Berlin gibt, die 
alle in die Überlegungen einbezogen werden müssen. Von den 
beiden in Rede stehenden Rugzeugen soll eines in die Neubau
planung des Museums für Verkehr und Technik integriert und als 
weithin siChtbares Originalzeugnis technischer Entwicklung mit 
einem besonderen Bezug zur Geschichte dieser Stadf auf dem 
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Dach des Neubaus postiert werden. Das andere Augzeug soll (C) 
am Standort FlUghafen Tempelhof auf dessen Geschichte auf
merksam machen. 

Das Museum für Verkehr und Technik hat die Kosten der kon~ 
servatorischen Instandhaltungsmaßnahmen auf jeweils rund 
30 000 DM pro Maschine geschätzt. Daneben sind aber auch 
aktuelle Fragen der sicheren Unterbringung der Maschinen zu 
klären bzw. zu bestätigen. Zur Schaffung der notwendigen Rah
menbedingung, um die konservatorischen Maßnahmen zu 
gewährleisten, ist es in der aktuellen Haushaltslage Berlins eine 
große Hilfe1 wenn sich interessierte Dritte für diese Aufgabe 
engagieren. Als ein solches Engagement ist der kürzlich ergan
g_ene Spendenaufruf zur Beteiligung an den Restaurierungsko
sten zu verstehen. Willkommen wäre auch fachkundige Unter
stützung durch die_direkte Übernahme von Pflege- und Konser
vierungsleistungen; ein derartiges Angebot eines in solchen 
Erhaltungsmaßnahmen anerkannten Verbandes ist allerdings 
bisher nicht an die Senatsverwaltung für Kulturelle Angelegen
heiten oder an das Museum für Verkehr und Technik herangetra
gen worden. 

Ulrich Roloff-Momin 

[M16] 

Mündliche Anfrage Nr. 16 
des Abgeordneten Michael Cramer (Bü 90/Grüne) über 

Vereinbarung vom 4. November 1993 
über die Sanierung des S·Bahn·Netzes 
in Höhe von 8,9 Milliarden DM 

Ich frage den Senat: 

1. Kann der Senat bestätigen, daß es sich bei der Vereinba
rung zwischen Bahnchef Dürr, Bundesverkehrsminister Wiss
mann und dem Regierenden Bürgermeister von Berlin am 4. No
vember 1993 um eine verbindliche Erklärung gehandelt hat? 
Wenn ja, auf Basis welcher Rechtsgrundlage? Wenn nein, 
warum kann es geschehen, daß die Bundesregierung diese Ver
einbarung einseitig unterläuft? 

2. Ist diese Vereinbarung rechtsverbindlich, das heißt, ist si_e 
einklagbar? Wenn nein, warum hat der Senat dann eine nichtein
klagbare verbindliche Vereinbarung getroffen und im Gegenzug 
eine rechtsverbindlich einklagbare Zustimmung zur Bahnreform 
im Bundesrat erteilt? Wenn ja, welche Schritte will der Senat 
untemehmen, um durchzusetzen, daß die Bundesregierung zu 
ihrer Verpflichtung steht, nach der 8,9 Milliarden DM für die 
Sanierung des S-Bahnnetzes auf dem Stand von 1961 zur Veriü
gung gestellt werden? 

Antwort der Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 
vom 8- Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Rechtsgrundlage für die Aufgabenverantwortung des Bundes 
bildet einerseits der Einigungsvertrag, wonach der Bund ohne 
eine zeitliche Begrenzung die finanzielle Verantwortung zur 
Grunderneuerung und Wiederherstellung der $-Bahn-Infrastruk
tur übernommen hat, und andererseits das Deutsche-Bahn* 
Grlindungsgesetz vom 27. Dezember 1993 (BGBI. I S. 2378. 
2386), wonach sich der Bund verpflichtet hat, die Bahn-Infra
struktur in den neuen Ländern an den Ausbaustand, die techni· 
sehe Ausstattung und das Produktivitätsniveau der alten Länder 
bis zum Jahr 2002 anzugleichen. Bei der zitierten Vereinbarung 
vom 4. November 1993 handelt es sich um eine verbindliche 

(D) 
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(A) Erklärung des Bundes in bezug auf die zeitgerechte Umset· 
zung der Grunderneuerung und Wiederherstellung des 1961 
bestehenden S-Bahn-Netzes bis zum Jahr 2002, einschli_eßlich 
der von der Deutschen Reichsbahn vorgenommenen Strecken
erweiterungen sowie abzüglich der nicht vordringlich eingestuf
ten Netzteile. 

Zu 2: 

Diese Vereinbarung ist in bezug auf die Umse.~ung der Maß
nahmen bis zum Jahr 2002 als eine politische Ubereinkunft zu 
werten. Eine einklagbare Vereinbarung war und ist aus Sicht des 
Senats vor dem Hintergrund der dargestellten Aufgaben- und 
FinanzverantWortung des Bundes nicht notwen~ig. 

Prof. Dr. Haase 

[M17] 

Mündliche Anfrage Nr.17 
des Abgeordneten Frank Sommer (FDP) über 

Mehrbedarf an Kita-, Hort- und Schulplätzen 
in Spandau Süd 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Se_nat bekannt, daß zusätzlich zu den Neubaumaß
nahmen für 113 Familien die Bundeswehr in den nächsten zwei 
Jahren 550 Familien mit ca. 700 Kindern im Bereich Gatow-Kia
dow ansiedeln will? 

2. Was gedenkt der Senat zu tun, um tUr dieseSMehr von min
destens 300 Kindern im Vorschul· und Grundschulalter entspre
chende Kita- und SchulplätZe bereitzustellen, zumal die dort 

(B) gelegene Ritterfeldschule mit 1 000 Schülern bereits voll belegt 
ist? --

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§ 51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M18] 

Mündliche Anfrage Nr. 18 
des Abgeordneten Horst Faber (CDU) über 

Genehmigungen für verlängerte 
Ladenöffnungszeiten zwischen dem 
23. Juni und 5. Juli 1995 

Ich frage den Senat: 

1. Wieviel Anträge für die ·erweiterten Ladenöffnungszeiten 
während der Christo-Aktion sind bisher gestellt worden, und 
wieviel Genehmigurlgen wurden bishe_r erteilt? 

2. Wie hoch sind die Verwaltungsk.9sten pro Genehmigung 
bzw. pro genehmigtem verlänge1ten Offnungstag, und wieviel 
Gebühren muß der einzelne Antragsteller entrichten? 

Antwort der Senatsverwaltung für Soziales vom 12. Juni 
1995 

Im Namen des Senats von Serlin beantworten wir ihre nicht 
erl_edigte Mündliche Anfrage gemäß §51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Am 7. Juni 1995 lagen der Senatsverwaltung für Soziales 
41 Anträge vor. 18 Genehmigungen wurden bisher erteilt. 

' 
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Zu 2: 

Es wird folgende Gebühr flir eine Ausnahme von den Laden· 
Schlußzeiten erhoben: 

a) 25,00 DM für alle Werktage im Zeitraum 23. Juni bis 
5. Juli 1995, · 

50,00 DM für beide in diesem Zeitraum liegenden Sonn· 
tage (25. Juni und 2. Juli 1995). 

Für den gesamten Zeitraum werden also maximal75,00 DM 
erhoben. 

b) Bei Sammetanträgen wird die Gebühr aufgrund des gerin· 
gerEm Verwaltungsaufwandes reduziert. 

Für das 1. Geschäft wird die volle Gebühr berechnet; 

- für jedes weitere G~schäft wird die halbe GebUhr erho· 
ben. 

Es wird nur ein Sammelbescheid erlassen. 

Die Verwaltungskosten pro Genehmigung wurden aufmund 
ihrer Komplexität bisher nicht exakt ermittelt. 

Die Verwaltungsgebühr berücksichtigt neben _den Ver
waltungskosten (Löhne, Gehälter, Bespldungen, Miete, Kosten 
für Strom, Büroausstattung, Materialverbrauch) auch den wirt· 
schaftliehen Nutzen, den der Antragsteller durch die Genehmi· 
gung erzielt (§ 5 Verwaltungsgebührenordnung). 

lngrid Stahmer _ 

[M19] 

Mündliche Anfrage Nr. 19 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

(C) 

Grundstückscoup des Bezirksbürgermeisters 
von Mitte (D) 

Ich frage den Senat: 

1. Wie bewertet der Senat die Bauvorbescheidserteilung filr 
das GrundstOck in der Veteranenstraße durch Bezirksbürgermei
ster Keil angesichtsder Tatsache, daß der "Investor" das Grund
stück auf dem Immobilienmarkt jetzt wieder z.u erhöhtem Preis 
anbietet? 

2. Welche bau- oder ·sonstigen rechtlichen Konsequenzen 
wird der Senat aus diesem Vorfall ziehen, durch den ein privater 
Eigentümer unverständlicherweise ohne rechtliche Gegenver· 
pflichtung ~o erheblich begünstigt wird? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs
wesen vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß §51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1 und2: 

Die Erteilung von bauaufsichtliehen Vorbescheiden obliegt 
den Bezirksämtern. Es gab für den Senat vor der Erteilung des 
Bescheides keinen Hinweis, daß fachaufsichtliche Maßnahmen 
angezeigt sein könnten. 

Die Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungswesen hat 
inzwischen jedoch den Vorgang Lm Rahmen ihrer Fachaufsicht 
angefordert, um eine rechtliche U?erprüfung vorzunehmen. 

Aufgrund der aus der öffentlichen Berichterstattung vorliegen
den Informationen kann aber s~hon jetzt gesagt werden, daß die 
ohne Mitwirkung des zuständigen Bezirksamtsmitgliedes getrof· 
fenen Entscheidungen auch in fachlicher Hinsicht erhebliche 
Fragezeichen aufwerfen. 

Wolfgang N a g e I 
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(A) [M20] 

(B) 

Mündliche Anfrage Nr. 20 
des Abgeordneten Peter Tiedt (FDP) über 

Zukunft der East-Side-Gallery 

Ich frage den Senat: 

1. Wie schätzt der Senat die Aussichten fUr den Erhalt der 
East-Side-Gallery ein, und welche konkreten Maßnahmen sind 
vorgesehen? 

2. Wie hoch sind die veranschlagten Kosten für den dauerhaf
ten Erhalt der East·Side-Gallery? 

Antwort der Senatsverwaltung filr Stadtentwicklung und 
Umweltschutz vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Die Bemilhungen des Senats zum Erhalt und zur Integration 
der denkmalgeschützten East-Bide-Gallery sind einer Mitteilung 
zur Kenntnisnahme zu entnehmen, die in Kürze dem Abgeord
netenhaus vorliegen wird. 

Wesentliche Aussagen sind: 

1. Die unter Denkmalschutz stehende Mauer wird erhalten und 
auf der Grundlage des 1993 entschiedenen Wettbewerbs 
.. Hauptbahnhof" nach funktionalen Erfordernissen punktuell 
geöffnet. 

2. Wegen des erheblichen Finanzbedarfs kann eine Konservie
rung und RestaurierUng der Bemalung nicht in einem Vor
gang erfolgen. Die Sicherungs- und Restaurierungs- bzw. 
Konservierungsmaßnahmen werden deshalb auf der Grund
lage einer gutachterliehen untersuchten Rangfolge nach 
der Bedeutung· der Malereien durchgeführt. 

3. Weitere Maßnahmen zur Betonsanierung mOssen in Abhän
gigkeit von noch ausstehenden Gutachten geplant werden. 

Zu 2: 

Über die Höhe der Kosten fOr den dauerhaften Erhalt der East
Side-Gallery können zur Zeit u. a. wegen der Abhängigkeit vom 
Restaurierungs- und Überbauungskonzept noch keine verläß
lichen Angaben gemacht werden. Sie kann sich, davon abhän· 
gig, zwischen 4 bis 15 Mio. DM bewegen. 

Dr. Volker Hassemer 

[M21] 

Mündliche Anfrage Nr. 21 
des Abgeordneten Joachim Palm (CDU) über 

zusätzliche Kostenbelastung bei der 
Baureifmachung eines Grundstückes 

Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu, daß der Senat beschlossen hat;- daß selbst 
leicht belasteter Bauschutt, der nach den Grenzwerten sogar auf 
Hausmülldeponien legal gelagert werden darf, jetzt als Sonder
abfall der Sonderabfallgesellschaft Berlin-Brandenburg ange
dient werden muß? 

2. Wenn ja, welches Senatsmitglied ist verantwortlich dafür, 
daß weitere, unnötige Kostenbelastungen für die Bauherren und 
Investoren den Ausbau der Stadt behjndern? 
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Antwort der Senatsverwaltung für Bau· und Wohnungs· (C) 
wesen vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Nein. Es bedarf zur zentralen Einrichtung für Sonderabfälle 
des Landes Berlin und zur Organisation der Sonderabfallgesell
schaft keines Senatsbeschlusses. Die erforderlichen Regelun
gen_ werden eigenverantwortlich von den Verwaltungen des 

· betroffenen Landes beschlossen. Oie Grenzwerte wurden von 
dem Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung 
(MUNR) definiert. 

Zu 2: 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
schutz hat eine Verordnung erlassen und den Ausschluß von 
SondS:fabfällen (Nichtbauabfälle} für Berlin verfügt. Die Senats· 
verwaltungfür Bau- und Wohnungswesen hat nach einer durch
gefUhrten Kosten-Nutzen-Betrachtung den Ausschluß von Bau· 
sonderahfällen vorerst nicht verfOgt, um im Interesse der Berliner 
Bauwirtschaft Verhandlungen für kostengünstige und pragmati
sche Lösungen führen zu können. 

Ein Ausschluß von zu definierenden Sonderabfällen ist die 
Voraussetzung für die Andienung an die gegründete Sonderab
fallgesellschaft {SBB). Die SBB sucht für ausgeschlossene Son
derabfälle länderübergreifend die zulässigen Entsorgungswege, 
führt das notwendige Verwaltungsverfahren durch und über
wacht die ordriungsgemäße Handhabung der Sonderabfälle. 

Die Verhandlungen zur Gründung der SBB wurden von Berli~ 
ner Seite durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umweltschutz geführt, die neben der Senatsverwaltung für (D) 
Finanzen Berlin im- Aufsichtsrat vertritt. 

Nach Auskunft des Geschäftsleiters der SBB gegenüber der 
Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungswesen sollen beson
ders überwachungsbedürftige Abfälle der SBB angedient und 
von dieser einer entsprechenden Behandlung zugewiesen wer
den. 

Mit dem Brandenburger Ministerium fUr Umwelt, Naturschutz 
und Raumordnung (MUNR) werden Verhandlungen direkt von 
der Senatsverwaltung filr Bau- und Wohnungswesen geführt, 
um für leicht kontaminierten Bauabfall fachlich sinnvolle Freistal
lung von der Andienungspflicht zu erreichen. Eine entspre· 
chende Anfrage wurde bereits an das MUNR gerichtet. 

Wolfgang N a g e I 

[M22] 

Mündliche Anfrage Nr. 22 
der Abgeordneten Judith Demba (Bil 90/Grüne) über 

Entsorgungslücken beim Dualen System 

Ich frage den Senat: 

1. Welche Mengen Kunststoffe - Leichtfraktion - wurden 
1994 im Rahmen des Dualen Systems in welchen Anlagen ver· 
wertet? 

2. Liegen dem Senat von allen genannten Anlagen Zertifikate 
vor und ist er gewillt, wenn nicht fOr alle Anlagen Zertifikate 
erbracht werd_en konnten, die Freistellung, die-lt. VerpackVO
an entsprechende Zertifikate gebunden ist, zurückzuziehen? 

---------------------------~--------------------------------------------------------------



; 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperlode 

(A) Antwort der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umweltschutz vom 8. Juni 1995 

(B) 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte MOndliehe Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Die DSD hat den nach der Verpackungsverordnung (Ver
packV) und den Nebenbestimmunge.n zur Freistellung vom 
15. Juni 1994 erforderlichen Mengenstromnachweis für 1994 
am 5. Mai 1995 vorgelegt. 

Die Senatsverwaltung für St:idteri"twicklung und Umwelt
schutz hat wie im Vorjahr die Fa. Cyclos mit der Prüfung und kritf
schen Durchsicht beauftragt. Die entsprechenden Ergebnisse 
werden Mitte Juli 1995 vorliegen und wie im Vorjahr dem Abge
ordnetenhaus zur Ke!1ntnisnahme zugeleitet. Insofern kann ge
genwärtig ein erstes, vorläufiges PrüfungsergebniS vorgelegt 
werden. 

Danach wurden folgende Verwerter mit Kunststoffmengen aus 
Berlin 1994 direkt aus den Sortieranl8.gen beliefert:" 

Firma Mellge in f 

Aquarius 817,4 

EGOBLOCK Sachsen Anhalt GmbH 1 341 

INUMA Innovation-Umwelt-Arbeit GmbH 25,6 

KHA GmbH 44,9 

KKR GmbH Streuben 665,8 

Polycon GmbH 2 

Replas1 GmbH 389,9 

RZB~Recycling Zentren Brandenburg 2113,4 

Sereo Recycling Halle GmbH 946,5 

Sopu1h East Trading 37,1 

Suminco S. A. 92 

Transform Pardubice 61,3 

Welkisch 92,1 
WM Bergmann Recycling GmbH 341,5 

Folgende Lagerwurden aus den Sortieranlagen beliefert: 

Biehl H. D. Bereitstellungslager 

Hop-Fat Lager 

Umschlaglager DKR Belzig 

Weihengfa Lager 

Zu 2: 

Zertifizierungen liegen zu folgenden Verwerterfirmen 
vor: 
Aquarius 
Danrec Aps 
EGOBLOCK Sachsen Anhal1 GmbH 
INUMA Innovation-Umwelt-Arbeit GmbH 
KHA GmbH 
KKR GmbH Streuben 
Polycon GmbH 
Replast GmbH 
RZB·Recycling Zentren Brandenburg 
S.E.R.P.S.A. 
S.E.R.P.WM 
South East Trading 
Suminco S.A. 
Transform Pardibice 
Welkisch 
WM Dal Plast 

86. Sitzung vom 8. Junl1995 

Weitere Unterlagen zur Vervollständigung der Zertifikate wer- (C) 
den_ zur Zeit von der DSD angefordert. 

Eine Entscheidung über ·die Freistellung gemäß § 6 Abs. 3 
VerpackV ist erst dann zu treffen, wenn der Mengenstromnach
weis 1994 absChließend geprUft worden ist und entsprechende 
Mängel bzw. Verstöße gegen die Freistellungsverfllgung nicht 
zufriedenstellend durch die DSD aufgeklärt bzw. nachgebessert 
worden sind. 

Dr. Volker Hassemer 

[M23] 

Mündliche Anfrage Nr. 23 
des Abgeordneten Peter Tledt (FDP) über 

Sonderkonditionen bei der BVG für den 
"Super·Ferienpaß" 

Ich frage den Senat: 

1. Wie schätzt der Senat die Bedeutung des "Super-Ferien
passes" ein, der besonders von Kindern aus Familien genutzt 
wird, die sich keine Ferienreise leisten können? 

2. Inwieweit wird der Senat seinen Einfluß geltend machen, 
um den Benutzern des "Super-Ferienpasses" Sonderkonditio
nen bei der BVG zu gewähren? 

Antwort der Senatsverwaltung für Jugend und Familie 
vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht (D) 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß §51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnu'ng des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Der von der JugendKulturService gGmbH im Auftrag der 
Senatsverwaltung für Jugend und Familie herausgegebene 
Super-Ferienpaß erfreut sich großer Beliebtheit. Jährlich werden 
zwischen 40 000 bis 45 000 Super-Ferienpässe in Anspruch 
genommen. 1994/95 bot der Super-Ferienpaß über 220 Veran
staltungen mit 1 04 Kooperationspartnern an. 

Die SenatsveJWaltung für Jugend und Familie sieht in dem 
Super-Ferienpaß einen wesentlichen Beitrag zur Feriengestal
tung, insbesondere für Kinder, deren Eltern sich andere Urlaubs
gestaltungen nicht oder kaum leisten können. 

Zu 2: 

Die BVG hat AnfragEin des-JugendKulturService auf Gewäh· 
rung von Sonderkonditionen in Verbindung mit dem Super
Ferienpaß abschlägig beschieden. 

Nach Angaben des JugendKulturService geht die BVG von 
Mindereirinahmen in Höhe von 3,5 Mio. DM durch ROckgang des 
Absatzes an Schülertickets in den Ferien aus. Sie befUrchtet 
außerdem einen Verlust der Subventionen für das Schülerticket 
Ungeachtet der tatsächlichen Höhe eines Einnahmeausfalls 
durch eine Sonderregelung sähe sich der Senat angesichtsder 
angespannten Haushaltslage derzert nicht in der Lage, Aus
gleichbeträge an die BVG zu zahlen. 

lngrid Stahmer 

SEmatorin-

mit der Wahrnehmung der Geschäfte der 
SenatsveJWaltung für Jugend und Familie 

beauftragt 
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(A) [M24] 

(B) 

Mündliche Anfrage Nr. 24 
des Abgeordneten Dieter Hapel (CDU) über 

Solidaritätsgrillen im Tiergarten 

Ich frage den Senat: 

1. Hält der Senat das öffentliche "Solidaritätsgrillen" der Frak
tion BOndnis 90/Grüne am 28. Mai 1995 im Tiergarten für einen 
Beitrag zur Stärkung des Rechtsbewußtseins? --

2. Wenn nein, wie bewertet der Senat diesen offensichtlichen 
Verstoß gegen die öffentliche Sicherheit und Ordnung und sieht 
er Möglichkeiten, gegen diese Ordnungswidrigkeit, wie bei 
anderen ordnungswidrig handelnden Bürgern auch, vorzuge
hen? 

Antwort der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umweltschutz vom 8. Juni 1995 · 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Nein. 

Zu 2: 

Nach den Ordnungsvorschriften des § 3 Abs. 1 Nr. 4 des 
Gesetzes zum Schutz der öffentlichen Grün- und Erholungsanla· 
gen vom 3. November 1992 (GVBI. S. 1226), zuletzt geändert 
durch Artikel I des Gesetzes vom 29. Mai 1987 (GVBI. S. 1776), 
ist es untersagt, in öffentlichen Grün· und Erholungsanlagen 
Feuer anzumachen. Die ZuWiderhandlung erfüllt den Tatbestand 
einer Ordnungswidrigkeit, die gemäß § 5 Abs. 2 des o. a Geset· 
zes je nach Schadensumfang mit Geldbuße bis 500 DM geahn
det werden kann. Nach § 5 Abs. 3 des Gesetzes ist hier das 
Bezirksamt Tiergarten zuständige Verwaltungsbehörde für die 
Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit. 

Dr. Volker Hassemer 

[M25] 

Mündliche Anfrage Nr. 25 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

Knebelverträge städtischer Wohungsbau
gesellschaften bei Wohnungsverkäufen 

Ich frage den Senat: 

1. Welche städtischen Wohnungsbaugesellschaften haben 
Verwaltungsgesellschaften gegründet, bzw. aus welchen Gesell
schaften sind von deren Mitarbeitern Verwaltungsgesellschaften 
gegrilndet worden mit dem Ziel, die nach dem Altschuldenhilfe
gesetz z~ privatisierenden Wohnungen weiter zu verwalten? 

2. Welche städtischen Wohnungsbaugesellschaften woll_en 
die Käufer ihrer Wohnungen per Kaufvertrag dazu zwingen, 
solche Verwaltungsgesellschaft in Anspruch zu nehmen, und wie 
bewertet der Senat diese Knebelung der Entscheidungsfreiheit 
der Käufer? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs
wesen vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 
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86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

Zu 1 und 2: 

Keine städtische Wohnungsbaugesellschaft hat Verwaltungs· 
gesellschatten gegrUndet, die nach dem Altschuldenhilfegesetz 
privatisierte Wohnungen verwalten. · 

Wolfgang N a g e I 

[M26] 

Mündliche Anfrage Nr. 26 
des Abgeordneten Otto Hoffmann (FDP) über 

Auftragsstopp für die u 5 

Ich frage den Senat: 

1. Inwieweit treffen Meldungen zu, wonach der Bausenator 
den Bau der geplanten U-Bahnlinie 5, Abschnitt Reichstag -
Alexanderplatz, verschieben will und der Regierende Bürgermei· 
ster über die Weisung des Bausenators, keine Bauaufträge für 
diesen U-Bahnabschnitt zu vergeben1 nicht informiert worden 

- ist? 

2. Welche Folgen hätte die zeitliche Streckung der geplanten , 
U·Bahnbaumaßnahme für die Erschließung des Parlaments- und 
Regierungsviertels am Spreebogen, für die Ers_chließung des 
neuen Lehrter Bahnhofs und für die überfällige Neugestaltung 
der Straße Unter den Linden? 

Die Antwort des Senats lag nichtinnerhalb der Wochenfrist des 
§ 51 Abs. 5 GO Abghs vor. 

[M27] 

Mündliche Anfrage Nr. 27 
der Abgeordneten Marion Kittelmann (CDU) über 

Polychlorbiphenyl-Belastung (PCB) von 
Schulen und Kindertagesstätten 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Senat bekannt, daß es im Bezirk Tiergarten nicht 
nur eine PCB-belastete Grundschule, sondern auch PCB-bela· 
stete Kindertagesstä,tten gibt, und sind auch aus anderen Bezir
ken PCB·belastete Einrichtungen bekannt? 

2. Gibt es eine Möglichkeit für die betroffenen Bezirke, die 
Belastungen finanzieller Art, die durch die notwendigen Sanie
rungsmaßnahmen entstehen, von der Senatsbauverwaltung 
bezuschussen zu lassen, damit möglichst schnell Abhilfe 
geschaffen wird in dem Sinne, daß die Beschulung und Betreu· 
ung der Kinder in den betroffenen Einrichtungen sichergestellt 
werden kann? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs
wesen vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß§ 51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Dem Senat sind keine PCB-belasteten Kindertagesstätten im 
Bezirk Tiergarten bekannt. 

Aufgrund der hohen PCB-Belastung der Moabiter Grund
schule (bedingt durch die Einbauart des Heizungssystems mit 
PCB-belastetem Dichtungsmaterial} stehen drei Kindertagsstät
ten mit ähnlichem Heizungssystem ebenfalls in Verdacht. 

(C) 

(D) 
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(A) in einer ersten Erhebungsphas_e von 1990 bis 1994 wurden in 
Berlin ca. 300 Verdachtsgebäude (Auswahl nach Verdachtskri· 
terien} auf PCB·Belastungen untersucht (Material- urid lnnen
raumluftmessungen}. ln 59 Kindertagesstätten und Schulgebäu
den wurden mehrfach PCB-Raumluftmessungen durchgefüh-rt: 

ln drei Schulen mit hohen PCB-Belastungen wurde bereits 
saniert, für zwei weitere Schulen wird die Sanierung val-bereitet. 

Zu 2: 

Die Finanzierung von PCB-Sanie-ru'ngsmaßnahmen in den 
Bezirken erfolgt, wie alle sonstigen Sanierungsmaßnahmen 
auch, aus Mitteln der Baulichen Unterhaltung. Zuschüsse kön
nen von der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungswesen 
nicht gewährt werden. 

Wolfgang N a g e I 

[M28] 

Mündliche Anfrage Nr. 28 
des Abgeordneten Michael Cramer (Bü 90/Grüne) über 

; Aufzugsanlage im U-Bahnhof 
Französische Straße 

Ich frage den Senat: 

1. Ist bei der Verlängerung des Bahnsteigs im U-Bahnhof 
Französische Straße eine Aufzugsanlage vorgesehen? Wenn ja, 
warum? Wenn nein, warum nicht? 

2. Kann der Senat definitiv mitteilen, daß bei der Verlängerung 
des U·Bahnhofs Französische Straße zeitgleich mit der_ Inbe
triebnahme eine Aufzugsanlage vorgesehen wird, weil die 

(B) geplante U-Bahnlinie 5 - selbst werlr1 sie verwirklicht würde -
doch noch Jahre auf sich warten läßt? Wenn ja, wann wird der 
Aufzug betriebsbereit sein? Wenn nein, warum nicht? 

Antwort der Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 
vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Nein, da. der Bahnhof mit Inbetriebnahme des neuen Kreu· 
zungsbahnhofs mit der U 5 geschlossen wird. 

Zu 2: 

Nein, siehe zu 1. 

Prof. Dr. Haase 

[M29] 

Mündliche Anfrage Nr. 29 
des Abgeordneten Jürgen Biederbick (FDP) über 

Millionenschäden durch verschleppte 
Grundstücksübertragungen im Rahmen 
des Altschuldenhilfegesetzes 

Ich frage den Senat: 

1. Wie hoch ist die Zahl der mit dem Ziel der Altschuldenre
duzierung verkauften Grundstücke, bei denen eine Grundstücks
zuordnung bis heute noch nicht erfolgt ist, und welches .sind die 
Gründe? 

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

2. Wie hoch ist die Gesamtsumme der für GrundstOcksVCr- (C) 
käufe zu 1 gezahlten Kaufpreise urid wie hoch ist die Summe der 
gezahlten Kaufpreise, die derzeit auf Notaranderkonten schlum-
mern Und vom Land Berlin bzw. von den Wohnungsbaugesell
sCl1after1 nicht abgerufen werden können, weil eine Grund
stückszuordnung noch nicht erfolgt ist? 

-Antwort der Senatsverwaltung für Bau~ und Wohnungs
wesen vom s. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Im Interesse einer zügigen Privatisierung von Wohngrundstük· 
ken in Durchführung des ASHG haben die Wohnungsbaugesell· 
schatten beim Abschluß der Kaufverträge an Investoren bis zum 
31. Dezember 1993 sowie bei der Umwandlung in Wohneigen
tum und Verkauf an Mieter ab dem 1. Janaur 1994 in Kauf neh
men müssen, daß grundbuchgängige Grundstücke bis auf ein· 
zeine Ausnahmen nicht bestehen. Die privatisierten Wohn
gebäude befinden sich auf unverm'?ssenen Rächen des Komple
xen Wohnungsbaus bzw. auf Grundstücken, die nach der nicht 
mehr gültigen Rechtsträgerverordnung der ehemaligen DDR 
gebildet wurden.- Bei der Schaffung grundbuchgängiger Wohn· 
grundstocke müssen z. 8. gebäudebezogene Grünanlagen, Vor· 
gärten, Müllsammelplätze berücksichtigt und Geh·, Fahr· und 
Leitungsrechte geordnet we_rden. 

Erst mit dem Zuordnungsplan wird die Zahl der Wohngrund· 
stOcke endgültig bekannt. (D) 

Mit der gebietsweisen Zuordnung von Wohnvermögen nach 
dem Vermögenszuordnungsgesetz ist eine Beschleunigung der 
Vermögenszuordnung nachweisbar eingetreten. Zum Arbeits
stand wird auf die Beantwortung Kleine Anfrage 65$9 verwie
sen. 

Bei der. Erstellung der Zuordnungspläne werden die Wohnge· 
biete vorgezogen, in denen sich die privatisierten bzw. noch zu 
priVatisierenden Wohngrundstücke befinden. Anhand des 
Arbeitsstandes ist davon auszugehen, daß die_se Zuordnungs
pläne noch 1 995 von der OFD beschrieben werden und die not
wendigen Eintragungen im Grundbuch erfolgen. 

Zu2: 

Die Kaufverträge umfassen in jedem Fall den Grund und 
Boden, das Wohngebäude und die Sani_erung der Wohnge
bäude. Da die Grundstücksbedingungen je WohngrundstUck 
unterschiedlich sind, die Wohnungsbaugesellschaften als Eigen
tümer der Wohngrundstücke eigenverantwortlich agieren und 
eine Zusammenfassung aller Kaufverträge damit keine 'einheit· 
liche Beurteilung des GesamtVorganges erlaubt, würde die 
Ermittlung einer Gesamtsumme keine Aussagekraft zu den 
Grundstückverkäufen haben. 

ln allen Fällen ist von den Erwerbern der Kaufpreis auf Notar
anderkonten hinterlegt, mit der vollen Verfügung durch den Ver· 
käufer bei Eintragung des neuen Eigentümers im Grundbuch .. 
Die Wohnungsbaugesellschaften schätzen ein, daß im 2. Halb
jahr 1995 bei einer wesentlichen Zahl der Grundstücke 
diese Bedingungen erfüllt sind und ihnen damit der Kaufpreis 
zufließt. 

Wolfgang N a g el 
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(A) [M30] 

MUndliehe Anfrage Nr. 30 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

neue Entwicklungen am Kranzler-Eck 

Ich frage den Senat: 

1. Ist inzwischen für die vom Sen-at geplante massive Bebau· 
ung des Kranzler-Ecks eine Umweltverträglichkeitsprüfung ent
sprechend den Vorgaben der EU durchgeführt worden? Wenn 
ja, mit welchem Ergebnis, wenn nein, warum nicht und wann 
dann? 

2. Ist die vom Investor nach heftiger Kritik an seinem Vorhaben 
versprochene Visualisierung der augenblicklich nach geltendem 
Planungsrecht möglichen Baumasse durchgeführt worden? 
Wenn ja, wann wird sie den:! Abgeordnetenhaus zugänglich 
gemacht, wenn nein, welchen Uberarbeitungsstand hat das Pro
jekt im Senat? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs
wesen vom 8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wurde bisher im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens nicht fOr erforderlich gehalten, weil die 
Veränderungen gegenüber dem geltenden Planungsrecht nur 
geringfügig sind. 

(B) Zu 2: 

Ja! Die Gegenüberstellung der Projekte Dustmann und Jahn 
ist in der letzten Sitzung des Ausschusses für Bau- und Woh· 
nungswesen vorgelegt worden. 

Wolfgang N a g e I 

[M31] 

Mündliche Anfrage Nr. 31 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

Berliner Prater 

Ich frage den Senat: 

1. Mit welchen Geldern und in welcher Höhe wird der Berliner 
Prater im Pranzlauer Berg bis zur Wiederinbetriebnahme zu 
welchem voraussichtlichen Termin saniert? 

2. Ist dem Senat der Verbleib des Berliner Prater·Archivs 
bekannt, und, wenn nein, was will er unternehmen, um dieses 
StOck Berliner Kulturgeschichte wieder zugänglich zu machen? 

Die Antwort des Senats lag nicht innerhalb der Wochenfrist des 
§ 51 Abs. 5 GO Abghs vor. 
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[M32] 

Mündliche Anfrage Nr. 32 
der Abgeordneten Dr. Sibyii-Anka Klotz (Bü 90/Grüne) 
über 

neu es ESF-Antragsverfahren und Datenschutz 

Ich frage den Senat: 

1. Ist der Senat der Auffassung, daß das neue ESF-Antrags· 
verfahren für integrierte Qualifizierungs- und Beschäftigungs· 
maßnahmen hinsichtlich der vorgesehenen BeriChtspflicht -
Name, Geburtsdatum, Ein· und Austrittsdatum sowie das soge· 
nannte Teilnehmerregistratursystem - den in Berlin geltenden 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen entspricht? Was 
geschieht mit den Berichtsbögen in den Servicegesellschaften, 
an welche Instanzen werden die Bögen weitergeleitet? 

2. Wie stellt sich der Senat die Umsetzung des 40prozen
tigen Qualifizierungsanteils ohne gleichzeitige &höhung der 
Regie· und Sachkostenförderung von durchschnittlich 
11 000 DM pro Jahr und Teilnehmerio und Teilnehmer praktisch 
vor - wenn es sich, wie wir voraussetzen, um eine qualitiv hoch· 
wertige QualifiZierung handeln soll? 

Antwort der Senatsverwaltung für Arbeit und Frauen vom 
8. Juni 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

(C) 

Den mit der Durchführung von Beschäftigungsmaßnahmen 
beauftragten Servicegesellschaften (SG) liegt eine 1. Fassung 
eines Teilnehmerregistratursystems (TRS) vor. Die allgemeine 
Einführung dieses Systems im Rahmen der Fördermittelvergabe (D) 
durch die Sevicegesellschaften steht in den nächsten Wochen 
bevor. Hierbei werden die datenschutzrechtlichen Belange 
gewahrt. Das TRS wurde entwickelt, um den Anforderungen der 
Europäischen Union hinsichtlich der Ausreichung und Abrech-
nung von Fördermitteln Genüge zu tun. Das geplante TRS zeich-
net sich insgesamt dadurch aus, daß Daten nur durch die Ver· 
waltung sowie ein nach § 7 Haushaltsgesetz 1995 beauftragtes 
beliehenes Unternehmen bzw. die von der Verwaltung beauftrag· 
ten Servicegesellschaften, die vertraglich zum Datenschutz ver
pflichtet worden sind, e"rhoben werden. Das TRS soll u. a. auch 
wirksam die mißbräuchliche Inanspruchnahme von Fördermitteln 
verhindern. Es wurde so konzipiert, daß es den Forderungen des 
Datenschutzes entspricht. 

Zu 2: 

Für die Durchführung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz werden freie Träger durch· 
schnittlieh mit 11 000 DM pro Jahr je Beschäftigten gefördert. 
Die Kosten beinhalten die Finanzierung praxisorientierter Bil
dungsanteile auf der Grundlage von Einarbeitungsplänen. Dies 
schließt nicht aus, daß bei einzelnen Maßnahmen eine höhere 
Förderung gewährt werden kann. 

Insgesamt stellt das Verfahren der EU für integrierte Beschäfti· 
gungs· und Qualifizierungsmaßnahmen einen abrechnungstech· 
nischen Vorgang dar, der im Regelfall keine Veränderung der 
jeweiligen Maßnahmekonzeption zur Folge hat. Es wird lediglich 
den geltenden formellen Vorgaben der EU an die Kofinanzierung 
integrierter Beschäftigungs· und Qualifizierungsmaßnahmen 
Rechnung getragen. 

Or. Bergmann 
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(A) Anlage 6 

(B) 

Nicht behandelte Mündliche Anfragen 
aus der 85. Sitzung 

[M85/6] 

Mündliche Anfrage Nr. 6 
des Abgeordneten Günter Mardus (CDU) über 

Lehrstellenlücke 

Ich frage den Senat: 

Welche konkreten Maßnahmen hat der Senat ergriffen, damit 
wie im vergangeneo Jahr jedem ausbildungswilligen Jugend
lichen eine Lehrstelle zur Verfügung gestellt werden kann? 

Antwort der Senatsverwaltung für Schule, Berufsbildung 
und Sport vom 17. Mal 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß §51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Die Bereitstellung eines ausreichenden Ausbildungsplatzan
gebots, das auch im Jahre 1995 allen Jugendlichen, die dies 
wünschen, die Aufnahme einer Berufsausbildung ermöglicht, hat 
im Spektrum der politischen Aufgaben des Senats von Berlin 
eine prioritäre Stellung. · · · 

Positive Ausbildungsplatzbilanz 1994 

ln der Vermittlungsrunde 1994 ·war es- in Berlin trotzäußerst 
schwieriger Ausgangsbedingunge!"l gelungen, nahezu allen· 
Bewerbern einen Ausbildungsplatz zu vermitteln. Trotz einer de
mographisch bedingt steigenden Zahl von Schulabgängern 
waren es lediglich 281 bei den Berliner Arbeitsämtern gemeldete 
Ausbildungsplatzbewerber, die bis Ende 1994 noch nicht in 
einen Ausbildungsplatz vermittelt werden konnten. Diese erfreu
liche Bilanz war angesichts der anhaltend schwierigen Rahmen
bedingungen- Wir verweisen auf den dramatischen wirtschafts
strukturellen Wandel in beiden Teilen der Stadt, der zudem 
begleitet wurde durch eine konjunkturelle Schwächeperiode -
nicht von vornherein abzusehen. 

Die unerwartet positive Ausbildungsplatzbilanz des Jahres 
1994 ist ein Erfolg der intensiven und abgestimmten Bemühun
gen aller in Berlin an der beruflichen Bildung Beteiligten. Dazu 
zählen: 

Die Eigenanstrengungen der Wirtschaft zur Erhöhung der 
Ausbildungsleistungen, in deren Ergebnis sich die Zahl der 
neubegründeten betrieblichen Ausbildungsverhältnisse er
höhte. 

Die flankierenden Hilfen des Senats von Berlin im Rahmen 
der 11Richtlinien Ober die GewährUng von Zuschüssen zur 
Förderung der Berufsausbildung im Land Berlin". ln der Ver
mittlungsrunde 1994 konnten beispielsweise 6 690 zusätz
liche Ausbildungsplätze durch Förderung mit jewe_ils 5 000 
DM und darüber hinaus 797 neubegrUndete Ausbildungs
verhältnisse im Baugewerbe gewonnen werden. Dies ent
spricht einem Gesamtaufwand von rd. 38,8 Mio. DM allein 
für diesen Förderungstatbestand. 

Die Anstrengungen des öffentlichen Dienstes zur Erhaltung 
und Ausweitung der Ausbildungsleistungen. 

Die Gemeinschaftsinitiative von Bund, ostdeutschen Län
dern und Berlin zur Bereitstellung von 1 509 außerbetrieb
lichen Ausbildungsplätzen für unversorgte Ausbildungs
platzbewerber. 

Die Finanzierung von mehr als 1 000 Ausbildungsplätzen in 
der Oberbetrieblichen Vollausbildung für benachteiligte 
Jugendliche nach § 40 c Abs. 2 AFG. 

Äußerst schwierige Vermittlungsrunde 1995 

F'ür 1995 gilt es, die Anstrengungen zur Ausweitung des Aus
bildungsplatzangebotes zu intensivieren, denn wir rechnen filr 
1995 mit einer dramatisch angespannten Ausbildungsplatzsitua
tion. 1995 werden insgesamt 30 933 Schulabgänger erwartet-
1 400 mehr als im Vorjahr. Auch in Brandenburg steigt die Zahl 
der Schulabgänger um rd. 5 000 auf 30 000 erheblich an. Bei 
einer gleichbleibend hohen Altnachfrage und der Zahl der aus 
dem Umland einpendelnden Jugendlichen wird die Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen im Jahre 1995 auf 22 800 ansteigen, 
das sind 2 000 mehr als im Vo~ahr. Zu dieser Einschätzung der 
voraussichtlichen Entwicklung des Ausbildungsplatzbedarfs 
gelangte die vom Regierenden Bürgermeister geleitete Sander
kommision 11Ausbildungsplatzsituation" in ihrer Sitzung am 
17. März dieses Jahres. 

Zu Besorgnis Anlaß gibt dabei der Umstand, daß die nachteili
gen Folgen des einschneidenden Strukturwandels auf den Aus
bildungsstellenmarkt in abgeschwächter Form weiterhin wirksam 
sind. Der erfreuliche _Aufschwung im Ostteil der Stadt geht 
jedoch noch von einem relativ niedrigen Ausgang~niveau aus, 
und es erscheint fraglich, inwieweit diese Entwicklung eine 
Dimension erreicht, die auf spOrbare Entspannungstendenzen 
auf dem Ausbildungsstellenmarkt hoffen läßt. 

Ausbildungsstellensituation Ende April 1995 

Die Bedarfseinschätzungen der Sonderkommission "Ausbil
dungsplatzsituation" wird durch den bisherigen Verlauf der Ver
mittlungsrunde 1995 vollauf bestätigt. Nach den aktuellen Daten 
der Berufsberatungsstatistik zeichnet sich tatsächlich eine 
erneute, das Vorjahr noch Obertreffende Zuspitzung der Ausbil
dungsplatzsituation ab. 

Die Tendenz der im Vergleich zum Vorjahr rückläufigen Zahl 
der gemeldeten Ausbildungsstellen und einer, demographisch 
bedingt, deutlich steigenden Zahl der Bewerber hält unvermin
dert an. Ende April standen in Berlin 11 785 gemeldeten Berufs~ 
ausbildungsstellen - das sind rd. 1 240 bzw. 9,5% weniger als 
im Vorjahr- 21 927 gemeldete Bewerber gegenOber- rd. 1 660 
oder 8,2 % mehr als im Jahr zuvor. Zwischen dem Ausbildungs
platzangebot und der -nachfrage klafft eine rechnerische Lücke 
von rd.10 140, die im Vergleich zum Vorjahr (rd. 7 250} um etwa 
ein Drittel höher liegt. 

1995 erhebliche Anstrengungen 
aller an der beruflichen BildUng Beteiligten erforderlich 

Angesichts dieser schwierigen Ausbildungsplatzsituation 
haben sich alle in Berlin für die berufliche Bildung Verantwort
lichen auf einen gemeinsamen Kraftakt verständigt, dessen Ziel 
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(A) 

(B) 
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die Unterstatzung der Anstrengungen der Wirtschaft zur 
Erschließung aller denkbaren Ausbildungsplatzreserven_ ist und _ 
ein ganzes Bündel an Maßnahmen umfaßt: · 

ln erster Linie isf es die Wirtschaft selbst, die in der Pflicht 
steht, die Bemühungen um _die S~~igerung des betrieblichen 
Ausbildungsplatzangebotes nachhaltig zu forcieren. Wir haben 
die im Spitzengespräch beim Bundeskanzler im M?rz dieses 
Jahres durch die Repräsentanten der Wirtschaftsverbände 
abgegebene Selbstverpflichtung positiv aufgenommen, nach 
der die Arbeitgeber in Wirfschaft und Verwaltung insbesondere 
in den ostdeutschen Ländern und Berlin für ein ausreichendes 
Ausbildungsplatzangebot sorgen und dazu in den nächsten zwei 
Jahren das Ausbildungsplatzangebot um 10% erhöhen wollen. 
Auf die Einlösung dieser Verpflichtung werden wir drängen, denn 
wie die aktuellen Daten der Berufsberatungsstatistik signalisie
ren, hat sich die erklärte Absicht der Arbeitgeber bisher noch 
nicht in einer 9:iilSj:Jrechenden Steigerung der Zahl der gemelde
ten Ausbildungsstellen niedergeschlagen. 

Wir gehen davon aus, daß die Berliner Wirtschaft das Ausbil
dungsplatzangebot noch weiter steigern wird. Derzeit werden 
mit Unterstützung der Landesregierungen in Berlin und Branden
burg, der Bundesanstalt für Arbeit sowie der Kammern, Innun
gen und Verbände beider Länder vielfältige Aktionen zur Bereit
stellung zusätzlicber betrieblicher Ausbildungsplätze vorbereitet 
und durchgeführt. Hervorgehoben_ zu werden verdient in diesem 
Zusammenhang der gemeinsam von dßn Regierungschefs der 
Länder Berlin und Brandenburg, des Präsidenten der Bundesan
stalt für Arbeit und den Präsidenten der I~K, der HWK und der 
Steuerberaterkammer vorbereitete_ Appell zur Bereitstellung 
zusätzlicher Ausbildungsplätze in den Betrieben und Pra.xen 
dieser Kammerbereiche. 

De'r Senat von Berlin flankiert die BemOhungen der Wirt· 
schaft und setzt die FOrderung zusätzlicher betrieblicher Ausbil
dungsplätze mit einem Betrag von jeWeils 5 000 DM auch im 
Jahre 1995 fort. 

Die Förderung der überbetrieblichen Ausbildung und der Aus· 
bildung im Ausbildungsverbund sind elementare Be~ta11dteile 
des RichtlinienprOgramms des Senat_s_zur Förderung der Berufs
ausbildung im Land Berlin und_.sollen dazu beitragen, die Ausbil
dungsbereitschaft von Klein- und Mittelbetrieben, insbesondere 
von neugegründeten oder umstrukturierten Unternehmen im 
Ostteil der Stadt wirk!?am zu stimulieren. Eingebettet in di~ 
Gesamtstrategie iur VerbeS$e:rung der Ausbildungsplatzsitua
tion in Berlin iSt auch die Förderung de_~ überbetrieblichen 
Berufsausbildung, der Berufsausbi[dt.mg im Partnerbetrieb {Aus
bildungsverbund} und in überbetrieblichen EinfOhrungslehrgän
gen im Handwerk. 

Die Förderung der Berufsausbildung von Jugendlichen mit ein
geschränkten Le;istungsvoraussetzungen und der Ausbildung 
von Mädchen un_d jungen Frauen in sogenannten "frauenatypi
schen Berufen" sollen helfen, die Chancen dieser Jugendlichen, 
auch unter den schwierigen Bedingungen des Ausbi_ldungsstel
lenmarktes einen Ausbildungsplatz zu bekommen," zu verDes
sern. 

Als Arbeitgeber im Bffentlichen Dienst sind der Bund und 
das Land Berlin gefordert, trotzschwieriger Haushaltslage und 
Einsparungserfordernisse im Personalbereiqh der __ Qff~n_tlichen 
Verwaltungen, das unter den gegebenen Bedingungen mögliche 
Höchstmaß an Ausbildungsleistungen zu erbringen. Das Abge
ordnetenhaus von Berlin hat am 9. Februar 1995 beschlossen, 
im Berliner Landesdienst weiterhin eine AusbildungsqUote von 
mindestens 4% anzustreben- und in Ausbildungsgängen, die 
nicht ausschließlich auf eine Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst ausgerichtet sind, auch über den Eigenbedarf hinaus aus
zubilden. 

Auch 1995 beträgt im Bereich der unmittelbaren LanQ_esve:r
waltung (Hauptverwaltung und Bezirksverwaltungen} für die 
Arbeiter und Angestellten die OJ.mte der zur Verfügung gestell
ten Ausbildungsplätze, d. h. der Anteil der Auszubild!:3ncien an_ 
den Beschäftigten, 4,51 %. Für die öffentlich-rechtlichen Beam
tenlaufbahnen wurde eine Steigerung der Ausbildungsquote von 
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12,91 auf 13120% veranschlagt. Der Senator für Schule, Berufs
bildung und Sport hat an alle ortsansässigen Bundesdienststel
len appelliert, die An_strengungen zur Erhaltung und Ausweitung 
des Ausbildungsplatzangebotes deutlich auszuweiten, und hat 
gegenüber dem Bundesminister des lnnern im Zusammenhang 
mit der Verantwortung für die personelle Vorbereitung des 
Hauptstadtumzuges ein stärkeres Ausbildungsengagement des 
-Bundes in Berlin angemahnt. 

Schließlich kann davon ausgegangen werden, daß auch in 
diesem Jahr ein bedarfsdeckendes Kontingent von Ausbildungs
plätzen fOr benachteiligte Jugendliche nach § 40 c Abs. 2 AFG 
zur Verfügung steht. 

Trotz dieser komplexen Maßnahmen, mit denen einem drohen• 
den Ausbildungsplatzdefizit begegnet werden soll, kann ange
sichts der in dieser Vermittlungsrunde e~remen Angebot-Nach
frage-Disparitäten nicht ausgeschlossen werden, daß auch bei 
größter, durch Fördermaßnahmen des Landes Berlin flankierter 
Anstrengung der Wirtschaft und der Initiativen der öffentlichen 
Arbeitgeber zur Ausweitung des Ausbildungsplatzangebotes, 
am Ende der Vermittlungsrunde 1995 einei erhebliche Zahl an 
Bewerbern ohne Ausbildungsplatz bleiben wird. Obgleich die 
außerbetriebliche Berufsausbildung trotz. des im zurückliegen
den Jahr gestiegenen Gesamtangebots an betrieblichen Ausbil
dungsstellen ein Ausmaß erreicht hat, das an die Grenzen des 
ordnunQspolitisch, bildungspolitisch und finanzpolitisch noch 
Vertreit&ciren -stößt, werden wir voraussichtlich auch im Jahre 
1995 aUf die Bereitstellung außerbetrieblicher Ausbil· 
dungsplätze für unvermittelte Bewerber noch nicht ver· 
zichten k6nnen! Von der Sonderkommission "Ausbildungs
platzsituation'" und durch Beschluß des Abgeordnetenhauses 
vOn Berlin vom 9. Februar 1995 wurde der Senat von Berlin dazu 
aufgefordert, sich in Verhandlungen mit der Bundesregierung fOr 
die Fortsetzung der Gemeinschaftsinitiative zur Bereitstellung 
außerbetrieblicher Ausbildungsplätze für unversorgte Bewerber 
einzusetzen. Wir haben dazu bereits wichtige Schritte unternom
men, um die Bundesregierung zu bewegen, rechtzeitig und 
g·emelnSäiTI mit den ostdeutschen Ländern und Berlin ein abge
stimmtes Konzept zu erarbeiten, in welchem Umfang Bund, 
ostdeutsche Länder und Berlin irn Jahr 1995 trotzdes vorrangig 
angestrebten Ausbaus der betrieblichen Berufsausbildung, 
der Verbundausbildung sowi_e der verstärkten Akquisition von 
betrieblichen Ausbildungsplätzen außerbetriebliche Ausbil
dungsplätze für unversorgte Bewerber bereitgestellt werden 
mOssen. ln enger Kooperation mit dem Land Brandenburg hat 
der Senat gegenOber dem Bundesministerium für Bildung, Wis
senschaft, FOrschung und Technologie auf eine rechtzeitige Ver
abschiedung eines Sonderprogramms für unversorgt geblie
bene Bewerber mit außerbetrieblichen Plätzen hingewirkt Ran
kiert wurden diese Bemühungen durch gesonderte Schreiben 
an die Bundesministerien fOr Wirtschaft, Arbeit und Sozialord
nung, sowie an die Bundesanstalt für Arbeit. Dia Bundesr~gie· 
rung hat sich mit Hinweis auf die Ergebnisse des zweiten 
Gesprächs zur Zukunftssicherung des Standortes Deutschland 
am 15. März 1995 beim Bundeskanzler bisher noch nicht bereit 
erklärt, eine GemeirisChaftsin-itiative mitzufinanzieren. 

Die bisherige Darstellung verdeutlicht, daß ein kompaktes 
Maßnahmebündel geschnürt ist, um dlf.!r steigenden Ausbil
dungsplatznachfrage zu begegnen. Aus aktuellem Anlaß verwei· 
sen wir darauf, daß der bereits durchgeführte .,Tag der Berufs· 
ausbildung'" einen weiteren wichtigen Baustein in den Bemühun· 
gen um die Schließung der AusbildungsplatzlOcke darstellt. in 
der Kongreßhalle am Alexanderplatz warben die IHK und die 
HwK gemeinsam mit besonders engagierten Ausbildungsbetrie
ben und Innungen ftir attraktive Ausbildungsberufe. Betriebe mit 
vorbildlichen Ausbildungsleistungen wurden ausgezeichnet. Alle 
Berliner Betriebe sind aufgerufen, diesen Beispielen entspre
chend ihr Au~bildungsplatzangebot zu steigern. Den Berliner 
Schulabgängern sollen Anregungen und Hinweise für die 
Berufswahl vermittelt werden. Viele namhafte Betriebe und 
Innungen präsentierten an Informationsständen .,Berufe zum 
Anfassen" un~d erläutern gemeinsam mit Berufsberatern der Ber
liner -:Arbeitsämter konkrete Einstellungschancen. 

(C) 

(D) 
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(A) Die Situation auf dem Berliner Ausbildungsstelle_nmarkt ist 

(B) 

schwierig, aber nicht ohne Hoffnungen. Wenn_ es im Zusammen
gehen von Wirtschaft, Politik von Bund und Land Berlin gelingt, 
all diese abgestimmten Maßnahmen ohne Abstriche umzuset
zen, dann wagen wir die Prognose, wird es möglich sein, das 
zum Ende der Vermittlungsrunde 1995 drohende Ausbildungs
platzdefizit doch noch abzuwenden. 

JOrgen Klemann 

[M85/7] 

Mündliche Anfrage Nr. 7 
des Abgeordneten Dr. Hermann Borghorst (SPD) über 

Begrenzung der Mietsteigerungen 
im sozialen Wohnungsbau 

Ich frage den Senat: 

1. Welche Maßnahmen hat der Senat ergriffen bzw. plant er, 
um die drastischen Mietsteigerungen im sozialen Wohnungsbau 
zum 1. Januar1995 von bis zu 2,50-DM pro qm und Monat aufein 
sozialverträgliches Maß zu verringern? 

2. Wann ist mit ein6r ·absdiließenden Entscheidung sowie 
Umsetzung zugunsten der Mi_eter zu rechnen? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs
wesen vom 11. Mai 1995 

Im Namen des Senats- von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
enedigte Mündliche Anfrage gemäß § 5t Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1 und 2: 

Zum 1. Januar 1995 wurden erhebliche Reduzierungen der 
SonderaufwendungszuschUsse für die Wohnungsbaupro
gramme 1967 bis 1971 durch Senat und Abge_ordnetenhaus fest· 
gelegt. Der damit verbundene Anstieg der Nettokaltmiete wurde 
mit Kappungsgrenzen versehen. Der Mietanstieg sollte 2,50 DM 
pro Quadratmeter und Monat sowie die absolute Obergrenze 
von 10,00 DM pro Quadratmeter und Monat nicht übersteigen. 

Von dieser Regelung waren Wohnungen in allen Teilen des 
ehemaligen West-Berlin; insbesondere in der Gropiusstadt, in 
Lichtenrade und in Spandau, betroffen. -

Angesichts zusätzlicher finanzieller Belastungen der Men
schen in unserer Stadt zum 1. Januar 1995 wurden die genann
ten Mietsteigerungen als besonders belastend empfunden. 

Der Senat hat am 25. April1995 zustimmend Kenntnis von der 
Besprechungsunterlage der Senatsverwaltung für Bau- und 
Wohnungswesen vom 18. April 1995 geriommen, daß für die 
betroffenen Mieterhaushalte die Mieterhöhung auf einen Betrag 
von 1,50 DM je m2 Wohnfläche monatlich beschränkt werden 
soll und daß die Senatsverwaltung fqr Finanzen beabsichtigt, 
überplanmäßige Ausgaben_ im Haushalt~jahr 1995 in Höhe von 
4 493 000,00 DM und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch· 
tigungen im Haushaltsjahr 1995 in Höhe von 5 472 000,00 DM 
zuzulassen. 

ln der gestrigen Sitzung des Hauptausschusses wurde die 
Vorlage der Senatsverwaltung fLir Bau- und Wohnungswesen 
zustimmend zur Kenntnis genommen. Ergänzend wurde 
beschlossen, die Kappungsgrenze -auf 9,00 DM statt auf 10,00 
DM pro Quadratmeter und Monat festzulegen. 

Die neue Regelung gilt rückwirkend zum 1. Januar 1995. Für 
die Jahre 1995 bis 1998 bedeutet dies eine Belastung des Haus
haltes von ca. 12 Millionen DM, die zu gleichen Teileo aus den 
Haushaltsplänen der Senatsverwaltung für Finanzen sowie für 
Bau- und WohnungSwesen gedeckt werden. 

ln Vertretung 

Blelka 
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[M85/8] 

Mündliche Anfrage Nr. 8 
der Abgeordneten Dagmar Pohle (POS) über 

Einkommensangleichungen von 
freien Trägern 

Ich frage den Senat: 

1. Welche Erfahrungen gibt es seit lokrafttreten des Einkam· 
mensangleichungsgesetzes vom 7. Juli 1994 mit berechtigten 
Mehrforderungen von freien -Trägern und der Ablehnung oder 
Zustimmun-g Von- SenatsverWaltungen zu diesen Forderungen? 

2. ln welcher Höhe wurden für welche Träger und Projekte 
berechtigte Mehrforderungen zur Angleichung der Löhne und 
Gehälter bewilligt, und wie hoch ist die prozentuale Ablehnungs
rate? 

Antwort der Senatsverwaltung für Finanzen vom 11. Mai 
1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1 und.2: 

Die angespannte Haushaltslage hat zur Folge, daß analog den 
Sparzwängen in den Verwaltungen auch dem Bereich der öffent
lichen Förderung ein enger finanzieller Rahmen gesetzt ist. 

Aus diesem Grund sind auch die vom Land Berlin unterstütz· 
ten freien Träger gehalten, einen Mehrbedarf zunächst aus eige
ner Kraft zu decken. Insofern liegt auch die Entscheidung, inwie
weit diese den Regelungen des Einkomm9nsteuerangleichungs
gesetzes folgen, gruildsätzlich bei den Einrichtungen selbst. 

Nur in den Fällen, in denen eigene Ressourcen nach allen 
Möglichkeiten ausgeschöpft wurden, kann es .im Einzelfall zu 
einer Aufstockung der Zuwendung des Landes Berlin kommen. 
Ein grundsätzlicher Anspruch hierauf besteht nicht. 

Unabdingbare Voraussetzung ist jedoch, daß benötigte Haus
haltsmittel zur Verfügung stehen bzw. durch Einsparungen an an· 
derer Stelle verfügbar gemacht werden können. 

Diese Voraussetzungen waren bei folgenden Anträgen erfüllt: 

SenJust 

Freie Hilfe Berlin e. V. 

SenJugFam 

Bürgerhaus e. V. (Jugend mit Zukunft) 

Deutscher Familienverband 

Fabeth e. V. 

Fröbel e. V. 

Caritasverband 

Diakonisches Werk 

Zusammenwirken im Familienkonflikt 

SOS-Kinderdorf 

Kindheit e. V. 

Familienberatungs-Sonderprogramm · 

Familienbildungs-Regelförderung 

Kita Pustekuchen 

Kita Villa Kunter·Bund 

Höhe (DM) 

21 000 

1 700 

7 221 

11 571 

8 732 

6438 

39 802 

6 090 

8700 

14 790 

27000 

1100 

50 

50 
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(A) Höhe (DM) muß, um zu vermeiden, daß Maßnahmen gefördert werden, die (C) 
energetisch nicht sinnvoll sind oder dem Stand der Technik nicht 

(B) 

KARUNA - Freizeit -ohne Drogen International e. V.: entsprechen. 

Villa Störtehecker 

Nestwärme 

Bleibe 

Helkos e. V. (Stadt·Rand·Treff) 

Pad e. V.-
Eltem und Jugendliche gegen Drogenmißbrauch: 

BÖ9 
VgS e. V. (Projekt Hellersdorf) 

Caritasverband 
(Integrierte Suchtberatungsstelle Berlin-Mitte) . 

Spinnboden e. V. 

15 000 

9000 

4700 

23300 

7 600 

7400 

10400 

2000 

Bei Weiteren 125 vorgelegten Anträgen konnte wegen feh
lender Einsparungen keine Abhilfe geschaffen werden. 

Ferner konnte einer Vielzahl von Anträgen bisher kein 
abschließender Bescheid erteilt werden, da Finanzierungsmög
lichkeiten erst geprüft werden. 

Über die Erfahrungen in der Senatsverwaltung fiir Schule, 
Berufsbildung und Sport liegen bislang keine Erkenntnisse vor. 

Pieroth 

[M85/12] 

Mündliche Anfrage Nr. 12 
der Abgeordneten Dr. Ellsabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

fragwürdige Bearbeitung von ökologisch 
sinnvollen Anträgen bei der IBB 

Ich frage den Senat: 

1. Wieviel Personen beschäftigen sich bei der Investitions· 
bank 8erlin (188) mit der Prüfung und Genehmigung von ökolo· 
gischen Maßnahm_en im Modlnst· und Neubaubereich, und 
warum dauert die Bearbeitung solcher Anträge durchschnittlich 
ein halbes Jahr? · 

2. Wie bewertet es der Senat, daß Antragstellern bereits im 
März 1995 von der 188 angekündigt wurde, daß sie mit Förder
geldern für den Einbau von Solaranlagen in diesem Jahr voraus
sichtlich rlicht mehr rechnen können? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungs
wesen vom 11. Mal 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Die Förderungsanträge werden bei der Investitionsbank Berlin 
(188) im Rahmen einer arbeitsteiJigen Ablauforganisation (tech· 
nische Bearbeitung, kaufmännische Bearbeitung) bearbeitet, so 
daß eine bestimmte Zahl von 13ear_beitern für bestimmte Förde· 
rungsanträge nicht benannt werden. Die Anträge werden grund· 
.sätzlich in Reihenfolge des Eingangs der vollständigen Antrags
unterlagen bearbeitet (Nummer 7 .2.1 "ModlnstRL 93 - stadt
weit"). Nach dem gegenwärtigen Stand können nach Auskunft 
der 188 vollständig vorliegende Anträge für Solaranlagen inner
halb eines Monats bewilligt werden. Vollständige Ar1tragsunterla
gen bedeutet bei Förderungsanträgen für Solaranlagen, daß 
auch eine energetische Begründung (Ene_rgiekonz~pt) vorliegen 
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Im Neubaubereich ist die Prüfung der ökologischen Anforde· 
rungen Teil der Bearbeitung des Gesamtvorhabens und erfolgt 
zUgig, wenn die diesbezOgliehen Unterlagen vollständig vor
liegen. 

Zu 2: 

Da im Förderungsprogramm "stadtweite Maßnahmen" 
("ModlnstRL 93 - stadtweit") bereits Anfang dieses Jahres die 
vorliegenden Förderungsanträge die zur Verfügung stehenden 
Förderungsmittel überschritten, hatten nach Auskunft der 188 
auch 20 Antragsteller für Solaranlagen einen entsprechenden 
Zwischenbescheid erhalten. Zwischenzeitlich ist klargestellt 
worden, daß für Solaranlagen - auch für neu eingehende 
Anträge - im Rahmen eines Mittelkontingentes wie im Vorjahr 
BeWmigungen Weiter erfolgen können und insofern kein Antrag 
für Solaranlagen mangels Geldes zurilckgestellt werden muß. 

[M85/17] 

ln Vertretung 

srelka 

Mündliche Anfrage Nr.17 
der Abgeordneten Sabine Toepfer (CDU) über 

Kraftfahrzeugsteuern 

Ich frage den Senat: 

1. Wie hat sich der Senat hinsichtlich der Bundesratsinitiative 
des Landes Baden·Württemberg zur Abschaffung der direkten 
Kraftfahrzeugbesteuerung und damit verbundenen Erhöhung der 
Mineralölsteuer verhalten? 

2. Stimmt der Senat mit mir überein, daß die zur Zeit durch 
Veranlagung, Erfassung und Seitreibung der Kraftfahrzeugsteuer 
gebundenen Stellen einnahmepolitisch wirksam in anderen 
Bereichen --z. 8. BetriebsprUfung - eingesetzt werden könnten 
und auch die Verwaltungskosten - Vorabaufforderungen, Mah· 
nungen etc. - in keinem Verhältnis zum Ertrag dieser Steuer 
stehen, und ist der Senat bereit, umgehend die in§ 13 KraftStG 
vorgesehene Verordnung zur Erstversteuerung von Kraftfahrzeu
gen - zumindest bis zu einer etwaigen Neuregelung der Kraft
fahrzeugsteuererhebung -zu erlassen; wenn nein, warum nicht? 

Antwort der Senatsverwaltung für Finanzen vom 11~ Mal 
1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Das Land Baden-Württemberg hat seinen im Bundesrat 
gestellten Antrag zur Abschaffung der direkten Kraftfahrzeugbe· 
steuerung 1993 zurückgezogen. Insoweit erUbrigt sich die Frage 
zu 1. Im übrigen verweisen wir auf unsere Antwort vom 3. Sep
tember 1992 auf Ihre in der 34. Sitzung des Abgeordnetenhau
sesam 3. September 199.2 nicht behandelte Mündliche Anfrage 
Nr. 11, in der wir erklärt haben, der SR-Initiative Baden-Württem
bergs grundsätzlich aufgeschlossen gegenüberzustehen. 

Zu 2: 

Nein. Auch hierzu verweisen wir auf unsere unter 1. genannte 
Antwort zu 2. 

Ergänzend wird mitgeteilt, daß die Gesichtspunkte1 die gegen 
die Einführung der Erstversteuerung sprechen, durch eine 
erneute Untersuchung dieser Frage durch die Oberfinanidirek
tion Berlin im Jahre 1994 erneut bestätigt worden sind. 

Pieroth 

(D) 



; 

Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

(A) [M85/18] 

(B) 

Mündliche Anfrage Nr. 18 
des Abgeordneten Michael Cramer (Bü 90/Grüne) über 

durchgehenden Nachtverkehr auf der U-Bahn 

Ich frage den Senat: 

1. Wie hoch sind die zusätzlichen Kosten, die die Verkürzung 
der nächtlichen Betriebspause-wie früher in Berlin üblich -zur 
Folge hat? 

2. Wie setzen ·sich die zusätzlichen Kosten jeweils zusam~ 
men? 

Antwort der Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 
vom 17. Mal 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche_ Anfrage gemäß §_51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Die Fragen beziehen sich ausschließlich auf betriebliche 
Angelegenheiten der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) - Anstalt 
des öffentlichen Rechts - und können in eigener Zuständigkeit 
des Senats deshalb nicht beantwortet werden. Adressat der 
Fragen können nur die Berliner Verkehrsbetriebe sein. Auf das 
Schreiben des Regierenden Bürgermeisters an die Präsidentin 
des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 28. Februar 1992 wird 
insoweit hingewiesen. -

Wir übermitteln Ihnen zu 1 und 2 folgende Stellungnahme der 
BVG: 

Die Überlegungen bezüglich des N8Chtverkehrs sind noch 
nicht abgeschlossen, ebenso die Berechnungen. 

Prof. Dr. Haase 

[M85/19l 

Mündliche Anfrage Nr. 19 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

Spruch des Bundesverwaltungsgerichts zum 
Schlachthof Eldenaer Straße 

Ich frage den Senat: 

1. Wie hoch ist die Summe, die bei der Liquidation des 
Schlachtbetriebs Eidenaar Straße dui-Ch die Treuhand insge
samt aufgelaufen ist, und welchen Wert haben die dem Land 
Berlin durch das Bundesv~rwaltungsgericht nicht zugesproche
nen Grundstücke des Schlachthofgebietes? 

2. Welche Konsequenzen für das Planungsverfahren und die 
Durchführung dieser Planung zieht das Land Berfin aus dem 
Spruch des Bundesverwaltungsgerichts? 

Antwort der Senatsverwaltung für Finanzen vom 11. Mal 
1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß §51 Abs. 5 der Geschäfts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

a) Über die Höhe der Verbindlichkeiten des Schlachtbetriebes 
zum Zeitpunkt des Liquidationsbeschlusses können keine 
Angaben gemacht werden, da di~se Daten vertraulich zu 
behandeln sind. 

b) Die GrundstUcke des Schlachthofgebietes, die Gegen
stand des Verfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht 
waren, haben einen Wert von gerundet 94 Millionen DM. 

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

Zu 2: 

Aus dem Urteil ergeben sich in bezug auf die Planungen im 
Entwicklungsgebiet Aiter Schlachthof keinerlei Konsequenzen, 
da die Bereitstellung der Räche durch einen Kaufvertrag parallel 
zum Rechtsstreit abgesichert wurde, 

Elmar Pieroth 

[M85/23] 

Mündliche Anfrage Nr. 23 
der Abgeordneten Dr. Ellsabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

Sanierungsmittel für absackendes Wohnhaus 
im Wedding 

Ich frage den Senat: 

1. Auf welche Weise unterstützt der Senat den Bezirk Wed~ 
ding in dessen Bemühen, für das durch die beim U~Bahnbau 
1960 vorgenommene Grundwasserabsenkung absackende 
Wohnhaus Genter Straße 9 kurzfristig öffentliche Fördermittel 
- Gesamtaufwand ca. 1,8 Millionen DM - für eine schnelle 
Sanierung bereitzustellen? 

2. Ist der Senat angesichts des im Wedding voll ausgebuch
ten Sanierungsprogramms nicht auch der Meinung, daß er 
aufgrund der aktuellen Gefährdung des Hauses und seiner 
über 20 Mietparteien zusätzliche, im Haushalt umzuschichtende 
Modlnst-Mittel für dieses Projekt zur Verfügung stellen sollte? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau· und Wohnungs· 
wesen vom 11. Mai 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts-

(C) 

ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: (D) 

Zu 1: 

Die Probleme, die aus dem derzeitigen Bauzustand resultie
ren, präjudizieren keine Förderung. FUr allgemein auftretende 
Bauschäden an bestehenden Gebäuden kann nicht generell von 
einer öffentlichen Förderung fUr erforderliche Baumaßnahmen 
ausgegangen werden. 

Zu 2: 

Nach Auskunft des Bau- und Wohnungsaufsichtsamtes Wad
ding liegt eine akute Einsturzgefahr bzw. Gefährdung der 
Bewohner nicht vor ... 

Unabhängig davon wurde dem Eigenturner angeboten, einen 
Antrag auf Fördermittel für das Programm nstadtweite Maßnah
men" zu stellen. Dem Eigentümer wurden die entsprechenden 
Förderrichtlinien zugesandt 

[M85/24] 

-ln Vertretung 

Bielka 

Mündliche Anfrage Nr. 24 
des Abgeordneten Michael Cramer (Bü 90/Grüne) über 

Kosten für die Sanierung des 
Nord-Süd-Tunnels der S-Bahn 

Ich frage den Senat: 

_ 1. Wie hoch sind die bisher verausgabten Kosten für die 
Sanieruilg des nord·südlichen S·Bahntunnels? 

2. Wie hoch werden die zusätzlichen Kosten aller Voraussicht 
nach sein, wenn die gesamte Sanierungsmaßnahme des nord
südlichen S·Bahntunnels abgeschlossen ist, und wie hoch 
waren dann die Ge_samtkosten für diese Sanierung? 
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Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperlode 

(A) Antwort der Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 
vom 19. Mai 1995 

(B) 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte MUndliehe Anfrage gemäß § 51 _A_bs. 5 der Geschäfts-
ordnung des Abgeordnetenhauses_ wie folgt: -

Zu 1 und 2: 

Vorbehaltlich der von der zuständigen Deutschen Bahn AG zu 
liefemden aktuelleren Angaben, die in der KUrze der Zeit nicht zu 
erhalten waren, betragen die Gesamtkos~en für die Grunder
neuerung des bestehenden Nord-SUd-Tunnels (Anhalter Bahn
hof - Nordbahnhof) 196,7 Mio. DM. Davon wurden bis ein
schließlich _1993 106,55 Mio. DM verausgabt, in den Jahren 
1994 bis 1999 ist die RestfinanzierunQ VOil 92,15 Mio. DM vorge
sehen. 

[M85125] 

ln Vertretung 

Schmitt 

Mündliche Anfrage Nr. 25 
der Abgeordneten Dr. Elisabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über 

dubiose Zwangsverkabelung bei der 
städtischen Wohnungsbaugesellschaft 
Prenzlauer Berg 

Ich frage den Senat: 

1. Wie bewertet es der Senat, daß die städtische Wobnungs
baugesellschaft im Prenzlauer Berg - WIP- für sämtliche von ihr 
verwalteten Häuser - ob ihr gehörend, ob notverwaltet oder 
restitutiorisbefangen - einen Auftrag zur Verkabelung vergeben 
hat, der einen 1 OOprozentigen Anschluß aller Haushalte vor
sieht? Ist dieser Vertrag zumindest im Bereich der der WIP nicht 
gehörenden Häuser nichtig? 

2. Prüft der Senat bzw. e_ine von ihm beauftragte Stelle, ob bei 
Abschluß djeses Vertrags durch den damaligen Prokuristen Sc;:h. 
und den damaligen Geschäftsführer F. Schmiergelder geflossen 
sind, und verstößt der Vertrag damit gegen die guten Sitte_~? 
Wenn der Senat dem Korruptionsverdacht nicht nachgeht, 
warum nicht? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau· und Wohnungs· 
wesen vom 11. Mai 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte MUndliehe Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 d9r Geschä,fts
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Oie Tn der Frage liegenden Annahmen treffen so nicht zu. Nach 
Angaben der Geschäftsführung der WIP sind etwa 26 000 
Haushalte vertraglich zum Anschluß an das Kabelnetz vorgese
hen, wovon etwa 95 % bereits angeschlossen seien. Insgesamt 
verwaltet die WIP etwa 40 000 Wohnei_n_he.it.ßtl, womit von dem 
im Betreff genannten Bestand nur etwa zwei Drittel anzuschlie
ßen sind. 

Die Verkabelung erfolgte nur beim ehemals volkseigenen kom
munalen Wohnungsbestand. NotverWaltete oder im Bestand der 
gesetzlichen Vertretung befindliche GrundstUcke -sind nicht 
betroffen. Rechtsfragen im Zusammenhang rnit der WIP nicht 
gehörenden Grundstücken sind demnach nicht angesprochen, 
insbesondere im Bereich ehemals staatlich verwalteter Grund
stocke. Insgesamt und auch soweit restitutionsbefangene 
Grundstücke betroffen sind, verweist die Gesellschaft auf fol· 
gendes: 

Die Verkabelung sei erforderlich gewesen, da die Gefahr 
bestanden habe, daß in großem Umfang Einzelantennen und 
Antennenschüsseln an den Dächern _und Fassaden angebracht 
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86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

würden. Außerdem habe sich die Gesellschaft gehalten ge· (C) 
sehen, eine Ersatzlösung anzubieten, um den Zugang zu den 
Fernsehprogrammen zu ermöglichen. Was die Mieter anbetrifft, 
sei eine erkennbare Unzufriedenheit nur bei 150 Mietern (0,6 %} 
gegeben, die im Ubrigen Gebühren nach der Betriebskostenum
lageverordnung abgerechnet bekämen. Die Kabelverlegung 
selbst sei im Rahmen des Vermögensgesetzes zulässig. 

Dieser Ansicht schließt sich der Senat unter den beschriebe
nen Voraussetzungen an, soweit eine unzulässige Beeinträchti· 
gung der Rechte des Restitutionsberechtigten hieraus nicht 
erwachse. Im Ubrigen ist die Verkabelung eine Maßnahme im 
Verantwortungsbereich der GeschäftsfUhrung._ 

Zu 2: 

Nach Angaben der GeschäftsfUhruns liegt nicht der geringste 
Anlaß vor, an der Redlichkeit der Verantwortlichkeit beim 
Abschluß det Verkabelungsverträge zu zweifeln. Demnach sehen 
weder sie_ noch der Senat Ansatzpunkte für die Annahme, die der 
Frage zugrunde liegt. 

[MB5127] 

In Vertretung 

Bielka 

Mündliche Anfrage Nr. 27 
der Abgeordneten Dr. Ellsabeth Ziemer (Bü 90/Grüne) 
über · 

Mietenbildung bei ehemals 
alliierten Wohnungen 

Ich frage den Senat: 

1. Wieviel DM pro qm Wohnfläche mUssen jeweils die städti· 
sehen Wohnungsbaugesellschaften für die ihnen vom Bund 
Ubergebenen ehemals alliierten Wohnungen an den Bund abfüh
ren, und welche Regelung gilt dabei jeweils fUr weiterhin leer
stehende Wohnungen? 

2. Wieviel DM pro qm Wohnfläche verlangen demgegenOber 
die städtischen Wohnungsbaugesellschaften jeweils von ihren 
Mietern, und wie bewertet der Senat diese Mietengestaltung 
angesichtsder Tatsache, daß viele Wohnungen bisher unvermie
tet geblieben sind? 

Antwort der Senatsverwaltung für Bau· und Wohnungs· 
wesenvom 11. Mai 1995 

Im Namen des Senats von Berlin beantworten wir Ihre nicht 
erledigte MUndliehe Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der Geschäfts· 
ordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

Zu 1: 

Die WohnungsbauQesellschaften, die ehemalige Alliierten
Wohnungen vom Bundesvermögensamt angernietet haben, 
mUssen dafUr Mietpreise zwischen 5,00 DM/m2 und 10,00 
DM/m2 an den Bund abfUhren. Diese Regelung gilt auch für wei
terhin leerstehende Wohnungen. Es handelt sich dabei um fol
gende Gesellschaften mit folgenden Wohnungszahlen: Bewege 
66 Wohnungen, Degewo 187 Wohnungen, GSW 443 Wohnun
gen, Arwobau 409 Wohnungen. 

Zu 2: 

Die Wohnungen werden von den Unternehmen zu Preisen 
zwischen 14,50 DM/m2 und 23,00 OM/m2 Warmmiete (ein
·schließlich Pauschale für Instandhaltung, Mietausfallwagnis und 
Betriebskosten) weitervermietet. Dabei ist allerdings darauf hin
zuweisen, daß Preise von 23,00 DM/m2 lediglich von der Arwo
bau für komplett ausgestattete Wohnungen (Möbel, Inventar, 
Dekorationen) erhoben werden. 

(D) 



(A) 

(B) 

Abgeordnetenhaus von Berlln - 12. Wahlperiode 

Die Mietengestaltung der Unternehmen orientiert sich am 
Kostendeckungsprinzip. Darüber hinaus mußten bei der Mieten
kalkulation die hohen Leerstände zu Beginn der Vermietung, 
während der Anmietungsphase, und zu erwartende Leerstände 
gegen Ende der Anmietung berücksichtigt werden. Maßgeblich 
für die schwierige Vermietbarkeit der Wohnungen ist nach den 
Erfahrungen der Wohnungsunternehmen nicht die Miethöhe all· 
gemein, sondern vielm~hr die befristete Nutzungsmöglichkeit 
und die Größe der Wohnungen. Seide Faktoren unterliegen 
jedoch nicht den Einflußmöglichkeiten pes Senats. 

ln Vertretung 

Bielka 

86. Sitzung vom 8. Juni 1995 

Druck: Verwaltungsdruckerei Berlin, Kohlfurter Sj:raße 41/43, 10999 Berlin 
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